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BERLIN 1933–1945

Stadt und Gesellschaft im Nationalsozialismus

»Berlin wird von 4 ½ 000 000 Menschen bewohnt und nur, laut Statistik, von 32 600 Schweinen. Wie meinen?«, schrieb der Wahlberliner Erich Kästner 1930 in seinem Gedicht »Berlin in Zahlen« und stellte damit augenzwinkernd den Nutzen von Betrachtungen in Frage, die mehr an Vollständigkeit als an Analyse orientiert sind.1 Wenn auch der Nationalsozialismus in statistischen Kompendien und historischen Überblickswerken längst nicht mehr ausgeblendet wird, ist es doch erstaunlich, wie wenig die Geschichte der Stadt und ihrer Gesellschaft gerade für diese Zeit aufgearbeitet ist.2 Tilgt »immerwährender Wechsel die Erinnerung«, wie Siegfried Kracauer im Dezember 1932 mit Blick auf den Kurfürstendamm mutmaßte?3 Hiergegen spricht, dass »Berlin« in den Ortsregistern von Studien über das nationalsozialistische Regime zweifelsohne häufiger genannt wird als jede andere Stadt Deutschlands. Trotzdem sind unsere Kenntnisse über das Innenleben der Stadt und ihre spezifische Eigenlogik erstaunlich gering.4 Dies ist einerseits darauf zurückzuführen, dass Berlin pars pro toto für den deutschen Regierungssitz steht und zur Chiffre reduziert wird. Andererseits ist zu beobachten, dass allzu lange immer dieselben Fragen – nach dem Verhältnis Hitlers zu der Stadt, den Bauplänen für »Germania« oder aber zur »Eroberung der Arbeiterhochburg« – gestellt wurden.

Obwohl Joseph Goebbels auflagenstark den »Kampf um Berlin« beschwor, konnte mit dem Machtantritt 1933 nicht die Eroberung der Stadt, sondern musste vielmehr die Durchdringung der verschiedenen Lebensräume das politische Ziel der Nationalsozialisten sein.5 Mithin ist zu fragen, wo und wie die Macht errungen und wie sie verteidigt wurde. Wer konnte welche Positionen erobern oder behaupten? Um welche Symbole wurde besonders heftig gestritten? In welchen Teilbereichen gesellschaftlichen Lebens sind rasche Anpassungsprozesse zu beobachten, und wo tauchten offenkundig Hindernisse, Widerstände, Eigensinnigkeiten auf? Wo verblieben Nischen? Wer stellte sich in den Dienst, und wer wurde außer Dienst gestellt? Welche Anreize gab es, »dem Führer entgegenzuarbeiten« (Ian Kershaw), und wie wurde abweichendes Verhalten bestraft? Wer reagierte wie auf die Ausgrenzung von Nachbarn und Arbeitskollegen?
Wie wirkten sich Krieg, Bombardement und Zwangsarbeit auf die Gesellschaft aus? Sind die großen Unterschiede in Berlin darauf zurückzuführen, dass die Stadt so spät geeint wurde und anders als zum Beispiel Paris mehr polyzentrisch angelegt war und ist?

Berlin war als Reichs- und Landeshauptstadt zentraler und symbolischer Schauplatz der Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert. »Als Reichshauptstadt ist Berlin der Mittelpunkt des politischen, kulturellen, sozialen usw. Lebens in Deutschland; es ist Sitz der Ministerien und zahlreicher sonstiger Zentralstellen und wichtiger Einrichtungen«, hieß es in einem verfassungspolitischen Handbuch 1938. »Was in Berlin auf den verschiedensten Gebieten geschieht, hat nicht nur unmittelbar für die Reichshauptstadt selbst Bedeutung, sondern wird in ganz Deutschland, oft sogar im Ausland beachtet und wird vielfach als Vorbild genommen.«6 Auch wenn München mit dem »Braunen Haus«, der NSDAP-Parteizentrale, die »Hauptstadt der Bewegung« blieb, verband sich das nationalsozialistische Herrschaftssystem doch mit den Berliner Institutionen und veränderte diese nachhaltig.7 So entstand auf der einen Seite ein dichtes Netz nationalsozialistischer Organisationen in der Stadt, wie Armin Nolzen darlegt. Auf der anderen Seite drangen die NSDAP-Parteigenossen von 1933 an, wie Christoph Kreutzmüller schildert, vehement und pfründewuchernd in die städtische Verwaltung ein. Dabei war unklar, welches die Stellung der Hauptstadt im Verfassungsgefüge des Reiches sein und wer in der Stadtverwaltung das Sagen haben sollte. So wurden viele Verwaltungsstrukturen ad hoc um die zur Verfügung stehenden oder sich andienenden Amtsträger herum aufgebaut.

Eng mit der Funktion als Reichshauptstadt war Berlins Bedeutung als Wissenschafts- und Kulturmetropole verknüpft. Die Friedrich-Wilhelms-Universität Unter den Linden besaß einen international ausgezeichneten Ruf und konnte etliche Nobelpreisträger vorweisen. Auch die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft und zahlreiche Reichsanstalten und Industrieinstitute trugen zu diesem Ruf bei. Der wesentliche Standortvorteil Berlins als Wissenschaftsmetropole war jedoch, wie Rüdiger Hachtmann ausführt, das ebenso feinmaschige wie belastbare Netzwerk zwischen Forschung und Politik, welches die Einrichtungen nicht nur für den wissenschaftlichen Diskurs, sondern erfolgreich auch zur Einwerbung von Forschungsmitteln nutzten. Obwohl die Nationalsozialisten das weltstädtische Flair der Metropole und ihre Repräsentanten verachteten und – auch medienwirksam – bekämpften, blieb Berlin auch im »Dritten Reich« ein kulturelles Aushängeschild. Im Gegensatz zum Wissenschaftsbetrieb, der an internationalem Ansehen kaum einbüßte, stellte
das Kulturleben nach der Vertreibung der missliebigen, aufsässigen und/oder jüdischen Künstler aber nur noch einen Abglanz vergangener Tage dar. Das war, so Bjoern Weigel, auf die faktische Vorzensur der Reichskulturkammer in Oper, Theater und Film, vor allem aber auf die Zuteilung von staatlichen Subventionen zurückzuführen, die für die Neuausrichtung von Partituren, Programmen und Posen im Sinne des Nationalsozialismus sorgten.

Schon 1927 hatte Walther Ruttmann die Schnelligkeit der Metropole, die Allgegenwärtigkeit von Bussen und Bahnen in »Berlin – Die Sinfonie der Großstadt« in Szene gesetzt. Das Angebot im öffentlichen Nah- und Fernverkehr, das die Berliner Verkehrs-Aktiengesellschaft (BVG) (U-Bahn, Straßenbahnen, Busse) und die Reichsbahn (S-Bahn) offerierten, gehörte zu den attraktivsten der Welt. Christian Dirks und Bjoern Weigel schildern, wie die Nationalsozialisten hierauf aufbauten, als einzige genuine nationalsozialistische Verkehrsanlagen aber wohl nur die Deportationsbahnhöfe in Grunewald und in Moabit zu betrachten sind, die 1941/42 angelegt wurden. Mit seinen Fernbahnhöfen, Botschaften und Reisebüros war Berlin bis 1941 der Ausgangspunkt für die Flucht nicht nur Tausender international renommierter Künstler und Wissenschaftler wie aus politischen oder rassistischen Motiven Verfolgter vor dem nationalsozialistischen Terror. Nur wenige von ihnen kehrten später aus dem Exil zurück. Hier zeichnet Christine Fischer-Defoy das in der Forschung oft vernachlässigte »Exil der kleinen Leute« in einigen Lebenswegen nach.

Die größte Gruppe der Flüchtlinge stellten die Juden dar. Bis 1933 war Berlin mit mehr als 160 500 jüdischen Bürgerinnen und Bürgern (das entsprach 3,8 Prozent der Gesamtbevölkerung) vor Breslau und Frankfurt am Main das unbestrittene Zentrum jüdischen Lebens im Deutschen Reich. Der Central-Verein deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens hatte hier seinen Sitz und nach 1933 auch die Reichsvertretung der deutschen Juden. Die 1866 feierlich im Beisein des preußischen Ministerpräsidenten Otto von Bismarck und weiterer hoher politischer Honoratioren eröffnete Neue Synagoge in der Oranienburger Straße zeugte vom Bürgerstolz der jüdischen Gemeinde in der Stadt. Es gab aber auch das von den bettelarmen jüdischen Migranten aus Osteuropa bewohnte Scheunenviertel östlich des Alexanderplatzes, ein auch für viele alteingesessene Berliner Juden ein fremder Ort, ein Ghetto, von dem sie sich abgrenzten.8 Wolf Gruner schildert, wie stark die Juden gerade in Berlin von der nationalsozialistischen Verfolgung betroffen waren, dass die Stadt ihnen aber zugleich mehr Möglichkeiten zur Selbstbehauptung oder sogar Opposition bot, als man bisher angenommen hat.


Am Alexanderplatz mochten russisch-orthodoxe Christen und liberale Juden, Kleingartenkolonisten und Villenbewohner, Künstler und Arbeiter zusammen auf die S-Bahn warten, doch sonst gab es zwischen ihnen wenig Berührungspunkte. Berlin war keine monolithische Stadt, sondern eine vielgestaltige Metropole, die in parallele Welten und Lebensräume – die sprichwörtlichen Kieze – zerfiel. Durch die Bildung von Groß-Berlin waren im Jahr 1920 acht Städte, 59 Landgemeinden und 27 Gutsbezirke zu einer Gemeinde mit 20 Bezirken zusammengefasst worden; mit knapp vier Millionen Einwohnern rangierte Berlin unter den bevölkerungsreichsten Städten der Welt an dritter Stelle. Doch der Wedding, Weißensee und Friedrichshain hatten wenig gemein mit den bürgerlichen Stadtteilen Wilmersdorf, Charlottenburg und Steglitz im Südwesten. Spandau führte ebenso ein Eigenleben wie Köpenick. In diesem Sinne mochte der mondäne Kurfürstendamm einigen Berlinern ebenso fern scheinen wie die Avenue des Champs-Élysées oder der Picadilly Circus. Selbst die Bewohner eines typischen Mietshauses teilten oft nur eine Postadresse. Die Residenten der Beletage im Vorderhaus wollten die Mieter des Hinterhauses genauso wenig kennen wie die Bewohner jener »Belvedere« genannten, ärmlichen Behausungen direkt neben ihnen, die entstanden waren, als Zwischendecken in die hohen Hauseingänge eingezogen wurden. Nachbarschaftliche Nähe bedeutete nicht zwangsläufig eine größere Verbundenheit. Die schiere Größe der Stadt verbreiterte gleichwohl den Stimmenkanon. Berlin war immer voller unterschiedlicher Stimmen zur gleichen Zeit. Eben diese Bandbreite von parallelen Geschehnissen und nebeneinander agierenden Personen, die »Simultanität«, nahm Jean-Paul Sartre, wie er rückblickend schrieb, 1936 in einem Varieté in der Berliner Hasenheide mit »Entsetzen« wahr.9

An Berlin schieden sich die Geister. Die einen sahen hier das Herz der Moderne schlagen, den Ort der kulturellen Avantgarde, die Lichterstadt, deren Leben sich in der Nacht, in den Cafés und Varietés entfaltete, eine Metropole, die sich mit Paris, London, New York messen lassen konnte. Intellektuelle, Schriftsteller, Künstler waren von Berlin fasziniert und versuchten, dem Rhythmus der Stadt, der Geschwindigkeit und dem Glanz der Metropole Ausdruck zu geben. Für die Anderen verkörperte Berlin geradezu idealtypisch die verabscheute Moderne, den urbanen Moloch, der die wahre Kultur frisst und zerstört, ein modernes Babel, in dem christliche Werte versinken und insbesondere junge Menschen Verführungen erliegen. Nicht künstlerische Erhebung, sondern Verflachung einer Massengesellschaft glaubten Konservative und Völkische in Berlin zu erkennen. Die extrem unterschiedlichen Wahrnehmungen und Bilder der
Stadt hatten sich in den 1920er Jahren auch in einer besonders radikal ausgeprägten Divergenz von Darstellungen in der Literatur niedergeschlagen, die nach dem Zweiten Weltkrieg zur Meistererzählung der »Goldenen Zwanziger« verklärt wurde.

So divergierend Sichtweisen, Wahrnehmungen und Zuschreibungen waren, so unterschiedlich waren auch die Erwartungen der verschiedenen Bewohner an »ihre« Stadt. Für Tausende Flüchtlinge, die aus wirtschaftlicher Not oder als Verfolgte aus Osteuropa nach Berlin kamen, war die Stadt Anfang der 1930er Jahre vor allem ein erträglicher Wartesaal der Emigration, eine Durchgangsstation, in der nicht wenige für Jahrzehnte blieben und letztlich heimisch wurden. Landflüchtige aus allen Teilen Deutschlands erhofften sich hier bessere Verdienst- und Karrierechancen. Für Christopher Isherwood verband sich mit der Stadt vor allem die Hoffnung auf Sex. Für Klawdija Malewannaj, die sich Ende 1942 als Dienstmädchen nach Berlin verpflichtete, bedeutete sie dagegen Qual.10 Im Tagebuch von Joseph Goebbels ist – wohl in Anspielung auf den seinerzeit erfolgreichen, in Berlin produzierten Film von Joe May – immer wieder von der »Asphaltwüste« zu lesen. »Lange noch mit den Freunden im Café Wilhelma«, schrieb er im September 1926, wenige Wochen bevor er als Gauleiter die Führung der NSDAP in der Stadt übernahm. »Dann schlendern wir durch die Straßen. Berlin bei Nacht. Ein Sündenpfuhl! Und dahinein soll ich mich stürzen?«11

Von außen betrachtet mochte die Reichshauptstadt nicht nur ein Sündenpfuhl, sondern auch eine »rote Hochburg« sein, ein Topos, den die Nationalsozialisten fleißig bedienten. Tatsächlich konnten die Arbeiterparteien 1919 in den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung zwei Drittel der Stimmen auf sich vereinigen mit klarem Vorsprung der linkssozialistischen USPD. Und selbst im Jahr 1932, als die Nationalsozialisten ihre großen Wahlerfolge errangen, blieb die »Linke« in Berlin führend. Bei den Reichstagswahlen im November 1932 zogen die Kommunisten in der Reichshauptstadt sogar die meisten Stimmen auf sich. Doch der Blick auf die statistisch aggregierten Daten täuscht, wie Oliver Reschke und Michael Wildt herausarbeiten. Erstens hatten Wahlberechtigte in Schöneberg, Steglitz, Wilmersdorf und Zehlendorf schon zwischen 1918 und 1932 mehrheitlich deutschnational gewählt, während sich die sozialdemokratischen und kommunistischen Stimmen in den bevölkerungsreichen innerstädtischen Bezirken konzentrierten. Zweitens war selbst in jenen Bezirken, die gern als Arbeiterbezirke bezeichnet werden, das scheinbar homogene Bild in der Wirklichkeit zerklüftet. In bestimmten Ortslagen und Kiezen hatten die Nationalsozialisten auch dort schon vor 1933 Fuß gefasst. Die Durchsetzungskraft der
Partei resultierte dabei, wie Daniel Siemens für die SA feststellt, die eben jene linke Dominanz in bestimmten Kiezen der Stadt durchbrechen wollte, aus einkalkulierter Gewalt, aus einer Politik der »Prügelpropaganda«.

Bekanntlich bildete aber auch die Massenarbeitslosigkeit, von der Berlin als Industrie- und Handelsmetropole besonders stark betroffen war, den Nährboden des Nationalsozialismus. Zwar hatte die Weltkonjunktur schon 1932 die Talsohle durchschritten, was auch unter jeder anderen deutschen Regierung einen wirtschaftlichen Aufschwung und die Schaffung neuer Arbeitsplätze zur Folge gehabt hätte. Aber Hitler wusste sehr genau, dass an der Fähigkeit, die katastrophal hohe Zahl von sechs Millionen Arbeitslosen zu verringern, der Erfolg seiner Regierung gemessen werden würde. Insbesondere durch die vom Staat mit etlichen Milliarden massiv geförderten Rüstungsinvestitionen konnten dann die dringend benötigten neuen Arbeitsplätze geschaffen werden. Auch die Berliner Großunternehmen profitierten von der Aufrüstung, sodass die Stadt Anfang des Zweiten Weltkriegs zur bedeutendsten Waffenschmiede des Reichs und zum Standort der wichtigsten Tochterfirmen von SS und Deutscher Arbeitsfront wurde. Gleichzeitig verarmten und erlahmten Groß- und Einzelhandel sowie das Bank- und Börsenwesen, wurden Zehntausende Gewerbebetriebe im Prozess der Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit unter Wert verkauft oder in die Liquidation gezwungen. Während die Arbeiterschaft, so Rüdiger Hachtmann und Christoph Kreutzmüller, in Folge ihrer Prägung durch Wirtschaftskrise, Terror und umfassende Überwachung geradezu atomisiert wurde und sich – vielleicht leise murrend – dem steigenden Leistungsdruck fügte, zeigten sich die Angestellten, die sich in der Berliner City tummelten, von vornherein den Nationalsozialisten und ihren Betriebszellen gegenüber relativ aufgeschlossen. In den Berichten, die sozialdemokratische Vertrauensleute heimlich an den Exilvorstand der SPD in Prag schickten, hieß es 1936 resigniert, dass »große Teile der Arbeiterschaft« mittlerweile »Freiheit« gegen »Sicherheit« am Arbeitsplatz eingetauscht hätten. Nachdem schon 1936 mit der abteilungsweisen Kennzeichnung von Fabrikarbeitern experimentiert worden war, führte der von 1942 an verstärkte Einsatz der Zwangsarbeiter einerseits zu einer immer weitergehenden rassistischen Stratifizierung der Werkbänke, andererseits wurde die Stadt durch Zwangsrekrutierte aus den verschiedenen Ländern und Regionen, wie Marc Buggeln und Cord Pagenstecher hervorheben, so »international« wie nie zuvor. Die Baracken, in denen Hunderttausende von Zwangsarbeitern untergebracht waren, prägten schließlich in den letzten Kriegsjahren das Stadtbild.


In der heutigen Wahrnehmung steht im Vordergrund, dass es der nationalsozialistischen Führung vor allem darum gegangen sei, die Heterogenität der Reichshauptstadt, ihre Vielfalt zu zerstören. Lange Zeit symbolisierten vor allem die monströsen Pläne Hitlers und seines Architekten Albert Speer den Willen, den städtebaulichen Charakter Berlins nach ihren ideologischen Vorgaben gründlich zu verändern. Dabei gerät die Vielgestaltigkeit nationalsozialistischer Baupolitik aus dem Blick, die neben Prestigeprojekten wie dem Ausbau des Flughafens Tempelhof oder der Neuen Reichskanzlei Dienststellen von Partei-und Staatsverwaltungen errichtete, deren Ästhetik sich, so Matthias Donath, beileibe nicht auf einen »faschistischen Stil« reduzieren lässt. Da die Bauressourcen aber anderweitig eingesetzt wurden, griff der nationalsozialistische Stadtbaurat Adalbert Pfeil, den Christoph Bernhardt dem Vergessen entreißt, in die propagandistische Trickkiste, indem er neuen Wohnraum durch Teilung bestehender Wohnungen schuf. Die öffentliche Inszenierung eines weltstädtischen Berlins – in besonderer Weise zu den Olympischen Spielen 1936 –, die propagandistische Repräsentation in Messen und Pressebildern, erfolgte mit Hilfe »gelenkter Bilder«, wie Klaus Hesse zeigt. Aber diese Bilder waren längst nicht so eindeutig, wie die Protagonisten und Distributoren wünschten. Die Homogenität und Einheitlichkeit, wie sie in den Flaggenmeeren und Aufmärschen zum Ausdruck kommen sollten, wurden immer wieder gestört durch den Eigensinn von Akteuren, die aus dem Bild ausbrachen oder der inszenierten Ordnung nicht entsprachen.

Das Verhältnis der Kirchen, insbesondere der Protestanten, zum nationalsozialistischen Regime blieb ebenfalls weit ambivalenter, als die Machthaber es erhofft hatten. Die versuchte »Machtübernahme« in der Evangelischen Kirche, der in Berlin, zumindest nominell, über 70 Prozent der Bevölkerung angehörten, durch die nationalsozialistisch orientierten Deutschen Christen misslang, wie Manfred Gailus beschreibt. Obwohl die Deutschen Christen bei den internen Kirchenwahlen 1933 die Mehrheit erringen konnten, stieß ihr Ansinnen, die Bibel zu »entjudaisieren«, auf den Widerstand der Bekennenden Kirche. Die Spaltung zwischen den beiden Richtungen bestimmte das Leben in den protestantischen Gemeinden in Berlin, auch wenn in den Kriegsjahren die Intensität der Auseinandersetzung nachließ und beide Seiten zu einem Nebeneinander kamen.

Geradezu renitent zeigte sich ein Teil der Jugend. Eva Balz schildert, wie die Anstrengungen des NS-Regimes, die Jugendlichen in »Jungvolk«, »Hitlerjugend« oder »Bund Deutscher Mädel« zu organisieren, um sie dem Einfluss von Elternhaus und Kirchen zu ent- und als künftige Träger des »Dritten Reiches«
zu erziehen, unterlaufen wurden, wie der Wunsch nach Selbstentwurf und Selbstständigkeit zum Widerstand gegen den von oben verordneten Zwang zur Formierung führte. Gerade großstädtische Jugendliche konnten eine Fülle von medialen und kulturellen Angeboten nutzen. Extreme Gewalterfahrungen sowie die sich im Laufe des Krieges in immer größerer Zahl bietenden Schlupflöcher begünstigten eine ausgeprägt nihilistische Grundhaltung und die Bildung von Jugendcliquen, die sich bewusst von der Staatsjugend abkehrten. Sozial unangepasstes Verhalten kann leicht ins Visier von Polizei und Justiz geraten, doch in Berlin suchte das städtische Wohlfahrtsamt seit 1934 darüber hinaus eine Vorreiterrolle bei der Verfolgung und Disziplinierung sogenannter Asozialer zu spielen und diese Menschen mit Unterstützung von Polizei und Justiz wegzusperren. Zugleich verschärfte es die Kategorien dessen, was als »asozial« begriffen wurde, stetig. Bis das Reich 1938 schließlich die Hoheit über die Verfolgung dieser oft vergessenen Opfergruppe beanspruchte, stieg so die Zahl der im städtischen Arbeitshaus in Rummelsburg Inhaftierten dramatisch an.

Gegen die politischen Gegner, insbesondere gegen Kommunisten und Sozialdemokraten, gingen Gestapo und Polizei unerbittlich vor. In »wilden« Konzentrationslagern, die von SA und SS im Frühjahr 1933 überall in der Stadt zumeist in irgendwelchen Kellern eingerichtet wurden, misshandelten, folterten und töteten sie Hunderte von Menschen. Nachdem die SS sowohl die Leitung der Konzentrationslager als auch der Polizei übernommen hatte, konzentrierte sich der Terror dieser Organisation, deren Spitze in der Prinz-Albrecht- und der Wilhelmstraße residierte, auf dem Gelände, wo sich heute die »Topographie des Terrors« befindet. Die – auch personengebundene – Vernetzung und Verquickung von SA-, SS- und Polizeiterror analysiert Stefan Hördler. Gegen diesen Terror erhob sich, wie Johannes Tuchel schildert, auf vielen Ebenen der Gesellschaft auf ganz unterschiedliche Weise Widerstand. Wie keine andere Stadt ist Berlin bis heute verbunden mit dem vergeblichen Staatsstreichversuch der Offiziere um Claus Graf Schenk von Stauffenberg am 20. Juli 1944, der bezeichnenderweise auf Plänen zur Niederschlagung eines befürchteten Volksaufstandes in Berlin basierte. Der Widerstandskreis um Harro Schulze-Boysen und Arvid Harnack, von der Gestapo »Rote Kapelle« genannt, war hier ebenso aktiv wie die Gruppe jüdischer Jugendlicher um Herbert Baum, die im Mai 1942 einen Brandanschlag auf die antikommunistische Ausstellung »Das Sowjet-Paradies« im Lustgarten verübte. Auch die Zahl jener »stillen Helden«, die jüdische Verfolgte versteckten, war beachtlich. Doch im Verhältnis zur großen Masse der Schweigenden und der Mitläufer blieben jene, die Widerstand leisteten, nur eine
verschwindende Minderheit. Viele haben diesen Widerstand mit dem Leben bezahlt, wurden verhaftet und hingerichtet.

Die Deutschen in der Heimat erfuhren den Krieg erst spät am eigenen Leib. Nachdem die deutsche Luftwaffe schon in verheerender Weise zunächst Warschau und andere polnische Städte, dann Belgrad und schließlich im Luftkrieg über England etliche Städte, darunter Coventry, schwer zerstört und den Tod der Zivilbevölkerung bewusst in Kauf genommen hatte, kehrte der Krieg gleichsam an seinen Ursprungsort zurück. Seit August 1940 wurde die Reichshauptstadt ein besonderes – symbolisches wie strategisches – Ziel der alliierten Luftangriffe. Zwar sind andere deutsche Städte umfassender zerstört worden, aber über keiner wurden, wie Laurenz Demps schildert, so viele Bomben abgeworfen wie über Berlin. Zwischen November 1943 und März 1944 erfolgten 17 Großangriffe, die annähernd 10 000 Menschen das Leben kosteten. Die beiden schlimmsten erlebten die Berliner am 3. Februar und am 28. März 1945. An diesen Tagen versanken große Teile des alten Stadtzentrums in Schutt und Asche. Trotz der ständigen alliierten Luftangriffe sollte die Infrastruktur wie die Rüstungsproduktion aber intakt bleiben, weshalb man Jugendliche und Frauen zum Arbeitseinsatz heranzog. Bis zum Schluss versuchte das Regime, so Thomas Schaarschmidt, Kriegsbegeisterung zu schüren und die Berliner für den »totalen Krieg«, den Goebbels im Sportpalast erklärte, zu mobilisieren. Nach Goebbels’ Ernennung zum Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz in der Folge des Attentats vom 20. Juli 1944 wurden die Mobilisierungsmaßnahmen in Berlin noch einmal verstärkt. Doch die Ressourcen gingen zur Neige, und die Bereitschaft der Bevölkerung, sich angesichts des absehbaren Endes des Krieges für dessen Fortsetzung einzusetzen, schwand zusehends.

Die letzten Wochen, jener viel beschriebene »Endkampf« um Berlin, waren eine blutige Schlacht, die noch einmal Tausende das Leben kostete. Auf der einen Seite traf es die Sowjetsoldaten, die der NS-Diktatur ein Ende setzen wollten, auf der anderen die Soldaten der Wehrmacht, den Volkssturm und sogenannte fremdvölkische SS-Einheiten, die bei dem aussichtslosen Unterfangen, Berlin zu verteidigen, ins tödliche gegnerische Feuer gejagt wurden. Jenes Bild, auf dem ein greiser Hitler vor dem Eingang seines Bunkers 15-jährigen HJ-Jungen die Wangen tätschelt, um sie dann in den »Endkampf« zu schicken, ist zur Ikone dieses Wahnsinns in den letzten Tagen des Regimes geworden. Am 30. April nahm sich der Diktator im Bunker unter den Trümmern der zerschossenen Reichskanzlei das Leben. Goebbels folgte seinem Beispiel, nachdem er zuvor mit seiner Frau Magda noch seine eigenen Kinder vergiftet hatte. Das
Schreckensregime war zu Ende und hinterließ eine verwüstete Stadt.12 Wer im frühlingshaft-sonnigen Mai des Jahres 1945 durch Berlin ging, konnte sich wohl kaum vorstellen, dass der »Schutthaufen bei Potsdam« – so Bertolt Brecht – jemals wieder aufgebaut werden würde.

Die simultane Vielfalt Berlins und seine inneren Widersprüche machen die Faszination und das Forschungsinteresse aus, aus denen sich dieses Buch speist. Auch wenn ihm kein Forschungsprojekt zugrunde lag, beruhen alle Beiträge auf eigenen Forschungen und Quellenrecherchen. Die Autorinnen und Autoren fassen hier das verfügbare Wissen konzise zusammen und versuchen einen ebenso fundierten wie lesbaren Überblick über die Geschichte Berlins zwischen 1933 und 1945 zu geben. An vielen Stellen räumen sie mit alten Vorstellungen auf, fördern differenzierende und überraschende Erkenntnisse zutage und verdeutlichen damit, dass die Vielfältigkeit Berlins – über die reine Stadtgeschichte hinaus – Beachtliches zu aktuellen Forschungsdebatten beizutragen hat. Aus diesem Grund hoffen wir, dass dieser Band als Ausgangspunkt für weitere Untersuchungen dienen wird. Letztlich kann hier vieles nur angerissen werden, was genauer erforscht und ausformuliert werden müsste. Obwohl die hier versammelten Autorinnen und Autoren ein breites alltags- wie sozial- und kulturgeschichtliches Panorama vorführen, wissen wir immer noch viel zu wenig etwa über den Alltag im Berlin während des Nationalsozialismus, über das gesellige Leben in Vereinen, Clubs und Schrebergärten sowie über die Lebenswelten der Ministerialbürokraten und Ministerialbeamten in der Wilhelmstraße oder die der Angestellten am Hausvogtei- und Fehrbelliner Platz. Auch fehlt bis heute eine Studie zur Verfolgung und Deportation von Sinti und Roma in Berlin.13

Der vorliegende Band ist auch ein wissenschaftlicher Beitrag zum Themenjahr »Zerstörte Vielfalt. Berlin im Nationalsozialismus«, mit dem das Land Berlin 2013 den 75. Jahrestag des Novemberpogroms begeht.

Den Autorinnen und Autoren, die in ebenso angenehmen wie produktiven Runden die Beiträge diskutiert und pointiert haben, gilt unser besonderer Dank. Zu danken haben wir auch Tobias Winstel für die Aufnahme des Buches in das Programm des Siedler Verlags, Katharina Böcker, Eva-Lotte Reimer und Anne Scheel, die an der Endredaktion mitgewirkt haben, Ditta Ahmadi, die den Band kompetent und verständnisvoll lektoriert hat, und nicht zuletzt dem Deutschen Historischen Institut Moskau, das unsere Recherchen durch ein Archivstipendium unterstützt hat.

Christoph Kreutzmüller und Michael Wildt 
Berlin, im Januar 2013




MACHTÜBERNAHME
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Bild 1

Am Abend der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler im »Kabinett der nationalen Einheit« marschierte Berliner SA mit Pauken und Trompeten durch das Brandenburger Tor, das seit dem 19. Jahrhundert so etwas wie ein preußisch-deutscher Triumphbogen war. Wenn auch die Medien großes Interesse zeigten, was die Filmkamera am linken Bildrand erkennen lässt, waren die Umstände widrig. So marschierten die siegestrunkenen SA-Männer nicht »ordentlich« ausgerichtet, und der Rauch der Fackeln behinderte die Sicht. Auch war die Haltung des Publikums keineswegs so, wie sie sich das wünschten. Während Max Liebermann in seinem Haus am Brandenburger Tor fluchte, zeigten sich die Passanten weniger begeistert als neugierig. Man entschloss sich deshalb, den Fackelmarsch der SA im Sommer 1933 noch einmal nachzustellen – und nun Bilder mit einer klaren Aussage und einem der Situation angemessen feierlichen Eindruck zu erzeugen. Diese Fotos werden bis zum heutigen Tag viel häufiger als die wenigen überlieferten Fotos gezeigt, die tatsächlich am 30. Januar 1933 aufgenommen wurden. Foto von Georg Pahl (Aktuelle Bilder Centrale ABC).









AUFSTIEG DER NSDAP IN BERLIN

Vier Tage, nachdem die Marinebrigade Ehrhardt am 13. März 1920 in Berlin einmarschiert war, um zusammen mit dem Chef des Reichswehrkommandos Berlin, General Walther Freiherr von Lüttwitz, den deutschnationalen Politiker Wolfgang Kapp gegen die demokratisch gewählte Regierung an die Macht zu putschen, landete ein Sportflugzeug auf dem Flugplatz Jüterbog, siebzig Kilometer südlich von Berlin – an Bord Adolf Hitler und Dietrich Eckardt, ein in völkischen Kreisen bekannter Publizist. Beide sollten im Auftrag der gleichfalls umsturzbereiten Organisationen Münchens den Kontakt zu den Putschisten aufnehmen. Der Flugplatz war noch von streikenden Arbeitern besetzt, sodass Hitler und Eckardt nur mit gefälschten Ausweisen in die Stadt gelangten.1

Der Staatsstreich war zu diesem Zeitpunkt bereits gescheitert, somit trafen die beiden Münchner Emissäre, wie Hauptmann Karl Mayr später Kapp berichtete, in Berlin »auf vollendete Tatsachen«,2 aber Hitler konnte dort noch wichtige Kontakte knüpfen, unter anderem zu dem völkischen Grafen Ernst zu Reventlow, später für einige Jahre NSDAP-Reichstagsabgeordneter, dem Schutzpolizeihauptmann Walther Stennes, später eine Zeitlang Führer der Berlin-Brandenburger SA, und dem Freikorpsführer Waldemar Pabst, einem der Mörder von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht. In den folgenden Monaten reiste Hitler immer wieder nach Berlin, um Kontakte zu pflegen und finanzielle Unterstützung einzuwerben.3




Völkische Szene in Berlin

In Berlin hatten die Arbeiterparteien zu dieser Zeit eine deutliche politische ehrheit. Aus den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung am 20. Juni 1920 war die linke Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) mit 48 Mandaten noch vor den Sozialdemokraten mit 17 Mandaten als klare Siegerin hervorgegangen; zusammen besaßen beide Parteien in der Stadtverordnetenversammlung eine Zweidrittelmehrheit.4


Daneben existierte aber eine vielfältige rechtsextreme Szene, deren Anhänger durch Doppel- und Mehrfachmitgliedschaften stark miteinander verflochten waren.5 Die blutigen Straßenkämpfe 1918/19 lagen nur wenige Jahre zurück, und die antibolschewistisch orientierten Gewaltmilizen glaubten sich durchaus noch im permanenten Ausnahmezustand eines Bürgerkriegs. Zu den einflussreichen Gestalten aus diesem Milieu gehörte Gerhard Roßbach, dessen Freikorps im März 1920 den republikfeindlichen Kapp-Lüttwitz-Putsch unterstützt hatte.6 Auch der damals 22-jährige ehemalige Unteroffizier Heinz Oskar Hauenstein hatte sich in den oberschlesischen Kämpfen mit einer eigenen Truppe hervorgetan und anschließend in Berlin ein neues politisches Tätigkeitsfeld gesucht.7

Die Deutschnationale Volkspartei (DNVP), zu dieser Zeit noch das wichtigste Sammelbecken von Konservativen und Völkischen, konnte bei den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung am 16. Juni 1921 gegenüber dem Vorjahr auf mehr als das Dreifache anwachsen und stellte mit annähernd 320 000 Stimmen die drittstärkste Kraft in Berlin dar. Ihre Hochburgen bildeten die südwestlichen bürgerlichen Stadtteile, aber auch in Mitte und Tiergarten erzielte sie überdurchschnittliche Ergebnisse.8

Roßbach und Hauenstein sprachen 1921/22 in kleinen Versammlungen im Kriegervereinshaus in Mitte oder in der Schlossbrauerei in Steglitz, wo sie für den Nationalsozialismus warben.9 Im August 1922 fuhren sie nach München, um mit Hitler zu beraten, wie neue Stützpunkte der NSDAP in Norddeutschland geschaffen werden könnten.10

Die erste offizielle »Ortsgruppe Berlin der NSDAP« sollte am 19. November 1922 im Restaurant Reichskanzler in der Yorckstraße 90 in Kreuzberg gegründet werden.11 Doch dem kam das Verbot der NSDAP durch den preußischen Innenminister Carl Severing am 15. November zuvor. Auch die von der DNVP abgespaltene Deutschvölkische Freiheitspartei (DVFP), zu deren Führung der spätere brandenburgische NSDAP-Gauleiter Wilhelm Kube, Ernst Graf zu Reventlow und die Reichstagsabgeordneten Reinhard Wulle und Albrecht von Graefe gehörten,12 verbot Severing im März 1923 in Preußen mit der Begründung, dass sie ein versteckter Ableger der NSDAP sei. Roßbach und andere wurden verhaftet und der Bildung militärischer Banden sowie des Hochverrats beschuldigt.13

Das Verbot der NSDAP nach dem gescheiterten Putsch in München im November 1923 hemmte die organisatorische Entwicklung auch in Berlin. In dieser Zeit sammelte einerseits der »Frontbann«, im Mai 1924 von Ernst Röhm
gegründet und wichtigster Vorläufer der SA, die nationalsozialistische Rechte.14 Andererseits vereinigten sich die Anhänger Ludendorffs, Deutschvölkische und Nationalsozialisten zu einem Bündnis, der Nationalsozialistischen Freiheitsbewegung (NSFB), die zu den Reichstagswahlen am 4. Mai 1924 antrat und reichsweit 6,5 Prozent der Stimmen erringen konnte. Zwar lag Berlin mit 4,8 Prozent unter dem Durchschnitt, aber wieder fällt auf, dass das völkischnationalsozialistische Bündnis in den bürgerlichen Stadtbezirken deutlich höhere Stimmenanteile erzielen konnte.15 42 Ortsgruppen mit etwa 3200 Parteimitgliedern umfasste die NSFB, deren Geschäftsführer der umtriebige Reichstagsabgeordnete Wilhelm Kube war.16 Entgegen der von Goebbels fabrizierten Legende, dass erst mit seinem Eintreffen Ende 1926 der Aufstieg der NSDAP begann, existierte in Berlin also bereits 1924 ein ansehnliches rechtsextremes Reservoir, auf das die Nationalsozialisten aufbauen konnten.

Nach Aufhebung des Parteiverbots in Preußen Anfang Januar 1925 gründete sich am 17. Februar die Berliner Ortsgruppe neu; erst zehn Tage später fand in München die Neugründungsversammlung der NSDAP statt.17 In der Berliner Parteiorganisation gaben die Brüder Gregor und Otto Strasser den Ton an, die einen von der Parteiführung in München abweichenden »sozialistischen« Kurs verfolgten und die Berliner Arbeiterzeitung herausgaben, deren Auflage zwischen 3000 und 5000 Exemplaren schwankte.18 Leiter des NSDAP-Gaus Groß-Berlin wurde der Regierungsrat Dr. jur. Ernst Schlange, den Hitler im Amt bestätigte, wozu er erstmals seit 1922 wieder in die Reichshauptstadt kam.19 Schlange, 1888 geboren, kriegsversehrt, war 1922 der NSDAP beigetreten und hatte die Ortsgruppen Wilmersdorf, Steglitz und Zehlendorf gegründet. 20

Doch die Berliner Parteiorganisation bot 1925 ein eher klägliches Bild. Zu den Kommunalwahlen im Oktober 1925 stellte die NSDAP nur in Spandau Kandidaten auf, während die konkurrierende Deutschvölkische Freiheitspartei in Charlottenburg immerhin noch über drei Prozent der Wählerstimmen erringen konnte.21 In einem Bericht des Reichskommissars für die Überwachung der öffentlichen Ordnung vom 20. November 1925 hieß es dennoch, dass dem gesamten Eindruck nach »die nationalsozialistische Bewegung überall im Rückgang« sei und in Berlin die größte Versammlung in den vergangenen Wochen nicht mehr als 2000 Besucher hatte aufweisen können.22

Vor allem zwischen der Partei und dem ungleich mächtigeren Frontbann gab es in dieser Zeit ständig Auseinandersetzungen. Während Schlange auf die Unterordnung der SA unter die Partei drängte, entwickelte diese ein aktivistisches
Eigenleben. Zermürbt zog Schlange sich schließlich zurück und übergab die Geschäfte seinem Stellvertreter Erich Schmiedecke.23 Im August 1926 traf sich die Berliner Führerschaft von Partei und SA, um einen Ausweg aus der verfahrenen Situation zu finden. Daluege forderte Schmiedecke bei dieser Gelegenheit zum Rücktritt auf und präsentierte Heinz Oskar Hauenstein als neuen Parteiführer, was zu heftigen Tumulten führte.24

Zu dieser Zeit machte sich Goebbels schon im Hintergrund bereit. »Vorgestern nach Berlin«, notierte er am 10. Juni 1926. »Schlange ist verzweifelt. Der gute Mann wird nicht mehr mit den renitenten Leuten fertig. Alle wollen mich nach Berlin als Retter. Ich danke für die Steinwüste.«25 Im August sollte Goebbels zunächst als kommissarischer Gauleiter nach Berlin gehen, am 26. Oktober ordnete Hitler dann an, dass zum 1. November die bisherigen Gaue »Groß-Berlin« und »Ostmark« mit Sitz in Potsdam aufgelöst seien und ein neuer NSDAP-Gau »Berlin-Brandenburg« geschaffen werde unter der Leitung von Goebbels, der mit außerordentlichen Vollmachten ausgestattet wurde: »Die S.S. und S.A. des neuen Gaues wird der politischen Leitung des Gauführers ausdrücklich unterstellt. Ihre Führer werden endgültig erst nach dessen Vorschlag von der S.A.-Leitung München bestimmt.«26



Politik als Markentechnik

Am 9. November 1926 traf Goebbels in Berlin ein und setzte im ersten Rundschreiben an die Parteigenossen klare Markierungen: Die verschiedenen Ortsgruppen wurden in lokale Sektionen einer einzigen Ortsgruppe Berlin überführt. Zum neuen Stellvertretenden Gauleiter ernannte er SA-Führer Kurt Daluege, um so die mächtige SA an die Partei zu binden. Außerdem richtete Goebbels eine Rednerschule ein, um die Parteigenossen programmatisch wie rednerisch zu schulen.27 Auf einer Mitgliederversammlung am 11. November in Spandau setzte er seinen Führungsanspruch durch. Zu Beginn des Jahres 1927 zog die Gaugeschäftsstelle aus der Potsdamer Straße 109, »Opiumhöhle« genannt, in neue Räume in der Lützowstraße.

Goebbels begriff früher und konsequenter als andere, dass sich die Vermittlung von Politik in einer expandierenden Mediengesellschaft nachhaltig verändern würde. Es kam darauf an, dass die Nationalsozialisten mit spektakulären, gewalttätigen Aktionen öffentlich auffielen und in den Medien, damals in erster Linie die zahlreichen und mehrmals am Tag erscheinenden Tageszeitungen,
präsent waren. Goebbels, so Otto Strasser rückblickend, bewies »den Einfallsreichtum eines amerikanischen Reklamegenies. Er ›verkaufte‹ – anders kann man’s nicht bezeichnen – die politische Idee des Nationalsozialismus in der dem Tag angepassten modernsten Fassung.«28

Schon am 14. November 1926 marschierte die SA durch das rote Neukölln, und prompt kam es zu gewalttätigen Auseinandersetzungen mit den Kommunisten.29 Für den 11. Februar 1927 setzte Goebbels eine Kundgebung in den Pharus-Sälen in Berlin-Wedding an, in denen die Kommunisten traditionell ihre Veranstaltungen abhielten. Noch bevor er mit seiner Rede begonnen hatte, brach eine Saalschlacht aus. Die Berliner Tageszeitungen berichteten daraufhin in großer Aufmachung über die Nationalsozialisten und ihren Gauleiter.30 Als Hitler am 1. Mai 1927 nach langer Zeit wieder einmal in Berlin auftrat, war das Konzerthaus Clou mit seinen 3000 Sitzplätzen prall gefüllt.31

Nach einer weiteren wilden Schlägerei während einer NSDAP-Versammlung Anfang Mai erließ der Berliner Polizeipräsident Karl Friedrich Zörgiebel schließlich am 5. Mai 1927 in Berlin-Brandenburg ein Verbot der NSDAP mit sämtlichen Unterorganisationen, einschließlich der SA32 – für Goebbels, der erst sieben Monate zuvor als Hoffnungsträger nach Berlin gekommen war, ein schwerer politischer Rückschlag, aber auch für die NSDAP, die in Berlin gerade angesetzt hatte, Mitglieder zu gewinnen.

Doch der Gauleiter ließ sich nicht beirren. Er gab den Slogan »Trotz Verbot nicht tot« heraus und machte sich an die Verwirklichung eines schon lange gehegten Plans: die Herausgabe einer neuen Wochenzeitung mit dem benzeichnenden Titel: Der Angriff.33 Im Angriff wurden hasserfüllt alle antisemitischen Register gezogen, Juden verächtlich gemacht und unverhohlen zu Gewalttätigkeiten gegen sie aufgerufen. Im Zentrum stand die denunzierende Propaganda, dass Juden und »Weimarer System« zusammengehörten, wobei der Angriff bemüht war, mit Karikaturen von Hans Schweitzer, der altgermanisch mit »Mjoelnir« signierte, sogenanntem Berliner Witz, rhetorischen Pointen etc. den blutig-ernsten antisemitischen Ton unterhaltsam-eingängig zu präsentieren. Mit einer perfiden Kampagne erzielte Goebbels trotz Verbot und rechtsstaatlicher Interventionen über den Angriff die ersehnte öffentliche Aufmerksamkeit: Von März 1927 bis Ende 1928 gab es nur eine Ausgabe, in der Bernhard Weiß – Demokrat, Jude undstellvertretender Polizeipräsident von Berlin – in dem Blatt nicht von Goebbels angegriffen und als »Isidor« verhöhnt wurde.34


Nachdem im Oktober 1927 bereits das Redeverbot für Goebbels aufgehoben worden war, kassierte das Polizeipräsidium am 31. März 1928 nach knapp einem Jahr auch das Verbot der NSDAP und ihrer Untergliederungen, um der Partei, so die Begründung, die »ungehinderte Möglichkeit zur Wahlvorbereitung« auf die Reichstagswahl im Mai 1928 zu geben.35 Das Ergebnis der Wahl war für die NSDAP dennoch enttäuschend. Auf Reichsebene kam sie lediglich auf 2,6 Prozent, in Berlin mit 39 052 Stimmen sogar nur auf 1,6 Prozent. Allerdings schnitten die bürgerlichen Stadtbezirke im Südwesten besser ab.36

Umso wichtiger wurden die verschiedenen nationalsozialistischen Organisationen im Umfeld der NSDAP. Der gerade erst im Mai 1928 gegründete Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund zum Beispiel konnte bei den AStA-Wahlen an der Berliner Universität im Juni 1928 fünfzehn von hundert Sitzen erringen.37 Die deutschvölkische Politikerin Elsbeth Zander, die 1923 den Deutschen Frauenorden (DFO) gegründet hatte, trat 1926 zur NSDAP über und sorgte dafür, dass der DFO mit der NSDAP verbunden wurde. Im August 1930 hatte der DFO 4000 Mitglieder, davon 500 in Berlin. Goebbels, der Zander misstraute, hatte 1929 eine eigene Frauenarbeitsgemeinschaft (FAG) gegründet, aber die organisatorische Auseinandersetzung war entschieden, als Elsbeth Zander in der 1931 auf Reichsebene ins Leben gerufenen Nationalsozialistischen Frauenschaft (NSF) zu einer führenden Funktionärin avancierte. Zu diesem Zeitpunkt besaß die NSF reichsweit 19 000 Mitglieder, deren Zahl sich bis Ende 1932 auf rund 110 000 erhöhte.38

Die Hitlerjugend (HJ), offiziell auf dem Weimarer Parteitag im Juli 1926 gegründet, blieb in Berlin zahlenmäßig bis 1933 schwach; ihre wichtigsten Gruppen hatte sie in Charlottenburg und Wilmersdorf.39 Als der 15-jährige Herbert Norkus aus Berlin-Moabit im Januar 1932 bei Kämpfen mit den Kommunisten ums Leben kam, nutzte Goebbels die Gelegenheit und stilisierte ihn – ähnlich wie Horst Wessel – zum »Märtyrer«. Norkus lieferte die Vorlage für den Bestseller Hitlerjunge Quex, der noch im Dezember desselben Jahres erschien und von dem in weniger als zwei Jahren 190 000 Exemplare verkauft wurden.40

Mit besonderer Intensität bemühte sich die Berliner NSDAP darum, in den Betrieben Fuß zu fassen. Die erste Betriebszelle entstand im Werk der Knorr-Bremse; 1929 existierten bereits in etlichen Unternehmen nationalsozialistische Betriebszellen, darunter bei allen großen Banken mit Betriebsräten bei der Commerzbank, der Deutschen Bank, bei den Berliner Bahnbetrieben und Postämtern, in mehreren AEG-Standorten, bei Siemens, Borsig, in den Kaufhäusern Tietz und Karstadt.41 Nach einem Bericht von Reinhard Muchow,
der im Mai 1929 die Leitung der Berliner Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation (NSBO) übernahm, umfasste die NSBO in Berlin 40 Betriebszellen mit annähernd 2000 Parteigenossen und Sympathisierenden, wobei der Zuspruch unter den Angestellten besonders hoch war.42



Stettiner Bahnhof I

Ohne Zweifel lag der regionale Schwerpunkt der NSDAP in Berlin in den bürgerlichen Stadtteilen, doch die Partei unternahm große Anstrengungen, auch in den »roten« Innenstadtbezirken Anhänger zu gewinnen. Auf der Mikroebene eines Quartiers wie der Sektion Stettiner Bahnhof im Bezirk Mitte lässt sich gut erkennen, wie heterogen die Berliner Stadtteile waren und wie es den Nationalsozialisten gelang, buchstäblich Haus für Haus zu erobern.

Die Gegend östlich und südöstlich vom Stettiner Bahnhof war geprägt von typischen Berliner Mietskasernen, die ein weitgehend einheitliches und geschlossenes Stadtquartier bildeten. Während in den Vorderhäusern und an den Hauptstraßen auch bürgerliche Schichten wohnten, lebte in den Hinterhöfen und Nebenstraßen das »unterste« Proletariat, das auch das gesamte Gebiet dominierte. Rund um den Stettiner Bahnhof war »Rotlichtmilieu« angesiedelt. Die Bewohner dieses Arme-Leute-Quartiers gaben mehrheitlich den Linksparteien ihre Stimme.43 Im September 1932 verzeichnete die Polizei 13 KPD-Verkehrslokale in dem Gebiet.44 Unter diesen tat sich das Lokal »Kaiser«, Zionskirchplatz 1, wiederholt als Ausgangspunkt von politisch motivierten Gewalttaten besonders hervor, darunter auch Tätlichkeiten gegen Nationalsozialisten, weshalb es von der Polizei als »Politisches Radaulokal« eingestuft wurde.45 Woher der Wind in dieser Gegend wehte, hatten die Nationalsozialisten schon sehr früh zu spüren bekommen: Am 21. November 1926 etwa berichtete die Berliner Arbeiterzeitung von einem Überfall, den Kommunisten aus dem Lokal »Kaiser« an der Ecke Fehrbelliner und Veteranenstraße auf eine Gruppe NSDAP-Mitglieder verübten. Die Überfallenen befanden sich an jenem Abend auf dem Heimweg von einer Totengedenkfeier im »Kriegervereinshaus«.46

Der Bereich westlich der Magistralen Chaussee- und Friedrichstraße war dagegen politisch ganz anders geprägt. Dem Teilbereich nördlich der Invalidenstraße wurde durch die ehemalige »Maikäferkaserne« des Garde-Füsilier-Regiments in der Chausseestraße 95–98 der Stempel aufgedrückt. Die Kaserne
wurde seit 1918 von der Schutzpolizei als Unterkunft für die Polizeigruppe Nord genutzt; in unmittelbarer Nähe befanden sich noch weitere Polizeigebäude.47 Und im Invalidenhaus in der Scharnhorststraße 33 waren viele ehemalige Weltkriegsteilnehmer untergebracht. Die Invalidensäule, das »National-Krieger-Denkmal« im Invalidenpark, machte die Gegend zu einem symbolträchtigen Ort und galt als Anlaufstelle für vaterländische und nationale Kreise. Im nördlich an die Polizeikaserne anschließenden »Kriegervereinshaus« in der Chausseestraße 94 gab es eine Versammlungsstätte, die diese Kreise gerne nutzten. Dort hielt Goebbels seine erste öffentliche Rede nach seiner Ankunft in Berlin.48 Auch die Krawalle vom 4. Mai 1927, die zum Berliner NSDAP-Verbot geführt hatten, waren bei einer Versammlung im »Kriegervereinshaus« ausgebrochen.49 Und so war es wohl kein Zufall, dass die große Gründungsfeier der NSDAP nach Aufhebung des Verbots ebenfalls im »Kriegervereinshaus« stattfand.50

Das Areal südlich der Invalidenstraße bis zum Schiffbauerdamm wurde hauptsächlich von den Gebäuden der Charité und der Tierärztlichen Hochschule sowie den Instituten der Friedrich-Wilhelms-Universität eingenommen. In der Karlstraße 34/35 befand sich eine Polizeikaserne und in der Albrecht-straße 22 das 2. Polizeirevier.51 Die Konzentration derartiger Bauten im westlich-bürgerlichen Bereich der Sektion Stettiner Bahnhof hatte einen sehr starken Einfluss auf die Ausbreitung der NSDAP, zum einen weil sich in und um diese Gebäude herum ein ganz spezielles nationalistisch-militaristisch-studentisch geprägtes Milieu angesiedelt hatte, das für den Nationalsozialismus wesentlich anfälliger war als andere Bevölkerungsgruppen, zum anderen weil die Nähe zu Polizeigebäuden für die Nationalsozialisten stets ein entscheidendes Kriterium bei der Wahl der Standorte ihrer Verkehrslokale war, da sie vor allem in der Anfangsphase nicht selten auf den Schutz der Polizei angewiesen waren.

Im Schutz der Polizeikaserne und des »Kriegervereinshauses« waren den Nationalsozialisten Dinge möglich, die ihnen in anderen Gegenden der Stadt noch jahrelang verwehrt blieben. So konnte ein bekanntes langjähriges NSDAP-Mitglied von Januar 1927 an in der Invalidenstraße 95 offensichtlich unbehelligt einen Frisiersalon unterhalten.52 Ein von einem NSDAP-Amtswalter in der Trelleborger Straße 50 im Bezirk Pankow betriebenes Friseurgeschäft wurde hingegen von den Anwohnern der proletarisch geprägten Gegend jahrelang boykottiert und noch am 9. März 1933 von Kommunisten überfallen.53 Überdies gab es in der Schutzpolizeikaserne selbst offensichtlich schon früh Sympathisanten der Nationalsozialisten.54 Im Haus Friedrichstraße 115, direkt am Oranienburger
Tor, befand sich ein früher Anlaufpunkt für Nationalsozialisten, die Studentengaststätte »Zum strammen Hund«,55 und an der Tierärztlichen Hochschule, Luisenstraße 56, etablierte sich im Januar 1929 eine Sektion des NSDStB.56



Öffentliche Erfolge

Allmählich gelang es der NSDAP, sich zu behaupten und Mitglieder aus anderen Gruppierungen anzuziehen. Obwohl ihre Wahlerfolge mäßig waren und das Verhältnis zur SA konfliktträchtig blieb, festigten sich ihre Strukturen, wozu der im Juli 1928 zum Leiter der Organisationsabteilung ernannte Reinhold Muchow erheblich beitrug. Muchow adaptierte das kommunistische Straßenzellenprinzip und trennte dessen Leitung strikt von der SA. Anfang 1930 verfügte die NSDAP in Berlin über mehr als 900 Straßenzellen, die in 40 Sektionen organisiert waren. Mittels nahezu monatlich stattfindender »Gautage«, zu denen Goebbels die führenden Parteifunktionäre einberief, bildete sich zudem ein Führerkorps heraus, das der Partei, die Ende 1929 rund 5000 Mitglieder zählte,57 Kontinuität und Struktur verlieh.58

Es war die Zeit der Wirtschaftskrise, und mit dieser gelangte Wasser auf die Mühlen der Nationalsozialisten. Waren im Herbst 1928 etwa 109 000 Menschen in Berlin auf Arbeitslosenunterstützung angewiesen, so lag deren Zahl im Herbst 1929 bei 154 000; nach dem Börsenkrach im Oktober schnellte sie zum Jahreswechsel sogar auf über 292 000 hoch.59 Der Sklarek-Skandal, eine Korruptionsaffäre, in deren Folge der Oberbürgermeister Gustav Böß zurücktreten musste,60 tat ein Übriges, die nationalsozialistische Propaganda zu befördern. Bei den Wahlen zur Berliner Stadtverordnetenversammlung am 17. November 1929 erhielt die NSDAP 132 097 Stimmen (5,8 Prozent) und zog mit 13 Abgeordneten ins Parlament ein. Wieder lagen ihre Stimmenanteile in Zehlendorf, Charlottenburg, Schöneberg und Wilmersdorf über dem Durchschnitt, in dem von Beamten und ehemaligen Militärs geprägten Bezirk Steglitz erzielte sie sogar mit 10,3 Prozent ein zweistelliges Ergebnis.61

Am 2. Mai 1930 sprach Hitler, der im Jahr zuvor nur einmal nach Berlin gekommen war, in einem überfüllten Sportpalast.62 Das war schon so etwas wie ein Wahlkampfauftakt, denn im März war die letzte sozialdemokratisch geführte Reichsregierung gescheitert. Das nachfolgende Kabinett unter dem Zentrumspolitiker Heinrich Brüning arbeitete ohne parlamentarische Mehrheit.
Nach einem erfolgreichen Misstrauensantrag löste Hindenburg den Reichstag schließlich auf und beraumte für den 14. September 1930 Neuwahlen an. Dabei verlor die SPD zwar Stimmen, aber blieb immer noch stärkste Reichstagsfraktion. Das bürgerliche Lager erlitt dagegen dramatische Verluste. Die NSDAP aber konnte einen Erfolg verbuchen, der selbst ihre eigenen Erwartungen übertraf. Die Stimmenzahl stieg auf über 6,4 Millionen. Damit wurde sie zweitstärkste Partei und zog mit 107 Abgeordneten in den Reichstag ein.

In Berlin lag der Stimmenanteil für die NSDAP zwar unter dem Reichsdurchschnitt, aber gegenüber den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung ein knappes Jahr zuvor hatte sich das Wahlergebnis mehr als verdoppelt. Vor allem von den Verlusten bei den bürgerlichen Parteien konnten die Nationalsozialisten profitieren. Überdurchschnittliche Ergebnisse erreichten sie wiederum in Charlottenburg, Wilmersdorf, Schöneberg, Zehlendorf und Spandau, aber auch in Tiergarten, Tempelhof und Pankow. Steglitz lag mit 23,3 Prozent weiterhin an der Spitze. Außer dem Wedding gab es keinen Bezirk, in dem die NSDAP nicht ein zweistelliges Ergebnis erreicht hatte.63 Die Eröffnung des neuen Reichstags am 13. Oktober feierten die Nationalsozialisten in Berlin dann auf ihre Weise: SA-Trupps zogen durch die Innenstadt, randalierten und zertrümmerten die Schaufenster von Geschäften, die angeblich jüdische Inhaber hatten.64

Ende 1930 hatte die Partei etwa 12 000 Mitglieder, doch nach den Septemberwahlen 1930 traten bis zum Januar 1933 annähernd 48 000 Berliner in die NSDAP ein.65 Hatte das mittlere Eintrittsalter in den Anfangsjahren bis 1926 noch unter 25 Jahren gelegen, hatte es sich seither stetig erhöht und lag 1933 bei über 35 Jahren.66 Fast die Hälfte der neuen Mitglieder vor 1933 waren Angestellte, elf Prozent Arbeiter, zwölf Prozent Beamte und 18 Prozent Selbstständige. Nach 1933 sollte sich dann der Anteil der Arbeiter, die der NSDAP in der »Arbeiterhochburg« Berlin beitraten, deutlich erhöhen.67


Stettiner Bahnhof II

Im Zuge des 1929/30 einsetzenden Mitgliederzuwachses und der damit einhergehenden Ausbreitung von Stützpunkten teilte sich die Sektion Stettiner Bahnhof im Sommer 1930 in die fünf Straßenzellenbezirke A, B, C, D und E auf. Diese Straßenzellenbezirke wurden Anfang 1932 nach nahegelegenen Straßen und Plätzen benannt: Neben dem »Stettiner Bahnhof« gab es nun »Karlplatz«,
»Weidendamm«, »Arkona« nach dem Arkonaplatz und »Scharnhorst« nach der Scharnhorststraße.

Im Zuge der Ausbreitung von nationalsozialistischen Stützpunkten auf dem Gebiet der Sektion Stettiner Bahnhof kristallisierten sich bald mehrere Brennpunkte des Kampfes um den Kiez heraus, so auch am Arkonaplatz. Im Juni 1931 traten Nationalsozialisten an den Wirt des Lokales »Look«, Schwedter Straße 228 Ecke Rheinsberger Straße 36, mit der Absicht heran, sein Lokal für ihre Zusammenkünfte zu nutzen. Dieses Treffen gelangte zur Kenntnis des zuständigen 6. Polizeireviers, welches mit Rücksicht auf das nahe gelegene KPD-Verkehrslokal »Raben«, Swinemünder Straße 14 Ecke Rheinsberger Straße 24, um Überwachung der beiden Lokale durch die Abteilung I bat. Am Tag nach dem Gespräch »wurde das Äußere des Lokals von linksradikalen Elementen mit Farbe beschmiert und Fensterscheiben zertrümmert«. Wie die polizeiliche Untersuchung ergab, waren auch »linksradikaler Kreise«, die das Lokal bisher überwiegend genutzt hatten, informiert worden. Der Wirt nahm daraufhin Abstand von der geplanten Aufnahme der NSDAP-Angehörigen und arrangierte für seine ehemaligen kommunistischen Gäste eine »Versöhnungsfeier«. Fortan galt seine Kneipe sogar als offizielles Partei-Lokal der KPD.68

Das sollte aber nicht lange so bleiben. Unter dem 27. Juli 1932 ist in den Akten der Schutzpolizei vermerkt, dass der Schankwirt des Lokals »Wienecke« in der Swinemünder Straße 112, also in unmittelbarer Nähe zum KPD-Lokal »Raben«, sein Lokal vom 12. Juli 1932 an der NSDAP als Verkehrslokal zur Verfügung stellte.69 Und nach der »Machtübernahme« im Januar 1933 meldete der Schankwirt Raben sein Lokal auf dem 6. Polizeirevier als Verkehrslokal der KPD wieder ab, um es am 1. März 1933 als unpolitisches Lokal wieder eröffnen zu können. Als das 6. Revier Raben mitteilte, dass sein Lokal geschlossen bleiben müsse, wandte dieser sich an die Politische Abteilung I A mit der Bitte, die Wiedereröffnung seines Lokals zu gestatten. Nach Prüfung des Sachverhaltes wurde er jedoch abschlägig beschieden, da erneute politische Zusammenstöße befürchtet wurden.70

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich die NSDAP im Bezirk Mitte mit zwei Ortsgruppen/Sektionen (Alexanderplatz und Stettiner Bahnhof) von anderen Bezirken durch einen hohen Organisationsgrad abhob. Mit den drei aus der reichsweiten Neuorganisation der NSDAP im Spätsommer 1932 hervorgegangenen Ortsgruppen Stettiner Bahnhof, Oranienburger Tor und Arkona konnte das Gebiet der »Muttersektion« Stettiner Bahnhof als
vollständig erschlossen gelten. Die Mitgliederzahl der NSDAP kann – bei einer durchschnittlichen Mitgliederzahl von 361 pro Ortsgruppe – allein für dieses Gebiet auf etwa 1080 Parteigenossen geschätzt werden. Mit fünf Stürmen (Sturm 17, 40, 63, 65 und 140) zum Jahreswechsel 1932/33 war auch der Organisationsgrad der SA im Gebiet um den Stettiner Bahnhof überdurchschnittlich hoch. Bei einer durchschnittlichen Stärke von 142 Mann pro Sturm hätte die SA in so einem relativ kleinen Gebiet insgesamt ungefähr 710 Mitglieder gehabt. Zum Vergleich: Für den gesamten Bezirk Friedrichshain betrug die Stärke der SA seinerzeit »nur« 900 Mann.71

Die Eroberung der Straße gelang den Nationalsozialisten bis zum 30. Januar 1933 jedoch nicht. Während im Straßenzellenbezirk Karlplatz der NSDStB an der Tierärztlichen Hochschule 1930, also nur ein Jahr nachdem er sich dort etabliert hatte, über die Hälfte der Stimmen bei den AStA-Wahlen bekam, musste die SA ihre Flugblätter noch Anfang 1932 dem Betriebspersonal des Bewag-Betriebs Schiffbauerdamm 22 förmlich mit Gewalt aufdrängen. Zwar änderte sich die Situation auf der Straße nach der Aufhebung des SA-Verbotes am 17. Juni 1932 und dem »Preußenschlag« vom 20. Juli 1932 spürbar zu Gunsten der Nationalsozialisten, doch noch am 27. Oktober 1932 kam ein SA-Mann beim Kampf der Nationalsozialisten um den proletarischen Kiez um den Koppenplatz ums Leben, und die »Eroberung« der »Sophien-Säle«, traditionell eine Versammlungsstätte der revolutionären Linken, in der unter anderen Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg gesprochen hatten, gelang den Nationalsozialisten erst am 3. März 1933. An diesem Tag konnten die Ortsgruppen Arkona und Oranienburger Tor dort erstmals eine Massenversammlung veranstalten. 72



Resümee

1925 war die NSDAP in Berlin noch eine kleine völkische Gruppierung innerhalb des rechtsradikalen Lagers, auf dem die Nationalsozialisten aufbauen konnten. Vor allem in den bürgerlichen Stadtteilen im Südwesten Berlins besaßen nicht nur die Deutschnationalen ihre Hochburg, sondern auch die Rechtsradikalen insgesamt. Von hier aus begann der Siegeszug der NSDAP in Berlin. Zunächst setzten sich die Nationalsozialisten mit ihrer Doppeltaktik – militante Gewalt der SA und »Legalitätskurs« der NSDAP – gegen ihre Konkurrenten durch und zogen bis 1928 vor allem Anhänger aus den übrigen völkischen
Gruppen an. Obwohl ihre Wahlergebnisse zunächst recht bescheiden waren, konnte die Partei sich festsetzen und bei manchen sozialen Gruppen wie den Berliner Studenten bereits erste Erfolge erringen. Die Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung im November 1929 stellten unter Beweis, dass sie an Stärke gewann, noch bevor die Wirtschaftskrise mit voller Wucht einsetzte.

Auch in den Bezirken selbst war der Erfolg der Nationalsozialisten keineswegs flächendeckend, wie das Beispiel der Sektion Stettiner Bahnhof zeigt. Und in den Innenstadtbezirken gab es bürgerliche Wohnquartiere, die als erste Stützpunkte dienten und von denen aus die NSDAP wie die SA versuchten, in die proletarischen Nachbarschaften einzudringen.

Die NSDAP verstand wie kaum eine andere Partei, dass moderne Politik durch Massenmedien vermittelt wird und daher auf mediale Strukturen und Erwartungen ausgerichtet sein muss. Durch bewusst herbeigeführte Gewaltaktionen sowie durch sorgsam vorbereitete Massenveranstaltungen im Sportpalast gewann sie das Image einer erfolgreich wachsenden, entschlossenen Bewegung, deren Vertreter nicht nur redeten, sondern auch handelten. Vielen der bürgerlichen deutschnationalen Wähler erschien die NSDAP als tatkräftige Alternative zur erstarrten Honoratiorenherrschaft der DNVP.

Das »Superwahljahr« 1932 brachte den Nationalsozialisten auch in Berlin große Wahlgewinne. Bei den Reichstagswahlen im Juli 1932 wurde die NSDAP dort mit 28,6 Prozent stärkste politische Kraft vor SPD und KPD, die jeweils 27,3 Prozent erhielten.73 Nahezu die Hälfte der NSDAP-Stimmen kam aus Lichtenberg, Spandau, Weißensee sowie aus den Innenstadtbezirken Mitte, Prenzlauer Berg, Neukölln, Kreuzberg, Wedding und Friedrichshain.74

Doch dann zeigte sich gerade in Berlin in dem schlechteren Abschneiden der Partei bei den Reichstagswahlen im November, dass die gemeinsame Aktion von NSDAP und KPD beim Berliner Verkehrsarbeiterstreik im November 1932 die bürgerliche Furcht vor einer womöglich doch revolutionär-sozialistischen NSDAP wieder virulent werden ließ. Die Nationalsozialisten erhielten zwar 720 613 Stimmen (26,0 Prozent) und damit deutlich mehr als die Sozialdemokraten mit 646 644 Stimmen (23,3 Prozent). Gewinner waren jedoch die Kommunisten, die 860 837 Stimmen (31,0 Prozent) erringen konnten 75 – und damit bürgerliche Ängste vor einer drohenden bolschewistischen Machtübernahme schürten.

Erst nach Hitlers Machtantritt am 30. Januar 1933 gelang der NSDAP der Durchbruch in ganz Berlin. Bei den Wahlen am 5. März, die schon von den Repressionen gegen die politische Opposition nach dem Reichstagsbrand am
27. Februar überschattet waren, gaben in der Reichshauptstadt über eine Million Wähler der NSDAP ihre Stimme (34,6 Prozent). Das war immer noch deutlich unter dem reichsweiten Ergebnis von 43,9 Prozent. Aber mittlerweile lagen die Berliner Bezirke nicht mehr so weit auseinander. In Steglitz und Spandau erhielt die NSDAP diesmal mehr als vierzig Prozent der Stimmen, verfehlte jedoch die absolute Mehrheit. In den anderen Bezirken lag sie um die 30-Prozent-Marke, die sie nur noch im Wedding (25,9 Prozent) und in Friedrichshain (28,8 Prozent) verfehlte. Doch auch dort übersprang sie diese Hürde eine Woche später bei den Wahlen zur Stadtverordnetenversammlung am 12. März.76

Obwohl die KPD trotz Terror, Verhaftungen und Repression in Berlin insgesamt noch 729 902 Stimmen erhielt (24,5 Prozent) und im Wedding, in Friedrichshain und in Neukölln stärkste Partei blieb,77 war das »rote Berlin« mittlerweile auf wenige Inseln reduziert, die sich der braunen Mobilisierung in den folgenden Monaten nicht mehr erwehren konnten.
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PRÜGELPROPAGANDA

Die SA und der nationalsozialistische Mythos vom »Kampf um Berlin«1

»Von den Wänden hat sich der Putz gelöst, es riecht durcheinander nach Staub, Schweiß und kaltem Bier. Es sind zwei Räume, die diese Geschäftsstelle ausmachen. […] Ein alter Schrank steht da, dessen Tür offensteht, man sieht ein abgeschabtes Braunhemd hängen, ein Aktenordner liegt auf dem Boden und ein paar Kommisstiefel stehen daneben.«2 So beschrieb Wilfried Bade in seinem 1933 veröffentlichten Buch Die S.A. erobert Berlin das Berliner Büro der NSDAP Mitte der 1920er Jahre.3 Die Szene zu Beginn des Romans, der das Schicksal eines fiktiven SA-Mannes erzählt, war nicht nur dem vermeintlichen Realismus Bades geschuldet. Sie stand symbolisch für die schwierige Anfangsphase und den in den folgenden Kapiteln ausführlich glorifizierten Bedeutungszuwachs der Berliner Nationalsozialisten in den Jahren 1926 bis 1933.4

Besonders originell war dieser SA-Roman, der sich als »Tatsachenbericht« ausgab, allerdings nicht. Bereits im ersten Jahr der nationalsozialistischen Diktatur war das Narrativ des heldenhaften Kampfes der Nationalsozialisten um die Reichshauptstadt fest etabliert.5 Gauleiter Joseph Goebbels, aber auch junge Aktivisten der »Bewegung« wie Reinhold Muchow und Horst Wessel hatten dieses Bild zugleich erschaffen wie verinnerlicht.6 Es handelte sich keinesfalls nur um eine retrospektiv erfundene Legende, sondern auch um ein handlungsleitendes Selbstbild – und als solches ist es für die historische Forschung, die nach Habitus, Mentalitäten und generationellen Prägungen der SA-Männer fragt, von Interesse.7





Politik der Straße:

Die Berliner SA in den politischen Auseinandersetzungen der späten Weimarer Republik

Die Berliner SA wurde offiziell am 22. März 1926 von Kurt Daluege, dem späteren Chef der Deutschen Ordnungspolizei und Stellvertreter von Heinrich Himmler, sowie Waldemar Geyer, im »Dritten Reich« Polizeipräsident in Hannover, gegründet. Sie residierte zusammen mit der NSDAP zunächst im Parterre eines Hinterhauses in der Potsdamer Straße 109. Die Bezeichnung »Opiumhöhle« – so der selbstironische Spitzname der Parteigenossen für ihre Gaugeschäftsstelle – deutet darauf hin, dass es sich auch bei der SA zunächst um einen der zahlreichen Zusammenschlüsse von rechtsradikalen Parteien und Wehrverbänden handelte, die sich in der Hauptstadt seit Ende des Ersten Weltkriegs gründeten und wieder auflösten, befehdeten und zusammenschlossen, die an Mitgliedermangel litten oder verboten wurden.8 In der Tat war die Berliner SA zunächst kaum mehr als eine weitere »völkische Sekte«, deren Erfolgs- und Zukunftsaussichten zweifelhaft waren.9 Obwohl ihr 1926 nur wenige Hundert Personen angehörten, von denen das zumeist ältere Führungspersonal Weltkriegs- und Freikorpserfahrung mitbrachte,10 während die Jüngeren meist schon dem Frontbann, dem Bund Wiking oder dem Sport- und Wehrverband Olympia angehört hatten,11 wurde die Berliner SA in den einschlägigen Kreisen rasch bekannt. Neue Anhänger gewann sie vor allem unter jungen Männern, Schülern und Studenten.

Wie zuvor schon vom Frontbann, der Mitte der 1920er Jahre – so erinnerte sich ein SA-Mann der ersten Stunde – in Berlin als »Abordnung einer Idiotenanstalt« verspottet wurde,12 nahm aber auch von der SA zunächst kaum jemand Notiz.13 Dies änderte sich erst unter der Führung von Goebbels, den Hitler am 28. Oktober 1926 zum Leiter des neu konstituierten Gaus Berlin-Brandenburg ernannt hatte.14 Goebbels verstand es, die zunächst von der Partei weitgehend unabhängig agierende SA unter Daluege – den er sogleich zu seinem Stellvertreter erhob – für die politische Profilierung der NSDAP in der Hauptstadt zu nutzen.15 »Niemals hat er gebremst, sondern immer alle aufgespeicherte Kraft sich explosiv entladen lassen. Und daß [sic!] war es vor allem, was ihm die S.A. dankte«, urteilte Horst Wessel 1929 über den von ihm verehrten Gauleiter.16

Doch Goebbels war kaum in der Lage, die SA zu domestizieren. Walther Stennes, ein ehemaliger Freikorpsmann, Polizeihauptmann und seit 1927
Stellvertreter Ost des Obersten SA-Führers, der die SA-Einheiten in Berlin, Brandenburg, Ostpreußen und Pommern befehligte,17 verstand die SA als weitgehend autonomen Wehrverband. Sie sei – zumal in Berlin – keinesfalls als Erfüllungsgehilfe und »Klebekolonne« der NSDAP anzusehen, sondern im Gegenteil die eigentliche Hauptorganisation der Nationalsozialisten. Stennes ertrug den »Import« des von Hitler protegierten und überdurchschnittlich gut bezahlten Rheinländers Goebbels nur schwer, zumal es sich um einen Zivilisten handelte, der schon allein deshalb in seinen Augen zur Führung der SA ungeeignet war. Seine eigene Position überhöhend, schrieb Goebbels am 8. August 1928 in sein Tagebuch: »Die SA macht mir nach wie vor ernste Sorgen. […] Sie gewinnt allmählich eine zu große Selbständigkeit, und wenn Krieger anfangen, eigene Politik zu machen, dann gibt das immer Blödsinn.«18

Mehrfach entluden sich Aggressionen zwischen der Gauleitung und der SA in gewaltsamen Aktionen: Während die SA im August 1928 durch begütigende Gespräche und eine Zahlung von 3500 Reichsmark noch einmal »befriedet« werden konnte,19 besetzte sie unter Stennes’ Führung am 30. August 1930 das Büro der NSDAP und verwüstete es. Goebbels wähnte sich bereits am Ende: »Ich verliere für eine Sekunde die Nerven. […] Es steht alles auf des Messers Schneide. […] Soll das das Ende sein?«, notierte er in seinem Tagebuch.20 Hitler musste persönlich eingreifen und der SA erneut Zugeständnisse machen, denn wenige Wochen vor der Reichstagswahl am 14. September 1930 sollten interne Streitigkeiten unter allen Umständen vermieden werden.21

Obwohl Goebbels innerhalb der SA bis 1933 nicht die dominierende Stellung innehatte, die man auf Basis seiner Tagebucheinträge und der Parteipropaganda vermuten könnte, war er doch unzweifelhaft derjenige, der die Verbindung zwischen SA und NSDAP in Berlin sowie zur Münchner Parteiführung koordinierte. Bereits am 28. November 1926, nur drei Wochen nach seiner Ankunft in Berlin, skizzierte er die Grundzüge der Taktik, die mit dazu beitrug, dass sich die politischen Gewichte in den kommenden fünf Jahren nachhaltig zugunsten der Nationalsozialisten verschoben: »Ich war heute morgen beim General-Apell [sic!] der S.A. Alles in Form. Nun kann’s an die große Arbeit gehen. Überfälle über Überfälle. Blut fließt. Kitt der neuen Gemeinschaft! Ich denke Revolution!«22 Die vom Gauleiter in der Folgezeit provozierten, sich in ihrer Intensität stetig steigernden Gewalttaten sollten demnach einem doppelten Ziel dienen: der Vergemeinschaftung untereinander, gewissermaßen als Blutsbrüder, sowie der politischen Machtvergrößerung, im idealen Fall einer revolutionären Machteroberung.


Schon bald zeichnete sich jedoch ab, dass dieser aggressive Kurs nicht nur zu Konflikten mit dem preußischen Innenministerium, das die SA in Preußen vom 5. Mai 1927 bis zum 4. April 1928 verbot,23 sondern auch mit der Münchner Parteizentrale führen musste. Hitler und – nach einigem Widerstand – auch Ernst Röhm hatten nach den Erfahrungen mit dem gescheiterten Hitler-Ludendorff-Putsch angeordnet, dass die SA ein der Partei angeschlossener Verband sein sollte, der die in den Vorjahren auf der extremen politischen Rechten stets virulenten gewaltsamen Umsturzpläne aufzugeben habe. Legal wollten die Nationalsozialisten die Macht erobern – zumindest sollte es so aussehen.24 Diese neue Linie entsprach jedoch nicht dem vorherrschenden Selbstverständnis vieler Berliner SA-Einheiten, deren starke Freikorpstradition putschistische Tendenzen bis 1934 am Leben hielt. Anders als in der Münchner Zentrale dominierte hier bis in die frühen 1930er Jahre der für die norddeutsche NSDAP prägende »sozialistische« Flügel, der auch junge Aktivisten wie Horst Wessel, von Frühjahr 1929 an SA-Sturmführer im Arbeiterbezirk Friedrichshain, anzog. In seiner politischen Autobiographie schrieb Wessel: »Die Nationalsozialisten wurden vielfach für eine rechtsradikale, völkische Gruppe gehalten. Ganz mit Unrecht! Vielmehr muß man sie als nationale Sozialisten bezeichnen, mit dem Ton auf Sozialisten. Der Berliner Führer, Dr. Göbbels [sic!], war selbst ein radikaler Vorkämpfer und Verfechter eines sozialistischen Programms auf nationaler Basis.«25 Allerdings war »Sozialismus« für die SA-Männer primär ein Schlagwort, mit dem man den politischen Gegner auf der Linken trefflich provozieren konnte, das aber als Oberbegriff verschiedener antikapitalistischer Ressentiments inhaltlich diffus blieb. Es handelte sich gewissermaßen um eine populäre »linke« Auswahl aus dem Arsenal völkischer Ideologeme.26

Die SA brüstete sich mit der Radikalität und Brutalität ihres Auftretens. Regelmäßig, so schrieb der ehemalige Berliner Polizeipräsident Albert Grzesinski im französischen Exil rückblickend, sei er entsetzt gewesen, »welch schlimmen Grad sittlicher Verwahrlosung und Verrohung die meisten dieser jungen Burschen schon erreicht hatten«. Es habe ihnen jegliche Achtung vor dem Leben anderer gefehlt.27 Aus Sicht der Nationalsozialisten handelte es sich bei solchen Gewalttaten stets um Politik der Straße. Goebbels rechnete von Anfang an damit, dass nur öffentlich sichtbares wiederholtes Gewalthandeln die Nationalsozialisten zum Stadtgespräch und damit letztlich auch politisch relevant machen könnte. Die Inszenierung der eigenen Gewaltbereitschaft gehörte in den 1920er Jahren, in denen die Erfahrung von Krieg und Bürgerkrieg noch sehr gegenwärtig war, durchaus zur gängigen Formensprache der meisten deutschen
Parteien.28 Eine krachende Arbeiterfaust, ein vorwärts stürmender, muskelbepackter Siegfried, ein kommunistischer Hammer, der auf seine Gegner niederfährt, ein beil- oder schwertschwingender Mann, der gegen Schlangen kämpft – solche und ähnliche Motive fanden sich auch auf Wahlplakaten von Deutscher Volkspartei, KPD und SPD.29 Nicht die »Ästhetisierung von Gewalt«, die ein typisches Phänomen der Zeit war, unterschied die Nationalsozialisten daher von anderen Parteien und Gruppierungen, sondern der Umstand, dass sie sich in einer bereits aufgeheizten politischen Arena als besonders gewalttätig, rücksichtslos und siegesgewiss präsentierten.

Den Nationalsozialisten war die strategische Bedeutung einer starken und sichtbaren Präsenz in der Hauptstadt bewusst. Wenn es gelang, das in weiten Teilen proletarisch geprägte und daher vermeintlich »rote« Berlin zu erobern,30 dann hatte dies – so das Kalkül – Signalwirkung auch für andere Städte. Berlin als »Kampfplatz« besaß zudem den Vorteil, dass die Stadt seinerzeit das unbestrittene publizistische Zentrum des Landes war. Durch reichsweit vielgelesene Zeitungen konnte aus einer lokalen Schlägerei schnell ein überregionales Medienereignis werden. Vor allem der Journalist Goebbels erkannte, dass das Publikum der SA-Gewalt nicht nur die unmittelbar Betroffenen oder Schaulustige waren, sondern die Massenmedien selbst, deren »Hunger« auf Nachrichten sich so für die Propaganda der Nationalsozialisten einsetzen ließ – ganz egal, welche politische Richtung die Zeitungen favorisierten.31 In seinem Tagebuch notierte Goebbels seit 1927 regelmäßig befriedigt, wenn es seine SA wieder einmal in die Spalten der »Berliner Judenpresse« geschafft hatte.32 1932 fasste er seine Erfahrungen zusammen: »Berlin braucht seine Sensation wie der Fisch das Wasser. Diese Stadt lebt davon, und jede politische Propaganda wird ihr Ziel verfehlen, die das nicht erkannt hat.«33

Das Kalkül der Nationalsozialisten, die Parteipropaganda eng mit dem gewaltsamen und provokativen Auftreten der SA zu verzahnen, hatte sich zu diesem Zeitpunkt bereits als erfolgreich erwiesen. Die parteiamtliche Geschichte der SA in der Hauptstadt überhöhte die Zusammenstöße zu kriegsähnlichen Schlachten, zählte die Gefallenen und Verwundeten auf der eigenen Seite und glorifizierte jede noch so hinterhältige Gewalttat wahlweise als Notwehr oder als legitimes Lebenszeichen eines geknechteten und missbrauchten Volkswillens. 34 Die Auseinandersetzungen auf den Straßen und Plätzen Berlins, vor allem zwischen der SA und dem kommunistischen Rotfrontkämpferbund, nahmen seit 1929 an Intensität zu und lösten Anfang der 1930er Jahre bürgerkriegsähnliche Zusammenstöße aus, die Polizei und Justiz an den Rand ihrer Belastbarkeit
brachten.35 Eine »Nachweisung über beschlagnahmte Sachen, Waffen pp.« der Polizei für das erste Halbjahr 1930 verzeichnet beispielsweise nicht weniger als 83 Vorfälle, bei denen Waffen einkassiert wurden.36

Physische, aber auch verbale Gewalt spielte innerhalb der SA eine konstitutive Rolle. Die Inszenierung der eigenen Person als »männlich« und gewaltbereit, wozu bei den meisten auch das zumindest gelegentliche Begehen von realen Gewalttaten gehörte, war »expressives Stilmittel der Selbstdarstellung«, 37 wie die Spitznamen von Berliner SA-Männern nachdrücklich verdeutlichen, die sich Schießmüller oder Revolverschnauze, aber auch Klöten-Karl oder Mollenkönig nannten.38 Zugleich wirkte die kollektiv ausgeübte Gewalt innerhalb der Peer-Group gemeinschaftsstiftend. Insofern trug die SA, zumal in Berlin, Züge einer gewaltbereiten Jugendkultur. Nicht soziale Deprivationserfahrungen oder die in den frühen 1930er Jahren rasch anwachsende Arbeitslosigkeit allein können also die Gewaltbereitschaft der SA hinreichend erklären; vielmehr muss auch der Erlebnischarakter der kollektiven Gewaltausübung, die bei den zumeist jungen Männern auch zur Stärkung des Selbstbewusstseins beitrug, in die Analyse einbezogen werden.

Spätestens seit 1930 war die sichtbare Präsenz von SA-Leuten im Stadtbild ein gewohnter, wenn auch umstrittener Anblick. »In unserer Straße herrscht peinliche Ordnung […]. Wir haben da an der Ecke einen sehr netten SA-Mann, ein sehr netter Kerl«, schrieb Kurt Tucholsky in der Weltbühne am 7. Oktober 1930 sarkastisch.39 Und die Schriftstellerin und Journalistin Gabriele Tergit warnte Ende 1931 im Berliner Tageblatt vor einer um sich greifenden »Psychose des Bürgerkriegs«. Die SA-Männer hätten Vokabular und Mentalität des Krieges schon so weit verinnerlicht, dass sie die Auseinandersetzungen nur noch als quasi-militärische Ereignisse erfassen und schildern würden – eine Tendenz, die sich auch auf die Wahrnehmung der Richter von einschlägigen Gewaltprozessen wie die Berichterstattung der Presse auszuweiten beginne.40

Anfang 1932 betrug die Stärke der SA bereits über 200 000 Mann reichsweit, verteilt auf 125 SA-Standarten und 3000 SA-Stürme.41 In Berlin soll es damals 15 000 SA-Männer gegeben haben,42 die nicht mehr nur den militaristischen Freikorps, den rechtsbürgerlichen und völkischen Kreisen wie in der Anfangszeit, sondern nun auch dem Milieu der kleinen Leute, Angestellten und Arbeiter entstammten.43 Die Folgen der Weltwirtschaftskrise, die die Zahl der Arbeitslosen in Berlin auf mehr als 600 000 im Jahr 1932 hochschnellen ließ,44 spielten der NSDAP zusätzlich in die Karten. Erwerbslosen Männern bot die SA eine Art Rundumbetreuung an: Ein SA-Mann konnte nicht nur seinen Tag
mit Gleichgesinnten in Sturmlokalen verbringen, sondern sich auch in SA-Suppenküchen verpflegen und in eigens geschaffenen SA-Heimen nächtigen. Diese Quasi-Kasernierung hatte aus Sicht der Partei den Vorteil, die Einheiten vergleichsweise gut überwachen und mobilisieren zu können. Den SA-Männern wiederum gab sie das anderswo vermisste Gefühl des Gebraucht- und Geschätztwerdens.45 Allerdings wusste jeder SA-Mann, dass diese »Heimat und Lebensfreude«, wie die offizielle nationalsozialistische Geschichtsdarstellung von Julek Karl von Engelbrechten hervorhebt, mit erheblichen Konsequenzen verbunden sein konnten.46 Die in den SA-Lokalen heimlich angelegten Waffenlager sprachen eine deutliche Sprache, und es war kein Zufall, dass viele der »wilden« SA-Gefängnisse des Jahres 1933 in den Kellerräumen solcher Lokale eingerichtet wurden.47

Seit dem Jahr 1931 zeigten sich jedoch auch die Probleme, die sich aus der von Goebbels verfolgten Politik für die SA ergaben. Zu einer relevanten politischen Kraft in der Hauptstadt aufgestiegen, gestaltete sich deren Disziplinierung zunehmend schwierig. Viele SA-Männer befürchteten, dass der Versuch einer »legalen« Machtübernahme den revolutionären Elan der »Bewegung« schwächen würde, und sprachen sich deshalb für einen gewaltsam durchzuführenden Staatsstreich aus. Die SA stand vor einer ernsten Zerreißprobe: Während die Parteispitze der NSDAP im sogenannten Ulmer Reichswehrprozess im September 1930 noch einmal betont hatte, dass man die politische Macht mit legalen Mitteln erringen wolle, sprach Stennes als Wortführer der Unzufriedenen von »erbärmlichem Legalitätsgeschwätz«.48

Als Stennes Ende März 1931 zu Ohren kam, dass Hitler ihn bald absetzen wolle, reagierte er sofort und besetzte abermals die Räume der Gauleitung sowie das Redaktionsbüro des Angriff. Die sogenannte Stennes-Revolte schlug jedoch fehl, weil die Münchner Parteiführung – gestützt vor Ort auf Goebbels, Göring und Daluege, der inzwischen die Berliner SS befehligte – mit einer Mischung aus Zuckerbrot (Geldzahlungen an loyale SA-Führer) und Peitsche (Parteiausschlüsse) den meisten SA-Männern Mitte April ein Treuebekenntnis zu Hitler entlocken konnte. Infolge des misslungenen »Putsches« wurden neben Stennes ungefähr 500 Berliner SA-Leute und damit ein gutes Drittel aller Berliner SA-Männer aus der Partei ausgeschlossen. Dieser personelle Aderlass wurde durch Neuaufnahmen unter den neuen Berliner SA-Führern Karl Ernst und Wolf-Heinrich Graf von Helldorf jedoch rasch mehr als kompensiert. Auch ein erneutes, diesmal reichsweites SA-Verbot im Jahr darauf (vom 13. April bis 16. Juni 1932) schwächte die Berliner SA kaum.49




Narrative des Krieges:

Politische Soldaten im »Kampf um Berlin«

Die Propaganda der Nationalsozialisten machte Berlin zum Kampfplatz. Die Kämpfe, die in diesem Bürgerkrieg zu bestehen waren, wurden in auffälliger Weise nach dem literarischen Vorbild der Freikorps- und Weltkriegsliteratur modelliert, wobei die Nationalsozialisten dieses Vokabular jedoch modifizierten und der neuen Situation anpassten.50 Statt von Schützengräben und Stoßtruppangriffen sprachen sie vom Kampf um Häuserschluchten, von hinterhältigen Überfällen und offenen (Saal-)Schlachten. »Feindliche« Stadtviertel galt es zu besetzen, und das SA-Sturmlokal firmierte dieser Logik nach als militärischer Vorposten. »Es ist ein heimlicher und gemeiner Krieg geworden«, heißt es im Propaganda-Roman Schicksal SA von Fritz Stelzner, und weiter: »Die SA-Männer sind in ihm wie Soldaten in vorderster Linie: Täglich und stündlich kann der Tod zwischen ihre Reihen greifen.«51 Der Gegner in diesem Krieg galt dabei nicht als gleichwertig, sondern wurde als moralisch und rassisch minderwertig charakterisiert. In Anspielung auf koloniale Eroberungsphantasien, mit denen seit den 1880er Jahren zwei Generationen junger Männer aufgewachsen waren, kämpfte die SA in Berlin einen »tollen Buschkrieg«,52 womit sie implizit als legitime »weiße« Ordnungsmacht gegen die »roten Wilden« aufgewertet wurde.

Die Eroberungsrhetorik der Nationalsozialisten war zudem auffallend geschlechterkodiert: Die Stadt selbst, eine »entsetzliche Steinwüste mit Parfüm und Frauenfleisch«,53 galt es zu erobern, die »Weiber der Kommune« durch im Männerbund ausgeübte paramilitärische Gewalt in die Schranken zu weisen.54 Am Beispiel der Hauptstadt meinten führende Nationalsozialisten den Untergang des Staates durch das »bürgerlich-weibliche Lebenssystem des Urbanismus«, eine als weiblich und jüdisch konnotierte Konsum- und Freizeitkultur, besonders deutlich beobachten zu können. Die drohende »frauenstaatliche Zukunft« müsse rasch durch die Herrschaft des nationalsozialistischen Männer-und Heldenbundes gestoppt werden.

Die nationalsozialistischen Erzählungen überhöhten die gewaltsamen Auseinandersetzungen zugleich zu einem Kampf um die Seele des deutschen Arbeiters. 55 Auch hier bot sich Berlin als paradigmatischer Fall an. Viele SA-Romane der Jahre 1932 bis 1934 schildern das fiktive Schicksal eines jungen Mannes aus einem der Arbeiterviertel der Stadt, der, apolitisch oder auch mit den Kommunisten sympathisierend, bald an deren Heilsversprechen oder der Sinnhaftigkeit der modernen Existenz allgemein zu zweifeln beginnt und sich schließlich in die
»braunen Horden« einreiht.56 Diese Fabel einer modernen Erweckungs- und Bekehrungsgeschichte bot aus nationalsozialistischer Sicht mehrere Vorteile: Indem innerhalb der Arbeiterschaft stets unterschieden wurde zwischen idealistischen, nationalen »wirklichen Arbeitern« einerseits und »stumpfsinnigen Raufbolden« andererseits,57 stand jedermann – sofern er nur guten Willens war  – die Tür zur seligmachenden Partei offen.58 Zudem schmeichelten solche Erzählungen dem anvisierten jungen männlichen Lesepublikum, indem darin der um 1930 vieldiskutierten »jungen Generation« die Kraft zur politischen und moralischen Umwälzung zugetraut wurde, die deren intellektuelle Vertreter wortreich einforderten.59 »Man weiß, daß eine große geschichtliche Wende unmittelbar bevorsteht«, war sich denn auch einer dieser SA-Bekehrten im Roman Die Straße zu Hitler sicher. Und er prophezeite: »Die Throne alter und neuer Götzen krachen zusammen. Nichts bleibt, was nicht durch Blut gekittet wäre.«60

Die Führungspersonen der SA sollten sich durch Leistungsethos und Autorität auszeichnen, zugleich aber kameradschaftlich handeln. In der NS-Terminologie war von »hartem Pflichtbewusstsein« und »grenzenloser Opferbereitschaft« die Rede. Überdurchschnittlicher Einsatz sowie das Hintanstellen der Privatinteressen galten als selbstverständlich. Der vorbildliche SA-Führer habe sich mit allen Kräften um seine Männer zu kümmern, was Hilfe bei der Wohnungs- und Arbeitssuche, Geldzuwendungen oder auch aufmunternde Besuche bei Inhaftierten einschloss.61 Natürlich gab es zum Teil extreme Diskrepanzen zwischen diesem Idealtypus und den real existierenden SA-Führern im Berlin um 1930. Cliquenwirtschaft, interne Machtkämpfe, Korruption und alle möglichen Arten von Disziplinlosigkeit prägten das öffentliche Erscheinungsbild vieler SA-Einheiten. Doch diese Einschränkung ändert nichts an der Tatsache, dass die nationalsozialistischen Narrative sich bereits in den späten 1920er Jahren von der realen politischen Ebene zu lösen begannen und bald mit dem Selbstverständnis der Akteure in der SA unauflösbar verschränkt waren. Die SA-Männer bezogen ihr Selbstvertrauen zunächst aus der imaginierten Heldenrolle in einer Art Parallelwelt und strebten zugleich danach, die Wirklichkeit diesem Wunschbild anzupassen. Sie stilisierten sich zu einsamen Rufern in einer »Wüste aus Stein« oder bei den Propagandafahrten im Umland der Stadt zu Propheten in den Weiten des Märkischen Sandes – und sie glaubten es auch. Analog zur Parteipropaganda beschrieben sich die SA-Männer in ihren Selbstzeugnissen als »Landsknechtnaturen« mit »großem persönlichen Mut«62 und als Kämpfer, die trotz aller Anfeindungen »treu und verbissen« gekämpft hätten.63 Man sah sich – den Vorgaben der Parteipropaganda folgend  –
als »politischer Soldat«, als »Draufgänger« und »Kamerad«, als Krieger mit »blanken Fäusten« und eisenhartem Willen, als Ritter der Nation und Erzieher des Volkes – kurzum, als charakterlich und körperlich bester Teil des Volkes.64

Der Erfolg dieser Selbstdeutungen beruhte maßgeblich auf einer Selbstermächtigung, die der SA-Mann aus seiner Gewaltpraxis und -rhetorik ableitete. Der französische Soziologe Michel Wieviorka verweist mit Blick auf die Jugendgewalt in den französischen Vorstädten seit den 1980er Jahren darauf, dass es nicht die soziale Lage und die politische Situation allein sind, die zur Erklärung dieser Jugendgewalt herangezogen werden müssen, sondern dass gerade die »Subjektivierung der Gewalt« ein weiterer, wenn auch ambivalenter Faktor ist. Diese Beobachtung lässt sich auch auf die SA am Ende der 1920er Jahre übertragen: Das zunächst befreiende Erlebnis des kollektiven Aktionsexzesses, 65 das die Gewaltpraxis für eine große Anzahl junger Berliner so anziehend machte, musste von der politischen Führung zwar regelmäßig ermöglicht, aber eben auch eingegrenzt werden. Die Narrative vom »politischen Soldaten« waren daher nicht nur Sinndeutungsangebote, sondern auch Disziplinierungsmittel. Was scheinbar der Ermächtigung des Individuums diente, zielte letztlich auf die (gefühlt: freiwillige) Unterordnung im Kollektiv ab. Die Rhetorik vom »politischen Soldaten« leistete aus dieser Sicht einer zweifachen Disziplinierung Vorschub: Das Primat der Politik war gegen die gerade innerhalb der Berliner SA verbreiteten putschistischen Tendenzen gerichtet, und die Stilisierung zu Soldaten forderte den Kampf notfalls bis zur eigenen Vernichtung, also die Bereitschaft zur radikalen Selbstaufgabe.

Bemerkenswert ist nun, dass diese gravierenden, möglicherweise real eintretenden Nachteile, die durch den mit christlichen Versatzstücken getränkten NS-Totenkult zudem sinnstiftend aufgefangen wurden,66 für viele SA-Leute hinter die Vorteile der gewaltsamen Subjektivierung zurückfielen. Nicht die tatsächlichen Gefahren oder die zynische Instrumentalisierung, mit der Goebbels »seine« SA-Männer für die Parteipropaganda im wahrsten Sinne des Wortes verbrauchte, sondern vor allem die Einschränkungen der Chancen auf weitere Gewalterlebnisse von 1933 an ließen SA-Männer protestieren. Natürlich war die Unzufriedenheit zugleich Ausdruck einer gestiegenen Anspruchshaltung, denn viele SA-Männer forderten nun materielle und symbolische Belohnungen dafür, dass sie für die »Bewegung« jahrelang den Kopf hingehalten hatten. Auch die Gärungsprozesse innerhalb der SA in den Jahren zuvor, am greifbarsten im Umfeld der Stennes-Revolten von 1930 und 1931, weisen darauf hin, dass die zunehmende
Disziplinierung der tiefere Grund für die wieder aufkommende Unzufriedenheit der SA war. Gerade weil der Prozess der Subjektbildung in der »Kampfzeit« so erfolgreich verlief, war die SA von 1933 an kaum zu befriedigen.



1933:

Das Jahr der exzessiven SA-Gewalt

Rückblickend erscheint das Auftreten der SA vor 1933 nur als ein Vorspiel zu der Gewaltorgie, die im ersten Jahr der nationalsozialistischen Diktatur das Leben in der Reichshauptstadt prägte und deren drastischstes Beispiel die Verbrechen der sogenannten Köpenicker Blutwoche sind.67 Abseits der festlichen Aufmärsche etablierten die Nationalsozialisten im gesamten Stadtgebiet Konzentrationslager. In diese nicht ganz treffend auch als »wilde Gefängnisse« bezeichneten Lager, die provisorisch in Kellern von SA-Sturmlokalen, leerstehenden Lagerhallen oder sogar in Wohnhäusern untergebracht waren, verschleppte die SA Kommunisten und Sozialdemokraten, Gewerkschafter, jüdische Ärzte und Rechtsanwälte. Sie inhaftierte aber auch Leute, die nicht in das Feindbildschema der SA passten, sondern einfach zur falschen Zeit am falschen Ort waren.68 Seit dem 22. Februar 1933 traten manche SA-Einheiten sogar offiziell als »Hilfspolizei« auf.

Wie viele Menschen Opfer der Terrormaßnahmen wurden, lässt sich nur schätzen. Angesichts von mindestens 170 bekannten Orten, an denen die Berliner SA einsperrte, folterte und mordete, muss man für die Reichshauptstadt von einer hohen, mindestens vierstelligen Zahl ausgehen.69 Die Botschaft war unmissverständlich: Die Nationalsozialisten stellten sich nicht nur als neue Herren der Straße dar, sondern verbreiteten vor allem durch die Misshandlung zufälliger Opfer ein Klima der Angst, zumal sich herumsprach, dass auch Polizei und Justiz den Angegriffenen kaum Hilfe leisteten. Dass viele Betroffene darauf verzichteten, Strafanträge gegen SA-Männer zu stellen, zeigt eindrücklich, wie rasch ein eventuell noch vorhandenes Vertrauen in die Justiz, die bereits in den 1920er Jahren Gegenstand heftiger innenpolitischer Debatten war,70 von 1933 an hinter die Angst vor der Gewalt durch SA, SS und Gestapo zurücktrat.

Besonders berüchtigt für die Folterexzesse der SA waren das ColumbiaHaus sowie die beiden zentralen Konzentrationslager in der Hedemannstraße (Kreuzberg) und in der General-Pape-Straße (Schöneberg). Im letztgenannten Lager misshandelte die im Februar 1933 neu aufgestellte, aus 200 »bewährten«
SA-Männern zusammengesetzte SA-Feldpolizei zwischen Februar und Dezember 1933 mutmaßlich 2000 Gefangene zum Teil schwer.71 Mindestens 20 von ihnen starben in der Haft oder unmittelbar danach an den Folgen der Folterungen. Unter den Opfern waren auch Angehörige der SA.

Im Sommer 1933 gab es im Justizministerium zwar noch Mitarbeiter, die die Verfolgung solcher Verbrechen einleiteten und Ermittlungen aufnahmen, doch die Nationalsozialisten zeigten sich äußerst effektiv darin, jedwede Bestrafung nationalsozialistischer Täter zu unterbinden. Bereits für diesen frühen Zeitpunkt gilt, dass die Entfesselung »ungeheurer destruktiver Potentiale« nicht nur in der nationalsozialistischen Weltanschauung angelegt,72 sondern auch konstitutives Element der dann tatsächlich realisierten nationalsozialistischen Herrschaft war.


Zwischen Überdruss und Übermut:

Die SA in der nationalsozialistischen Reichshauptstadt nach dem »Röhm-Putsch« im Sommer 1934

Während der Mythos des Kampfes der SA um Berlin im nationalsozialistischen Geschichtsbild bis zur totalen militärischen Niederlage des »Dritten Reiches« einen festen Platz einnahm, musste die Organisation durch die Morde im Zuge des »Röhm-Putsches« einen nachhaltigen Prestige- und Bedeutungsverlust hinnehmen. 73 Zwischen dem 30. Juni und dem 2. Juli 1934 wurden mindestens 85 Menschen ohne Gerichtsverfahren hingerichtet, darunter 50 zumeist hochrangige Angehörige der SA; manche Schätzungen gehen von bis zu 200 Ermordeten aus. In Berlin wurden unter anderem der Führer der SA-Gruppe Berlin-Brandenburg, Karl Ernst, dessen Adjutant Walter von Mohrenschildt sowie Wilhelm Sander und Daniel Gerth, ebenfalls SA-Führer aus Ernsts Umfeld, von Angehörigen der Leibstandarte Adolf Hitler in Berlin-Lichterfelde erschossen. Wer als SA-Führer mit dem Leben davonkam, musste sich – sofern er mindestens den Rang eines Sturmführers einnahm – vor dem »Sondergericht der Obersten SA-Führung« verantworten.74

Das brutale Vorgehen gegen die oberste SA-Führung rief bei den Einheiten jedoch nur verhaltene Proteste hervor. Statt Wut oder offenem Widerspruch herrschten innerhalb der SA zunächst Ungläubigkeit und Niedergeschlagenheit, die sich aber nicht zu einer grundsätzlichen Kritik an der nationalsozialistischen Herrschaftspraxis entwickelten. Die Gestapo meldete in ihrem Lagebericht
für Juli 1934 zwar eine partielle »Mißstimmung« bei der SA, die als Folge des eingetretenen Ansehensverlusts der Organisation gewertet wurde, doch notierte sie zugleich, dass die Berliner Sturmabteilungen auch nach der »Röhm-Revolte« in »unerschütterlicher Treue« zu ihrem Führer Hitler stünden. 75 Realistischer dürfte der Gestapo-Bericht für Oktober 1934 sein, der eine nachhaltige Orientierungslosigkeit der SA in der Hauptstadt hervorhebt:


»Die SA hat die Folgen des 30. Juni immer noch nicht überwunden. Die Stimmung der SA ist wenig befriedigend. Die Dienstfreudigkeit lässt viel zu wünschen übrig. Die Antrittsstärke der Stürme zum normalen Dienst wird auf etwa 30 % geschätzt. Unter diesen 30 % ist das Element der alten Kämpfer überaus spärlich vertreten. […] Als Grund für die schlechte Stimmung innerhalb der SA wird angegeben, die SA fühle sich überflüssig und wünsche und verlange, dass ihr ein bestimmtes Ziel gesteckt werde; es bestehe ferner Verdruss darüber, dass der Dienst unmilitärisch und waffenlos versehen werde. Die SA-Angehörigen sagen, sie seien keine Sportstudenten, sondern Soldaten und verlangten militärische Schulung mit der Waffe.«76


Die SA blieb auch unter Röhms Nachfolger Viktor Lutze eine der großen und öffentlich präsenten Massenorganisationen des NS-Staates. Allerdings war unmittelbare SA-Gewalt nur noch dann gefragt, wenn es politisch opportun schien, etwa zur Inszenierung des vermeintlichen »Volkszorns« gegen Juden im November 1938.77 An anderen Tagen sollte sich die SA primär um die Erziehung der männlichen Volksgenossen kümmern. Als Gliederung der Partei, so heißt es im Handbuch der SA von 1939, »ist die SA das Erziehungs- und Ausbildungsinstrument« zur »weltanschaulich-soldatischen Haltung des deutschen Mannes«. Sie solle den »volljährigen deutschen Mann aus der Kraft der nationalsozialistischen Weltanschauung zum politischen Soldaten im Gleichklange der Seele, des Geistes und des Körpers« erziehen.78

Im Stadtbild waren SA-Männer weiterhin sehr präsent, etwa als Ordner bei nationalsozialistischen Großveranstaltungen, bei politischen Umzügen, bei den regelmäßigen Sammlungen für das Winterhilfswerk oder auch in den noch immer bestehenden Sturmlokalen. In deren Umfeld kam es weiterhin zu zahlreichen, vielfach von übermäßigem Alkoholkonsum befeuerten Zusammenstößen mit Zivilisten, aber auch von SA-Männern untereinander.79 Allerdings ist aus heutiger Sicht eine gewisse Zurückhaltung bei Generalisierungen geboten:
Weil die überlieferten Unterlagen der Berliner SA äußerst lückenhaft sind,80 konzentriert sich die historische Forschung zwangsweise auf Archivalien von Polizei und Justiz. Daraus erfährt man viel über gewaltsam ausgetragene Konflikte und Normverstöße, aber nur wenig – und wenn, dann indirekt – über Vorstellungen, Selbstverständnis und gesellschaftliche Akzeptanz der SA nach 1934. Besonders für die Kriegsjahre, als die Berliner SA-Einheiten darunter litten, dass bis zu 80 Prozent ihrer Mitglieder als Soldaten dienten,81 sind fundierte Aussagen über Tätigkeit und Wahrnehmung der SA schwierig. Die Sturmabteilungen scheinen aber besonders während der letzten Kriegsjahre wieder stärker als Ordnungsmacht in der Stadt aufgetreten zu sein: beim Luftschutzdienst, der Verteilung von Lebensmittelmarken, der Verdunklungskontrolle und bei Streifengängen mit der Polizei.82

Für die Zeit bis 1939 gilt, dass sich die SA-Männer, selbst nachdem sie ihren Status als »Hilfspolizisten« am 2. August 1933 wieder eingebüßt hatten,83 weiterhin als Garanten für die Durchsetzung und Aufrechterhaltung der nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft« verstanden. Engelbrechten, seinerzeit Hauptsturmführer und Pressereferent der SA-Gruppe Berlin-Brandenburg, formulierte diesen Anspruch 1934 unmissverständlich:


»Aus der Sturm- und Schutztruppe für die revolutionäre Idee ist eine Ordnungstruppe geworden, die den Bestand des nationalsozialistischen Staates, ihres Staates, zu sichern hat und die dafür sorgen muß, daß auch der letzte Volksgenosse von der nationalsozialistischen Idee erfaßt und umgeformt wird.«84


Da nach den politischen Verfolgungen und Gewaltexzessen der Jahre 1933 und 1934 kaum noch adäquate »Gegner« zur Verfügung standen, zugleich die Mitgliedschaft in der SA noch weniger als zuvor attraktive Aufstiegsmöglichkeiten innerhalb der Partei versprach, richtete sich die Aggressivität der SA zunehmend gegen Randgruppen und Einzelpersonen, die sich am wenigsten wehren konnten: Juden, sogenannte Asoziale und »Gemeinschaftsfremde«.

Die SA zeichnete sich nun durch eine Mentalität des aggressiven Eigennutzes aus, der gekoppelt war mit Radau-Antisemitismus und Raffgier. Ein engmaschiges Netz von SA-Stürmen, die sich in ihrem jeweiligen Wirkungsfeld je nach Anlass als zweite Ordnungsmacht oder als die Umgebung terrorisierende Straßengang aufspielten, umspannte die gesamte Stadt. SA-Männer auf Lastwagen, die bei einer Fahrt über den Kurfürstendamm »Raus mit den Juden aus
Deutschland, die Juden sind unser Untergang!« grölten, gehörten im Sommer 1935 ebenso zum Stadtbild wie solche, die jüdische Geschäfte beschmierten, deren Scheiben einwarfen und Kunden, die dennoch dort kauften, fotografierten. Indem sie die Fotos in Werbekästen von Streichers antisemitischem Hetzblatt Der Stürmer aushängten, führten sie eine neue Form des Prangers ein.85 Belegt sind auch zahlreiche Fälle von Schutzgelderpressung, unter der besonders Juden litten.86 Nicht nur einfache SA-Männer nutzten ihre Machtposition, auch prominente »alte Kämpfer« wie Julius Lippert bereicherten sich, indem sie illegale Enteignungen vornahmen oder Geschäftsinhaber und Immobilienbesitzer so unter Druck setzten, dass diese ihre Anteile beziehungsweise ihr Eigentum weit unter Wert verkauften.87 Wer sich auf der Straße gegen antijüdische Boykottmaßnahmen und Zerstörungen jüdischer Geschäfte durch Angehörige der NSDAP aussprach, musste mit Denunziation oder Prügel durch umstehende SA-Leute rechnen.88

Diese Beispiele aus einer Vielzahl ähnlich gelagerter Fälle verdeutlichen, dass die SA auch nach dem »Röhm-Putsch« auf lokaler Ebene als nur schwer berechenbares Ordnungs- und Terrorinstrument agierte. Zumindest nach der Selbstwahrnehmung der SA-Männer war die Organisation weiterhin der verlängerte Arm des Parteiwillens und »Faust der Bewegung«. Die von der Parteipropaganda etablierten Redeweisen von den Verdiensten, die sich die SA im Kampf um Berlin und damit um die NS-Bewegung insgesamt erworben habe, waren also keinesfalls folgenlos, sondern fanden von 1933 an Eingang in eine Herrschafts- und Disziplinierungspraxis, mit der die Nationalsozialisten missliebige Personen verfolgten und »Volksgenossen«, die sich vom »schönen Schein des Dritten Reichs« (Reichel) nicht blenden ließen, von Formen widerständigen Verhaltens abzuhalten versuchten.89



Resümee

Die 1926 gegründete Berliner SA entwickelte sich von Ende der 1920er Jahre an zu einer schlagkräftigen Parteiarmee, ohne die der Aufstieg der Nationalsozialisten in der Hauptstadt nicht denkbar ist. Im Zentrum der sozialen Praxis der SA standen die Drohung mit Gewalt und die Anwendung derselben. Diese Gewalttaten wirkten nicht nur gemeinschaftsbildend für die nationalsozialistischen Anhänger, sondern waren von Anfang an auch politische Kommunikationsakte, die von eigener Stärke und Entschlossenheit künden und die politischen
Gegner beeindrucken sollten. Die öffentlichen Reaktionen auf die Provokationen und Angriffe der Nationalsozialisten wurden von der Berliner SA genau beobachtet und zur Verstärkung ihres idealisierten Selbstbildes genutzt. Das Narrativ vom »politischen Soldaten«, der die Hauptstadt für den Nationalsozialismus »erobert«, war daher nicht nur eine vom Berliner Gauleiter Goebbels immer wieder eingesetzte Propagandaformel, sondern wurde für viele Berliner SA-Männer ein zentraler Bestandteil ihrer Identität. Dieser für die Berliner SA konstitutive Vorgang, der sich mit Michel Wieviorka als »Subjektivierung der Gewalt« beschreiben lässt, hatte ambivalente Wirkungen: Einerseits ermächtigte er das Individuum im kollektiven Aktionsexzess, andererseits disziplinierte er es aber auch durch die eingeforderte Unterordnung unter die Parteiräson.

Die Disziplinierung der Parteiarmee, die sich selbst als Elite verstand, gestaltete sich in Berlin bereits im Jahr 1930 als schwierig und blieb es auch über das Jahr 1933 hinaus. Selbst nachdem die SA im Sommer 1934 weitgehend entmachtet worden war, blieben die Ausübung und Inszenierung von Gewalt originäre Handlungspraxis der bis 1945 im gesamten Stadtgebiet operierenden SA-Stürme. Diese Kontinuität überrascht nicht: Da die Vergemeinschaftungspraxis der SA zentral auf kollektiver Gewaltausübung wie symbolischem Gewalthandeln basierte, gab es für die selbsternannte »braune Armee« keine eigenständige Existenzform, die mit dem vermeintlichen Legalismus und erst recht mit der realen Machtübernahme der NSDAP kompatibel war. Die neue Aufgabe, nicht zuletzt im Hinblick auf die Kriegsvorbereitungen die »weltanschaulich-soldatische Haltung des deutschen Mannes« zu prägen und ihm ein Grundgerüst militärischer Fähigkeiten zu vermitteln, war dagegen kaum mehr als ein unzureichendes Surrogat für den nur noch selten gefragten Aktionismus der SA.

Konflikte mit frustrierten SA-Männern, die sich besonders an vermeintlichen Gegnern des Regimes abreagierten, gehörten daher in den 1930er Jahren zum Berliner Alltag. Im Verlauf des Zweiten Weltkriegs, in dem die meisten SA-Männer an der Front kämpften, erschloss sich die SA in der Hauptstadt neue praktische Aufgabenfelder wie den Luftschutz, auch agierte sie als Hilfstruppe der Polizei. Als nationalsozialistische Massenorganisation wirkte sie nicht nur an der Etablierung, sondern auch an der Aufrechterhaltung der Diktatur bis in die letzten Kriegstage hinein maßgeblich mit.
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HERRSCHAFT UND VERWALTUNG
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Bild 2

Am 30. April 1934 wurde Julius Lippert feierlich vom preußischen Ministerpräsidenten Göring, der wenige Wochen zuvor zum Ehrenbürger Berlins ernannt worden war, in sein »neues« Amt als Staatskommissar eingeführt. In Erwartung der Zeremonie haben sich auf dem roten Teppich vor dem Rathaus eingefunden: (v.l.n.r.) Oberbürgermeister Heinrich Sahm (mit Amtskette), der Preußische Ministerpräsident Hermann Göring und Julius Lippert (in der Uniform eines SA-Standartenführers). Neben dem Teppich nahmen Görings Adjutanten Paul Körner (rechts, in SS-Gruppenführer-Uniform) sowie augenscheinlich Erich Neumann (links) Aufstellung. Körner war 1934 Staatssekretär im preußischen Innenministerium, avancierte 1936 zum Staatssekretär der Vierjahresplanbehörde und hat in dieser Funktion mitgewirkt an der Planung, die Wehrmacht in den besetzten Gebieten der Sowjetunion zu versorgen, indem man die Bevölkerung verhungern ließ. Neumann war seit 1932 Ministerialdirektor im Preußischen Staatsministerium und stieg 1938 als Stellvertreter von Körner zum Staatssekretär in der Vierjahresplanbehörde auf, die er im Januar 1942 auf der Wannsee-Konferenz vertrat.









VERFASSUNG UND VERWALTUNG DER HAUPTSTADT

Am 5. November 1929 wurde der langjährige Berliner Bürgermeister Gustav Böß vor einem parlamentarischen Untersuchungsausschuss zum Vorwurf der Vorteilsnahme im Amt vernommen. Böß verteidigte sich damals mit dem Argument, dass »die Organisation der Berliner Stadtverwaltung so sehr im Fluss« gewesen sei, dass er sich um das Tagesgeschäft zeitweilig nur noch am Rande habe kümmern können.1 Wenn es sich dabei auch um eine Schutzbehauptung gehandelt haben mag, so belegt sie doch, welch sprunghafte Entwicklung die Verwaltungsstrukturen Berlins in den 1920er Jahren nahmen. Um die Veränderungen in der Verwaltung ab 1933 einordnen zu können, ist es daher notwendig, einen Überblick über die Entwicklung bis 1933 zu geben.




Eine verspätete Hauptstadt

Betrachtet man die Entwicklung Berlins, so fällt auf, dass sich der Hauptstadtstatus lange störend auf die städtische Selbstverwaltung ausgewirkt hat,2 weil der Oberpräsident der Provinz Brandenburg im Auftrag des preußischen Königs Einfluss auf fast jede Entscheidung der Stadtverwaltung nahm. Auf der Mittelebene staatlicher Verwaltung arbeitete er eng mit dem Polizeipräsidenten zusammen, der seit 1822 zugleich Präsident des Regierungsbezirks Berlin war. Die Befugnisse der Berliner Polizei beschränkten sich daher nicht auf die Stadt und deren Weichbild, da sie zugleich Landesbehörde war.3

Berlin in seiner heutigen Form stellt ein relativ junges Gebilde dar. Bis ins 18. Jahrhundert war die Hauptstadt Preußens eine eher unbedeutende Residenz. Doch Mitte des 19. Jahrhunderts wurde sie zu einem Schwerpunkt der industriellen Revolution in Deutschland und 1871 gar Reichshauptstadt. Was für den im Spiegelsaal von Versailles ausgerufenen Nationalstaat galt, traf also auch für dessen Hauptstadt zu: Beide kamen verspätet. Erst Anfang des 20. Jahrhunderts übernahm Berlin alle Funktionen einer modernen Hauptstadt.
4 1880 überschritt die Bevölkerung die Millionengrenze. 1905 lebten bereits zwei Millionen Menschen in der Stadt, weitere zwei Millionen hatten sich in dem Ballungsraum niedergelassen, der um die Stadt herum entstanden war. Dies führte zu immensen Strukturproblemen, zumal alle Versuche scheiterten, den Großraum zu einer Verwaltungseinheit zu vereinigen. Viele der von der Eingemeindung »bedrohten« Gemeinden ließen damals zum Zeichen ihrer Unabhängigkeit große Rathäuser errichten, und das preußische Innenministerium weigerte sich beharrlich, eine Erweiterung der Millionenstadt zuzulassen.

Der Untergang des Kaiserreichs eröffnete dann die Chance zu einer grundlegenden Neuordnung. Per Gesetz wurden 1920 acht Städte, 59 Landgemeinden und 27 Gutsbezirke zur Gemeinde Groß-Berlin mit 20 Bezirken zusammengefasst. 5 Mit 3,85 Millionen Einwohnern war Berlin nun die Stadt mit der dritthöchsten Einwohnerzahl auf der Welt und unbestrittene Kulturmetropole der jungen Republik, aber es war auch Schauplatz blutiger politischer Auseinandersetzungen. Erst als sich die politische Lage beruhigte und die Hyperinflation überwunden war, konnte man eine raumgreifende Infrastrukturpolitik betreiben und die Zentralisierung der städtischen Betriebe vornehmen. Trotz beachtlicher Fortschritte auf diesen Gebieten blieben die Zeitgenossen skeptisch, dass die Verwaltung den Anforderungen gerecht werden würde, die mit der Bildung von Groß-Berlin verbunden waren. Der aus dreißig Stadträten bestehende Magistrat, in dem die Rolle des Oberbürgermeisters als primus inter pares definiert war, sollte sowohl Exekutiv- als auch Beratungs- und Beschlussorgan sein. Zudem wurde an der Institution des unbesoldeten Stadtrats festgehalten, obgleich die lokale Politik zunehmend professionalisiert wurde. Notgedrungen war überdies den Bezirken eine relativ große Selbstständigkeit zugestanden worden. 6 Vor diesem Hintergrund dachte man Mitte der 1920er Jahre im Roten Rathaus und in der preußischen Innenverwaltung über eine Verfassungsreform nach.7 Unter anderem sollte die Zahl der Bezirke reduziert und der Einfluss der Zentralverwaltung erweitert werden. Im März 1931 wurde schließlich in einem ersten Schritt die Rolle des Oberbürgermeisters deutlich gestärkt, die Macht des Magistrats und der Stadtverordnetenversammlung hingegen beschnitten.8

Zu dieser Zeit zeigten sich bereits ernste Krisensymptome. Die Stadt hatte sich tief verschuldet, um die notwendigen Infrastrukturmaßnahmen finanzieren zu können. Überdies war das Vertrauen in die Lokalpolitik und das demokratische System durch mehrere Skandale erschüttert worden.9 In seiner Wirkung wohl kaum zu überschätzen ist der von heftigen antisemitischen Attacken begleitete Skandal um die Gebrüder Sklarek, der die Berliner im Herbst 1929
beschäftigte. Die Brüder hatten Beamte bestochen und sich so allmählich eine monopolartige Stellung bei der Belieferung der Stadt erschlichen. Böß musste sein Amt niederlegen, obgleich seine persönlichen Verfehlungen marginal waren. 10 Ihm folgte nach einem Intermezzo am 14. April 1931 der parteilose, aber der DNVP nahe stehende Heinrich Sahm.11 Bei der Wahl Sahms zum Oberbürgermeister hatte den Ausschlag gegeben, dass die DNVP im bürgerlichen Südwesten Berlins sehr stark war und in der Stadtverordnetenversammlung die drittstärkste Fraktion stellte. SPD und DDP wollten der DNVP offenbar entgegenkommen, obgleich diese Partei seit 1928 einen zunehmend rechtsradikalen und antisemitischen Kurs verfolgte.12 Bei der äußerst angespannten Haushaltslage und den ständigen Notverordnungen waren die Gestaltungsspielräume des neuen Oberbürgermeisters allerdings begrenzt, weshalb sich Sahm kaum als Lokalpolitiker, dafür aber im Wahlausschuss für die Wiederwahl Hindenburgs als Reichspräsident profilierte.13

Die sozialen und politischen Konflikte, welche die Endphase der Weimarer Republik prägten, wurden in der Reichshauptstadt mit besonderer Härte ausgetragen, und sie machten vor der städtischen Verwaltung nicht halt. Immer häufiger musste sich Sahm damit befassen, wie man mit den vordringenden Nationalsozialisten in der städtischen Verwaltung umgehen sollte. Dabei erwies er sich als Taktierer. So antwortete er Anfang 1932 auf die Frage des Oberpräsidenten, wann er gegen die Mitarbeiter eines Bezirksamtes einschreiten wolle, die eine nationalsozialistische Betriebszelle gegründet hatten, dass er erst handeln werde, wenn die Mitarbeiter sich »agitatorisch und nach außen betätigen«. 14 Dass bereits die Gründung einer Betriebszelle ein agitatorischer Akt mit Wirkung nach außen war, übersah er dabei.

Aus den Landtagswahlen vom 26. April 1932 ging die NSDAP als stärkste Fraktion hervor. Damit konnte in Preußen ohne Nationalsozialisten oder Kommunisten keine parlamentarische Mehrheit mehr gebildet werden. Dies nutzte Reichskanzler von Papen aus, indem er am 20. Juli 1932 das geschäftsführende Kabinett für abgesetzt und sich selbst zum Reichskommissar von Preußen erklärte. Im Zuge des Papen-Putsches wurden rund 100 Spitzenfunktionäre der preußischen Verwaltung entlassen und jene Beamte amnestiert, die aufgrund ihrer Agitation für die NSDAP suspendiert worden waren.15

Alles in allem zog Franz von Papen wenig Nutzen aus seiner Kontrolle über Preußen, und er verhinderte nicht, dass Hermann Göring am 30. Januar 1933 zum Reichskommissar für das preußische Innenministerium ernannt wurde. Im Zuge der Implementierung des Reichsstatthaltergesetzes trat Papen am
7. April 1933 als Reichskommissar von Preußen zurück, und so konnte Hitler Göring ohne jedwede Einschränkung zum Preußischen Ministerpräsidenten und Innenminister ernennen. Schon zuvor hatte Göring seine Stellung konsequent im Sinne des Ausbaus der Macht des Regimes genutzt. »In Preußen wird aufgeräumt«, titelte Der Angriff bereits am 13. Februar 1933.16

In einem großen Revirement tauschte Göring Ende Februar 1933 alle zehn Oberpräsidenten aus. In der Provinz Berlin-Brandenburg wurde anstelle des ehemaligen Oberbürgermeisters von Charlottenburg, Dr. Adolf Maier, der NS-Gauleiter von Brandenburg, Wilhelm Kube, Oberpräsident.17 Es kennzeichnete Kubes Amtsauffassung, dass er im Juni 1933 vor der »Gefahr« warnte, dass neue Parteigenossen zu »objektiven Beamten« werden könnten.18



Neue Machtstrukturen

Im Zuge des Revirements tauschte Göring nicht nur die Oberpräsidenten in Preußen aus, sondern ersetzte auch die Polizeipräsidenten der wichtigsten preußischen Städte. Die neuen Polizeichefs kamen überwiegend aus dem NSDAP-Kader und konnten zum großen Teil hohe Offiziersränge vorweisen.19 In Berlin wurde der ehemalige Konteradmiral Magnus von Levetzow zum neuen Chef von rund 21 000 Polizisten ernannt.20 Das war eine Überraschung und bedeutete eine Niederlage für Gauleiter Joseph Goebbels, der den Berliner SA-Chef Wolf-Heinrich Graf von Helldorf favorisiert hatte.21 Offenbar wollte Göring aber mit dem ehemaligen Marineoffizier und Vertrauten Kaiser Wilhelms II. Signale ins nationaldeutsche Lager senden. Das bei der Amtsübernahme abgegebene Versprechen, dafür zu sorgen, »dass Ruhe und Ordnung in der Reichshauptstadt herrschen, Sauberkeit, Zucht und Sitte«, konnte Levetzow allerdings nicht einlösen, wozu auch beitrug, dass Göring SA-, SS- und Stahlhelm-Männer zu Hilfspolizisten ernannt und damit den Bock zum Gärtner gemacht hatte.22

Vor allem die SA war von den jahrelangen politischen Kämpfen so aufgeputscht, dass sie kaum gebändigt werden konnte.23 Unter diesen bedrohlichen Voraussetzungen fanden am 12. März die preußischen Kommunalwahlen statt. In Berlin erhielt die NSDAP mit ihrem Koalitionspartner, dem Kampfbund Schwarz-Weiß-Rot, nur eine denkbar knappe Mehrheit.24 Das Wahlergebnis als Legitimation nutzend, griff Göring schon am folgenden Tag direkt in die Berliner Zentralverwaltung ein. Mit Ausnahme des Oberbürgermeisters entließ
er sämtliche Mitglieder des Magistrats. Auch die meisten Stadträte wurden durch NSDAP-Kader ersetzt. Den Posten des neuen Schulstadtrats erhielt beispielsweise Dr. Hans Meinshausen, bis März 1933 Stellvertretender Gauleiter von Berlin;25 1936 wurde dann sogar Dr. Leonardo Conti zum Stadtmedizinalrat berufen, der von 1939 an eine maßgebliche Rolle beim Krankenmord spielen sollte.26

In den späten Abendstunden des 13. März 1933 setzte Göring Julius Lippert als Kommissar zur besonderen Verwendung, das heißt als Sonderbevollmächtigten für die Stadt Berlin, ein.27 Lippert hatte wenige Stunden zuvor – von der SA »nachdrücklich unterstützt« – Sahms Büro überrannt, um die Forderungen der NSDAP-Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung »zu überbringen«. 28 Nun sollte er dafür sorgen, dass die Verwaltung »in allen ihren Teilen, sowohl in der Zentrale wie in den Bezirken, voll und ganz nach den Grundsätzen und im Geiste der Regierung der nationalen Erhebung geführt wird«.29 Mit dem »Gesetz zur Einsetzung eines Staatskommissars in der Hauptstadt Berlin«, das erst anderthalb Monate nach Schaffung des Amtes erlassen wurde, erhielt Lippert gegenüber dem Oberbürgermeister ein umfassendes Kontroll-und Einspruchsrecht und übernahm damit faktisch die Aufgabe eines Regierungspräsidenten. Dazu wurden ihm Kompetenzen des Polizeipräsidenten30 sowie einige Befugnisse des Oberpräsidenten zugesprochen.31 Zu diesem Zeitpunkt herrschte in der preußischen Innenverwaltung allerdings längst Einigkeit, dass die Kommissare ihren Zweck erfüllt hatten und die Dienstgeschäfte wieder in die Hände planmäßiger Beamter gelegt werden sollten.32 Göring stimmte der Reduzierung der Sonderbevollmächtigten schließlich im Oktober 1933 zu, betonte aber ausdrücklich, dass einige Kommissare – darunter Lippert – »rechtmäßig eine amtliche Tätigkeit« ausübten.33

Hintergrund der – wie der »Bund der oberen Verwaltungsbeamten der Stadt Berlin« betonte – »eigenartigen« Konstruktion des Staatskommissariats war, dass Sahm, solange der greise Reichspräsident lebte, unantastbar war und sich anbiederte.34 Berlin gehörte daher zu den acht der insgesamt 51 deutschen Großstädte, in denen der Oberbürgermeister im Frühjahr 1933 nicht ausgetauscht wurde.35 Den Nationalsozialisten im Staatskommissariat war es dennoch möglich, an Sahm vorbei direkt in die Belange der Stadt hineinzuregieren. Dass man ausgerechnet Lippert mit dem Kommissariat betraut hatte, war nur folgerichtig, da die Personaldecke der Partei im Hinblick auf halbwegs ministrable Vertreter dünn war und dieser sich als Fraktionsführer der NSDAP im Stadtparlament bereits einen Namen gemacht hatte.36 Goebbels selbst hätte den
Posten nicht übernehmen können, da er am 14. März 1933 – am Tag nach Lipperts Einzug ins Rote Rathaus – zum Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda bestellt wurde.37



Lipperts prekäre Stellung

Kaum etabliert, forderte Lippert öffentlich, Berlin »aus der allgemeinen preußischen Verwaltung« herauszulösen und eine freistaatliche Verfassung auszuarbeiten. 38 Tatsächlich wurde die Reichshauptstadt im Dezember 1933 ausdrücklich aus der neuen preußischen Gemeindeverfassung ausgenommen. Gleichzeitig übertrug man im Dezember 1933 sowie im März 1934 sukzessive die Obliegenheiten des Oberpräsidenten auf Lippert. Damit wurde das Staatskommissariat zu einem Verwaltungsorgan, während Berlin faktisch den Status einer preußischen Provinz erhielt.39 Die Umgestaltung der Verfassung Berlins war damit aber keineswegs beendet, vielmehr wurde Ende Juni 1934 das »Gesetz über die Verfassung der Hauptstadt Berlin« verkündet, da in den verschiedenen Gesetzesakten die Zuständigkeiten von Zentral- und Bezirksverwaltung nicht klar abgegrenzt worden waren.40 In einem zeitgenössischen Kommentar wurde dieses Gesetz jedoch ausdrücklich als Übergangslösung bezeichnet.41

Lipperts Machtzuwachs war begleitet von stetigen Konflikten mit Sahm.42 Im Untertitel eines Berichts über die »Spitzen der Stadt« brachte das Berliner Tageblatt die paradoxe Situation wenige Wochen nach Hindenburgs Tod im August 1934 auf den Punkt: »Der Oberbürgermeister der erste Mann – nach dem Staatskommissar«.43 Spätestens als Reichsinnenminister Wilhelm Frick im Sportpalast die Zusammenlegung von Oberbürgermeisteramt und Staatskommissariat ankündigte, dürfte Sahm begriffen haben, dass seine Position unhaltbar geworden war. Als ihm dann auch vorgeworfen wurde, in jüdischen Geschäften einzukaufen, nahm er Anfang Dezember 1935 – als Vorletzter unter den frei gewählten Bürgermeistern deutscher Großstädte – seinen Hut.44 Auf einer Pressekonferenz erklärte Lippert daraufhin am 10. Dezember, dass nun »auf personellem Gebiet die Bahn für eine gesetzliche Regelung frei geworden ist, die unter dem Schlagwort ›Beseitigung des Dualismus in der Berliner Verwaltung‹ bereits präzisiert wurde«, und er kündigte ein entsprechendes Gesetz für den 30. Januar 1936 an.45 Das Gesetz verzögerte sich allerdings, sodass Lippert Anfang 1936 zunächst kommissarisch und angesichts der
Olympischen Spiele Ende Juni 1936 regulär zum Oberbürgermeister Berlins ernannt wurde.46

Das »Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin« wurde schließlich am 2. Dezember 1936 verkündet und das Amt des Staatskommissars mit dem des Oberbürgermeisters zusammengeführt. Es entstand eine Behörde, welche »die Zuständigkeiten eines Oberpräsidenten und eines Regierungspräsidenten vereinigt«.47 In Anlehnung an die preußische Nomenklatur führte der Amtsinhaber den Titel »Stadtpräsident«. Der Stadtpräsident galt als »unmittelbarer Landesbeamter«, wurde aber vom Reichsinnenministerium eingesetzt, weil das preußische Innenministerium inzwischen mit diesem vereinigt worden war.48 Verwaltungsrechtlich war diese Konstruktion ein Alptraum, weil damit die Aufsichtsbehörde mit der zu beaufsichtigenden Behörde verschmolzen wurde.

Lippert wurde am 5. Januar 1937 zum Stadtpräsidenten ernannt. Als Stellvertreter konnte er zwei seiner engsten Mitarbeiter durchsetzen, die sich wie er als Frontkämpfer verstanden und 1918/19 als Leutnants demobilisiert worden waren:49 Ludwig Steeg, der die Leitung des Oberbürgermeisteramtes übernahm, und Broder Schamvogel, der nach einer Übergangsfrist zum Vizepräsidenten ernannt wurde.50 Wie so oft waren somit bürokratische Strukturen an das bereitstehende Personal angepasst worden. In einer für den Nationalsozialismus typischen Weise war gleichzeitig aus einem per definitionem zeitlich begrenzten Kommissariat ein unbefristetes Amt geworden.51

Dennoch war die Stellung Lipperts letztlich prekär. Seit Mitte der 1930er Jahre hatte sich als Regel durchgesetzt, dass die Gauleiter die Funktion des Oberpräsidenten wahrnahmen.52 Nun hatte Lippert zwar die Funktion eines Oberpräsidenten, war aber bekanntlich kein Gauleiter. Wohl auch deshalb hatte sich Goebbels im »Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin«, wie ein zeitgenössischer Kommentar betonte, »erheblich weitergehende Befugnisse als sonst [in anderen Städten] übertragen« lassen.53 Offiziell wurde dies mit der Vorbildfunktion der Reichshauptstadt begründet. In dem bereits erwähnten Gesetzeskommentar, der vom Bürgermeister des Bezirks Wedding sowie einem Mitarbeiter Lipperts verfasst worden war, hieß es dazu:


»Als Reichshauptstadt ist Berlin der Mittelpunkt des politischen, kulturellen, sozialen usw. Lebens in Deutschland; es ist Sitz der Ministerien und zahlreicher sonstiger Zentralstellen und wichtiger Einrichtungen. Was in
Berlin auf den verschiedensten Gebieten geschieht, hat nicht nur unmittelbar für die Reichshauptstadt selbst Bedeutung, sondern wird in ganz Deutschland, oft sogar im Ausland beachtet und wird vielfach als Vorbild genommen. Deshalb ist es besonders wichtig, dass auch alles kommunalpolitische Geschehen seinen Ausgangspunkt von den großen Gesichtspunkten nimmt, die die nationalsozialistische Bewegung und der Staat für jede Betätigung in Deutschland aufgestellt haben.«54


Indes war das Verhältnis von Goebbels und Lippert nicht ungetrübt. Der Gauleiter hatte Ende der 1920er Jahre beim Aufbau der Gauzeitung Der Angriff auf Lipperts Sachverstand gezählt, seinen Chefredakteur jedoch im Oktober 1932 entlassen, weil dieser ihm nicht radikal genug schien.55 Goebbels, der sich in der Pose des revolutionären Nationalsozialisten gefiel, verachtete Lipperts bürgerliche Umgangsformen und verunglimpfte ihn in seinen zur Veröffentlichung bestimmten Tagebüchern regelmäßig.56 Das darf man nicht überbewerten, denn der Gauleiter hatte von 1933 an nur selten mit Lippert zu tun, da er das Tagesgeschäft weitgehend seinem Stellvertreter Görlitzer überließ, und überdies ließ er selten ein gutes Haar an seinen Zeitgenossen.57 Außerdem hatte Lippert mit Kurt Daluege, dem Chef der Ordnungspolizei, einen einflussreichen Unterstützer in den erstarkenden Rängen der SS und verstand es durchaus, sich in Konflikten gegen Goebbels zu behaupten.58 So beharrte Lippert im November 1937 auf der Ernennung von Schamvogel zum Vizepräsidenten und konnte diese Personalie gegen alle Widerstände der Gauleitung, die einen »alten Kämpfer« auf dem Posten sehen wollte, auch durchsetzen.59

Bedrohlicher als die Tagebucheinträge Goebbels’ war für Lippert, dass Hitler den ebenso ehrgeizigen wie durchsetzungsfähigen Albert Speer mit den Planungen zum Ausbau Berlins betraute und diesen am 30. Januar 1937 zum Generalbauinspekteur für die Reichshauptstadt mit weitreichenden Kompetenzen ernannte. Ob dies damit zusammenhing, dass Lippert bei Hitler in Ungnade gefallen war, wie Speer in seinen Memoiren festhielt, ist durchaus zweifelhaft.60 Sicher ist, dass der Generalbauinspekteur seine Kompetenzen konsequent ausbaute und fast im Wochenrhythmus im Dienstblatt der Stadt Berlin neue inhaltliche oder territoriale Claims absteckte. Nachdem Speer im April 1940 zunächst den ehemaligen Stadtkämmerer Berlins, Karl Maria Hettlage, in seine Behörde übernommen hatte,61 brachte er den Stadtpräsidenten mit einer gezielten Demütigung dazu, aus dem Amt zu scheiden.62 Im Juli 1940 kehrte Lippert, der Ende 1937 an einem Offizierslehrgang teilgenommen
und darauf bestanden hatte, im Mobilisierungsfall nicht vom Kriegseinsatz freigestellt zu werden, »wieder zur Truppe zurück«, wie das Innenministerium vermerkte.63 Auf Wunsch Hitlers wurde die »Neubesetzung der Berliner Oberbürgermeisterstelle [sic!] […] vorläufig aufgeschoben« und der Rücktritt nicht publiziert.64

Letztlich schuf die Etablierung des Staatskommissars nicht nur einen neuen Verwaltungszug, sondern auch ein neues Problemfeld. Die Bruchstellen staatlicher und städtischer Verwaltung – im Kern ein Konflikt zwischen ausführenden und aufsichtsführenden Instanzen – konnte auch die Vereinigung der Ämter nicht beseitigen.65 Rückblickend schrieb Vizepräsident Schamvogel im Mai 1944 an Reichsinnenminister Heinrich Himmler, dass die »Auseinandersetzungen zwischen der staatlichen und der städtischen Verwaltung in Berlin um die totalitäre Führung der Geschäfte« seit 1940 »immer schärfere Formen« angenommen hätten.66 So wurde das Amt des Oberbürgermeisters am 1. April 1944 per Führererlass wieder von dem des Oberpräsidenten getrennt. Die Rolle des Oberpräsidenten übernahm nun Goebbels. Zum Regierungspräsidenten wurde der von der Gauleitung geförderte ehemalige Bezirksbürgermeister von Wilmersdorf, Dr. Wilhelm Petzke, ernannt. Steeg verblieb der Posten des Oberbürgermeisters, auf dem er im Februar 1945 offiziell im Amt bestätigt wurde – kurz bevor die Rote Armee zum Sturm auf die Stadt ansetzte.67

Übersicht über die Veränderungen des Aufbaus der Berliner Verwaltung
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Städtische Gesellschaften, Stadtverordnetenversammlung und Bezirke

In den städtischen Gesellschaften, in der Stadtverordnetenversammlung und in den Bezirken kam es ebenfalls zu massiven Eingriffen. Die Zahl der Gesellschaften wurde reduziert, viele Mitarbeiter mussten aus politischen und rassistischen Gründen ihren Platz räumen.68 Am 1. April 1933 – dem Tag des reichsweiten Boykotts jüdischer Gewerbebetriebe, Arztpraxen und Anwaltskanzleien – fand die konstituierende Sitzung des am 12. März 1933 gewählten städtischen Parlaments statt. Dabei verwies der zum Vorsteher gewählte nationalsozialistische Abgeordnete Karl Spiewok ausdrücklich darauf, dass die Stadtverordnetenversammlung das »drittgrößte […] deutsche […] Parlament« sei.69 Doch schon am 27. Juni 1933 fand dessen letzte Sitzung statt. Die Stadtversammlung wurde mit dem »Gesetz über die vorläufige Vereinfachung der Verwaltung der Hauptstadt Berlin« Ende September 1933 aufgelöst.70 An ihre Stelle trat – wie in anderen Städten auch – ein Kollegium aus 45 Ratsherren, das beratende Funktionen haben sollte und vom Gauleiter ernannt wurde.71 Ein notabene in den Berichten der Exil-SPD überliefertes Protokoll einer Ratsherrensitzung bezeugt den neuen Politikstil nassforsch-brutaler, antisemitischer Biertischdialoge: So wurde am 3. Juni 1936 beratschlagt, wie Juden der Zutritt zum Strandbad Wannsee verwehrt werden könne. Dabei erläuterte Lippert sein Konzept einer »geschickt formulierten Selbsthilfe«: SA- oder SS-Männer lauern jüdischen Badegästen im Wald auf, wo sie »dann das Nötigste eröffne[n]«. Der Stadtkommissar erntete damit »Heiterkeit«.72

Obwohl sich dagegen Protest erhob, griff Lippert im März 1933 auch in die Bezirke ein und sorgte dafür, dass 16 der 20 Bezirksbürgermeister von Sahm entlassen wurden.73 Im Sommer 1933 amtierten nur noch in Charlottenburg, Pankow, Tempelhof und Wilmersdorf gewählte Amtsinhaber, die sämtlich der DNVP angehörten und im Laufe der nächsten Jahre durch NS-Parteigänger ersetzt wurden.74 Mit dem »Gesetz über eine vorläufige Vereinfachung der Verwaltung der Hauptstadt Berlin« wurden »die Vorsitzenden der Bezirksämter« vom Oberbürgermeister ernannt und zugleich die Bezirksverordnetenversammlungen offiziell aufgelöst.75 Das »Gesetz über die Verfassung der Hauptstadt Berlin« vom 29. Juni 1934 beseitigte die letzten Reste demokratischer Verwaltung auf Bezirksebene, rüttelte jedoch nicht prinzipiell an der Stellung der Bezirke.76

Im Zuge der Kriegsvorbereitungen wurden im August 1939 in den Bezirken Ernährungs- und Wirtschaftsämter eingerichtet, welche die Zuteilung von
Lebensmittelkarten überwachten. Gleichzeitig wurden mit der »Verordnung über die Wirtschaftsverwaltung« zentrale Wirtschaftskompetenzen auf den Gauleiter in der Provinz Brandenburg übertragen, der zugleich zum Reichsverteidigungskommissar des Wehrkreises III wurde, in dem Berlin lag.77 Dadurch fühlte sich Goebbels jedoch zurückgesetzt. Im Juni 1940 erreichte er schließlich, dass in den Bezirken Wirtschaftsämter gegründet wurden, die dem Stadtpräsidenten unterstellt waren.78 Diese Verwaltungsstrukturen »bewährten« sich im Krieg.79 So wurden die dezentralen Strukturen durch ein informelles Informationssystem gestärkt, während ein neu eingerichtetes »Amt für Sonderaufgaben« die Koordination zwischen den Bezirken und mit der Zentralverwaltung übernahm.80


Politisches und rassistisches Revirement im öffentlichen Dienst

Lippert sorgte schon früh und noch bevor es dazu eine gesetzliche Handhabe gab für ein großes politisch-rassistisches Personalrevirement.81 »Das Eindringen einer Unmenge von ungeeigneten Elementen in die städtische Verwaltung«, erklärte er später, »habe es nötig gemacht, mit sofortiger Säuberung schon vor einer gesetzlichen Regelung zu beginnen«.82 Wie dies vor sich ging, macht der Fall des Markthallenaufsehers Paul Morawski deutlich. Anfang März 1933 beklagte der Verwaltungsoberinspektor Trockels, einer der engsten Mitarbeiter des altgedienten Aufsehers, dass Morawskis Haltung »zu der politischen Umgestaltung der letzten Jahre infolge des Anwachsens der NSDAP nicht günstig gewesen« sei.83 So habe der Markthallendirektor Nationalsozialisten strafversetzt und geduldet, dass Stände an Juden vergeben wurden.84 Als Sahm auf eine erste Eingabe nicht antwortete, wandte sich Trockels an den Gauwirtschaftsberater Heinrich Hunke. Dieser nahm sich der Sache sofort an. Am 15. März bezichtigte er in einem Brief an Lippert den Markthallendirektor der Misswirtschaft während des Ersten Weltkriegs und warf diesem außerdem vor, die Anbringung eines großen Plakats mit der Aufschrift »Deutsche kauft nur bei Deutschen« in der Zentralmarkthalle abgelehnt zu haben.85 Dass Morawski nur der offiziellen Linie der Reichsregierung gefolgt war, half ihm nichts: »Auf Anregung des Staatskommissars Dr. Lippert« wurde Morawski am 27. März 1933 entlassen und der Denunziant Trockels zum Nachfolger ernannt,86 wobei man ihm ausdrücklich auftrug, die Markthallenverwaltung von »unfähigen Elementen zu säubern«.87 Trockels sorgte dann auch sogleich dafür, dass in der
Zentralmarkthalle das umstrittene Boykottplakat bis August 1933 an prominenter Stelle aushing.88

Auch in den Bezirksämtern waren Denunziationen gang und gäbe. Am 31. März 1933 beispielsweise kündigte der Staatskommissar zur Wahrnehmung der Geschäfte des Bezirksbürgermeisters in Wedding, Suthoff-Gross, einer Stenotypistin fristlos aufgrund der Denunziation einer Büronachbarin, die angezeigt hatte, dass ihre Kollegin sie als Nazi beschimpft habe.89 Hieraus schloss Suthoff-Gross ohne Weiteres, dass die Betroffene »ohne Zweifel mehreren marxistischen Organisationen« angehört habe und damit zu entlassen sei.90 Wenn sich politische und rassistische Motive vermengten, waren die Entlassungen nicht selten mit brutaler Gewalt verbunden. So wurde der sozialdemokratische Bürgermeister von Kreuzberg, Dr. Carl Herz, von der SA mit einem Schild um den Hals, das ihn als Jude diffamierte, aus dem Bezirksamt verschleppt und misshandelt.91

Die Verkündung des »Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« mit seiner weiten Definition der als Juden zu Entlassenden verstärkte die destruktive Dynamik im April 1933 noch einmal. Da »die Möglichkeit ordnungsmäßiger Führung der Verwaltungsgeschäfte« durch die vielen Entlassungen schließlich gefährdet war, befahl Göring Ende Mai, nur noch ausnahmsweise von diesem Mittel Gebrauch zu machen.92 Dessen ungeachtet erklärte Lippert erst am 18. Juli 1933, dass die Entlassungen »im großen und ganzen beendet« seien.93

Alles in allem wurden in Berlin rund 350 Beamte aus der Hauptverwaltung und 900 aus den Bezirksverwaltungen entlassen. Dies entsprach fünf Prozent aller städtischen Beamten.94 Deutlich darüber lagen die Entlassungsquoten mit etwa zehn Prozent bei den von der Kommune beschäftigten Arbeitern und mit 24,4 Prozent bei den Angestellten.95 Insgesamt wurden damit in Berlin weit mehr Beschäftigte entlassen als in den meisten anderen Städten des Reiches.96 Den im Statistischen Jahrbuch der Stadt Berlin veröffentlichten Angaben zufolge nahm die Zahl der Beamten nach 1933 entsprechend ab. Nachdem 1932 noch 23 221 Beamte in der Hauptverwaltung, den Bezirken und den städtischen Gesellschaften gezählt worden waren,97 betrug die Zahl 1938 nur noch 22071.98 Im selben Zeitraum kam es zu einer massiven Verschiebung zugunsten der Bezirksverwaltung, in der 1939 knapp 68 Prozent aller städtischen Beamten eingesetzt waren. In der veröffentlichten Statistik wurden die Angestellten jedoch nicht berücksichtigt. Deren Zahl erschließt sich nur aus den spärlich überlieferten Stellenplänen. Hiernach stieg sie zwischen 1934 und 1935 von 9204 auf
9958.99 Im Jahr 1936 kamen noch einmal 902 neue Angestelltenstellen hinzu.100 Obgleich Angaben für die Folgejahre nicht überliefert sind und Zahlen zu den städtischen Arbeitern fehlen, ist für die Vorkriegszeit insgesamt von einer deutlichen Ausweitung des städtischen Apparates durch die Schaffung neuer Angestelltenstellen auszugehen.101

Bei Neueinstellungen gab Lippert vor, dass »die alten Kämpfer der nationalsozialistischen Bewegung, soweit sie im Einzelfalle geeignet sind, unter allen Umständen berücksichtigt werden« sollten.102 Der daraufhin einsetzende Andrang auf die Ämter führte zu Missständen, die das Bezirksamt Neukölln im September 1933 in einem Brief an Sahm zusammenfasste:


»Die Angelegenheit der Einstellung des Ersatzes für gekündigte Arbeitnehmer beginnt, sich zu einem unhaltbaren Zustande zu entwickeln. Ungezählte Gesuche liegen vor, täglich kommen neue hinzu. Wir hatten uns bemüht, aus den Angeboten die ältesten Parteigenossen zu ermitteln. Nicht immer sind die Älteren die Geeigneten. Unter den Parteigenossen entstehen Zwietracht und Redereien, die sich gegen die Personalleitung der Verwaltung wenden, sobald aus Gründen, die ein Abgewiesener nicht versteht, jemand eingestellt wurde, der weniger lange Mitglied ist. Zahlreiche Bewerber erschienen in brauner Uniform und fordern Beschäftigung. Bei Nachfrage ergibt sich nur zu oft, dass es sich durchaus nicht immer um ›alte Kämpfer‹ handelt.«103


Das Bezirksamt schlug vor, das Problem durch eine »Sonderaktion« beim Landesarbeitsamt zu lösen; dort sollten die Einstellungen über eine von SA, SS und Gau paritätisch besetzte Zentralstelle koordiniert werden.104 Die gleichnamige Abteilung ignorierte allerdings die vorgegebenen Einschränkungen bei der Einstellung von Parteigenossen, sodass bis April 1935 mindestens 8000 alten Parteimitgliedern eine Stelle in der Haupt- beziehungsweise den Bezirksverwaltungen oder den städtischen Betrieben zugeschanzt wurde.105

Durch diese massiven Eingriffe wurde die Arbeit der städtischen Verwaltung erheblich beeinträchtigt. Bereits im Frühjahr 1933 erreichten die politischen Intrigen fast jeden Winkel der Verwaltung und machten selbst vor den städtischen Rieselfeldern nicht halt, auf denen das Abwasser der Stadt verklappt wurde.106 Im September 1933 beschwerte sich Dalueges ehemaliger Adjutant Fritz Karl Engel, der unterdessen bei der Berliner Müllabfuhr untergekommen war – obwohl gegen ihn ein parteiinternes Untersuchungsverfahren
wegen von ihm zu verantwortender Übergriffe in Stargardt lief107 –, dass die Maßgabe Lipperts, jede einzelne Einstellung genehmigen zu wollen, die Autorität der Vorgesetzten untergrabe:


»Wo soll das hinführen, wenn bei der Einstellung eines Weichenschmierers, eines Wagenwäschers oder eines Schlossers in der Werkstatt jedes Mal die Genehmigung des Herrn Staatskommissars eingeholt werden muss?«108


Daraufhin konzedierte Lippert Ende 1933 immerhin, dass ihm die Einstellungen von Arbeitern und Angestellten der unteren Gehaltsstufen nur noch turnusmäßig vorzulegen seien.109 Dennoch liefen die Dinge Anfang 1935 bei der Müllabfuhr aus dem Ruder, als Engel wahllos Mitarbeiter verhörte, um den Betriebsleiter aus dem Amt zu drängen. Daluege musste ihn im Mai 1935 schließlich auf Drängen Lipperts zur Mäßigung anhalten.110 Wenig später beklagte sich der neue Polizeipräsident von Helldorf bei Goebbels über den »Korruptionsstall im Berliner Gau«. Ganz besonders unerquicklich seien die Verhältnisse in der Allgemeinen Ortskrankenkasse, in der, wie Goebbels notierte, rund 300 alte Parteigenossen »auf einem Haufen« arbeiteten.111 Der seit 1933 amtierende Direktor der AOK wurde schließlich in einem Prozess wegen Untreue und Bestechlichkeit zu einer Haftstrafe verurteilt, obwohl es das Gericht als strafmildernd ansah, dass der Beklagte »zu diesem Posten gar nicht hätte berufen werden dürfen, weil er die Qualifikation dazu in keiner Weise besaß«!112

Lippert hielt seine Personalpolitik dennoch für erfolgreich. Im Juni 1934 suchte er in der Reichskanzlei um einen Termin nach, um Hitler persönlich hierüber zu berichten,113 und noch im selben Jahr kokettierte er in einem von Kube herausgegebenen Almanach der nationalsozialistischen Revolution unter dem Titel »Die Reinigung der Stadtverwaltung« damit, dass


»die spätere Geschichtsschreibung sicherlich zugestehen [muss], dass, alles in allem gesehen, die Staatskommissare, die sich häufig aus Männern rekrutierten, denen die eigentliche Verwaltungspraxis fernlag, sich um die Neugestaltung der kommunalen Dinge große Verdienste erworben haben«. 114


Im Frühjahr 1935 brüstete er sich damit, dass in Berlin prozentual mehr »alte Kämpfer« arbeiteten als in jeder anderen Stadt.115 Die Mitarbeiter, die von den Entlassungen nicht betroffen waren und – wie David Schoenbaum treffend
formuliert hat – »dank ihrer eigenen Kapitulation auf ihrem Posten« blieben, sahen sich zunehmend mit Kollegen konfrontiert, die eine nationalsozialistische Attitüde zur Schau trugen.116 Eine solche Gesinnung forderte Lippert von seinen Beamten ausdrücklich ein. Einem Rundschreiben an die Mitarbeiter stellte er Ende Juni 1934 folgende Worte voran:


»Jeder einzelne muß sich dessen bewußt sein, daß Gesetze, Verordnungen und Anordnungen der Staatsführung niemals Selbstzweck sein können, daß sie vielmehr bestimmt sind, die sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen und moralischen Interessen des gesamten Volkes zu dessen Wohl, Ehre und Ansehen nach den Grundsätzen der nationalsozialistischen Weltanschauung zu gestalten. Jeder sei sich bei Ausübung seiner Amtsgeschäfte dessen bewußt, daß seine Maßnahmen lebendiges Volksgut berühren: er sei sich dessen bewußt, daß die mechanische Anwendung des toten Buchstabens noch nie ein Volk beglückt hat.«117


Bei solchen Aufrufen blieb es nicht, vielmehr ließ Lippert die Mitarbeiter der städtischen Verwaltung umfassend kontrollieren. Die Höhe der Spenden für das Winterhilfswerk wurde beispielsweise genauso notiert118 wie der Besuch bestimmter Theatervorstellungen.119

Mit dem Beginn des Krieges kam es infolge der Einberufungen zu einer Ausdünnung der Beamtenschaft, die – obwohl die Anforderungen an die Verwaltung infolge des Krieges wie auch der Judendeportationen stiegen – durch die Verlängerung der Wochenarbeitszeit, die Anstellung meist weiblicher Hilfsarbeiter sowie – für Gartenarbeiten und anderes mehr – die Ausbeutung von Zwangsarbeitern kompensiert werden sollte. Weil Berlin von 1944 an auch tagsüber – und damit während der Dienststunden der Verwaltung – bombardiert wurde, rief der Regierungspräsident in einem Rundschreiben dazu auf, die Spanne zwischen Voralarm und Vollalarm ebenfalls für die Arbeit zu nutzen. 120 Trotz erheblicher Einschränkungen und zunehmender Zerstörungen brach die städtische Verwaltung erst mit dem Beginn der Bodenkämpfe zusammen. Die Dienststellen waren aber selbst in den letzten Kriegswochen noch in der Lage, auf Anordnung des Oberbürgermeisters die Akten mit Bezug auf die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit fast vollständig zu vernichten.121




Resümee

Auch in Berlin setzte die Erosion der demokratischen Verfasstheit lange vor 1933 ein. Infolge der späten Vereinigung waren Verwaltung und Verfassung einerseits noch nicht eingespielt, während andererseits das Vertrauen in die lokalen politischen Akteure durch Skandale schwer erschüttert wurde und die Stadt unter den hohen Schulden litt, die sie hatte aufnehmen müssen, um die Infrastruktur auszubauen. Die tastende Unsicherheit bei der Umgestaltung der Berliner Hauptverwaltung von 1933 an, die sich in den verschiedenen, schnell aufeinanderfolgenden Gesetzesinitiativen zeigte, war ganz offenbar auch dem Umstand geschuldet, dass der amtierende Oberbürgermeister nicht einfach abgesetzt werden konnte. So wurden bürokratische Leitungsinstanzen um die ins Auge gefassten oder amtierenden Amtsinhaber herum gebaut, und aus dem vormals außerplanmäßigen Staatskommissar zur besonderen Verwendung wurde ein regulärer Beamter. Mit der Einsetzung Lipperts und dem Abbau der Kontrollmechanismen begannen die Unterhöhlung der alten staatlichen Ordnung und die Etablierung eines neuen Verwaltungsstabes und damit in Ansätzen auch neuer Formen von Staatlichkeit. Bemerkenswert ist, dass die Maßnahmen 1944 zurückgenommen wurden.

Zu diskutieren ist, ob um Lippert herum ein »charismatischer Verwaltungsstab« entstand oder ob der Verwaltungsentwurf nicht eher einer militärischen Kommandostruktur entsprach.122 Göring, der die Entwicklung in Preußen maßgeblich bestimmte, orientierte sich jedenfalls nicht nur an militärischen Vorgaben – worauf schon die ursprüngliche Bezeichnung des Kommissars »z.b.V.« verweist –, sondern nutzte in der Regel auch militärisch geschultes Leitungspersonal. Zweifellos wurde durch die Etablierung des Stadtpräsidenten ein direkter Instanzenzug von der Zentrale in die Peripherie geschaffen und Berlin – wie später auch Hamburg – quasi zu einer Provinz des Reiches. Die Überlagerungen von städtischen und staatlichen Befugnissen beseitigte die kurzlebige Konstruktion des Stadtpräsidenten allerdings nicht. Dies geschah letztlich erst durch die (West-)Berliner Verfassung von 1951, die der Stadt den Charakter und von 1990 an auch den Status eines Bundeslandes gab.

Parallel zur Ausdehnung der Macht des Staatskommissars gewann auch der Gauleiter an Einfluss auf die Verwaltung der Stadt. Die Richtlinienkompetenz, die Goebbels Ende 1936 zugesprochen wurde, sollte ihn wohl auch ein Stück weit dafür entschädigen, dass er im Gegensatz zu den anderen Gauleitern nicht zum Oberpräsidenten ernannt worden war. Das Gesetz trug damit einerseits
der Geltungssucht Goebbels’ Rechnung, andererseits aber auch der symbolischen Bedeutung, die die Reichshauptstadt zweifelsohne für die Nationalsozialisten hatte. Darüber hinaus spielte, was von der Forschung häufig übersehen wird, Daluege als Leiter des nach ihm benannten Kommissariats im preußischen Innenministerium und nach dessen Auflösung im Juli 1933 auch als graue Eminenz eine gewichtige Rolle in der Stadt Berlin.

Nachdem es schon im Sommer 1932 in der Kommunalverwaltung zu ersten politischen Säuberungen gekommen war, versuchte sich Lippert als Kommissar mit eisernem Besen zu profilieren. So wurden von 1933 an deutlich mehr städtische Mitarbeiter entlassen als in anderen deutschen Städten. Die Entlassungswelle führte aber keineswegs zu Einsparungen, da gleichzeitig Tausende Parteimitglieder Stellen in der Kommunalverwaltung zugewiesen bekamen. Dieses Wechselspiel von politisch-rassistischem Revirement, Aufblähung des Apparats und Integration einer Vielzahl unqualifizierter politischer Günstlinge hatte keine effizientere Arbeit, sondern höchstens einen rüderen Umgangston zur Folge, aber es trug dazu bei, den revolutionären Druck der Parteimitglieder zu kanalisieren, und letztlich gelang es den Nationalsozialisten auf diese Weise, die Verwaltung der Hauptstadt nachgerade physisch zu vereinnahmen.
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DIE NSDAP IM GAU BERLIN NACH 1933

In den Tagen nach den Reichstagswahlen vom 5. März 1933, die der NSDAP 43,9 Prozent der Stimmen und 288 Mandate beschert hatten, entfaltete der Berliner Gauleiter Joseph Goebbels allerorten eine hektische Betriebsamkeit. Zum einen bereitete er sich darauf vor, ein Ministeramt zu übernehmen und als vierter Nationalsozialist in die »Regierung der nationalen Konzentration« unter seinem »Führer« Adolf Hitler einzutreten, zum anderen versuchte er, die in der Gauleitung aufgelaufenen Arbeiten zu einem befriedigenden Abschluss zu bringen. In der im Frühjahr 1934 im Münchner Eher-Verlag publizierten Version seiner tagebuchähnlichen Aufzeichnungen liest sich dies wie folgt:


»Ich habe den Gau nun endgültig in Ordnung gebracht. Die Finanzen sind trotz der vielen Wahlkämpfe in bester Balance. Görlitzer übernimmt in meiner Stellvertretung die Leitung des Gaues. Ich habe noch einen Rest von dringenden Arbeiten wegzuschaffen, und dann kann ich mich an mein neues Werk begeben.«1


Mit der Übernahme des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propaganda schied Goebbels, der von Mitte März 1933 an als Reichspropagandaleiter der NSDAP auch der in München residierenden Reichsleitung angehörte,2 de facto aus der alltäglichen Parteiarbeit im Gau aus. Obwohl er als Gauleiter noch immer der höchste Parteifunktionär in der Reichshauptstadt war und sich über die dortige innerparteiliche Entwicklung regelmäßig auf dem Laufenden hielt, trug jetzt ein anderer die Verantwortung: Artur Görlitzer, ein früherer Beamter bei der Berliner Stadtverwaltung, der 1922 in die Reichsfinanzverwaltung gewechselt war und es im Landesfinanzamt Berlin immerhin zum Obersteuersekretär gebracht hatte.3 Dieser übernahm nun unverzüglich Goebbels’ innerparteiliche Kompetenzen und übte bis auf Weiteres alle Rechte eines Gauleiters aus. Am 20. April 1936 wurde der Gauinspekteur Görlitzer offiziell zum Stellvertretenden Gauleiter ernannt.

Der neue Gauleiter, der auf eine langjährige Parteikarriere zurückblicken
konnte, war zweifellos ein enger Vertrauter Goebbels’. Ohne dessen Fürsprache, die sich noch Jahre später in einem außerordentlich günstigen Dienstzeugnis zeigte,4 wäre er nie zum Stellvertretenden Gauleiter aufgestiegen. Seit Frühjahr 1933 stand er an der Spitze einer Organisation, die – entgegen allem Zweckoptimismus, den Goebbels verbreitete – alles andere als gefestigt war: Erstens hatte die NSDAP bei der Reichstagswahl am 5. März 1933 in Berlin mit 31,3 Prozent der Stimmen ihr zweitschlechtestes Ergebnis auf Wahlkreisebene erzielt.5 Zweitens war sie infolge der jahrelangen Auseinandersetzungen zwischen der Politischen Organisation (P. O.), in erster Linie der Gauleitung, und den paramilitärischen Sturmabteilungen (SA) geschwächt.6 Drittens tendierte die Nationalsozialistische Betriebszellen-Organisation (NSBO) dazu, ein institutionelles Eigenleben zu führen.7 Um zielgruppenorientierte Wahlkämpfe betreiben zu können,8 hatte die NSDAP seit 1928/29 eine Vielzahl neuer Apparate aus dem Boden gestampft mit der Folge, dass drei vertikale Komplexe entstanden waren, deren Verhältnis stets ein prekäres blieb: die P. O., die Kampfbünde, an deren Spitze die SA stand, sowie die Fach- und Berufsverbände, die sich an spezifische Gruppen wie Bauern, Arbeiter, Juristen, Beamte und Handwerker wandten. Nach dem 5. März 1933 durchliefen diese drei vertikalen Komplexe der NSDAP einen unvorhergesehenen Struktur- und Funktionswandel, der auf den exorbitanten innerparteilichen Mitgliederanstieg zurückzuführen war.9 Zwischen der institutionellen Reorganisation der NSDAP sowie den Imperativen ihrer Mitgliederintegration und Mitgliederlenkung bestand mithin ein zirkulärer Zusammenhang.10




Die Mitgliedschaft der Berliner NSDAP nach 1933

Als Görlitzer die faktische Leitung der NSDAP übernahm, war er für fast 50 000 Parteimitglieder verantwortlich, die sich auf zehn Kreise beziehungsweise etwas mehr als hundert Ortsgruppen und Stützpunkte im Stadtgebiet verteilten. 11 Allerdings hatten seit dem 30. Januar 1933 mehrere Zehntausend Berliner eine Aufnahme beantragt, sodass sich die Mitgliederzahl der Partei binnen wenigen Wochen mehr als verdoppelte. Ein ähnlicher Andrang herrschte auch in anderen Gauen, weshalb die NSDAP eine vorübergehende Aufnahmesperre verhängte, die am 1. Mai 1933 in Kraft trat.12 Dadurch gewannen plötzlich die Kampfbünde und die Fachverbände an Einfluss, da Beitrittswillige wenn nicht der Partei selbst, so doch wenigstens einer ihrer Organisationen angehören
konnten. Die Kampfbünde und Fachverbände setzten alles daran, die bürgerlichen Vereine, die sich dem Nationalsozialismus nicht freiwillig angepasst hatten, ihrer vollständigen Kontrolle zu unterwerfen; darüber hinaus zerschlugen sie die Arbeiterbewegung und die Freien Gewerkschaften und bemächtigten sich der Immobilien und des Vermögens dieser Einrichtungen.13 Die NSDAP wuchs schnell zu einem riesenhaften Apparat an, dessen Mitgliederzahlen sich am 1. Januar 1935 im Einzelnen folgendermaßen zusammensetzten:


Mitglieder der zur NSDAP gehörigen Organisationen (Stand: 1. Januar 1935)14
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In Berlin waren 5,5 Prozent aller Parteimitglieder ansässig, das war die dritthöchste Quote unter allen 32 Gauen der NSDAP. Beim DFW lag der Gau Berlin reichsweit sogar an der Spitze, bei der DAF auf dem zweiten, bei der NSV auf dem dritten und bei der NSKOV auf dem vierten Platz. Nur im letzten Drittel der Parteigaue bewegte sich Berlin hingegen bei den Kampfbünden, also bei SA, SS, HJ, BDM, NSKK und NSDStB sowie bei der NSF.

Einige Spezifika weist die soziale Zusammensetzung der Berliner P. O. auf: Die 138117 »Parteigenossen«, die am 1. Januar 1935 mit Wohnsitz Berlin registriert waren, waren zu 87,9 Prozent (121 443) Männer und zu 12,1 Prozent (16 674)
Frauen.15 Damit verzeichnete Berlin unter allen Gauen die höchste Quote an »Parteigenossinnen« und übertraf den Reichsdurchschnitt um mehr als das Doppelte. Angesichts der Struktur der Reichshauptstadt wenig überraschend lag der Anteil der Angestellten über sowie der der Bauern unter dem Reichsdurchschnitt. 16 11345 Parteimitglieder im Gau Berlin galten am 1. Januar 1935 als erwerbslos, nach Sachsen, Schlesien und Hessen-Nassau der höchste Wert im Deutschen Reich.17 Ein weiterer erwähnenswerter Aspekt ist die Konfession, die bei der »Parteistatistischen Erhebung« im Sommer 1939 (sie konnte nach Kriegsbeginn allerdings nicht mehr abgeschlossen werden) zum ersten Mal erfragt wurde.18 Knapp 65 Prozent der Berliner »Parteigenossen« bezeichneten sich dabei als evangelisch, fast 27 Prozent als »gottgläubig« und acht Prozent als katholisch. Die Quote der »Gottgläubigen«, in der Regel Personen, die aus den christlichen Kirchen ausgetreten waren, lag weit über dem Durchschnitt Berlins (10,0 Prozent) sowie des Deutschen Reiches (3,5 Prozent). Nirgendwo gab es bei den »Parteigenossen« eine so hohe Zahl an Kirchenaustritten wie in Berlin.



Die Institutionalisierung des Parteiapparates

Um die Vielzahl der neuen Mitglieder integrieren zu können, bedurfte jede NSDAP-Organisation eines eigenen bürokratischen Apparates. Parallel zur Aufnahme immer neuer Mitglieder vollzog sich mithin in der P. O., den paramilitärischen Kampfbünden und den Fach- und Berufsverbänden ein Prozess der Institutionalisierung.19 Jede dieser Organisationen bildete eine eigene vertikale Struktur und ein in sich abgeschlossenes Funktionärskorps aus. Die P. O. und die Fach- und Berufsverbände waren durch Personalunionen in den Stäben der Gaue, Kreise und Ortsgruppen lose miteinander verbunden, wohingegen die paramilitärischen Kampfbünde, nicht zuletzt aufgrund einer anderen territorialen Einteilung, ein institutionelles Eigenleben führten.20 Die Zusammenarbeit wurde im Bedarfsfall durch Sondervereinbarungen zwischen den Reichsleitungsdienststellen geregelt.21 Dieser Prozess der Institutionalisierung fand mit der »Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat«, die am 29. März 1935 erging, einen vorübergehenden Abschluss. Die NSDAP bestand jetzt aus der Partei (der Begriff P. O. fiel fort), den Gliederungen und den angeschlossenen Verbänden.22 Damit war jede ihrer Organisationen mittels eines spezifischen Rechtsbegriffs in das innere Gefüge des NS-Staates eingebaut.


In Berlin bildete dieses Gefüge vertikale Apparate aus, die unterschiedlich tief in die lokalen Milieus hineinragten. Ihre Ämter wurden allesamt mit eigenen Funktionären besetzt. Am dichtesten organisiert waren Partei, DAF und NSV, deren Instanzenzug die Gau-, Kreis- und Ortsgruppenebene umfasste.23 Die NSKOV und der NSLB besaßen Dienststellen auf der Gau- und Kreisebene; die anderen angeschlossenen Verbände begnügten sich mit einer Leitungsbehörde. Die NSF war die einzige Gliederung, die im Gau Berlin auf allen innerparteilichen Ebenen präsent war; aufgrund ihrer engen Verbindung mit dem DFW war ihr Organisationsgrad sehr hoch.24 Die Gebietsführung der Hitlerjugend war zwar an die territoriale Struktur des Gaus angepasst, ihre vertikalen Apparate, die Banne und Unterbanne beziehungsweise die Untergaue und Mädelringe jedoch nicht.25 Die SA bestand aus der Gruppe Berlin-Brandenburg, sechs Brigaden sowie vielen Standarten, Sturmbannen und Stürmen, die sich über das Gaugebiet hinaus erstreckten. Dasselbe galt für die SS-Abschnitte und die NSKK-Gruppe mit ihren Motorstandarten, Motorstaffeln und Motorstürmen. Die Zusammenarbeit zwischen der Partei, ihren Gliederungen und den angeschlossenen Verbänden in den 32 NSDAP-Gauen wurde koordiniert, indem man einerseits Ämter der angeschlossenen Verbände in den Gau-, Kreis- und Ortsgruppenleitungen der Partei einrichtete und andererseits Beauftragte der Gliederungen in die Gauleitung berief. Dies sah im Gau Berlin im Herbst 1936 wie folgt aus (die Verbändeämter befinden sich auf der rechten Seite; die Beauftragten der Gliederungen sowie die Gauinspekteure sind nicht aufgenommen):


Struktur der NSDAP-Gauleitung Berlin (Stand: Herbst 1936)26
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Es gab in Berlin, wie übrigens in vielen anderen Gauhauptstädten, keine Adresse, unter der alle Dienststellen der Gauleitung der NSDAP zu erreichen waren. Das Zentralgebäude lag in der Voßstraße 11, einem Nebenarm der Wilhelmstraße, und damit in unmittelbarer Nähe der Reichskanzlei.27 Allerdings befanden sich dort lediglich die Adjutantur, das Gauorganisations-, das Gaupersonal- und das Gauschatzamt sowie die drei Gauinspektionen. Das Gaupresse-, das Gaupropaganda- und das Gauschulungsamt waren in einem eigenen Gebäude in der Hermann-Göring-Straße 5 (heute Ebertstraße) untergebracht, die Ämter für Agrar-und Kommunalpolitik, das Gaurechtsamt und das Gaugericht in der Potsdamer Straße 365. Die Gauämter für Volksgesundheit, Beamte, Technik und der Gauwirtschaftsberater hatten ihre Dienststellen In den Zelten 20, Schellingstraße 2, Linkstraße 7 und Lützowstraße 88. Schließlich saßen die Gauwaltung Berlin der DAF in der Lindenstraße 3, das Gauamt für Volkswohlfahrt in der Kaiser-Wilhelm-Straße 58 und die Gaufrauenschaftsleitung in der Hauptstraße 19 im Ortsteil Schöneberg. Anfang 1938 wechselte der Sitz der Gauleitung in die Hermann-Göring-Straße 14, wo aber wieder nicht alle Ämter untergebracht werden konnten. Im Sommer 1939 verteilte sie sich auf 18 Standorte, an denen etwa 400 Politische Leiter arbeiteten,28 die fast alle vor dem 30. Januar 1933 in die Partei eingetreten waren.29

Unterhalb der Gauleitung existierten in Berlin Anfang 1935 zehn Kreise, 162 Ortsgruppen, 2228 Zellen und 13 392 Blocks.30 Die Kreisleitungen der NSDAP besaßen prinzipiell dieselbe Struktur wie eine Gauleitung.31 Nur in wenigen Kreisämtern waren die Stellen besoldet. Die Arbeit der Ortsgruppen war ausschließlich ehrenamtlich. Sie verfügten ebenfalls über parteiinterne Ämter, ferner über die Ortswaltungen von DAF und NSF und die Ortsfrauenschaftsleitung. 32 Die Tätigkeiten der Ortsgruppenleiter sind in den wenigen erhaltenen Akten vergleichsweise gut dokumentiert.33 In den Ortsgruppen wurden Mitgliederkarteien geführt, Mitgliedsbeiträge kassiert, parteiamtliche Schriften verkauft sowie Politische Leiter ausgebildet und diszipliniert.34 Seit 1936/37 übernahmen die Ortsgruppen darüber hinaus die Kontrolle der in ihrem »Hoheitsbereich« lebenden Bevölkerung, wobei den Zellen- und Blockleitern und ihren Helfern eine wichtige Rolle zukam.35 Dabei ist zu beachten, dass Berlin am 1. Januar 1935 mit 4738 Einwohnern pro Quadratkilometer der am dichtesten besiedelte Gau der NSDAP war.36 Auf die 4 199 361 Einwohner kamen 24 401 Politische Leiter, was einem Verhältnis von 172 zu 1 entspricht. Der Reichdurchschnitt lag bei 132 zu 1. Im Gau Berlin verfügte die Partei also über kein allzu engmaschiges Kontrollnetz.




Der »Kriegseinsatz« der Politischen Leiter

Kaum war 1937/38 die Institutionalisierung in der NSDAP abgeschlossen, bereiteten sich die Dienststellen der Partei sowie die ihrer Gliederungen und angeschlossenen Verbände auch schon auf den Einsatz in einem zukünftigen Krieg vor. Es war die Dienststelle des Stellvertreters des Führers, die als innerparteiliche Führungsbehörde die Mobilmachung der NSDAP – mit Ausnahme der SS – koordinierte. Dazu erstellte die Abteilung M in Absprache mit den Wehrersatzdienststellen seit Frühjahr 1937 sogenannte Arbeitspläne für die Reichsleitungsdienststellen sowie für die Gau-, Kreis- und Ortsgruppenleitungen, in denen deren Aufgaben im Kriegsfall festgelegt waren.37 Darüber hinaus bereitete sie die befristete Zurückstellung ihrer hauptamtlichen Mitarbeiter, also der Politischen Leiter, sowie der Angestellten und Arbeiter vom Wehrdienst vor.38 Ferner verhandelte die Abteilung M mit der Wehrmacht über eine personelle Beteiligung der NSDAP am Luftschutz, wie sie im Rahmen der »Luftschutzdienstpflicht« vorgesehen war, und stellte den Streitkräften Gebrauchsgüter und Immobilien aus Parteibesitz zur Verfügung.39 Im Sommer 1939 wurden die Vorbereitungen für die innerparteiliche Mobilmachung abgeschlossen. Die Berliner NSDAP war für den Kriegsfall gerüstet.40

Mit Kriegsbeginn wurden im Reich 7283 (34,4 Prozent) der hauptamtlichen und 236 188 (19,5 Prozent) der ehrenamtlichen Politischen Leiter einberufen. 41 Zahlen für die Ebene der Gaue existieren für diesen Zeitpunkt nicht. Allerdings gibt es keine Anzeichen dafür, dass der NSDAP-Gau Berlin einen besonderen personellen Aderlass zu verzeichnen gehabt hätte. Spätere Erhebungen legen eher das Gegenteil nahe. Es ist jedoch davon auszugehen, dass es nach dem Angriff auf die Sowjetunion im Juni 1941 erste Personalengpässe gab. Im September 1941 erkrankte Görlitzer, weshalb Goebbels sich wieder mehr in die Parteiarbeit einschaltete mit dem Ziel, das Parteiführerkorps so weit wie möglich zusammenzuhalten. Aus diesem Grund behielt er sich ein persönliches Entscheidungsrecht bei sämtlichen »Einberufungen Politischer Leiter in andere Dienststellen und Gaue« vor.42 Im Gaustab hatte man inzwischen nicht nur damit zu kämpfen, dass seit August 1941 ein Großteil jener Alterskohorten zum Wehrdienst eingezogen wurde, denen auch die Berliner Kader überwiegend angehörten, sondern auch damit, dass viele Politische Leiter sich freiwillig für einen Posten in den eroberten Gebieten bewarben. Der Aderlass unter den hauptamtlichen Parteifunktionären lässt sich den Angaben zu deren Unabkömmlichkeit (Uk) entnehmen. Am 1. September 1941 waren 735 hauptamtliche
Politische Leiter des Gaus Berlin uk-gestellt; nach den Gauen Sachsen und Sudetenland nahm Berlin damit den dritten Rang ein. Am 15. März 1942 war die Zahl der Politischen Leiter gar auf 557 gesunken, was einen Rückgang um fast ein Drittel bedeutete.43 Auch bei den ehrenamtlichen Funktionären taten sich erstmals Lücken auf. So waren am 1. August 1942 von den insgesamt 306 Ortsgruppen im Gau Berlin nur 171 regulär besetzt.44

Dessen ungeachtet arbeitete die Berliner NSDAP auch im dritten Kriegsjahr auf Hochtouren. Im Februar 1943 standen der Partei, ihren Gliederungen und angeschlossenen Verbänden in Berlin insgesamt 1403 hauptberufliche männliche Arbeitskräfte zur Verfügung, das war etwa die Hälfte des Personalbestands aus der Vorkriegszeit. Doch im Gau Berlin war es gelungen, vakante innerparteiliche Stellen in beachtlicher Zahl mit Frauen zu besetzen. Hinzu kam, dass ein Großteil der Berliner NDSAP-Funktionäre in Apparaten der verschiedensten Reichsbehörden arbeitete, deren Angehörige erst spät eingezogen wurden. Zum 1. Mai 1943 fertigte das Hauptorganisationsamt der NSDAP eine umfangreiche Statistik an, um den »Kriegseinsatz« der Parteiorganisation in den 42 Gauen des »Großdeutschen Reiches« zu dokumentieren.45 Zu diesem Zeitpunkt gab es im Gau Berlin 260 054 Parteimitglieder und 91 633 Politische Leiter. Damit bekleidete also ein Drittel der Berliner »Parteigenossinnen« und »Parteigenossen« ein Amt; das war ein sehr hoher Anteil, der nur in den »Reichsgauen« Danzig-Westpreußen und Wartheland übertroffen wurde. Die personellen Verluste der Partei waren in Berlin geringer als andernorts. Im Deutschen Reich (einschließlich Österreich) waren zum 1. Mai 1943 insgesamt 226 726 »Parteigenossen« (3,5 Prozent) und 38 102 der Politischen Leiter (2,5 Prozent) »gefallen«, gestorben, vermisst oder in Gefangenschaft geraten.46 Im Gau Berlin waren lediglich 6821 »Parteigenossen« (2,6 Prozent) sowie 1814 Politische Leiter (2,0 Prozent) von diesem Schicksal betroffen.


Mobilisierung und »Abwehrkampf«

Nach dem Zusammenbruch des italienischen Faschismus Ende Juli 1943 und dem schleichenden Rückzug der Wehrmacht an der »Ostfront« wurde das Klima in der Berliner NSDAP rauer. Parteimitglieder wurden als »Drückeberger« denunziert und Parteifunktionäre der persönlichen Vorteilsnahme bezichtigt. 47 Zugleich ging die Partei zur Politik der totalen Mobilisierung über. Sie zog die Bevölkerung zu militärischen Hilfstätigkeiten heran, übernahm zusätzliche
Aufgaben im Luftschutz und forderte von inaktiven »Parteigenossen« Mitarbeit ein.48 Diese drei Entwicklungen bestimmten auch den Parteialltag.

Seit Sommer 1943 wuchs Gaustabsamtsleiter Gerhard Schach in eine innerparteiliche Führungsrolle hinein, weil Görlitzer zunehmend ausfiel.49 Goebbels, der sich als Reichsminister für die propagandistische Bekämpfung des alliierten Luftkriegs gegen das Deutsche Reich zuständig wähnte, schaltete sich ebenfalls wieder verstärkt in Parteiangelegenheiten ein, da seit der Nacht vom 22. auf den 23. November 1943 auch der Gau Berlin durch die alliierten Bombenangriffe unter permanenter Spannung gehalten wurde.50 Gemeinsam mit Schach praktizierte er eine Doppelstrategie, um dieser Herausforderung zu begegnen. Zum einen versuchten sie, die Parteiarbeit sukzessive in die Kreise und Ortsgruppen hinein zu verlagern, zum anderen forderten sie Politische Leiter aus anderen Gauen an, die das abgekämpfte eigene Personal ersetzen sollten.51 Nach dem Luftangriff auf Berlin am 15. Februar 1944 meldete der Sicherheitsdienst (SD) der SS, dass aus der Bevölkerung durchaus positive Äußerungen zum Einsatz der Partei und ihrer Gliederungen zu vernehmen seien.52 Besonders werde die Hilfe bei der Brandbekämpfung und bei der Beseitigung von Trümmern anerkannt, die rund fünfhundert NSDAP-Funktionäre in Wilmersdorf geleistet hatten.

Wenige Wochen nachdem Görlitzer Ende 1943 als Generalkommissar von Shitomir in das Reichskommissariat Ukraine abgeschoben worden war, rückte Schach interimistisch auf dessen Posten nach.53 Der neue Stellvertretende Gauleiter versuchte die Parteiarbeit zu koordinieren, indem er die Rolle der »Hoheitsträger«, also der Kreis- und Ortsgruppenleiter, stärkte und diesen weitgehende Weisungsrechte über die Gliederungen und angeschlossenen Verbände in ihrem »Hoheitsbereich« einräumte. Damit setzte er ein Programm in die Tat um, das die Parteikanzlei unter ihrem Leiter Martin Bormann bereits 1941/42 entwickelt hatte, das aber unter dem kriegsbedingten innerparteilichen Personalmangel leichter zu realisieren war, weil die Personalhoheit faktisch ohnedies bei den Kreis- und Ortsgruppenleitungen lag.

Schachs innerparteiliche Bemühungen vollzogen sich in einem großstädtischen Raum, der sich aufgrund direkter Kriegseinwirkungen mittlerweile völlig verändert hatte. So waren im Gauarbeitsamtsbezirk Berlin im September 1944 insgesamt 374 998 ausländische Arbeitskräfte registriert, darunter 103 095 sogenannte Ostarbeiter.54 Aus der rassistischen Perspektive der NSDAP war das im Grunde eine untragbare Situation. Die »Parteigenossen« und Politischen Leiter beteiligten sich direkt an der Bewachung dieser Arbeitskräfte und an den
polizeilichen Fahndungsmaßnahmen gegen flüchtige »Ostarbeiter«. Bisweilen ahndeten sie Verstöße sogar umgehend selbst. So meldete der Ortsgruppenleiter Germania, der zur Kreisleitung Steglitz-Tempelhof gehörte, eine »Belästigung« seiner 17-jährigen Tochter durch zwei italienische »Fremdarbeiter«, die in den Abendstunden stattgefunden habe: »Meine Tochter rief mich, ich kehrte um und habe dem einen Italiener auf seine frechen Antworten hin eine anständige Ohrfeige versetzt.«55 Eine weitere Herausforderung für die NSDAP stellten zu jener Zeit die luftkriegsbedingten Evakuierungen dar, die NSV, NSF und Hitlerjugend durchführten.56

Schließlich bereitete sich die Berliner NSDAP seit dem Spätsommer 1944 auf den militärischen »Abwehrkampf« an der »Heimatfront« vor. Den Anlass bildete die Debatte über die Aufstellung eines »Landsturms«, die der ostpreußische Gauleiter Erich Koch nach dem gescheiterten Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 eröffnet hatte.57 Wollte Koch diese paramilitärische Einheit, die an die Tradition der Befreiungskriege gegen Napoleon anknüpfte, ursprünglich nur in den Gauen im Osten bilden, so erweiterte sich bald die Perspektive. Die Oberste SA-Führung und die DAF schlugen eine Ausdehnung auf das gesamte »Großdeutsche Reich« vor und meldeten auch gleich einen Führungsanspruch für ihre Organisationen an.58 Es kam zu einem Kompromiss zwischen der Partei und ihren Gliederungen, der in den »Führererlass« vom 25. September 1944 einfloss, mit dem der »Deutsche Volkssturm« aus der Taufe gehoben wurde.59 Dieser sollte in allen »Gauen des Großdeutschen Reiches aus allen waffenfähigen Männern im Alter von 16 bis 60 Jahren« gebildet werden und »den Heimatboden mit allen Waffen und Mitteln verteidigen«. Aufstellung und Führung dieser neuen Organisation, die auf dem Papier immerhin 12 bis 13 Millionen Mitglieder umfassen sollte, oblagen den Gauleitern. Sie sollten sich dazu »der fähigsten Organisatoren […] der Partei, SA., SS., des NSKK und der HJ« bedienen. Goebbels ernannte SA-Obergruppenführer Günther Graentz zum Stabsführer des »Volkssturms« im Gau Berlin, um sicherzustellen, dass die neue paramilitärische Organisation mit den Gliederungen der NSDAP vor Ort kooperierte.60 Dies scheint auch der Fall gewesen zu sein, denn schon Mitte Oktober 1944 vermeldete der Berliner Gauleiter 70 000 »Freiwillige«, zwei Wochen später waren es dann angeblich gar 350 000 Mann.61 Mehr als 2600 Angehörige des Berliner »Volkssturms« kamen im Einsatz ums Leben; nach Ostpreußen, Niederschlesien und Pommern hatte Berlin damit die vierthöchste Verlustquote unter allen Gauen.62

Mit der Bildung des »Volkssturms« und anderer paramilitärischer Einheiten
der NSDAP, zum Beispiel dem »Werwolf« und dem Freikorps Adolf Hitler, begann die Endphase des NS-Regimes. Die Berliner NSDAP setzte alles daran, dass die Verteidigungsbereitschaft der Bevölkerung nicht sank, und mobilisierte immer mehr Menschen zum »Abwehrkampf«. Die Ortsgruppen stellten Listen mit »Volksgenossen« auf, die mittels »Notdienstverpflichtung« zum Stellungsbau gebracht werden und die Reichshauptstadt zur Festung ausbauen sollten.63 Ein Ortsgruppenleiter lud alle »Volksgenossen«, die sich seiner Ansicht nach dem »Schanzeinsatz« entzogen, in der Ortsgruppe vor. Dort schlug er einen Mann und eine Frau und drohte damit, er werde »auch die sowjetischen Methoden mit Peitsche und Genickschuß anwenden«.64 Der Propagandaleiter der NSDAP-Ortsgruppe Mahlsdorf meldete seinem Vorgesetzten in der Kreisleitung Karlshorst am 16. März 1945 einen Vorfall, den er mit »Zersetzung des Volkes« überschrieb:65 Ein unbekannter »Volkssturm«-Angehöriger habe einigen in einem Luftschutzkeller ausharrenden Frauen vorgegaukelt, die »Gräueltaten« der Bolschewisten in den Ostprovinzen seien reine Propaganda, in Wahrheit würden diese »die Volksgenossen in den von ihnen besetzten Ostgebieten anständig behandeln und sie auch gut verpflegen«. Dieser Mann, der anschließend wieder verschwand, habe »mit aller Absicht das Vertrauen der Bevölkerung in die Staatsführung […] erschüttern« wollen. Der Mahlsdorfer Propagandaleiter forderte, die öffentlichen Gespräche intensiver zu überwachen. Allerdings war das Prestige der Partei zu diesem Zeitpunkt bereits auf den Nullpunkt gesunken; sie wurde »als Trägerin der Macht für die Lage verantwortlich gemacht und dementsprechend angegriffen«.66 Die Ablösung der Berliner Bevölkerung vom NS-Regime hatte offenbar längst begonnen.




Resümee

Nach Hitlers Machtübernahme am 30. Januar 1933 zeichnete sich die Entwicklung der NSDAP im Deutschen Reich durch einen unaufhörlichen Zustrom neuer Mitglieder und einen ständigen Wandel ihrer bürokratischen Apparate aus, mittels derer sie die »Parteigenossen« integrierte. Beide Prozesse – also Mitgliederanstieg und institutionelle Transformation – waren interdependent und können auf den Begriff »Ausdifferenzierung« gebracht werden.67 Die NSDAP differenzierte sich nach 1933 in mehrere Großorganisationen aus, die ein in sich abgeschlossenes Funktionärskorps mit jeweils eigenen Besoldungs-und
Versorgungsregelungen, Dienst- und Disziplinarordnungen, hierarchischen Weisungsketten und funktional spezifizierten Tätigkeitsbereichen schufen. In den einzelnen Gauen der NSDAP reproduzierte sich diese Situation, wenngleich in unterschiedlicher Intensität, je nach Sozialstruktur der Zielgruppen und geografischer Lage.68 Vor 1933 waren die Ergebnisse, die der Gau Berlin bei Reichs- und Landtagswahlen erzielte, im Reichsdurchschnitt der NSDAP mit die schlechtesten. Nach der »Machtergreifung« holte die Berliner NSDAP jedoch bald auf. Sowohl in der Partei als auch in den angeschlossenen Verbänden und im DFW stiegen die Mitgliederzahlen jetzt schneller als in anderen Gauen; nur bei den Gliederungen blieb das Wachstum leicht dahinter zurück. Aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte im Gau Berlin war die Eindringtiefe der Parteiorganisation in der Vorkriegszeit vergleichsweise gering, was sich insbesondere am schlechten Verhältnisquotienten zwischen Einwohnern und Politischen Leitern ablesen lässt. Doch es gelang der Berliner Partei, ihren Funktionärsbestand bis zum Beginn des Krieges zahlenmäßig auszubauen. Seit 1941/42 schützte die Gauleitung ihre Politischen Leiter dann recht erfolgreich vor dem Zugriff der Wehrmacht. So war es ihr möglich, den »Abwehrkampf« buchstäblich bis zur letzten Minute zu führen.
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Bild 3

Die Bötzowstraße im Bezirk Prenzlauer Berg wurde zum 54. Geburtstag Adolf Hitlers mit Fahnen geschmückt. Durch sogenannte Rationalisierung, »Auskämmaktionen« und Einziehung der Inhaber zur Wehrmacht waren viele Läden – wie der Fahrradladen von Erich John, der sich seit den 1920er Jahren hier befand, und die Zigarrenhandlung von Elsa Rosenthal – verwaist. Schon zuvor waren die beiden jüdischen Unternehmen E. M. Stern (Luxuspapier und Kurzwaren) und Rudolf Karmeinsky (Rasierwaren en gros), die sich nachweislich bis 1938 in der Bötzowstraße befunden hatten, vernichtet worden. Foto eines unbekannten Fotografen, 20. April 1943.









DIE WIRTSCHAFT BERLINS

Im Dezember 1940 meldete die Industrie- und Handelskammer (IHK) Berlin, dass in ihrem Kammerbezirk etwa ein Sechstel aller Industriegüter des seit der Besetzung Österreichs sogenannten Altreichs produziert würde. Der Anteil des Kammerbezirks an der Rüstungsproduktion sei mit 40 Prozent sogar noch deutlich höher.1 Auch wenn der Kammerbezirk zu diesem Zeitpunkt Stadt und Umland umfasste und die Zahlen statistisch etwas geschönt waren, deutet sich hier doch die herausragende Bedeutung an, die der Wirtschaft Berlins im Nationalsozialismus zukam. Innerhalb von sieben Jahren war die Stadt mit einer der höchsten Arbeitslosenraten zu einer der größten Waffenschmieden des Reiches geworden. Diese Entwicklung soll hier verfolgt und gefragt werden, aufgrund welcher Faktoren sich das Wirtschaftsleben in der Reichshauptstadt veränderte. Welche Unternehmen profitierten von dem Boom und welche nicht? Wie entwickelten sich Banken, Groß- und Einzelhandel, und in welcher Form ging die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit vonstatten? Welche Auswirkungen hatten schließlich der Hauptstadtstatus und welche der Krieg auf die Wirtschaft der Stadt?




Die Ausgangslage

Berlin galt Ende der 1920er Jahre als Industrie- und Handelsmetropole allerersten Ranges. Mit Ortsbezeichnungen wie Borsigwalde, Siemensstadt und Spindlersfelde haben bedeutende Wirtschaftunternehmen der Stadt einen bis heute sichtbaren Stempel aufgedrückt. Nach der Aufstellung einer vom Reichstag eingesetzten Enquetekommission hatten 1930 fast ein Viertel aller Aktiengesellschaften (AG) und fast ein Drittel aller Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) des Deutschen Reichs hier ihren Sitz.2 Leitbranche war die Elektroindustrie mit rund 174 000 Beschäftigten, das waren in Deutschland 41 Prozent aller in dieser Branche Tätigen. Sie trug maßgeblich zum deutschen Außenhandelsüberschuss bei, da ein Viertel ihrer Produkte exportiert wurde.3
Dahinter rangierte die Textilbranche, in der – im Gegensatz zur Elektroindustrie  – vielfach in Klein- und Kleinstbetrieben produziert und gehandelt wurde.4 Auch die bedeutende Möbel- sowie die Papierveredelungsindustrie, in der insgesamt rund 20 000 Beschäftigte gezählt wurden, exportierten die Hälfte ihrer Produktion. Ein großer Teil der Papierproduktion wurde in Berlin abgesetzt, wo es das Buchdruck- und Verlagsgewerbe auf rund 68 000 Arbeitsplätze brachte.5 Dagegen war die Stadt insgesamt ein Zuschussgebiet für Nahrungsmittel, obwohl sie auch als Nahrungs- und Genussmittelstandort bedeutend war. In Berlin befand sich unter anderen mit der Sarotti AG eine der größten Schokoladenfabriken und mit der Schultheiss-Patzenhofer Brauerei AG die größte Brauerei Deutschlands.6

Zugleich war die Hauptstadt der Kristallisationspunkt der Gewerbetätigkeit von Juden im Deutschen Reich. Vorsichtig geschätzt wurde jedes fünfte Berliner Unternehmen von oder unter Beteiligung von Unternehmern geführt, die sich selbst als Juden bezeichneten oder als Juden betrachtet wurden. Damit war rund die Hälfte aller jüdischen Unternehmen Deutschlands in Berlin ansässig. Diese waren stark in den traditionellen Bereichen der Wirtschaft – Textil und Bekleidung, Nahrungs- und Genussmittel sowie Banken – engagiert, doch es gab keine größere Branche, in der Juden nicht zu finden waren. Jüdische Unternehmer hatten sich Zukunftsbereiche – Chemie und Drogeriewaren, Film und Foto – erschlossen, sich immer mehr auch der Produktion gewidmet und sich damit deutlich stärker als in anderen deutschen Städten den im nichtjüdischen Umfeld herrschenden Wirtschaftsstrukturen angenähert.7

Von der Krise und dem Kollaps des Welthandels wurde die exportabhängige Berliner Wirtschaft besonders schwer getroffen.8 So fiel der traditionsreiche Maschinenbauer A. Borsig GmbH den wirtschaftlichen Verwerfungen zum Opfer, ebenso die Darmstädter und Nationalbank KG a. A., deren spektakulärer Zusammenbruch im Juli 1931 den sichtbarsten Ausdruck der Bankenkrise darstellte. Während Borsig durch eine Fusion mit der AEG und den Verkauf wichtiger Werksteile an die Rheinmetall AG vor der Liquidation bewahrt werden konnte, wurde die Darmstädter und Nationalbank KG a. A. unter massiver Beteiligung der öffentlichen Hand mit der ebenfalls schwer angeschlagenen Dresdner Bank zwangsfusioniert.9 Infolge der weltwirtschaftlichen Verwerfungen musste die Berliner Börse, die als deutsche Leitbörse galt, zwischen September 1931 und Februar 1932 geschlossen werden. Darüber hinaus hob man die Konvertibilität der Reichsmark auf und führte Transferbeschränkungen ein.10 Starke Umsatzeinbrüche erlebten zudem der Autohandel, die Luxusgüterbranche
sowie Kultur- und Vergnügungsstätten.11 Selbst die Biererzeugung sank zwischen 1929 und 1933 um fast die Hälfte.12 Auch die hochverschuldete Stadt fiel als Auftraggeber praktisch aus, und so kam es allerorten zu massivem Personalabbau, sodass die Zahl der Beschäftigten bis Anfang 1932 auf 1,27 Millionen sank. Diesen standen 615 000 Arbeitslose gegenüber. Bis Ende des Jahres stieg deren Zahl sogar noch auf gut 636 000 an, was bedeutete, dass rund ein Drittel aller Berliner Erwerbspersonen arbeitslos gemeldet waren. Damit wies Berlin – zusammen mit Breslau – die höchste Arbeitslosenquote aller deutschen Großstädte auf.13



Strukturveränderungen ab 1933

Ende 1932 zeigten sich erste Anzeichen einer leichten Erholung auf dem Arbeitsmarkt, wenn auch die Zahl der Arbeitslosen bis Februar 1933 saisonal bedingt noch einmal anstieg und die Rekordmarke von 669 000 erreichte.14 Die Reichshauptstadt blieb also, wie der Wirtschaftshistoriker Adam Tooze äußerte, auch 1933 ein »Krisenherd« der Arbeitslosigkeit.15 Weder die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Stadt noch die von der Sparkasse mit einigem Reklameaufwand betriebene »Arbeitsbeschaffungslotterie« hatten großen Erfolg,16 und die sogenannte Göring-Aktion, in der Arbeitslose ab Sommer 1933 zur Landarbeit geschickt wurden, entfaltete allenfalls kosmetische Wirkung.17

Bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, die sich das Regime auf die Fahnen geschrieben hatte, war es 1933 noch wenig erfolgreich, aber das komplizierte Gewebe des Wirtschaftslebens veränderte sich bereits allmählich. So sind erstens die Konzentration der Parteiinstanzen in der Reichshauptstadt und ihr wirtschaftliches Engagement in einzigartiger Weise im Berliner Handelsregister greifbar. Beispielsweise hatten die Konzerntöchter der Deutschen Arbeitsfront (DAF) ihren Sitz weitgehend in Berlin.18 Dies galt für die auf den Trümmern des Vermögens der freien Gewerkschaften aufgebaute »Bank der deutschen Arbeit« ebenso wie für die 1937 gegründete »Gesellschaft zur Vorbereitung des Deutschen Volkswagens mbH«, die spätere Volkswagenwerk GmbH.19 Selbst die SA ließ eine Wirtschafts-GmbH registrieren, deren Gründung ausgerechnet am 30. Juni 1934 im Reichs- und Preußischen Staatsanzeiger veröffentlicht wurde – dem Tag, als die Führungsspitze der SA auf Befehl Hitlers ermordet wurde.20 Von 1938 an hinterließ auch der Aufstieg der SS zum Wirtschaftskonzern deutliche Spuren. So wurden die Deutsche Erd- und Steinwerke GmbH
und die Deutsche Ausrüstungswerke GmbH ebenso in Berlin registriert wie beispielsweise der Nordland Verlag oder die SS-eigene Deutsche Briefkasten-Reklame-GmbH. 21

Zweitens kam es in Berlin zu einem massiven Zuzug nationalsozialistischer Dienststellen und der Etablierung neuer Behörden. So beschäftigte beispielsweise die 1934 gegründete Vierjahresplanbehörde, die seit Ende 1936 faktisch die Wirtschaftsaufsicht ausübte, 1938 bereits rund 1000 Mitarbeiter.22 Vor diesem Hintergrund führte die Sparkasse bereits in ihrem Geschäftsbericht 1936 aus, dass Berlin »die größte Verwaltungsstadt Deutschlands« sei.23 Bis 1939 waren dort fast 47 Prozent aller Beschäftigten im tertiären Sektor tätig, während dies im Reichsdurchschnitt nur knapp 25 Prozent waren.24 Da Büro- und Verwaltungsarbeit ein klassisches Segment der Frauenarbeit darstellte, spiegelte sich die Konzentration von Verwaltungsstellen in der City in einer hohen Frauenquote wider. Im Stadtbezirk Mitte waren im Juni 1933 rund 43 000 Frauen beschäftigt, im Mai 1939 registrierte man bereits rund 152 000!25 Damit waren zu diesem Zeitpunkt fast 38 Prozent der rund 400 000 Beschäftigten weiblich.

Als Reichshauptstadt war Berlin drittens Zentrum jener Institutionen, die zur Kriegsvorbereitung entstanden. Selbstverständlich hatte die Metallurgische Forschungsgesellschaft mbH (Mefo), die im August 1933 im Hause der Siemens-Schuckert-Werke gegründet wurde, hier ihren Sitz.26 Auf die Mefo wurden bekanntlich Wechsel gezogen, die zum Diskont bei der in der Jägerstraße ansässigen Reichsbank eingereicht werden konnten, ohne dass die Gefahr bestand, dass sie tatsächlich zur Einlösung kommen würden.27 1934 wurde dann die Reichsautobahnen-Bedarfs-GmbH ins Handelsregister eingetragen, die der Finanzierung des Autobahnbaus diente, und ein Jahr später die Reichsumsiedlungs-GmbH, die den Bau von Truppenübungsplätzen vorbereiten sollte.28 Die Konzentration der politischen Macht in der Wilhelmstraße ließ viertens jene Firmen, die nicht in der Reichshauptstadt ansässig waren, wie beispielsweise die IG Farben, ihre Niederlassungen dort ausbauen. Ebenso konzentrierten sich die politischen Interessenvertretungen der Unternehmer, die von 1934 an zu Wirtschaftsgruppen umgebaut wurden, noch stärker als zuvor in Berlin.29

Die mit der Machtergreifung einhergehende Anpassung und Uniformierung der Gesellschafter führte fünftens zu einer deutlich erhöhten Nachfrage nach braunen Stoffen, Partei- sowie SA- und SS-Uniformen. Um diesen Bedarf zu befriedigen, wurden zahlreiche Unternehmen gegründet, etwa am 1. April 1933 die Gesellschaft »Uniformen und Ausrüstungen Werner Fischer und Ernst Müller«.30 Andere Firmen wie die »Reichsvertriebsstelle der offiziell genehmigten
Ehren-Plakette des Führers, Wilhelm von Kaminietz« witterten ein Geschäft darin, NS-Kitsch und Andenken zu produzieren.31

Da Berlin – im Gegensatz beispielsweise zu Frankfurt am Main – weder in der entmilitarisierten Zone noch in einem Gebiet lag, das die Reichswehr/ Wehrmacht als gefährdet einstufte, wurde die Wirtschaft sechstens direkt in die Aufrüstung eingebunden.32 So berichtete die Daimler Benz AG im Dezember 1933, dass der Konzern im Berliner Ortsteil Marienfelde ein neues Werk errichte, um dort »Fahrzeuge für die Landesverteidigung« zu bauen.33 1934 nahm die Berlin-Karlsruher Industriewerke AG ihre infolge des Versailler Vertrages stillgelegte Produktion von Patronen und Gewehren im Werk am heutigen Eichborndamm in Reinickendorf wieder auf.34 Im Juli 1936 ließ das Unternehmen seinen alten Namen »Deutsche Waffen- und Munitionswerke« ins Handelsregister eintragen.35 Schon ein Jahr zuvor hatte die vom Berliner Gauwirtschaftsberater Heinrich Hunke herausgegebene Zeitschrift Der Deutsche Volkswirt in einem Beitrag zur Bilanz dieses Unternehmens festgestellt, dass »die Befreiung Deutschlands von den Rüstungsbeschränkungen des Versailler Diktats […] eine Vervielfachung des Umsatzes gebracht« hatte.36 Auch die Arado Handelsgesellschaft mbH, die den Vertrieb von Flugzeugen der in die Niederlande abgewanderten Fokker-Flugzeugfabrik besorgte, änderte ihren Namen 1933. Sie ließ sich als »Arado Flugzeug-GmbH« eintragen und gab damit ihren Geschäftszweck, nämlich die Herstellung und den Vertrieb von Flugzeugen und Flugzeugteilen, deutlich zu erkennen.37 Da die Militärflugzeugindustrie neu aufgebaut werden sollte – die Rumpler Flugzeugwerke, die im Ersten Weltkrieg Kampfflugzeuge produziert hatten, galten als jüdisch und fanden deshalb keine Berücksichtigung –, bildete sie sich auch besonders deutlich im Handelsregister ab. Zwischen 1933 und 1939 wurden mehr als ein Dutzend Unternehmen gegründet, die ausdrücklich in das Handelsregister eintragen ließen, Flugzeuge oder Flugzeugteile zu produzieren. Neben »Arado« siedelten sich auch eigenständige Niederlassungen der Focke-Wulf Flugzeugbau GmbH und der Henschel-Flugzeugwerke AG in Berlin an, für die in Schönefeld eine Start- und Landebahn gebaut wurde, die letztlich den Grundstein für den heutigen Flughafen darstellte.38 Im weitgehend leerstehenden Gebäude des Flughafens Tempelhof richtete die Weser-Flugzeugbauwerke GmbH Ende 1939 ein Werk zur Produktion von Sturzkampfbombern ein.39 Im nahegelegenen Oranienburg wurden große Fabriken für die Ernst Heinkel GmbH und die Argus Motorengesellschaft aus dem Boden gestampft.40 Hinzu kamen Zulieferer und Eigenbetriebe des Reichsluftfahrtministeriums, die – wie die im März 1935 gegründete
Luftfahrtkontor GmbH oder die 1936 etablierte Luftfahrt-Erprobungsstelle GmbH – den Umstand, dass sie im Dienst der Aufrüstung standen, nicht ausdrücklich in das Register eintragen ließen.41 Während die Luftwaffe neu aufgebaut wurde, konnte die Aufrüstung des Heeres in der Regel auf bestehende Kapazitäten zurückgreifen. Neu waren nur die »Reichswerke Hermann Göring«, die 1937 in Berlin als Holdinggesellschaft für den entstehenden neuen Rüstungskonzern gegründet wurden.42 Ansonsten profitierten die etablierten Großbetriebe der Stahl- und Elektroindustrie.43



Vorkrieg

Bereits von 1937 an ließen Engpässe bei der Rohstoffversorgung und ein Mangel an Facharbeitern auf eine Überhitzung der Wirtschaft schließen.44 Darüber hinaus war eine deutliche Verschiebung der Beschäftigten hin zu rüstungsrelevanten Branchen in Großbetrieben auszumachen.45 Die stärksten Zuwachsraten hatten die Betriebe der Metallverarbeitung, der Maschinen- und Fahrzeugbau sowie das Baugewerbe zu verzeichnen, das vom Neubau von Behörden und NS-Dienststellen in Berlin sowie vom massiven Abriss- und Aufbauprogramm des Generalbauinspekteurs profitierte.46 Relativ gering fiel dagegen der Zuwachs im Bekleidungsgewerbe aus, während die Papierindustrie, wie schon im Ersten Weltkrieg, Beschäftigte verlor.47 Die Folgen des immer akuteren Arbeitskräftemangels, der durch den schon beschriebenen Auf- und Ausbau von Behörden und Parteidienststellen noch verstärkt wurde, spiegelten sich im Wirtschaftsblatt der Industrie- und Handelskammer zu Berlin. Im Juni 1938 meldete das Blatt, dass der Umfang der Aufträge insbesondere »für die Zwecke des Vierjahresplans« sich erhöht und der Arbeitskräftemangel damit zugenommen habe. Insbesondere in der Elektroindustrie sei »eine Ausweitung der Produktionskapazitäten durch den Mangel an geeigneten Facharbeitern und Ingenieuren weiterhin begrenzt worden«.48 Im Oktober 1938 konnte man dann lesen, dass es wegen der Sudetenkrise zu weiteren Personalengpässen gekommen sei.49 Die Situation verschärfte sich 1939 nochmals, sodass die IHK Ende August 1939 meldete, dass »die Leistungsfähigkeit der Industrie des Kammerbezirks […] hauptsächlich durch den Mangel an Arbeitskräften begrenzt« worden sei.50 Bei Ausbruch des Krieges hatte der Arbeitskräftemangel fast alle Bereiche der Wirtschaft erfasst, obwohl die Zahl der Einwohner Berlins mit 4,5 Millionen auf einen neuen Höchststand gelangt war und seit Juni 1939 auch
erste »Fremdarbeiter« aus dem nach der Besetzung der sogenannten Protektorats Böhmen und Mähren in Berlin eingesetzt wurden.51 Der Arbeitskräftemangel führte – neben strategischen Überlegungen – noch vor Ausbruch des Krieges zu ersten Verlagerungen von Elektroindustriebetrieben nach Thüringen und Nordbayern.52

Infolge rigider Vorgaben stieg die Kaufkraft aber trotz steigender Beschäftigung und längerer Arbeitszeiten nur langsam und erreichte erst um 1938 annähernd wieder das Niveau von 1928. Damit verbunden war gleichwohl eine Belebung des Einzelhandels. Anders als in anderen Großstädten kam es in Berlin relativ häufig zu Lieferengpässen. Betroffen waren hiervon zunächst Butter, Fleisch und Eier, die bereits im Herbst 1935 zur Mangelware wurden.53 Schon vor Ausbruch des Krieges waren viele Nahrungsmittel über Kundenlisten faktisch kontingentiert und in den Markthallen frisches Obst sowie Gemüse häufig schon morgens ausverkauft.54 Obwohl das Messe- und Ausstellungswesen ausgebaut wurde und die seit 1926 veranstaltete Grüne Woche zu einem Publikumsmagneten avancierte,55 verödete der Großhandel. Hier traten Zuteilungssysteme an die Stelle des freien Handels. Der im Herbst 1933 gegründete Reichsnährstand hatte die Aufgabe, Produktion und Absatz von Grundnahrungsmitteln zu steuern. Hierzu wurde ein auf festgesetzten Preisen und Preisspannen beruhendes umfassendes Kontingentierungssystem entwickelt, das insbesondere bei Brotgetreide die Handlungsspielräume der Großhändler empfindlich einschränkte und sie quasi zu Instanzen einer regulierten Nahrungsmittelerfassung und -verwaltung machte. Auch in anderen Bereichen gab es Beschränkungen. So hatte der Import von Metallen und anderen rüstungswichtigen Rohstoffen zwar Priorität, doch nachdem die »Überwachungsstelle für unedle Metalle« 1934 die Steuerung des Handels übernommen hatte, kamen die Geschäfte an der Berliner Metallbörse zum Erliegen. Auch die Wertpapiergeschäfte büßten an Quantität und Qualität deutlich ein, während die Börse an der Burgstraße in den Dienst der geräuschlosen Finanzierung der Aufrüstung gestellt wurde.56

Durch die Devisenbewirtschaftung und protektionistische Tendenzen in den Absatzländern wurde auch der Export stark beeinträchtigt.57 So meldete das Wirtschaftsblatt der IHK Anfang 1934, dass die Ausfuhren der Elektroindustrie, bis dahin das Zugpferd des Exports, »auf ein noch nicht erlebtes Niveau herabgesunken« seien.58 Als es schließlich zu massiven Devisenengpässen kam, legte Reichsbankpräsident und Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht mit dem »Neuen Plan« ein Exportförderungsprogramm auf. Es handelte
sich dabei um ein sogenanntes Zusatzausfuhrverfahren, bei dem aus den Buchgewinnen, welche die Reichsbank beziehungsweise ihre Tochter, die Golddiskontbank, beim Aufkauf abgewerteter deutscher Anleihen im Ausland erzielte, Exportgeschäfte subventioniert wurden.59 Diese komplizierte Transaktion war nötig, weil der offizielle Kurs der Reichsmark künstlich hoch gehalten wurde und deutsche Waren sonst kaum Absatz gefunden hätten. Infolge der Subventionierung, die letztlich auf dem Rücken der ausländischen Gläubiger erfolgte und deshalb geheim war, setzte im Laufe des Jahres 1935 eine gewisse Erholung ein.60 Nicht zuletzt wegen des aggressiven Expansionskurses des nationalsozialistischen Regimes wurden die Ausfuhren allerdings von 1938 an deutlich erschwert.61 Im März 1939 – nach dem Einmarsch deutscher Truppen in Prag – meldete das Wirtschaftsblatt, dass der Export von »erhebliche[r] Zurückhaltung« geprägt sei.62

Zwar nahm die Zahl der Konkurse deutlich ab,63 doch die einseitige Forcierung der Rüstung in Großbetrieben wie auch die Bereinigung des Handelsregisters sowie die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit führten dennoch zu einer deutlichen Abnahme der registrierten Firmen.64 Ihre Zahl sank von 42 981 im Jahr 1932 auf 32 409 Anfang 1939 und auf 28 864 zu Beginn des Jahres 1941, also um rund ein Drittel.65 Dieser beispiellose Schrumpfungsprozess wurde von strukturellen Verschiebungen begleitet nach dem »Gesetz zur Umwandlung von Kapitalgesellschaften« vom 5. Juli 1934, mit dem ständeromantische Ideen umgesetzt werden sollten.66 Das Gesetz ermöglichte eine vereinfachte Umwandlung von Aktiengesellschaften und GmbHs durch eine direkte Übertragung des Vermögens auf eine Personengesellschaft, bei der mindestens ein Kaufmann voll und persönlich für die Verbindlichkeiten haftete. Gleichzeitig wurden die Mindestsätze der Körperschaftssteuer für GmbHs und AGs deutlich erhöht und festgelegt, dass das Mindestkapital von AGs künftig 500 000 RM betragen sollte. Da zudem nur eine Mindestbearbeitungsgebühr berechnet wurde, übertrugen tatsächlich viele Kapitalgesellschaften ihr Vermögen auf Personengesellschaften.67 Waren 1933 noch knapp 16 000 GmbHs im Berliner Handelsregister eingetragen, so waren es 1938 nur noch 6900, von 3140 Aktiengesellschaften waren 1938 nur noch 1840 gemeldet. 68




Die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit

Schon vor 1933 kam es zu Übergriffen auf Juden und deren Unternehmen sowie zu Konsumentenboykotten.69 Diese Entwicklung erreichte am 1. April 1933 einen neuen Tiefpunkt, als in der ganzen Stadt jüdische Unternehmen öffentlich und medienwirksam boykottiert wurden. Staatskommissar Julius Lippert suchte sich dabei besonders hervorzutun und belegte in Zusammenarbeit mit dem Oberbürgermeister, dem Polizeipräsidenten und den Bezirksämtern jüdische Gewerbebetriebe mit Handelsboykotten oder suchte sie durch Schikanen zur Aufgabe zu zwingen, lange bevor die Zentralinstanzen seit Ende 1937 offen die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit betrieben.70 Hinzu kamen Verfolgungen und Gewalt, die im Wesentlichen von der NSDAP ausgingen. Insbesondere als jüdisch geltende Großunternehmen, die im öffentlichen Auftrag arbeiteten oder – wie die Auer-Gesellschaft oder Orenstein & Koppel – in den Dienst der Aufrüstung gestellt werden sollten, wurden bis 1935/36 in den Besitz oder unter die Aufsicht von Nicht-Juden gebracht.71

Das Gros der kleineren und mittleren jüdischen Unternehmen in Berlin konnte dem Prozess der Vernichtung dagegen deutlich länger als die Großunternehmen und auch deutlich länger als die jüdischen Unternehmen in den anderen Städten Deutschlands widerstehen. Weil Berlin wirtschaftliche Entfaltungsmöglichkeiten versprach, war es schon lange vor 1933 Zufluchtsort für Juden geworden. Nach 1933 verstärkte sich dieser Trend, sodass im Berliner Handelsregister bis 1938 nachweislich mindestens 1000 jüdische Firmen neu eingetragen wurden. Bis zum Herbst 1938 ging die Zahl der jüdischen Betriebe in Berlin so »nur« um rund 29 Prozent zurück. Die bemerkenswerte Widerstandskraft ruhte auf zwei Säulen: In Berlin waren erstens schon in den 1920er Jahren originär jüdische Wirtschaftshilfseinrichtungen entwickelt worden. Neben diesen von Vereinen und Körperschaften organisierten, gleichsam kollektiven Anstrengungen konnten die jüdischen Gewerbetreibenden zweitens in der Weltstadt vielfältige individuelle Behauptungsstrategien entwickeln, die insbesondere in kleineren Gemeinden kaum denkbar gewesen wären. So kam es zu einer Vielzahl von Beschwerden oder Eingaben an Gerichte und Behörden. Weil in der Reichshauptstadt fast ein Viertel aller Juden nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besaß und die diplomatischen Vertretungen vor Ort waren, lag es für die Betroffenen nahe, sich um konsularische Unterstützung zu bemühen, wenn sie von Verfolgungsmaßnahmen bedroht oder betroffen waren. Darüber hinaus setzte ein Prozess der Struktur- und Profilanpassung ein. Zu beobachten sind
beispielsweise Firmen- und Rechtsformänderungen, die Betroffene vor antisemitischen Übergriffen und Boykotten schützen sollten. Eine weitere sehr häufige Form der Strukturanpassung war die Aufnahme von Nicht-Juden als Gesellschafter, teils auch im Hinblick auf eine Nachfolgeregelung. Die Anpassung des Profils erfolgte über die Änderung des Angebots. Wenn die meisten Unternehmen sich auch nicht völlig neu positionierten, so passten doch fast alle ihre Dienstleistungs- oder Produktpalette an die neuen Gegebenheiten an. Dabei bemühte ein Teil der Unternehmen sich verstärkt um Verbindungen ins Ausland, um durch Export Devisen zu erwirtschaften. Da Devisen knapp waren, waren diese Unternehmen damit bis Ende 1938 relativ gut geschützt. Trotz massiver Zerstörungen und Plünderungen während des November-Pogroms und trotz weitreichender Verbote hielten einige jüdische Großhändler und Produktionsfirmen ihren Geschäftsbetrieb in Berlin nachweislich bis zu ihrer Deportation aufrecht.72


Krieg

Wie bereits erwähnt, fertigten die in Berlin ansässigen Unternehmen zu Beginn des Krieges 40 Prozent der Rüstungsproduktion des Altreichs. In bestimmten Hightech-Bereichen war die Bedeutung der Stadt für die Rüstung sogar noch größer.73 Weil Zuteilungs- und Lenksysteme längst auch in der Wirtschaft etabliert worden waren, änderte sich mit Kriegsausbruch an der Struktur der Unternehmen zunächst wenig. Einschneidend wirkte sich allerdings die Einziehung von männlichen Beschäftigten zum Kriegsdienst aus. Im Einzelnen ist nicht bekannt, wie viele Berliner Arbeiter und Angestellte ersetzt werden mussten, es ist aber anzunehmen, dass aufgrund der Konzentration von Konzernzentralen und partei- beziehungsweise staatsnahen Betrieben in der Stadt und der bedeutenden Hightech-Produktion dort weniger Männer ausgehoben wurden als andernorts. Die Eingezogenen suchte man durch Frauen oder Pensionäre zu ersetzen, ferner wurden hier KZ-Insassen und Zwangsarbeiter ausgebeutet.74 Wie selbstverständlich hatten in Berlin auch all jene Unternehmen ihren Sitz, die – wie die »Rohstoffhandels-GmbH« (Roges), die »Haupttreuhandstelle« Ost oder die »Deutsche Umsiedlungs-Treuhand-GmbH« – die Ausbeutung der besetzten Gebiete beziehungsweise die wirtschaftliche Abwicklung der rassistischen Vertreibungs- und Mordpolitik betrieben.75 Im Windschatten dieser Expansion eröffneten sich auch für Privatunternehmen neue Geschäftschancen, die nicht
zuletzt deshalb äußerst rücksichtslos beim Schopf gepackt wurden, weil das Inlandsgeschäft wenig Perspektiven verhieß. Bei fast allen Berliner Großbanken wie großen Industrieunternehmen, die in den letzten Jahren in den Blick der Forschung gekommen sind, hat sich herausgestellt, dass sie in den von der Wehrmacht besetzten Ländern Unternehmen in ihren Besitz brachten oder Filialen eröffneten.76 Auch bei kleineren und mittleren Unternehmen gibt es deutliche Anhaltspunkte dafür. Eine ganze Reihe von ihnen ließ sich gezielt in Reichweite der Ghettos im Warthegau, im Generalgouvernement oder im Baltikum nieder, um die Arbeitskraft von Juden auszubeuten. Andere Unternehmen bezogen Vorprodukte aus den Ghettos.77 Ganz dicht am Zentrum des von Berlin aus organisierten Massenmords und der damit einhergehenden systematischen Tötung von KZ-Insassen im Prozess der »Vernichtung durch Arbeit« waren die bereits erwähnten SS-Betriebe, die 1942 im Berliner »SS-Wirtschafts- und Verwaltungshauptamt« zusammengefasst wurden, welches sich an der Straße Unter den Eichen im Ortsteil Lichterfelde befand.78

Nach der Eroberung der Benelux-Staaten und Frankreichs träumte man im Reichswirtschaftsministerium schon davon, dass Berlin die Rolle Londons und New Yorks als Welthandels- und Finanzplatz übernehmen könnte.79 Doch im weiteren Kriegsverlauf kam der Außenhandel dann faktisch zum Erliegen, 80 und das Bankgeschäft verödete. Die infolge der Rüstungsproduktion auflaufende Überliquidität sorgte allerdings für ein Aufblähen der Bilanzen. Die Sparkasse der Stadt Berlin verdreifachte ihre Bilanzsumme innerhalb der ersten vier Kriegsjahre von rund 825 Millionen RM (1939) auf 2,7 Milliarden RM (1943), auch Commerzbank, Dresdner Bank und Deutsche Bank legten beträchtlich zu, denn ihre Bilanzsummen verdreifachten sich zwischen 1939 und 1944 ebenfalls.81 Der Geldzustrom machte auch vor der »Bank der deutschen Arbeit« oder der aus dem Luftfahrtkontor hervorgegangenen »Luftfahrtsbank« nicht halt, die sich neben der staatlichen »Reichskreditgesellschaft« dem Geschäftsvolumen nach zu Großbanken entwickelten.82 Damit waren von den sechs Berliner Großbanken drei in staatlicher beziehungsweise parteinaher Hand!

Die Aufblähung der Bankbilanzen folgte unter anderem aus der strikten Kontingentierung des Konsums und der Verödung von Einzelhandel und Kulturbetrieb. 83 Selbst in Haupteinkaufsstraßen wie der Leipziger Straße oder dem Kurfürstendamm standen Geschäfte, Kaffeehäuser und Restaurants leer, soweit sie nicht schon durch Bombenangriffe zerstört waren.84 Der Handel fand zunehmend in der Illegalität auf dem Schwarzmarkt statt.85


Im April 1942 wurden die Lebensmittelrationen zum ersten Mal gekürzt, dennoch konnte die Versorgung – auf Kosten der besetzten Gebiete – bis Ende 1944 für die nichtjüdischen Berliner alles in allem auf einem relativ hohen Niveau gehalten werden.86 Bezeichnenderweise stieg aber der Bestand an viehhaltenden Haushaltungen von 76 200 im Jahr 1938 auf rund 147 600 im Jahr 1942. Im selben Zeitraum verdreifachte sich die Zahl der in der Stadt gehaltenen und zum Verzehr bestimmten Kaninchen.87 Für die Jahre danach sind keine Zahlen überliefert. Es liegt aber auf der Hand, dass die Möglichkeiten, sich auf der Fensterbank oder im Hinterhof einen Extrabraten heranzuziehen, infolge der Luftangriffe abnahmen.

Von 1942 an verlagerten zahlreiche Unternehmen ihren Betrieb in von Bombenangriffen weniger bedrohte Gebiete. Allein der Siemens-Konzern unterhielt zum Jahresende 1944 rund 140 »Kriegsverlagerungsstätten«, die über das gesamte Reich und die vom Reich (noch) besetzten Gebiete verstreut waren. 88 Die Wagen der Berliner S-Bahn wurden 1944 nicht mehr in Berlin produziert, sondern in Dessau.89 Die zunehmenden Bombardements waren auch ein Grund dafür, dass die Waffenproduktion in größeren Betrieben konzentriert wurde. Die kleineren Betriebe in den besonders gefährdeten innerstädtischen Gebieten wurden geschlossen und die Beschäftigten in Großbetriebe versetzt, wo ihre Leistung auch effizienter überwacht werden konnte.90 Die Stilllegungsaktion verlief allerdings alles andere als reibungslos, weil zahlreiche Unternehmen versuchten, die Anordnung der Selbstaufgabe zu unterlaufen.91 Seit Ende 1944 kam es zu einer Welle von Firmensitzverlegungen in die westlichen Teile Deutschlands. Zu dieser Zeit wurden auch die letzten jüdischen Firmen aus dem Handelsregister gelöscht.92 Im Oktober 1948 waren so nur noch rund 20 000 Firmen im Berliner Handelsregister eingetragen.93



Resümee

Die Weltwirtschaftskrise traf die Reichshauptstadt aufgrund struktureller Probleme und ihrer starken Abhängigkeit vom Export außergewöhnlich stark. Das drückte sich besonders deutlich im Anstieg der Arbeitslosigkeit aus. Trotz aller Propagandaversprechen änderte sich hieran 1933/34 wenig. Andererseits hinterließ die Uniformierung der Gesellschaft deutliche Spuren in der Wirtschaft der Stadt, die zum bevorzugten Standort parteieigener oder parteinaher Unternehmungen wurde. Von 1934/35 kam es im Zuge der Aufrüstung zu einer Aufblähung
von Bilanzen und Kapazitäten, die bis 1938 für Vollbeschäftigung sorgte. Die Hochkonjunktur in der Rüstungsindustrie führte jedoch nicht nur zu einer Überhitzung, sondern andererseits auch zu einer Abnahme von Expertise und Qualität. In dieselbe Richtung wies die Vernichtung der jüdischen Gewerbetätigkeit, die in Berlin – infolge effektiver Behauptungsstrategien der jüdischen Unternehmer – später als andernorts im Deutschen Reich, letztlich aber mit umso größerer Brutalität vonstattenging. Die schon vor Beginn des Krieges einsetzende Verlagerung von Industriekapazitäten, die von 1942 an immer größere Umfänge annahm, ging 1944 mit der Verlagerung auch von Firmensitzen aus Berlin einher. Dies bereitete gleichsam vor, was Demontagen, Blockade, Insellage nach dem Krieg und die Treuhandverwaltung nach der Wiedervereinigung vollendeten: eine weitgehende Deindustrialisierung der einstigen Industrie-metropole.

Die singuläre Bedeutung der Wirtschaft Berlins im Nationalsozialismus tritt im Vergleich mit den anderen Großstädten deutlich hervor. Während auch in München viele NSDAP-nahe Unternehmen ihren Sitz hatten, kam der bayrischen Landeshauptstadt keinesfalls die industrielle Bedeutung zu, die Berlin innehatte, zumal die Siemens AG erst nach dem Krieg ihren Sitz dorthin verlegte. Frankfurt am Main und Köln hingegen hatten bis 1936 kaum an der Aufrüstung Anteil, weil die Städte in der entmilitarisierten Zone lagen. Dementsprechend wurde Berlin in der zeitgenössischen Literatur regelmäßig nur mit dem Ruhrgebiet oder dem Land/Gau Sachsen verglichen, die als industrielle Ballungsgebiete über eine ähnlich hohe Produktion verfügten wie die Reichshauptstadt.
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TRANSPORT UND ÖFFENTLICHER VERKEHR




Nationalsozialistische Verkehrsbilder1

»Wir dürften nicht nach Amerika und anderen Ländern sehen. Das Wolkenkratzersystem von Amerika sei falsch gewesen, da das Zusammenballen riesiger Menschenmengen auf einem kleinen Raum Zustände hervorgerufen haben, die jeden [sic!] modernen Verkehr spotten.«2 Diese Beobachtung Adolf Hitlers, überliefert von einem der verantwortlichen Planer beim Bau des Flughafens Tempelhof, ist eine der vergleichsweise raren Anmerkungen der NS-Führung mit verkehrspolitischem Bezug. Weder bildeten Transport und Verkehr vor 1933 Schwerpunkte der nationalsozialistischen Programmatik und Agitation, noch existieren grundlegende Aussagen führender Nationalsozialisten zum Thema in Reden oder Aufsätzen. Von einem »Sozialismus der Tat im deutschen Verkehrswesen«, wie ihn Verkehrsstaatssekretär Gustav Koenigs beschwor, kann jedenfalls keine Rede sein,3 vielmehr war die Verkehrsplanung von einer Zersplitterung der Kompetenzen und Ad-hoc-Entscheidungen geprägt. 4 Am öffentlichen Nahverkehr in den urbanen Zentren besaß das Reich nur ein »vergleichsweise geringe[s] politische[s] Interesse«.5

Dies fällt besonders auf beim Blick auf die Metropole Berlin. Der Systemwechsel stellte für die kommunale Verkehrsverwaltung zunächst keinen Einschnitt dar. Zwar wurde die gesamte kommunale Verwaltung nach dem Einsetzen des Staatskommissars Julius Lippert einer eingehenden politischen und rassistischen Prüfung unterworfen,6 doch diese »Aufräumarbeiten« hatten keine Auswirkungen auf die Planungstätigkeit des Verkehrsdezernats.7 »Die großen […] Fragestellungen […] zur Bewältigung der Verkehrsprobleme, zu denen insbesondere die Neuordnung des Nah- und Fernverkehrs zählte, wurden zwar aufgegriffen, im sozialen Sinne jedoch nicht problematisiert.«8 Selbst die Berliner Gau-Zeitung Der Angriff brachte nur selten Beiträge mit Bezug zum Verkehrswesen. Die Berliner Hafen- und Lagerhaus Aktiengesellschaft (BEHALA) und die Berliner Verkehrs-AG (BVG), die als sozialdemokratische Projekte wahrgenommen wurden, standen als solche im Kreuzfeuer nationalsozialistischer
Kritik. Ob Postenschieberei bei der BEHALA9 oder die Vorstandsgehälter bei der BVG:10 Kritisiert wurde alles Mögliche, um verkehrspolitische Inhalte – sieht man vom BVG-Streik im November 1932 ab – ging es dagegen so gut wie nie.

Auf der medialen Ebene ignorierten die Nationalsozialisten Transport und Verkehr jedoch keineswegs. Sie nutzten als erste politische Bewegung die Attraktivität moderner Verkehrsmittel für ihre Selbstdarstellung. Die Flüge Adolf Hitlers quer durch Deutschland sollten ihm eine bis dato unbekannte Omnipräsenz sowie der NSDAP den Anstrich von Vitalität, Aufbruch und Jugendlichkeit vermitteln. In dieselbe Richtung zielte die Gründung der »Flieger-SA«, mit der die (männliche) Jugend angesprochen werden sollte. Die NS-Propaganda stilisierte Hitler als technik-affinen Autofahrer: »Wenn auch der Führer aus Gründen der Zeitersparnis hier und da einmal zu Nachtfahrten die Bahn benutzt, so gilt seine große Liebe doch dem Kraftwagen […]. Und ebenso liebt er seine Ju 52.«11 Dem Bau der Reichsautobahnen und Hitlers Besuchen auf der Berliner Automobilausstellung kam ebenfalls eine hohe propagandistische Bedeutung zu.12 Der Einfluss des Nationalsozialismus auf den städtischen Verkehr wurde von der Forschung bislang allerdings kaum beachtet.13 Hier soll untersucht werden, wie der Berliner Verkehr in der NS-Zeit organisiert war, wie er sich strukturell und in seinen Aufgaben veränderte und wo die Verantwortlichkeiten dafür lagen.



Verkehrsinfrastruktur vor 1933

Als die Nationalsozialisten 1933 an die Macht kamen, waren die meisten Verkehrsprobleme der »verspäteten Hauptstadt« bereits gelöst. Die Allgemeine Berliner Omnibus AG (ABOAG) sowie die städtischen Straßen- und Hochbahngesellschaften (Berliner Straßenbahn-Betriebs-GmbH, Gesellschaft für elektrische Hoch- und Untergrundbahnen in Berlin AG) waren Ende 1928 zur stadteigenen BVG – dem größten kommunalen Unternehmen der Welt14 – zusammengefasst worden. Vorsitzender des Aufsichtsrates, faktisch aber Chef des Unternehmens, wurde der SPD-Politiker Ernst Reuter, damals Verkehrsstadtrat und treibende Kraft hinter der BVG-Gründung.15 Das wichtigste Verkehrsmittel in der Stadt war damals die Straßenbahn: 1929 zählte man 929,1 Millionen beförderte Personen, die S-Bahn (die nicht zur BVG, sondern zur Reichsbahn gehörte) kam mit 445 Millionen Fahrgästen auf Platz zwei.16


In der BEHALA, an der die Stadt zu 25 Prozent beteiligt war,17 waren seit 1. März 1923 Verwaltung und Betrieb der öffentlichen Berliner Häfen und Ladestraßen konzentriert. Auch hinter der Gründung der BEHALA hatte als treibende Kraft ein SPD-Mann gestanden: Wilhelm Schüning, besoldeter Stadtrat, hatte bereits 1922 für den privatwirtschaftlichen Betrieb der defizitären Häfen plädiert.18

Die Stadt-, Ring- und Vorortbahnen – am 1. Dezember 1930 unter dem Namen S-Bahn zusammengefasst – waren seit 1924 von Dampf- auf Strombetrieb umgestellt worden; die weitgehend abgeschlossene Elektrifizierung musste im Dezember 1930 aufgrund der Weltwirtschaftskrise unterbrochen werden.

Neben Duisburg-Ruhrort war Berlin 1933 der größte Binnenhafen des Reiches und der zweitgrößte Europas. Von den 75 Häfen, Ladestraßen und Liegestellen hatten neun größere Bedeutung: Westhafen (Tiergarten), Osthafen (Friedrichshain), Südhafen (Spandau), Neuköllner Hafen, Urbanhafen (Kreuzberg), wo am 21. Juni 1936 das erste innerstädtische Motorbootrennen stattfand, Tegeler Hafen (Reinickendorf ), Nordhafen (Spandau), Humboldthafen (Mitte/ Tiergarten) und Schöneberger Hafen.19 Der nach umgeschlagenen Gütern wichtigste war (und ist es noch) der 1927 fertiggestellte Westhafen, der 1929 einen Gütereingang von fast einer Million Tonnen verzeichnete.

Von den Häfen gelangten die Güter zumeist über die seit 1877 bestehende Ringbahn in die Stadt. Sie diente mit zahlreichen Güterbahnhöfen dem schnellen Warenfluss in die Hauptstadt und stellte im Personenverkehr die Verbindung zu den Kopfbahnhöfen des Fernverkehrs dar. Die Stadtbahn, die seit 1882 Charlottenburg mit dem Schlesischen Bahnhof (heute Ostbahnhof ) verband, war im Wesentlichen dem Personenverkehr vorbehalten. Nur die Zentralmarkthalle am Alexanderplatz war über ein gesondertes Gleis direkt an die Stadtbahn angebunden.20 Als dieser Anschluss nicht mehr ausreichte, um die überlastete Halle adäquat zu versorgen, fasste die Wirtschaftsdeputation der Stadt im September 1933 den Entschluss, an der Beusselstraße eine neue Großmarkthalle zu bauen, deren verkehrstechnische Vorzüge ein Bericht im Berliner Börsen-Courier hervorhob:21 200 000 Quadratmeter sei sie groß, »hat Wasser- und Bahnanschluß. Am Entladekai […] können gleichzeitig bis zu rd. 200 Kähne liegen. Der Bahnanschluß gewährt die Möglichkeit zur gleichzeitigen Aufstellung von über 300 Waggons, und es ist […] Raum für das Parken von mehreren Hundert Marktwagen geschaffen.«

Auf dem Tempelhofer Feld ging am 8. Oktober 1923 der Zentralflughafen Berlin in Betrieb. Betreiber war zunächst die Stadt, vom 19. Mai 1924 an dann
die Berliner Flughafen-Gesellschaft mbH (BFG), deren Mehrheitsgesellschafterin ebenfalls die Stadt war; daneben hielten der Preußische Staat und das Deutsche Reich Anteile.22 Derweil verloren die Flugplätze Johannisthal (1909 eröffnet, somit der älteste Motorflugplatz Deutschlands und seit 1919 Ausgangspunkt der zivilen Luftfahrt) und Staaken (seit 1919 Landeplatz für den Luftschiff-Linienverkehr) stark an Bedeutung.23 Tempelhof entwickelte sich daneben zu einer touristischen Attraktion: 1927 verzeichnete man 650 000 Eintritt zahlende Besucher – bei 40 000 Fluggästen!24

Die einzige größere Einmischung der NSDAP in die Verkehrsbelange der Stadt erfolgte beim schon erwähnten Verkehrsarbeiterstreik bei der BVG im November 1932. Gauleiter Joseph Goebbels glaubte, Arbeiter für den Nationalsozialismus gewinnen zu können, indem er sich – beflügelt durch den Aktionismus der NSBO-Vertreter in der BVG – den Forderungen der KPD-Gewerkschafter nach einer Rücknahme der Lohnkürzungen anschloss und sich an der politischen Kraftprobe beteiligte. Zu einer wirklichen Zusammenarbeit zwischen »Nazis und Kozis«, wie sie im Jargon der mehrheitlich SPD-nahen Arbeiterschaft hießen, kam es jedoch nicht. Bereits nach vier Tagen, am 7. November 1932, brach der Streik zusammen.25 Besonders NSDAP-affin waren die Berliner Verkehrsarbeiter allerdings nicht: Bei den Betriebswahlen 1930 konnten die Nationalsozialisten in der BVG nur sechs Prozent der Belegschaft gewinnen, während es im Scherl-Verlag 60 Prozent waren.



Machtdurchsetzung und »Verkehrsflickerei«

Kaum waren sie 1933 an der Macht, machten die Nationalsozialisten bei den Verkehrsgesellschaften rücksichtslos Gebrauch von ihren Einflussmöglichkeiten. Mit Johannes Engel, dem im April eingesetzten »Verkehrskommissar« für die Stadt Berlin, übernahm ein glühender Nationalsozialist das Ruder. Engel bestimmte die kommunale Verkehrspolitik bis zum Kriegsende. Er wurde Aufsichtsratsvorsitzender der BVG,26 womit die direkte Kontrolle über den Betrieb gesichert war. Die Führungskräfte wurden ausgetauscht, viele Arbeiter und Angestellte aus dem Betrieb gedrängt. Auf der anderen Seite setzte die neue BVG-Leitung die Rehabilitierung der nach dem Streik entlassenen NS-Aktivisten durch und füllte die Reihen der nun »Gefolgschaft« genannten Betriebsgemeinschaft mit »alten Kämpfern« auf. Die Belegschaft war Ende 1933 mit rund 22 700 Mitarbeitern wieder so groß wie vor dem Streik.27 Dass aber »bedeutende«
soziale Errungenschaften für die BVGer durchgesetzt worden seien, war vor allem Propaganda.28

»Aufgeräumt« wurde auch bei der BEHALA: Die Verquickung amtlicher und privatwirtschaftlicher Interessen war seit Gründung der Hafengesellschaft kritisiert worden. Dass der maßgeblich an ihrem Entstehen beteiligte Stadtrat Schüning 1926 zum Generaldirektor des Unternehmens avancierte29 und drei Jahre später in den Sklarek-Skandal verstrickt war – eine Korruptionsaffäre, in der sich viele einflussreiche Persönlichkeiten kompromittierten30 –, befeuerte die nationalsozialistische Agitation gegen die »Novemberwirtschaft« zusätzlich. 31 Ein Dorn im Auge war den neuen Herren auch der BEHALA-Aufsichtsratsvorsitzende Marcell Moritz Holzer, der im Stürmer als »Schenkerjude« angegriffen wurde. Holzer war Geschäftsführer der Schenker & Co. AG sowie Inhaber von deren Berliner Zentralleitung Schenker & Co. Dem als »jüdisches Unternehmen« diffamierten Schenker-Konzern gehörte die BEHALA zur Hälfte. Holzer wurde am 10. April 1933 verhaftet.32 Gleichfalls verhaftet wurden Hermann Korff, Geschäftsführer der BEHALA, und Karl Schüning, Syndikus des Unternehmens und Sohn des verstorbenen Wilhelm Schüning. Die Vorwürfe reichten von Bestechung bis zu Veruntreuung. Obwohl keinem der drei diesbezüglich etwas nachgewiesen werden konnte, wurden sie als Repräsentanten des Unternehmens, das »die Berliner Häfen […] verschachert hat«,33 bestraft: Holzer verbrachte die nächsten sechs Monate zunächst im Gefängnis, dann im KZ. Ende Oktober 1933 wurde er aufgrund des Berufsbeamtengesetzes von Schenker entlassen.34

Von grundlegender Bedeutung war 1936 die Einstufung der BVG als »kriegswichtiger Betrieb«, wodurch das Verkehrsunternehmen Bestandteil der Rüstungsindustrie und damit der »Heimatfront« wurde. Der Zugriff der Stadtverwaltung auf die BVG wurde schließlich gesichert durch die Umwandlung der stadteigenen Aktiengesellschaft in einen städtischen Eigenbetrieb am 1. Januar 1938.35

Die administrativen Eingriffe offenbaren, dass das Handeln der Stadtverwaltung und des Verkehrskommissars Engel von ideologischen Grundsätzen geleitet war. Doch sowohl in Bezug auf die Verkehrsstruktur Berlins als auch auf die Verkehrsbetriebe fehlte jedes Konzept. Zwar wurden einige Vorhaben in Berlin realisiert, doch deren infrastrukturelle Vorgaben und Pläne stammten allesamt noch aus der Weimarer Zeit. Das galt für die Elektrifizierung der letzten S-Bahn-Strecken, die am 15. Mai 1933 abgeschlossen wurde, genauso wie für die Inbetriebnahme der ersten Oberleitungsbusse, die vom 24. Dezember an
zum Hauptbahnhof Spandau (heute S-Bahnhof Stresow) fuhren. 1935 begann der Bau der lange geplanten Nord-Süd-Verbindung der S-Bahn. Dass die Arbeiten unter erheblichem Zeitdruck durchgeführt werden mussten – die Olympischen Spiele standen bevor –, war wohl Ursache für das bis heute folgenschwerste Unglück beim S-Bahn-Bau: Am 20. August 1935 brachen nahe dem Brandenburger Tor die Aussteifungen für den Bau des S-Bahn-Tunnels auf über 50 Metern Länge zusammen, was 19 Arbeiter das Leben kostete.36 Die Linie wurde erst am 8. Oktober 1939 auf voller Länge eröffnet. Dass entlang der Strecke Luftschutzräume entstanden (unter anderem an den Bahnhöfen Humboldthain, Oranienburger Straße, Potsdamer Platz und Anhalter Bahnhof37), nährt bis heute den Mythos, sie sei im Zuge der Kriegsvorbereitungen als Bunkeranlage geplant oder gar ausgeführt worden. Tatsächlich zeigt jedoch gerade die Einrichtung von Luftschutzräumen entlang der Strecke, dass der 5,5 Kilometer lange Tunnel selbst keinerlei Bunkerfunktion hatte. Die SS sprengte die unterirdische S-Bahnstrecke vermutlich am Tag der Kapitulation Berlins.38

Andere NS-Verkehrsprojekte entstanden vor allem auf Druck der Verhältnisse. So musste anlässlich der Olympischen Spiele ein Weg gefunden werden, den anfallenden Besucherverkehr zu bewältigen. Ein »Arbeitsausschuß der Berliner Verkehrsträger für den Olympiaverkehr« unter Vorsitz der BVG übernahm die Koordination,39 zusätzliche Straßenbahn- und Buslinien verbanden das Olympiastadion, die Regattastrecke in Grünau und das Olympische Dorf mit der Innenstadt, der Nachtverkehr wurde ausgeweitet.40 Alle diese strukturell relativ bedeutungslosen Linien wurden nach dem Ende der Spiele im August 1936 wieder eingestellt. Als äußerst langlebig erwiesen sich dagegen die S-Bahn-Züge, die zwischen 1933 und 1944 entwickelt und gebaut wurden. Sie prägten das Stadtbild noch jahrzehntelang. Die zwischen 1934 und 1938 gebauten »Bankierszüge« sowie die 1938 bis 1944 gebauten »Peenemünder-Züge« waren nach diversen Umbauten bis 2003 im Einsatz, die 1935/36 gebauten Züge der »Olympia«-Bauart wurden erst im Jahr 2000 ausgemustert.

Mit dem Anstieg des Individualverkehrs waren immer mehr Tote im Straßenverkehr zu beklagen. Vor allem traf es Radfahrer, weshalb Reichsverkehrsminister Paul von Eltz-Rübenach am 25. Februar 1936 den Ausbau von Radfahrwegen verordnete.41 Die Zahl der Unfälle war im Jahrzehnt zwischen 1925 und 1935 um mehr als das Zweieinhalbfache gestiegen,42 und in knapp einem Sechstel der Fälle waren Radfahrer in die Unfälle verwickelt.43 Das Radwegenetz wuchs bis März 1938 auf 390,4 Kilometer Länge,44 wovon 60 Prozent auf Bezirke an der Peripherie (Köpenick, Spandau, Zehlendorf, Reinickendorf,
Pankow) entfielen, während die Innenstadtbezirke Mitte, Tiergarten, Schöneberg und Kreuzberg ohne Radwege blieben, sodass die Auswirkungen auf die Verkehrstotenstatistik gering waren. Trotz der Unfälle bereitete der motorisierte Individualverkehr damals keine gravierenden Sorgen. Zwar hatte sich die Zahl der Pkw auf Berlins Straßen zwischen 1933 und 1938 mehr als verdoppelt, aber rund 113 000 Autos, 61 000 Motorräder, 36 000 Lkw, 3004 Taxis, 946 Busse und die letzten 40 Pferdedroschken konnten die Stadt schwerlich an ihre Belastungsgrenze bringen.45 Der US-amerikanische Journalist und Schriftsteller Heinrich Hauser berichtete 1939, in Berlin gebe es »keine Parkplatzprobleme«: »Selbst in den Geschäftszentren kann man sein Auto überall parken […]. In Berlin sind die Straßen breiter als in New York, London oder Paris, und der Verkehr fließt.«46

Während es in all diesen Verkehrsbereichen an Konzepten mangelte, wurde der prestigeträchtige Flughafen Tempelhof von 1933 an systematisch zum »Luftkreuz Europas«47 ausgebaut. Fast der gesamte zivile Personen- und Fracht-Luftverkehr Berlins wurde hier abgewickelt. Die Passagierzahlen stiegen von rund 34 000 (1932) auf über 200 000 (1938), das Gewicht von Fracht und Gepäck erhöhte sich von 870 Tonnen (1932) auf knapp 3400 Tonnen (1938). Dieses Umschlagsvolumen machte Berlin zum größten Flughafen Europas. 48 Während der Bau des Flughafens vom Reichsluftfahrtministerium, das Wert auf einen Ausbau »nach militärischen Gesichtspunkten« legte, aus Rüstungsmitteln finanziert wurde,49 blieb die Verwaltung Sache der BFG und damit mehrheitlich in kommunaler Hand.50

Fertiggestellt wurden die neuen Flughafengebäude in der Ära des »Dritten Reiches« jedoch nicht. Der kriegsbedingte Baustopp 1941 ließ vieles im Rohbau zurück. Die militärische beziehungsweise rüstungswirtschaftliche Nutzung der fertiggestellten Teile führte dazu, dass für den gesamten Flugverkehr bis 1945 die alten Gebäude genutzt werden mussten.51 Die Stadt hatte 1929 auch die Flughäfen Johannisthal und Staaken gekauft und ließ diese von 1931 an ebenfalls durch die BFG verwalten. Johannisthal wurde 1937 faktisch in Staatshand übernommen, während Staaken, um militärische Anlagen ergänzt, als Regierungsflughafen diente.52 Die Einrichtung des Flugplatzes Gatow 1935 erfolgte aus rein militärischen Gründen.53




Planungen und »Sachzwänge«

»Die bisherige Verkehrsflickerei kann als Städteumbau im nationalsozialistischen Sinne nicht gewertet werden.«54 Diese kritische Stimme vom Beginn des Jahres 1937 verweist deutlich auf das Auseinanderklaffen von Anspruch und Realität der NS-Verkehrspolitik. Es musste etwas geschehen. Das sah auch Hitler so. Noch im selben Jahr ernannte er seinen Architekten Albert Speer zum »Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt« (GBI). Damit änderten sich die Zuständigkeiten in der Verkehrsplanung, denn der GBI war die übergeordnete und weisungsbefugte Instanz im Rahmen der Neugestaltungspläne. Speer formulierte den – nie umgesetzten – Anspruch, von nun an »eine großzügige Verkehrsplanung« zu realisieren, um »dem Ersticken der Städte durch Verkehrsnot entgegen[zu]treten«.55

Dabei kam es in den folgenden Jahren mehrfach zu Kompetenzkonflikten zwischen Stadt und BVG auf der einen und der Reichsbahn auf der anderen Seite. Zwar einigte man sich, »in enger Zusammenarbeit zwischen den städtischen Stellen und der Reichsbahnbaudirektion […] einen gemeinsamen Linienplan zu entwerfen und zu vereinbaren«. Bürgermeister Ludwig Steeg vertrat in Verhandlungen allerdings entschieden die Ansicht, »dass der Verkehr in Berlin Sache der Stadt und nicht der Reichsbahn sei.«56 Und dabei blieb es. Bei der »Neugestaltung der Reichshauptstadt« kam man über intensive Planungen nicht hinaus, deren Umsetzung schließlich auf die Zeit nach dem erhofften Sieg verschoben wurde. So sah das Bauprogramm unter anderem »ein endgültiges U-Bahnnetz von 345 km Streckenlänge vor«. Es sollten also »284 km U-Bahn neu gebaut werden«.57 Doch von den vielen projektierten U-Bahn-Linien verwirklichten Stadtverwaltung und BVG keinen Meter, ebenso wenig kam es zu bedeutsamen Veränderungen im Straßenbahnnetz oder dem Ausbau geplanter Schnellstraßenbahnlinien. Ähnliches ist für die Häfen und Wasserstraßen zu konstatieren: Abgesehen vom schon lange geplanten Ausbau der Mühlendamm-Schleuse erfolgten keine wesentlichen Aus- oder Umbauten. Die einzige Änderung blieb administrativer Natur: Der an der BEHALA zur Hälfte beteiligte Schenker-Konzern wurde 1931 mehrheitlich von der Reichsbahn erworben (was man allerdings geheim hielt58), die somit das größte deutsche Speditionsunternehmen und die Berliner Häfen kontrollierte. Nachdem die Reichsbahn 1937 vollends verstaatlicht und dem Reichsverkehrsministerium unterstellt worden war, kaufte Berlin die gesamten BEHALA-Aktien, löste die AG auf und führte das Unternehmen vom 1. Januar 1937 an als städtischen Eigenbetrieb.59




Die Deportation der Juden als kommunale Verkehrsaufgabe

Eines der wenigen genuinen NS-Verkehrsprojekte stellt die Herrichtung von Deportationsbahnhöfen dar. Am Bahnhof Grunewald wurden bestehende Anlagen des Güterbahnhofs (Gleis 17) vom 18. Oktober 1941 an zur Deportation der Juden genutzt. Am Bahnhof Putlitzstraße (heute S-Bahnhof Westhafen) geschah von Frühjahr 1942 an von Gleis 69 des Güterbahnhofs Moabit das Gleiche. Den Bahnhof erreichte man nur über eine schmale Stichstraße, die von der Quitzowstraße abgeht. Sie ist eine der wenigen Spuren, die noch heute von den knapp 30 000 Menschen zeugen, die von hier aus deportiert wurden.

Der Güterbahnhof Moabit war etwa zwei Kilometer von der Synagoge in der Levetzowstraße 7–8 entfernt, die als eines der Sammellager diente. Von hier aus traten die Menschen in Zügen von 1000 bis 1500 Personen zu Fuß den Weg zum Gleis 69 an. Von der Synagoge führte der Weg vorbei am benachbarten Postamt, wo ständig Menschen ein und aus gingen, quer durch Moabit in die direkte Nähe des Westhafens, wo mehrere Zehntausend Menschen täglich ihrer Arbeit nachgingen oder auf die S-Bahn warteten. Dennoch ist nach derzeitigem Erkenntnisstand kein einziges Foto überliefert, das einen solchen Deportationsmarsch oder die Situation am Bahnhof zeigt. Das Wegschauen der Mitbürger könnte nicht deutlicher dokumentiert werden. Der innerstädtische Transport von Juden zu den Deportationsbahnhöfen fand zum Teil auch mit der Straßenbahn statt. Philipp Kozower, als jüdischer Verbandsfunktionär sowohl im Vorstand der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland als auch im Vorstand der Jüdischen Gemeinde zu Berlin, berichtete:


»Am Dienstag, dem 2. Juni 1942, müssen die Transportteilnehmer von den Helfern der JKV Ber [Jüdische Kultusvereinigung Berlin] zur Haltestelle Monbijouplatz gebracht werden, und zwar so, dass sie pünktlich um 5 Uhr dort sind. Um diese Zeit kommt der Straßenbahnwagen an; er soll möglichst schnell weiterfahren, damit er gegen 5.15 Uhr in der Schöneberger Straße beim Anhalter Bahnhof eintrifft. […] Von der Schöneberger Straße werden die Transportteilnehmer durch den Seitengang auf den Anhalter Bahnhof geführt.«60


Die Deportationszüge wurden von der Deutschen Reichsbahn gestellt, deren seit 1926 amtierender Generaldirektor Julius Dorpmüller gleichzeitig Reichsverkehrsminister (1937–1945) war.61 Das Unternehmen entwickelte – nicht
zuletzt auf Drängen von Goebbels, der eine schnelle Deportation der Berliner Juden verlangte – ein Transportsystem zur Deportation von Juden in die Konzentrations- und Vernichtungslager, zum Gefangenentransport und zur logistischen Unterstützung des Krieges, in dem Berlin als bedeutender Verkehrsknotenpunkt ohnehin eine Sonderrolle spielte.62


Im Krieg

Mit Kriegsbeginn traten erhebliche Schwierigkeiten im Berliner Nahverkehr auf. Bereits seit Mitte der 1930er Jahre bei der BVG vorbereitete Materialeinsparungen und Umstellungen auf einheimische Treibstoffe (Holzkohlevergaser, Flüssiggas- und schließlich Stadtgasantrieb63) wurden nun forciert. Reifen- und Treibstoffmangel zwangen bald zur Einstellung etlicher Buslinien; die Nachtlinien waren infolge der Verdunkelungspflicht ohnehin weitgehend eingestellt. Zudem musste die BVG mehrere Hundert Busse, zum Teil samt Fahrern, abgeben; bis November 1943 kaufte die Wehrmacht 189 Fahrzeuge64 und requirierte alle betriebsbereiten Reise- und Ausflugsbusse. Die Einschränkungen im Busverkehr führten zur Einrichtung der ersten BVG-Fähre: Vom 26. Juni 1944 an fuhren angemietete Dampfer von Pichelsdorf auf der Havel nach Kladow und Wannsee.65 Die Verbindung Kladow – Wannsee gibt es noch heute. Auch Pferde sollten den Treibstoffmangel kompensieren, allerdings waren die letzten Pferdestraßenbahnen und -busse bereits 1902 beziehungsweise 1923 aus dem Verkehr gezogen worden, während die Stallungen für die Tiere als Omnibus- oder Straßenbahndepots oder auf völlig andere Art genutzt wurden, sodass diese Pläne scheitern mussten.

Personalengpässe entstanden durch den Einsatz von BVGern bei Wehrmacht, Waffen-SS und Polizei.66 Arbeitsamt, Stadt und BVG bemühten sich daher um Ersatz:67 Neben Hunderten kriegsdienstverpflichteter »Arbeitsmaiden« des RAD, neben Studentinnen und Studenten sowie notdienstverpflichteten anderen städtischen Mitarbeitern wurden Frauen als Schaffnerinnen dienstverpflichtet. Ende 1940 belief sich deren Zahl bereits auf 1300. Die Beschäftigung von Frauen als Fahrerinnen – im Schienenverkehr verboten – wurde abgelehnt: »Es würde dann auch bei jedem Zug ein Mann verbleiben, der die Funktionen des Zugführers ausübt und besonders bei schweren Verkehrsunfällen die bekannte Schockwirkung bei den Frauen durch sein tatkräftiges Eingreifen ausgleicht und gleichzeitig mit die Gewähr übernimmt, dass nach
Fliegerangriffen der Betrieb schnellstens wieder aufgenommen wird. Da die Frau, besonders die verheiratete mit Kindern […] mehr um ihre Familie als um die sofortige Betriebsaufnahme besorgt ist, sprechen auch diese Gründe noch mit dafür, solange wie möglich männliche Fahrer zu beschäftigen.«68

Immer wichtiger wurden ausländische Zwangsarbeiter, auch wenn sich die BVG ihrem Einsatz – aus Angst vor Sabotageakten – zu widersetzen suchte.69 »Unter dem Zwang der Verhältnisse«70 beschäftigte sie Anfang 1940 aber doch erstmals knapp 200 polnische Zwangsarbeiter in der Straßenbahnhauptwerkstatt. Die BVG war für die Unterbringung und Versorgung zuständig, die Bewachung übernahm die Polizei. Im Januar 1941 wurden der BVG bis zu 500 niederländische Zwangsarbeiter für Bau, Werkstätten und Wagenreinigung zugeteilt,71 und spätestens von Sommer 1941 an beschäftigte sie mehrere Hundert Dänen, davon einige als Schaffner, sowie etliche italienische Arbeiter und Kriegsgefangene.72 Für ihre Zwangsarbeiter, denen die BVG Anfang 1942 »eine erhebliche Rolle« zumaß,73 wurde ein Barackenlager errichtet, in welchem 500 Personen Platz fanden.74

Wie erwähnt, ging die BVG gegen jüdische Mitarbeiter bereits im Frühjahr 1933 vor. 1936 bekräftigten das Unternehmen und die Stadt Berlin über die geltende NS-Rechtslage hinausgehend ihr Verbot von Geschäftsbeziehungen mit Juden. Bis 1936 trennte sich die Betriebskrankenkasse von allen als Juden geltenden Ärzten, und die BVG-Heimstättenbaugesellschaft kündigte ihren jüdischen Mietern.75 Juden durften von Mitte September 1941 an nur noch mit polizeilicher Erlaubnis und außerhalb der Hauptverkehrszeiten in den Zügen und Bussen Platz nehmen, sofern dadurch keine anderen Fahrgäste stehen mussten. Zu den Hauptstoßzeiten war ihnen das Zusteigen untersagt.76 Von Mai 1942 an wurden Juden bis auf wenige Ausnahmen (etwa Zwangsarbeiter in kriegswichtigen Betrieben, deren Weg zur Arbeitsstätte mehr als sieben Kilometer lang war) gänzlich vom öffentlichen Nahverkehr ausgeschlossen.77

Im Krieg verschärfte sich die Belastung der Belegschaft durch die permanenten Verlängerungen der Arbeitszeiten erheblich. Trotz der Bombardements konnte der U-Bahn-Verkehr lange aufrechterhalten werden, dagegen traf es die Reichsbahnstrecken schwer. Die Gleisanschlüsse der Häfen wurden daher an das Berliner Straßenbahnnetz gekoppelt, da Schäden nach Luftangriffen hier relativ schnell behoben werden konnten. Zahlreiche Verkehrseinrichtungen sanken in Trümmer, so auch 1944 der »Leichenbahnhof«, ein separates Ladegleis mit Sargdepot am Güterbahnhof Halensee, das am 2. Juni 1913 eröffnet worden war.78 Von dort aus wurden die Berliner Toten über die
»Friedhofsbahn« zu ihrer letzten Ruhestätte auf dem Zentralfriedhof in Stahnsdorf gebracht.79

Bei der innerstädtischen Güterversorgung (nun Stadt-Güterverkehr genannt) übernahm erstmals im November 1943 die Straßenbahn in größerem Umfang den Transport von Grundnahrungsmitteln von den Bahnhöfen und Hafenanlagen zu den städtischen Verteilerstellen und Markthallen.80 1944 kam die Auslieferung von Zeitungen hinzu – und die Beseitigung von Trümmerschutt. Da im Krieg 95 Prozent der Oberleitungen zerstört wurden,81 mussten allerdings immer häufiger Loren geschoben und Waren per Handkarren zu den Händlern gebracht werden. Hieran änderte auch der kurzfristige Einsatz der U-Bahn im Stadt-Güterverkehr ab Dezember 1944 nichts. Immerhin überstanden 55 Prozent der U-Bahn-Wagen den Zweiten Weltkrieg halbwegs intakt, jedoch nur zwei Prozent der Busse – das entsprach 18 Fahrzeugen – und rund 23,5 Prozent der Straßenbahnwagen.82 Der öffentliche Verkehr kam am 23. April 1945 praktisch zum Erliegen, wenn auch auf einzelnen Linien der Betrieb in unregelmäßigen Abständen und meist nur auf kurzen Teilstücken noch bis zur Kapitulation der deutschen Truppen am 2. Mai aufrechterhalten wurde.83

Kaum bekannt ist eine Serie von Sprengstoffanschlägen, die polnische Widerstandskämpfer gegen Berliner Verkehrseinrichtungen verübten. So explodierte am 13. Februar 1943 eine Bombe im unterirdischen S-Bahnhof Friedrichstraße, als dort gerade zwei Züge hielten: 60 Personen wurden verletzt, ob es auch Tote gab, ist nicht bekannt. Die Bombe – ein Gestapo-Bericht nannte sie »Höllenmaschine« – war unter einer Sitzbank auf dem Bahnsteig deponiert.84 Am 10. Mai 1943 kostete ein Anschlag auf dem Schlesischen Bahnhof 14 Menschen das Leben, 27 wurden verletzt.85 Andere Anschläge trafen 1942 und in den darauffolgenden Kriegsjahren unter anderem den Stettiner Bahnhof (Nordbahnhof ), den Alexanderplatz und den U-Bahnhof Zoologischer Garten. 86 Bereits am 28. Januar 1941 hatte eine am Umbau des Bahnhofs Friedrichstraße beteiligte Firma dem Bahnhofsvorsteher erklärt, »dass polnische Arbeiter ein Attentat […] vorhaben«. Die Polizei veranlasste daraufhin den sofortigen Abzug aller polnischen Arbeiter am Bahnhof.87 Daneben sind in spärlichen Aktenstücken auch Anschläge mit Schusswaffen auf S- und U-Bahn-Züge überliefert, deren Urheberschaft allerdings ungeklärt blieb. 88






Resümee und Ausblick

Der Nationalsozialismus stellte für das Berliner Verkehrswesen keine Zäsur dar. Infrastrukturelle Maßnahmen waren in erster Linie arbeitsmarktpolitisch motiviert oder standen in unmittelbarem Zusammenhang mit den Olympischen Spielen. Gleichwohl waren die wirtschaftlichen Impulse der NS-Verkehrspolitik wesentlich schwächer, als es die Propaganda suggerierte – sie ist daher nach Kopper als scheinmodern zu charakterisieren.89

Wesentliche Veränderungen im Transport- und Verkehrswesen waren administrativer Natur: Die rassistische und antisemitische Politik führte zu personellen Veränderungen, große Verkehrsunternehmen wurden in städtische Eigenbetriebe umgewandelt. Infrastrukturell bedeutsame Maßnahmen, die nicht aus der Weimarer Republik stammten, gab es lediglich auf dem Papier.

Zahlreiche Verkehrseinrichtungen wurden im Zweiten Weltkrieg zerstört, doch eine infrastrukturelle Umgestaltung der Stadt erfolgte erst im Zuge ihrer Teilung. Der Mauerbau 1961 bereitete dem jahrzehntelang gewachsenen Verkehrssystem ein Ende. Obwohl die Stadt seit der Wiedervereinigung von 1990 wieder ein einheitliches Verkehrssystem hat, sind die Folgen ihrer Zweiteilung noch heute sichtbar; unter anderem lassen sich Ost- und West-Berlin noch immer sehr gut anhand des U-Bahn- beziehungsweise Straßenbahnnetzes abgrenzen.

An viele ehemals bedeutsame Berliner Verkehrseinrichtungen erinnert heute nur noch der Name: Vom Anhalter Bahnhof sind ein Stück der Portalruine und der Name einer S-Bahn-Station erhalten, der Nordhafen ist ein mit Wohnhäusern umbautes Wasserbassin, der Lehrter Bahnhof lediglich ein kursiv gedruckter Zusatz auf den Schildern der S-Bahn-Station im Hauptbahnhof, und das Flugfeld in Tempelhof hat sich zu einem öffentlichen Park mit Veranstaltungsbetrieb gewandelt. Die meisten Güterbahnhöfe sind zu öden Brachflächen im Stadtbild verkommen.
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ARBEITER UND ARBEITERORGANISATIONEN IN BERLIN (1930–1945)

Berlin war bis weit in den Zweiten Weltkrieg hinein neben dem Ruhrgebiet das bedeutendste Industriezentrum des Deutschen Reiches und bis 1933 mit seinen zahlreichen Arbeitervierteln eine »rote Hochburg«, die uneinnehmbar schien. Noch bei den Reichstagswahlen vom 5. März 1933 – also bereits nach dem Reichstagsbrand – brachten es die KPD mit 30,1 Prozent und die SPD mit 22,5 Prozent der Stimmen gemeinsam auf eine absolute Mehrheit. Die NSDAP dagegen blieb in der Reichshauptstadt bei diesen Wahlen mit 31,3 Prozent fast 13 Prozent unter ihrem reichsweiten Ergebnis.

Die »absolute Mehrheit« der Arbeiterparteien galt freilich nur rechnerisch. Angesichts der Feindschaft zwischen KPD und SPD war selbst in der bedrängten Situation zu Beginn des Frühjahrs 1933 jegliche Hoffnung auf ein Zusammengehen illusorisch. Die tiefe Spaltung der organisierten Arbeiterbewegung war entscheidend dafür, dass ein substantieller Widerstand gegen die Installierung des von Hindenburg ernannten Präsidialkabinetts Hitler ausblieb. Hinzu trat in den ersten Monaten des Jahres 1933 ein exzessiver Terror der SA, der in Berlin weit massiver war als in anderen Großstädten.1

Dennoch bleibt die Frage: Warum konnte sich das NS-Regime in der den Nationalsozialisten eigentlich verhassten Stadt von 1933 an so komplikationslos durchsetzen, dass Hitler 1943 schwärmte, die Berliner seien ein »außerordentlich fleißiges, sehr optimistisches und lebensgewandtes Volk«, das man »nur bewundern und lieben« könne?2 Warum arrangierte sich nach der Zerschlagung der Gewerkschaften offenbar auch eine große Mehrheit der Arbeiter und Angestellten mit dem neuen Staat?




Weltwirtschaftskrise und politische Demoralisierung

Im Gefolge der Weltwirtschaftskrise kam es auch in Berlin zu einem massiven Stellenabbau, dessen demoralisierende Wirkung auf die breite Arbeitnehmerschaft kaum zu überschätzen ist. Die Gewerkschaften wurden erheblich geschwächt,
und sofern Betriebsräte noch amtierten, zeigten diese »bei den Verhandlungen über Betriebseinschränkungen, über Anträge auf Sonntagsarbeit und Überarbeit fast immer Verständnis für die harten Notwendigkeiten«.3 Sie stimmten auch extremen Verstößen gegen Arbeitsschutzbestimmungen zu und billigten Massenentlassungen, wenn sie glaubten, wenigstens einen Teil der Arbeitsplätze erhalten zu können.4 Entlassen wurden zuallererst jene, die durch kritische Worte und radikale Positionen aufgefallen waren. Die KPD galt daher als »Partei der Arbeitslosen«.

Vielleicht weniger offensichtlich, nicht jedoch weniger bedeutsam war die autoritäre Ausrichtung beider Flügel der Arbeiterbewegung. Diese hätten »sich zwar gegen die deutsche Kaserne organisiert, aber ihre eigene Organisation war nicht frei vom Geist der Kaserne«, stellte ein nicht parteigebundener Linkssozialist 1936 im französischen Exil fest. Von der gemäßigten Sozialdemokratie bis hin zur »erzradikalen Linken« seien »der elende Unteroffiziersjargon, die schlappe Lust am Kommandieren« und »Bürolöwen-Manieren« weit verbreitet gewesen.5 Aufschlussreich ist auch die Untersuchung Erich Fromms über Arbeiter und Angestellte am Vorabend des Dritten Reiches, da in diese Erhebung überproportional viele Berliner Arbeitnehmer einbezogen wurden. Als wichtigstes Ergebnis seiner Untersuchung bezeichnete Fromm den »geringen Prozentsatz von Linken«; nicht einmal jeder sechste der von ihm befragten Arbeitnehmer habe »mit der sozialistischen Linie sowohl im Denken als auch im Fühlen übereingestimmt«. Und er fährt fort: »Nur von dieser mit insgesamt 15 Prozent recht kleinen Gruppe konnte in kritischen Zeiten erwartet werden, dass sie den Mut, die Opferbereitschaft und die Spontaneität aufbringen würde«, die für eine dauerhafte Resistenz und einen aktiven Widerstand gegen die Nationalsozialisten notwendig gewesen wäre. Die vorsichtige Analyse Fromms, dass die linken Parteien und Gewerkschaften zwar »die politische Treue und die Stimmen der großen Mehrheit der Arbeiter« besessen hätten, es ihnen aber »im großen und ganzen nicht gelungen [sei], die Persönlichkeitsstrukturen ihrer Mitglieder so zu verändern, dass diese in kritischen Situationen verlässlich gewesen wären«,6 muss deutlicher formuliert werden: Langjährige autoritäre Zurichtung auch vieler Mitglieder und Sympathisanten beider Arbeiterparteien wie der Gewerkschaften, die Fokussierung auf ihre »Führer« sowie ein organisatorischer Zentralismus, der nur wenig Raum für offene Diskussionen, Kontroversen und Eigeninitiative ließ, waren ein weiterer wesentlicher Grund dafür, dass die Masse auch der organisierten Arbeitnehmerschaft im Frühjahr 1933 hilflos blieb.




Von den NS-Betriebszellen zur Arbeitsfront

Berlin war für die NSDAP ein Experimentierfeld. Infolge des zeitweiligen Verbots der Partei entstanden kleine nationalsozialistische Betriebsgruppen, die den Zusammenhalt der Parteigenossen gewährleisten und damit als Ersatzstruktur herhalten sollten. Ende 1927 wurde Johannes Engel bei der Knorr-Bremse AG als erster Nationalsozialist überhaupt in einen Betriebsrat gewählt. Zwar wurde Engel schon wenig später entlassen, doch die erste der sogenannten Betriebszellen war installiert.7 Im Laufe der folgenden Jahre konnten in einigen Dutzend Unternehmen solche Zellen eingerichtet werden. Am 1. Mai 1930 wurden die Betriebszellen im Gau Berlin dann zusammengefasst, und im Januar 1931 erfolgte die Gründung der Reichsbetriebszellenabteilung der NSDAP.8

Obgleich sich die NSDAP massiv um die Arbeiter in den Großbetrieben bemühte, stieg die Zahl der in den Betriebszellen organisierten Mitglieder nur langsam und erreichte im Januar 1931 reichsweit bescheidene 2984;9 trotz eines Wahlbündnisses mit der Stahlhelm-Selbsthilfe konnte die NSBO bei den Betriebsratswahlen gerade einmal ein halbes Prozent der Stimmen auf sich vereinen. In der metallverarbeitenden und elektrotechnischen Industrie waren die Ergebnisse für die NSBO sogar ein regelrechtes Desaster: Sie konnte 1930 keinen einzigen Betriebsratssitz erringen und kam 1931 insgesamt nur auf magere 0,2 Prozent bei den Betriebsratswahlen.10

Dennoch nahm die Zahl der Betriebe und vor allem der Behörden allmählich zu, in denen nationalsozialistische Arbeitnehmer organisiert waren. Nach einer Aufstellung der NSBO-Presse verbuchte die Organisation bei den Betriebsratswahlen vom März und April 1933 vor allem unter den Angestellten der Gerichte (Amtsgerichte Köpenick, Lichtenberg, Schöneberg, Neukölln, Charlottenburg; Landgericht, Kammergericht), von Versicherungen (Barmer, AOK-Berlin-Nord, Iduna und andere), der TH Berlin-Charlottenburg, der Landwirtschaftlichen Hochschule, dem Landesfinanz- und den Landesarbeitsämtern Berlin und Brandenburg sowie Dienstleistungsunternehmen (Hotels/Cafés, Speditionsunternehmen, Lufthansa, Flughafen Tempelhof ) größere Erfolge.11 Demgegenüber blieben ihre Versuche, sich in den Arbeiterbelegschaften zu verankern, begrenzt. Nicht nur in der metallverarbeitenden und elektrotechnischen Industrie hatte die NSBO Schwierigkeiten, Fuß zu fassen. So fehlt der Textilsektor in den zeitgenössischen Erfolgslisten der NSBO ganz. Dies dürfte wesentlich daran gelegen haben, dass in der Textilindustrie Frauen stark vertreten waren, und diese galten als »organisierungsunwillig«. Überdies dürfte das
ausgeprägte Männlichkeitsgebaren vieler NSBO-Mitglieder die Arbeiterinnen abgestoßen haben. Sehr wahrscheinlich hat auch eine Rolle gespielt, dass sich in diesem Bereich besonders viele jüdische Unternehmer engagierten und die Betriebe relativ klein waren.12 Bis Ende 1932 gelang es der NSBO, die Zahl ihrer Mitglieder reichsweit auf immerhin 39 434 zu steigern.13 In den Arbeiterbelegschaften blieb sie aber auch weiterhin kaum verankert. Um hier größere Resonanz zu finden, entschied der Gauleiter Goebbels sogar, dass sich die Nationalsozialisten einem von der Revolutionären Gewerkschaftsorganisation der KPD organisierten Streik bei den Berliner Verkehrsbetrieben anschließen sollten.14



Vom 30. Januar zum 2. Mai 1933

Noch Anfang 1933 kam es zu Großdemonstrationen der KPD, der SPD sowie der freien Gewerkschaften gegen die Ernennung Hitlers. Zu einer Veranstaltung der Kommunisten am 22. Januar 1933 erschienen 130 000 Teilnehmer.15 Am 7. Februar führte die SPD eine weitere eindrucksvolle Protestkundgebung im Lustgarten durch, zu der sich 200 000 Menschen eingefunden haben sollen. Der Vorwärts kommentierte am folgenden Tage: »Berlin ist nicht Rom. Hitler ist nicht Mussolini. Berlin wird niemals die Hauptstadt eines Faschistenreiches werden.« Am 19. Februar versammelten sich dann ein letztes Mal mehr als 10 000 Mitglieder des »Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold« im Lustgarten; bei der anschließenden Demonstration wurden sie bereits von SA-Leuten beschossen.16

Schon im Februar traten NSBO-Mitglieder in den Betrieben, in denen sie bis dahin kaum Resonanz gefunden hatten, immer dreister auf.17 Doch wenn Engel am 26. Februar 1933 auf einer Kundgebung im Lustgarten die »ungeheure […] Stoßkraft« beschwor, die der NSBO innewohne,18 dann war das selbst zu diesem Zeitpunkt mehr Wunsch als Wirklichkeit. Bei den Betriebsratswahlen in den Berliner Eigenbetrieben, die Anfang März 1933 stattfanden, erreichte die NSBO nicht einmal fünf Prozent der abgegebenen Stimmen (BEWAG: 2 Prozent; GASAG: 3,8 Prozent).19 Mit der Reichstagsbrandverordnung von Ende Februar im Rücken konnte sie dann aber doch die in Berlin sehr starke kommunistische Revolutionäre Gewerkschafts-Organisation (RGO) ausschalten: Die Kommunisten hatten im Siemens-Kabelwerk 1931 rund 53 Prozent aller abgegebenen Stimmen erhalten und diesen Stimmenanteil
Mitte Januar 1933 sogar noch auf über 57 Prozent steigern können. 1931 hatte die kommunistisch dominierte Rote Einheitsliste bei den Wahlen zum Arbeiterrat der AEG-Brunnenstraße 40 Prozent und im Januar 1933 sogar 46 Prozent erreicht.20 Die Zahl der NSBO-Mitglieder soll nach deren eigenen Angaben im Mai 1933 allein in Berlin bei rund 93 000 gelegen haben. Selbst wenn das zutraf, waren damit lediglich sieben Prozent der Beschäftigten der Reichshauptstadt in der NSBO organisiert.21 Fatal war, dass der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund (ADGB) bereits im April 1933 politisch kapitulierte, indem die Führung erklärte, sie sei gewillt, »ein vollberechtigtes Mitglied der deutschen Volksgemeinschaft zu werden« und sich unter der neuen Regierung Hitler am 1. Mai »in die Gemeinschaft des Volkes einzuordnen«.22 Noch weiter ging Walther Pahl, der Leiter des Freiwilligen Arbeitsdienstes des ADGB, der sich in der letzten Ausgabe der Gewerkschafts-Zeitung, dem Zentralorgan des ADGB, zu der Feststellung verstieg, »vom Nationalsozialismus« unterscheide »uns«, also die freien Gewerkschaften, »keine andere Rangordnung der Werte Nation und Sozialismus«. Da der Nationalsozialismus auf einem »breiten und festen Fundament den deutschen Sozialismus aufzubauen« beabsichtige, dürften die Mitglieder des ADGB »den 1. Mai 1933 als einen Tag des Sieges empfinden«.23

Genützt haben derartige Unterwerfungsgesten den Gewerkschaften bekanntlich nichts. Die Mai-Kundgebung auf dem Tempelhofer Feld wurde unter diesen Voraussetzungen zwar ein riesiges Spektakel,24 aber neutrale Beobachter ließen sich durch den frenetischen Applaus nicht irritieren und verfolgten das Schauspiel mit Skepsis.25 Was die Teilnehmer dachten, ließ sich bereits zu diesem Zeitpunkt nicht mehr feststellen, da (wie der dänische Gesandte konstatierte) »die Deutschen eine Heidenangst davor haben, sich zu äußern«.26

Zwar dürfte die Feststellung Hans-Gerd Schumanns, dass sich die Belegschaften der Berliner Betriebe zu »kaum 30 Prozent« an der NS-Maikundgebung beteiligt hätten,27 übertrieben sein. Allerdings nahm tatsächlich ein beträchtlicher Teil der Mitglieder von Gewerkschaften und Arbeiterparteien an den offiziellen Kundgebungen nicht teil.28 In einigen Fällen kam es trotz des bereits allgegenwärtigen Terrors zu »alternativen« Maikundgebungen.29 Doch die politischen Weichen waren zu diesem Zeitpunkt bereits gestellt. Seit Ende März 1933 bereitete ein »Aktionskomitee zum Schutz der deutschen Arbeit« unter dem Stabsleiter der NSDAP-Parteiorganisation und späteren Chef der Deutschen Arbeitsfront (DAF) Robert Ley die Übernahme der Gewerkschaftsorganisationen vor.30 Am Morgen des 2. Mai 1933 schlugen die neuen Machthaber
zu: Die Gewerkschaftshäuser und -einrichtungen sowie die gewerkschaftseigenen Unternehmen wurden besetzt, darunter die Hauptverwaltung der Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten.



Gründung und Grundprinzipien der Arbeitsfront

Am 5. Mai 1933 erklärte Ley auf einer Kundgebung im Lustgarten, dass die vom »Aktionskomitee« übernommenen Arbeitnehmerverbände »weiter ausgebaut werden zu dem, was wir Deutsche Arbeitsfront nennen«.31 Am 6. Mai wurde er von Hitler »mit der Neubildung der Deutschen Arbeitsfront« beauftragt.32 Die förmliche Ernennung zum Leiter der DAF erfolgte am 10. Mai. Während auf dem Opernplatz Bücher brannten, fanden sich im Plenarsaal des Preußischen Staatsrates gut 400 prominente Nationalsozialisten, deren rechtskonservative Bündnisgenossen sowie zahlreiche Vertreter des Diplomatischen Korps ein. Vor diesen erklärte Hitler, die Hauptaufgabe der DAF sei es, dafür zu sorgen, dass sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nicht mehr als »zwei Kontrahenten gegenüberstehen, [sondern] beide im Herzen grundsätzlich national denken«. 33 Ley benannte die »Erziehung zum Arbeitswillen«, die »Weckung der Arbeitsdisziplin«, die »Pflege des Berufsstolzes«, die »Veredelung des Begriffes ›Arbeit‹« und die »Erziehung zur Volksgemeinschaft« als zentrale Aufgaben und Tätigkeitsfelder der DAF und verlangte die »Ausrottung des Marxismus« und »jeglichen Klassenkampfes« mit allen Mitteln.34

Damit waren die Grundprinzipien der DAF umrissen. Ihr zentrales politisches Anliegen war es, den Beschäftigten alle Freiräume für den eigenständigen kollektiven Ausdruck ihrer Interessen zu nehmen. Organisationspolitisch bedeutete dies, dass die Arbeitnehmer in der DAF vereinzelt und vollständig voneinander isoliert organisiert sein sollten. Franz Leopold Neumann hat deshalb die Arbeitsfront als »charakteristischen Ausdruck des Prozesses vollkommener Atomisierung der deutschen Arbeiterklasse« bezeichnet.35 Darüber hinaus verfolgte die Führung der DAF mit einer breiten Palette sozialpolitischer Aktivitäten das Ziel, die Arbeiter und Angestellten auf Aufrüstung, Krieg und Kriegswirtschaft einzustimmen.36 Es ist vor diesem Hintergrund kein Zufall, dass die neue Organisation den Namen »Arbeitsfront« trug und Ley das Schlagwort von den »Soldaten der Arbeit« ständig im Mund führte.

Die nationalsozialistische Arbeitsverfassung unterschied sich grundsätzlich von dem, was während der Weimarer Republik gegolten hatte. Neun Tage nach
der Gründung der DAF verabschiedete das »Kabinett der nationalen Einheit« ein Gesetz, welches sicherstellte, dass es künftig keine Tarifverhandlungen mehr geben sollte. Das Gesetz etablierte sogenannte Treuhänder der Arbeit (TdA) als höchste tarifpolitische Instanzen und übertrug diesen die Befugnis, Tarifordnungen zu erlassen. Mit dem »Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit« (AOG) vom 20. Januar 1934 wurden diese Befugnisse fixiert und gleichzeitig festgelegt, dass die DAF keine tarifpolitischen Rechte besitzen sollte. Vertrauensräte, welche die Interessen der zu »Gefolgschaften« mutierten Belegschaften vertreten sollten, traten an die Stelle der beseitigten Betriebsräte. Doch auch sie besaßen keinerlei Rechte.
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Bild 4

Der Fotograf Willy Römer nahm am 1. Mai 1933 den Durchmarsch der offensichtlich singenden Betriebszelle der Vereinigten Friedhöfe Seestraße durch das Brandenburger Tor auf. Die Haltung der Umstehenden ist uneinheitlich. Nur wenige zeigen den Hitlergruß.



Für Ley und seine engeren Mitstreiter war von Anfang an klar, dass die DAF keine Gewerkschaft werden sollte. Vor der breiten Mitgliedschaft musste dies freilich kaschiert werden, solange das NS-Regime politisch noch instabil war. Insbesondere niedere NSBO-Funktionäre gebärdeten sich anfangs oft »gewerkschaftlicher« als die eingeschüchterten Sozialisten. Im Sommer und Herbst 1933 wurden diese von Ley sowie der DAF- und NSBO-Führung noch
an der langen Leine gelassen und durften auch ihre Hass- und Rachegefühle ausleben. Infolgedessen kam es immer wieder zu brutalen Übergriffen von NSBO- und SA-Männern auf Gewerkschafter und Gewerkschaftsorganisationen. Am 14. Mai 1933 musste Engel seine Funktionäre nachdrücklich ermahnen, eigenmächtige Aktionen zu unterlassen.37 Offenbar hatte dies nicht den gewünschten Erfolg, sodass Goebbels am 19. Mai noch einmal in dieselbe Kerbe schlug.38 Da sich die Situation danach immer noch nicht beruhigte, verband NSBO-Reichsobmann Walter Schuhmann Anfang August 1933 die Ermahnungen mit Strafandrohungen.39 Doch noch am 20. November 1933 musste Ley auf der NSBO-Reichskonferenz eingestehen, dass er große Probleme habe, den einfachen Funktionären »das gewerkschaftliche Denken« auszutreiben und ihnen »einen neuen Geist« einzutrichtern.40 Das gelang im Laufe der folgenden Monate offensichtlich. Bis Mitte 1934 ebbten die Übergriffe von DAF- und NSBO-Leuten ab.

Neben der politischen Linken und den Gewerkschaften waren »die Juden« der erklärte Hauptfeind der NSBO und der DAF. Ende März 1933 waren die Betriebszellen in die Vorbereitungen zum reichsweiten »Boykott« jüdischer Gewerbebetriebe involviert.41 Einen Tag vor dem »Boykott« versuchte sich Engel mit besonders harten Forderungen zu profilieren, indem er die Einsetzung von NSBO-Funktionären als Personalkommissare in allen jüdischen Unternehmen verlangte. Die jüdischen Angestellten und Arbeiter sollten entlassen, den nichtjüdischen Angestellten und Arbeitern hingegen ein doppeltes Monatsgehalt im Voraus gezahlt werden.42 Damit konnte er sich allerdings nicht durchsetzen.43 Dessen ungeachtet pries Engel die antijüdischen Aktionen am 1. April 1933 auf der zentralen – und im Radio übertragenen – Kundgebung im Lustgarten als großen Erfolg.44

Nachdem die Berliner NSBO-Führung Mitte 1934 im Sportpalast erklärt hatte, dass jüdische Unternehmer als Betriebsführer eine Zumutung darstellten, nahmen die gewaltsamen Übergriffe von Arbeitsfrontfunktionären auf Juden und jüdische Unternehmen erneut zu.45 Von Herbst 1934 an organisierte die DAF in einzelnen Ortsteilen der Außenbezirke, unter anderem in Siemensstadt, Boykotte jüdischer Geschäfte.46 Bezeichnenderweise trugen die dabei verteilten Listen jüdischer Unternehmen die Überschrift »Die Juden sind unser Unglück«, jenen Satz von Heinrich von Treitschke, den Der Stürmer unter eine jede Ausgabe druckte. Hier bahnte sich eine Zusammenarbeit an, die in ihrer zerstörerischen Wirkung kaum zu überschätzen ist. Nachdem Der Stürmer im Sommer 1935 eine Niederlassung in Berlin etabliert hatte, die sich am Askanischen
Platz im sogenannten Europahaus befand, wo auch das sogenannte Bezugsquellenreferat und die Reichsbetriebsgemeinschaft »Der Deutsche Handel« der Arbeitsfront untergebracht waren, versorgten DAF-Mitglieder in den jüdischen Unternehmen die Redaktion mit Informationen, die die Zeitung des fränkischen Gauleiters Julius Streicher in ihrer Rubrik »Berliner Brief« wöchentlich präsentierte. DAF-Funktionäre verteilten den Stürmer in ihren Betrieben und sorgten dafür, dass an häufig frequentierten Orten sogenannte Stürmer-Kästen angebracht wurden, in denen neben der jeweils aktuellen Ausgabe des Hetzblattes auch lokale Denunziationen ihren Platz fanden.47 DAF-Funktionäre waren sowohl im Sommer 1935 als auch im Sommer 1938 bei der Kennzeichnung jüdischer Gewerbebetriebe maßgeblich beteiligt, ebenso bei der Zerstörung und Plünderung jüdischer Unternehmen während des Novemberpogroms.48

Mit einer ganzen Reihe von Aktivitäten suchte die DAF bei den Belegschaften Anklang zu finden. Großer Beliebtheit erfreuten sich das Freizeitangebot und der Massentourismus der NS-Gemeinschaft »Kraft durch Freude« (KdF). Es gibt zahllose Berichte von den beliebten Tagesausflügen mit KdF, die das Gros der touristischen Aktivitäten dieser Organisation ausmachten. Da gab es beispielsweise eine »gratis Dampferfahrt plus Biermarken«, die das Unternehmen Borsig-Lokomotive der Belegschaft spendierte und die von KdF organisiert wurde. Hierzu schrieb die linkssozialistische Untergrundorganisation »Neu Beginnen«: »Bei 400 Mann Belegschaft erscheinen 1500 Personen. Große Saufereien und Verbrüderung mit Geschäftsleitung.«49 Unter jüngeren Arbeitnehmern fanden auch die gemeinsam mit der HJ veranstalteten Reichsberufswettkämpfe Anklang oder die Kampagnen des KdF-Amtes »Schönheit der Arbeit« für »Mehr Licht«, »Mehr Grün« usw.

Beliebt war die DAF dennoch nicht. So heißt es in Berichten, die der im Prager Exil ansässigen Sopade aus der Reichshauptstadt zugespielt wurden, dass die DAF und ihre Funktionäre »kein Vertrauen« genössen; viele Mitglieder wollten »am liebsten keine Beiträge mehr zahlen«. Allerdings fürchteten die Arbeitnehmer, »als Nichtmitglieder keine Arbeit mehr zu bekommen«.50 In der Tat veranlasste die DAF die Werksleitungen seit Frühjahr 1934, in den für die »Gefolgschaft« verbindlichen Betriebsordnungen einen Passus über die Zwangsmitgliedschaft in der Organisation zu verankern – eine Praxis, die durch einen Erlass des Reichsarbeitsministers vom 10. Oktober 1935 legitimiert wurde. Bis 1937 konnte die Arbeitsfront in Berlin zudem durchsetzen, dass die Mitgliedsbeiträge durch die betrieblichen Lohnbüros automatisch abgebucht wurden.51


Die NSBO-Führung um Walter Schuhmann wurde im Hochsommer 1934 entmachtet; Engel musste als Groß-Berliner DAF-Gauobmann bereits im Juli 1933 gehen. Unter seinem Nachfolger, dem Bankangestellten Alfred Spangenberg, herrschte Ruhe an der Berliner Arbeitsfront. Sie wurde in den Folgejahren zu einem organisatorischen Koloss ausgebaut. Allein die Berliner Gauwaltung der DAF zählte Mitte 1936 etwa 3500 hauptamtliche Mitarbeiter, die am Fehrbelliner Platz in einem monumentalen Neubau residierten.52



Berliner Arbeiter und Angestellte in der nationalsozialistischen Kriegswirtschaft zu Friedenszeiten: soziale Lage und politische Mentalitäten

Im Jahr 1933 prägten Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit die Lage auf dem Arbeitsmarkt. Das änderte sich von 1935/36 an. Mit der seit Spätsommer 1936 forcierten Aufrüstung wurden insbesondere Facharbeiter »Mangelware«. Alle prosperierenden Großunternehmen der verarbeitenden Industrie reagierten mit Rationalisierungen, nicht zuletzt der Einführung von Fließbändern,53 weil dadurch in größerem Umfang qualifizierte durch unqualifizierte Arbeitskräfte ersetzt werden konnten. Zugleich wuchs der Anteil weiblicher Arbeitskräfte. Seit 1937 wurden für die Berliner Industrie zudem erste ausländische Arbeiter angeworben.54

Vollbeschäftigung und »Überbeschäftigung« stärken unter »normalen« Verhältnissen die Marktmacht der Arbeitnehmer. Normal allerdings waren die Beschäftigungsverhältnisse der Berliner von 1933 an nicht mehr. Neben Terror und Einschüchterung hatte die Beseitigung jeglicher innerbetrieblicher Interessensvertretung dazu geführt, dass Arbeiter und Angestellte von Mitte der 1930er Jahre an nur noch sehr verhalten Forderungen zu äußern wagten. Wenn überhaupt, dann praktizierten begehrte Arbeitskräfte eine »Tarifpolitik auf eigene Faust«, ein – wie Detlev Peukert das genannt hat – »individuelles Durchwursteln auf Schwejksche Art«.55

Wie all diese Faktoren Bewusstsein und Mentalitäten der Arbeiter und Angestellten veränderten, ist schwer zu sagen, da sie Briefe, Tagebücher und Ähnliches, in denen sie ihre Eindrücke und Gefühle offen niederschrieben, aus naheliegenden Gründen selten hinterlassen haben.56 Es gibt allerdings eine Reihe von Indikatoren: Bei den 1934 und 1935 abgehaltenen Wahlen der – rechtlosen – »Vertrauensräte« gab es zwar nur Einheitslisten, die allerdings
ganz oder partiell abgelehnt werden konnten. In Berlin scheint die Zahl der Nein-Stimmen besonders hoch und die Ablehnung überzeugter Nationalsozialisten unter den Kandidaten besonders stark gewesen zu sein.57 Im Frühjahr 1936 wurden die Vertrauensratswahlen drei Tage vor dem Wahltermin sogar ausgesetzt, weil nicht zuletzt in Berlin die Stimmung in den Betrieben höchst »besorgniserregend« sei, wie die Gestapo feststellte.58 In den Folgejahren wurden die Amtsperioden der Vertrauensräte ohne Begründung verlängert.

Ein anderes Indiz für die ablehnende Stimmung in weiten Teilen der Arbeiterschaft ist deren Verhalten während der Maifeiern. So ließ sich nach einem Bericht der britischen Botschaft das Tempelhofer Feld am 1. Mai 1934 lediglich deshalb einigermaßen füllen, weil Arbeitnehmer den Feiern nur fernbleiben durften, wenn sie ein ärztliches Attest vorlegen oder andere wichtige Gründe vorbringen konnten. Um die Teilnahme an den Aufmärschen sicherzustellen, waren Kontrollzettel gedruckt worden, die vom jeweiligen DAF-Betriebsobmann abgezeichnet werden mussten. Allerdings wurde »der Druck zur Beteiligung«, wie die Gruppe »Neu Beginnen« in einem ausführlichen Bericht feststellte, dann doch »nicht so streng durchgeführt wie angekündigt, nach einer halben Stunde Marsch erhielten die meisten Männer ihren Kontrollzettel in die Hand gedrückt und viele drückten sich dann«. Auch der Applaus für die Hitler-Rede war, wie in den Berichten der britischen Botschaft wie von »Neu Beginnen« übereinstimmend festgestellt wurde, nur mäßig, »die Gesichter blieben unbewegt und stumm, man isst weiter und schwitzt vor sich hin« oder »legte sich auf die Wiese, schlief, spielte Karten«.59

Selten kam es noch zu offenen Protesten oder gar Streiks.60 Unter den wenigen Arbeitsniederlegungen in Berlin erregte der Streik in der Sattlerei der Firma Autounion in Spandau im Juli 1936 das größte Aufsehen. 500 bis 600, nach einigen Quellen bis zu 1000 Arbeiter dieser Abteilung versammelten sich, um gegen eine kurz zuvor verfügte Akkordverschärfung zu protestieren. Sie beantworteten die Aufrufe der betrieblichen DAF-Funktionäre »zur Wiederaufnahme der Arbeit mit Grölen«, »Pfiffen und wüstem Gejohle«. Schutzpolizei mit Karabiner und Stahlhelm zog auf, schritt aber nicht ein. Erst auf Vermittlung des »Treuhänders der Arbeit« gingen die Streikenden schließlich wieder an die Arbeit. 61 Im Allgemeinen blieben Verweigerungen individuell. Der Einzelne suchte sich den Zumutungen der Diktatur zu entziehen und floh ins Private. Bis 1933 bestimmten der Betrieb und die dort oft sehr dichte Kommunikationsstruktur den Alltag zahlloser Arbeiter. Das änderte sich nach 1933 grundlegend. Man höre in den Belegschaften »viel Gemeckere, niemand ist zufrieden, aber im großen
und ganzen [sic!] herrscht unter der Masse eine erschreckende Indifferenz«, beobachtete ein Berichterstatter der Exil-SPD. Besonders restriktive Bedingungen herrschten »in den Großbetrieben von Siemens, AEG, Osram, Agfa usw.«. Dort werde


»bei niedrigen Löhnen widerspruchslos gearbeitet. Den Ton geben hier noch immer die nationalsozialistischen Betriebszellenobleute und Amtswalter an. Die Arbeiter fühlen sich hier besonders stark unter politischem Druck. Sie gehen bei Unterhaltungen untereinander nicht aus sich heraus. Niemand wagt Kritik zu üben, man duckt sich, jedoch ohne positive Stellungnahmen für das System.«62


Damit das so blieb, wurden in vielen Betrieben rigorose Kontrollsysteme etabliert. 63 Darüber hinaus überwachten die Gestapo sowie das »Amt Information« als DAF-eigener Geheimdienst die Belegschaften.64 Auch das seit Ende 1935 eingeführte Arbeitsbuch diente einer möglichst lückenlosen Kontrolle.

Neueinstellungen folgten oft dem Kalkül, gewachsene Sozialbeziehungen in den Betrieben zu zerstören.65 Das hatte Folgen. Über die Bewag (Netzabteilung) hieß es Anfang 1935: »Die ausgesprochen sozialdemokratische Belegschaft, die höchstens mit kaum 10% durch Nazis aufgefrischt wurde, ist heute politisch indifferent oder sogar nazifreundlich.« Die zehn Prozent »neueingestellten Nazis [wurden] systematisch auf die Kolonnen und Abteilungen verstreut«. Da auch


»viele alte Kollegen offene Nazis wurden, wird im Betrieb überhaupt nicht mehr diskutiert. Meistens aus Angst die Stellung zu verlieren. Wenn aber ein paar alte Kollegen unter sich sind, die sich wohl Vertrauen schenken, kann man bemerken, daß keiner weiß, was er recht sagen soll. Man hat den Eindruck, daß das Diskutieren sozusagen verlernt ist.«66


Über die Stimmungen und die Veränderung der Mentalitäten im Laufe der Zeit geben neben den Sopade-Berichten die so knappen wie präzisen Mitteilungen der Linksgruppe »Neu Beginnen« Auskunft, die in Berlin relativ stark verankert war. So heißt es dort bereits für 1934: »Stimmung wird immer passiver und unpolitischer« (Großdruckerei). »Kein solidarisches Verhalten der Arbeiter. Angst um den Arbeitsplatz. Kein offenes Gemecker, Angst vor Denunziation« (Größerer Viehhof). »Politische Diskussionen sind nicht zu bemerken,
einer traut dem anderen nicht. […] Jeder kapselt sich ab« (AEG-Transformatorenwerk Oberschöneweide).67

Verfehlt wäre es, aus diesen und weiteren Lage- und Stimmungsberichten den Schluss zu ziehen, die Arbeiter seien zwar gelähmt und resigniert gewesen, hätten sich ihr (ohnehin idealtypisches) »sozialistisches Klassenbewusstsein« jedoch erhalten können. Vielmehr zerfielen die traditionellen Arbeitermilieus, und die autoritären Vorprägungen verstärkten sich massiv. Die soziale Atomisierung wurde durch eine betriebliche Personal- und Sozialpolitik ergänzt, die auf Leistung und Loyalität des Einzelnen abhob. Die von der DAF wie den Wirtschaftsgruppen vehement propagierte Ausweitung von Akkordsystemen verstärkte diesen Trend, der in der reichsweiten Einführung des »Lohnkataloges Eisen und Metall« (LKEM) im Jahr 1942 kulminierte.68

Die Bruttowochenverdienste in der Reichshauptstadt erreichten 1938, im letzten Friedensjahr, noch immer nicht den Vorkrisenstand: Zu Beginn der Weltwirtschaftskrise hatten die wöchentlichen Bruttoeinkommen (ohne die von 1933 an erhöhten Lohnabzüge) bei 36,48 RM gelegen, ein Jahr vor Kriegsbeginn waren es 34,73 RM – trotz längerer Arbeitszeiten. Dabei galten die Berliner Arbeiter im Vergleich zur »Provinz« als privilegiert: Bereits Ende 1935 lagen die (nominellen) Bruttoverdienste von Berliner Hilfsarbeitern der Metallindustrie knapp 30 Prozent über denen, die ungelernten Metallarbeitern in Kleinstädten oder Dörfern gezahlt wurden. Noch deutlicher fielen die regionalen Unterschiede aus, wenn nicht nach Branche und Qualifikation differenziert wurde: In einer Industrieregion wie Sachsen wurden Arbeitern 1938 lediglich gut 26 RM ausgezahlt. Im landwirtschaftlich geprägten Ostpreußen und Posen-Westpreußen erhielten sie nicht einmal 20 RM. Ähnlich gut wie ihre Berliner Kollegen standen sich lediglich die Arbeiter in der Rheinprovinz und in den Hansestädten mit 30,74 RM beziehungsweise 33,50 RM pro Woche. Auch das lag freilich erheblich unter dem, was sie auf dem Höhepunkt der Krise erhalten hatten (1931: 33,26 RM beziehungsweise 40,67 RM).69

Zwar ließ das Regime dem einzelnen Arbeiter durchaus Spielräume, unter Verweis auf seine individuelle Leistung höhere Löhne durchzusetzen. Letztlich blieben die Einkommensverbesserungen aber begrenzt. Doch die – vom Regime freilich gerade im Berliner Raum schon früh eingeengte70 – Chance, durch Arbeitsplatzwechsel oder individuelle »Verhandlungen« Löhne und Gehälter wenigstens moderat zu erhöhen, veränderte die Denkweisen und Gefühlswelten der Arbeiterschaft grundlegend. Detlev Peukert spricht davon, dass die Nationalsozialisten auf diese Weise »den Weg zu einem neuen, individualistischeren,
leistungsorientierten, ›skeptischeren‹ Arbeitertypus gebahnt haben, wie er von Soziologen der fünfziger Jahre beschrieben wurde«.71 Das »beinahe ›amerikanische‹ Leitbild des leistungsorientierten Arbeiters« (Peukert), das vor allem jüngere Arbeitnehmergenerationen ausbildeten, wurde freilich auf NS-spezifische Weise mit Rassismen und (weiteren) Feindbild-Stereotypen durchsetzt. Im Unterschied zu ihren jüngeren Kollegen, für die vor allem die Erfahrungen der Weltwirtschaftskrise prägend gewesen waren,72 scheinen ältere Arbeitnehmer gegenüber den Anfechtungen des Nationalsozialismus freilich resistenter geblieben zu sein.

Außerdem scheinen in den kleinen Berliner Betrieben noch lange Zeit Nischen bestanden zu haben. Heinrich Hauser hat diese in einem 1939 in New York erschienenen Reisebericht folgendermaßen skizziert:


»Der amerikanische Industrielle wird sich natürlich am meisten für die großen repräsentativen Unternehmen interessieren. Doch die sind für Berlin nicht typisch. Charakteristischer sind die zahllosen Kleinbetriebe mit bis zu zwanzig Arbeitern. Obwohl man dort nicht so viel verdient wie in einer großen Fabrik, werden sie vom Berliner Arbeiter vorgezogen. Er ist ein Individualist. Er hat es gern, wenn die Kaffeekanne neben der Werkbank steht oder er den Lehrling losschicken kann, ihm zum zweiten Frühstück eine Flasche Bier aus der nahe gelegenen Kneipe zu holen. In einer großen Fabrik wäre das unmöglich.«73



Arbeiterschaft im Krieg

Bereits vor dem Überfall auf Polen erfasste der Arbeitskräftemangel fast alle Bereiche der Berliner Wirtschaft.74 Schon 1938 wurden Juden als Zwangsarbeiter in Berliner Betrieben eingesetzt. Ende 1941 waren die jüdischen Arbeitskräfte quantitativ so bedeutsam, dass Rüstungsbetriebe sich gegen die drohende Deportation verwahrten, die ungeachtet der Proteste Ende Februar 1943 unter dem Namen »Fabrikaktion« anlief.75

Anfang 1939 wich man offiziell von der bis dahin geltenden Regelarbeitszeit des Achtstundentags ab.76 Von Juni an wurden außerdem erste »Fremdarbeiter« aus dem sogenannten Protektorat Böhmen und Mähren eingesetzt.77 Mit Kriegsbeginn bildete sich in den meisten größeren Unternehmen eine zunehmend schroffere Hierarchie der Belegschaften aus, die schon früh rassistische
Züge erkennen ließ. Zu einer weiteren Ausdünnung des deutschen Teils der Belegschaften kam es von 1940 an. Im Zuge der militärischen Expansion im besetzten Ausland wurden nun Arbeiter als neue Stammbelegschaften in polnische, von Sommer 1941 an auch in sowjetische und westeuropäische Fabriken beordert, wo sie Dienst in Niederlassungen taten, die Berliner Großunternehmen dort gegründet hatten.78

Nach dem Überfall auf die Sowjetunion stieg die Zahl der Zwangsarbeiter nochmals deutlich an.79 Die mentalitätsprägende Wirkung, die das auf die deutschen (Rest-)Belegschaften hatte, kann kaum überschätzt werden. Viele der verbliebenen deutschen Arbeiter wurden nun zu Vorarbeitern und Werksmeistern und nahmen gegenüber ihren ausländischen »Kollegen« Aufsichts-und Kontrollfunktionen wahr. Insbesondere in der ersten Kriegshälfte waren (deutsche) Frauen als »Ersatz« für eingezogene Arbeitnehmer wichtiger als ausländische Arbeitskräfte.80 Durch den Einsatz von Zwangsarbeitern wurden diese keineswegs überflüssig. Unter anderem stellten Frauen 1943 vierzig Prozent der Belegschaft von Großbanken, die von Einberufungen stark betroffen waren.81

Ein bevorzugtes Tätigkeitsfeld der DAF wurde der Ausbau des von ihr gelenkten Betriebsarztwesens, das immer weniger den Erhalt der individuellen Arbeitskraft als vielmehr die Erhöhung der Leistungsfähigkeit zum Ziel hatte. Da vor allem in der zweiten Kriegshälfte Arbeitnehmer selbst bei schweren Krankheiten weiter arbeiten mussten oder aber schnell wieder arbeitsfähig geschrieben wurden, verzeichneten die Betriebskrankenkassen noch Ende 1944 bemerkenswert niedrige Krankenstände.82



Resümee

Worin unterschied sich die Berliner Arbeiterschaft von der in anderen deutschen Industriezentren? Angesichts des insgesamt defizitären Forschungsstandes kann eine Antwort auf diese Frage nur vorläufig sein. Allem Anschein nach waren die Differenzen nicht grundlegend. Ob die Dimensionen von Nonkonformität und offenem (politischem) Widerstand hier größer waren, man von Berlin mithin als einer »Hauptstadt des Widerstandes« (Peter Steinbach) sprechen kann, ist angesichts der dürftigen Forschungslage zum – ohnehin kaum quantifizierbaren – Resistenzverhalten unterschiedlichster Couleur schwer zu beurteilen. Offenbar waren die Differenzen eher graduell. Wichtig ist allerdings,
dass der Terror in der Reichshauptstadt ungleich exzessiver war. Die Zentralen der NS-Repressionsorgane, die hier ihren Sitz hatten, knüpften allem Anschein nach in der Reichshauptstadt ein dichteres Kontroll- und Überwachungsnetz als in anderen Großstädten. Zwar ließ das »Dickicht« der Millionenmetropole größere Räume für Nischen unterschiedlichster Nonkonformität. Dennoch wurden soziale Netze, wie sie sich in den Jahrzehnten bis 1933 in den von Arbeitern geprägten Milieus ausgebildet hatten, in Berlin offenbar nachhaltiger zerstört als anderswo. Unter den Angestellten hingegen erfuhr die NSDAP schon vor 1933 relativ große Zustimmung. Deren Zahl stieg danach noch deutlich an, da die meisten NS-Organisationen, darunter sämtliche Zentralämter und Reichsbetriebsgemeinschaften der Arbeitsfront, ihren Sitz in Berlin nahmen. Mit der DAF entstand ein riesiger Organisationskoloss, der bei Kriegsbeginn reichsweit doppelt so viele hauptamtliche Funktionäre zählte wie die NSDAP.83 Die Zentralämter der DAF und die Gauwaltung Groß-Berlin der Organisation, die beide am Fehrbelliner Platz ihren Sitz hatten, trugen mit ausgefeilten Angebots- und Kontrollinstrumenten dazu bei, dass eine in den Anfangsjahren des Regimes und dann in der zweiten Kriegshälfte in breiten Arbeitnehmerschichten vorhandene latente Unzufriedenheit sich nicht zu größeren Protestbewegungen auswuchs.
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ZWANGSARBEIT

»Erinnerung an die Lagerstadt« – so beschriftete ein tschechischer Zwangsarbeiter ein Foto des nationalsozialistischen Berlin. Die Lager der ausländischen Arbeitskräfte waren ein bestimmendes Element im Stadtbild: »Zu jener Zeit war Berlin mit Holzbaracken nur so überzogen. In jeder noch so kleinen Lücke der Riesenstadt hatten sich Fluchten brauner, teerpappegedeckter Fichtenholzquader eingenistet. Groß-Berlin bildete ein einziges Lager, das sich zwischen den festen Bauten, den Denkmälern, den Bürohäusern, den Bahnhöfen, den Fabriken hinkrümelt.«1

Berlin war nicht nur die Hauptstadt des »Dritten Reiches«, sondern auch seine wichtigste Rüstungsschmiede und daher der Ort mit den meisten Zwangsarbeiterlagern. Ging man 1986 zunächst von rund 700, im Jahr 2001 von über 1000 Adressen aus, so sind nun rund 3000 Standorte in Berlin nachgewiesen  – die tatsächliche Zahl dürfte nochmals deutlich höher liegen.2 Die flächendeckende Verteilung der Einsatz- und Unterbringungsorte zeigt, dass die Zwangsarbeit mehr noch als andere nationalsozialistische Massenverbrechen direkt vor der Haustür der Berliner verrichtet wurde. Im Mai 1945 stellten die schätzungsweise 370 000 Ausländer mehr als ein Siebtel der durch Einberufungen und Evakuierungen auf knapp 2,6 Millionen reduzierten Bevölkerung.3 Nur selten war Berlins Einwohnerschaft internationaler.

Die lokale Forschung der letzten zwei Jahrzehnte hat nicht nur die vielfach schrecklichen Arbeits- und Lebensbedingungen der Zwangsarbeiter herausgearbeitet, sondern auch dargestellt, wie sehr diese Teil der alltäglichen Berliner Kriegsgesellschaft waren, auch wenn sie nicht zur »Volksgemeinschaft« gehörten. 4 Weniger ist aber bekannt über die Handlungsspielräume der vielen mit dem Arbeitseinsatz befassten Behörden, Unternehmen und Privatleute und über die gegenseitige Wahrnehmung von Fremden und Einheimischen.
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Abb. 1 »Berlin 1943. Erinnerung an die Lagerstadt«. Das Argus-Lager in Reinickendorf auf einem Privatfoto eines tschechischen Zwangsarbeiters.
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Abb. 2 »Teilung der Werkstatt durch verstellbare Trennwände: Auf der einen Seite der Trennwand arbeiten Deutsche, auf der anderen Juden«. Foto aus einem internen Siemens-Bericht.







Entwicklungen und Größenverhältnisse

Rund eine halbe Million Zwangsarbeiter lebten im Verlauf des Zweiten Weltkriegs in Berlin: über 380 000 zivile Arbeitskräfte, über 70 000 Kriegsgefangene, rund 10 000 Häftlinge in Außenlagern des KZ Sachsenhausen und mehr als 20 000 Juden. Zu den Besonderheiten der Reichshauptstadt gehörte von 1938 an der »geschlossene Arbeitseinsatz« von etwa 20 000 Berliner Juden.5 Dabei machten die Werksleitungen praktische Erfahrungen mit der vom Regime gewünschten, für den Arbeitsprozess aber hinderlichen rassistischen Separierung von Arbeitskräften. Ein Oberingenieur von Siemens empfahl – durch ein entsprechendes Foto illustriert – die »Teilung der Werkstatt durch verstellbare Trennwände: Auf der einen Seite der Trennwand arbeiten Deutsche, auf der anderen Juden«.6

Für die Juden bedeutete die Zwangsarbeit einen Aufschub der ständig drohenden Deportation. Für die Betriebe machte dies die jüdischen Zwangsarbeiter  – bei Siemens über 3000 – besonders rentabel: »Die sterntragenden Juden – Gruppe K – haben keinen hohen Bummel- oder Krankenanteil.«7

Ein Förderer des Ausländereinsatzes in Berlin war der Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt (GBI). Die von Albert Speer geleitete Behörde setzte bis zu 30 000 Ausländer im Bunker- und Lagerbau ein.8 Nach dem Ende der »Blitzkriege« setzte auch die Industrie zunehmend ausländische Zwangsarbeiter ein. Die Rüstungsproduktion konnte expandieren, obwohl immer mehr Deutsche zur Wehrmacht einberufen und mit der »Fabrikaktion« im Februar 1943 die letzten jüdischen Zwangsarbeiter deportiert wurden. Entsprechend stieg die Zahl der Ausländer in den Betrieben von 140 000 (1941) auf mehr als 380 000 (1943). Im August 1944 lag ihr Anteil an allen Beschäftigten in Berlin bei etwa 20 Prozent und damit unter dem Reichsdurchschnitt von 26,5 Prozent, da die beiden am stärksten auf Zwangsarbeiter gestützten Wirtschaftsbereiche, Landwirtschaft und Bergbau, hier kaum eine Rolle spielten.

Wie in ganz Deutschland, waren auch in Berlin die Sowjetunion, Frankreich und Polen die wichtigsten Herkunftsländer der Zwangsarbeiter. Das Übergewicht von verarbeitender Industrie und Dienstleistungen führte aber dazu, dass die Betriebe mehr westeuropäische Zwangsarbeiter einsetzten als im Reichsdurchschnitt: Im September 1944 kamen 103 095 Zivilarbeiter aus der Sowjetunion (27,5 Prozent), 66 796 aus Frankreich (17,8 Prozent) und 31 320 aus Polen (8,4 Prozent).9 Der Anteil der Westeuropäer lag mit einem guten Drittel
fast doppelt so hoch wie im gesamten Reich, der Anteil der »Ostarbeiter« und der Polen jeweils etwa zehn Prozentpunkte niedriger. Daher war in Berlin auch der Frauenanteil mit 27,6 Prozent aller Zivilarbeiter geringer als im Reichsdurchschnitt (33,3 Prozent). Frauen stellten aber über die Hälfte aller sowjetischen und etwa ein Drittel aller polnischen Zivilarbeiter. Die meisten ausländischen Frauen in Berlin stammten also aus Osteuropa.

Neben den Zivilarbeitern waren in Berlin insgesamt etwa 70 000 Kriegsgefangene interniert. Das 1940 eingerichtete Mannschafts-Stammlager (Stalag) III D – das einzige Stammlager in einer deutschen Großstadt – war kein zentrales Unterkunftslager, sondern verwaltete die mindestens 120 dezentralen Arbeitskommandos.10 Die fluktuierende Belegung des bislang kaum erforschten Stalags schwankte um die 30 000 Mann. Die 18 000 (1942), später knapp 15 000 (1944) Franzosen bildeten die längste Zeit die stärkste Gruppe.11 Die Zahl sowjetischer Kriegsgefangener stieg von 4000 (1942) auf knapp 12 000 (1944). Nach dem Kriegsaustritt Italiens im Herbst 1943 kamen rund 30 000 als »Militärinternierte« verschleppte italienische Kriegsgefangene nach Berlin; sie bildeten bis zu ihrer zwangsweisen Überführung in den Zivilstatus von Juli 1944 ab die größte nationale Gruppe im Stalag III D.12

Als letzte Arbeitskraftreserve wurden schließlich etwa 10 000 Häftlinge in den 17 Berliner Außenlagern des KZ Sachsenhausen eingesetzt.13 Davon arbeiteten rund 6000 – überwiegend Frauen – in der Industrie, der Rest für verschiedene SS-Dienststellen (in knapp 40 über die Stadt verteilten Außenkommandos des Außenlagers Lichterfelde) und in der Trümmerbeseitigung (in Lichtenrade und verschiedenen Lagern der SS-Baubrigaden).



Rassistische Abstufungen

Der Oberbegriff »Zwangsarbeiter« umfasst sehr unterschiedliche Kategorien und damit Lebensverhältnisse. Er ist sowohl dem verharmlosenden »Fremdarbeiter« der früheren Literatur als auch dem skandalisierenden »Sklavenarbeiter« der Entschädigungsdebatte vorzuziehen.14 In den Quellen ist meist von »Ausländern« die Rede, von »Ostarbeitern« oder »Italienern«, im mündlichen Sprachgebrauch auch von »polnischen Schweinen« und »Russenweibern«. Die Unterdrückung der ausländischen Arbeitskräfte war nicht nur nach ihrem Rechtsstatus (Zivilarbeiter, Kriegsgefangener, Häftling), sondern auch nach der Herkunft abgestuft. Nord- und Westeuropäer standen am oberen, Osteuropäer
und Juden am unteren Ende der rassistischen Hierarchie. Menschen aus der Sowjetunion (im NS-Jargon »Ostarbeiter«) und aus Polen unterlagen diskriminierenden Sondererlassen: den »Polenerlassen« vom 8. März 1940 und den »Ostarbeiter-Erlassen« vom 20. Februar 1942.

Polen waren die Ersten, die im Reich mit einem Aufnäher stigmatisiert wurden. Das P-Zeichen (ab 1940) wurde wie der Judenstern (ab 1941) und das Ost-Abzeichen (ab 1942) reichsweit von der Berliner Fahnenfabrik Geitel & Co. (heute Berliner Stoffdruckerei GmbH) produziert. Die Betriebe konnten die Abzeichen für 10 Pfennig pro Stück im Polizeipräsidium kaufen.15 Osteuropäer wurden auch steuerrechtlich diskriminiert. Von dem um Abzüge für Lagerunterbringung und -verpflegung geminderten Lohn wurden noch Sondersteuern eingezogen: die »Sozialausgleichsabgabe« bei den Polen, die »Ostarbeiter-Abgabe« bei den Sowjetbürgern.16 Eventuelle Vergehen wurden nicht von der Justiz, sondern direkt von der Gestapo geahndet. Erträglicher, aber dennoch entbehrungsreich und demütigend war das Leben für die Westeuropäer. In Lohn- und Versicherungsdingen waren sie den Deutschen grundsätzlich gleichgestellt. Berufliche Qualifikationen und Sprachkenntnisse erlaubten manchem einen begrenzten Aufstieg, der auch die Aufsicht über Zwangsarbeiter aus Osteuropa mit sich bringen konnte.17 Aber auch Niederländer, Belgier und Franzosen litten unter den verlausten Baracken, der unzureichenden Verpflegung und den Übergriffen von Werkschutz und Gestapo.18



Einsatz in Fabriken, Kommunen und Haushalten

Die meisten Zwangsarbeiter wurden in den großen Fabriken der Metall- und Elektrobranche eingesetzt. Von 1942 an bemühten sich die Betriebe von sich aus um die Zuweisung ausländischer Arbeitskräfte, die sie dringend benötigten, um Rüstungsaufträge übernehmen zu können. Ohne Zwangsarbeiter hätten die meisten Fabriken schließen müssen, mit Zwangsarbeitern konnten sie ihre Produktionskapazitäten dagegen erheblich ausbauen.19

Zu Beginn des massiven Ausländereinsatzes Mitte 1942 kam es in vielen Unternehmen zu Debatten. Auf einer Tagung der Siemens-Zentralverwaltung im Dezember 1942 empfahl ein Oberingenieur bei der Rekrutierung die »gründliche Fühlungnahme mit den leitenden Herren der Arbeitseinsatzstellen im Ausland«.20 Trotz des durch Erhebungen ermittelten, unerwartet passablen Bildungsgrads der osteuropäischen Zwangsarbeiter stand Siemens vor dem Problem,
»mit einem nur ganz kleinen Stamm von deutschen Ingenieuren, Facharbeitern und Kaufleuten und im übrigen nur mit sprachunkundigen Ungelernten eine möglichst große Fertigung« aufzuziehen. Die deutsche Belegschaft reagiere vielfach ablehnend darauf, dass »wir unseren Betrieb so mit fremdem Blut füllen«. 21 Zum Abschluss der Tagung erklärte Direktor Hanns Benkert, der Ausländereinsatz sei »keine augenblickliche Angelegenheit, sondern wir werden sie als Dauereinrichtung aufziehen müssen«.22 Der zunächst so ungeliebte Ausländereinsatz hatte damit bereits eine Nachkriegsperspektive gewonnen.

Ohne Zwangsarbeiter wäre nicht nur die Rüstungsindustrie, sondern auch die Versorgung der Bevölkerung rasch zusammengebrochen. Städtische Werke und Bezirksämter setzten Ausländer ein. So berichteten die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) dem Arbeitsamt über die »vielen Ostarbeiterkinder bei uns«.23 Selbst in Krankenhäusern arbeiteten zahlreiche Ausländer.24 Zwangsarbeiter waren häufig auch bei kleinen Handels- und Handwerksbetrieben beschäftigt. 25 Der Ukrainer Roman F. etwa arbeitete als Heizergehilfe im Hotel Adlon. 26 Leitende Angestellte von Unternehmen und NS-Bürokratie nutzten nicht selten ihre Beziehungen, um ihren Ehefrauen eine ausländische, oft sowjetische Haushaltshilfe zu besorgen.27 Die aus Charkow verschleppte Ingenieurin Sinaida Baschlai wurde zunächst bei der Kosmetikfirma Schwarzkopf eingesetzt, kam dann aber als Haushaltshilfe zu einer Steglitzer Dame: »Sie war die Herrin, ich ihr Dienstmädchen. Ich arbeitete den ganzen Tag, und sie konnte sich ans Klavier setzen; sie dachte, wenn sie spielte und ich arbeitete, würde ich eine bessere Laune bekommen. Sie spielte für mich die ›Mondscheinsonate‹, und ich putzte die Fenster.«28



Durchgangslager, Saallager und Barackenlager

Nur ein kleiner Teil der Zwangsarbeiter war mehr oder weniger freiwillig und nicht selten aus ökonomischer Not den irreführenden Werbekampagnen der deutschen Arbeitsämter gefolgt, die meisten wurden durch einen individuellen Verpflichtungsbescheid, eine dem Heimatdorf vorgegebene Arbeitskräfte-Quote oder eine brutale Razzia zur Arbeit gezwungen. Nach tagelanger Fahrt im Güterwaggon kamen sie erschöpft und ausgehungert in das im September 1942 fertiggestellte Durchgangslager Wilhelmshagen, wo sie registriert, desinfiziert, fotografiert und auf die Betriebe verteilt wurden.29 Im November 1943 eröffnete das Arbeitsamt ein zweites Durchgangslager in Potsdam-Rehbrücke.


Von diesen in Zeitzeugenberichten oft als Sklavenmarkt30 beschriebenen Verteilungsstellen aus ging es dann in die Unterkünfte der Firmen. An mindestens 3000 Orten in Berlin wurden nachweislich Zwangsarbeiter untergebracht. Das konnten große Barackenkomplexe sein oder Saallager in Restaurants und Schulen sowie Dachböden und Kohlenkeller in Wohnhäusern. Zum Jahreswechsel 1942/43 lebten 147452 Zwangsarbeiter in 1011 Barackenlagern, Festsälen, Hotelgebäuden und Fabrikschuppen.31 Weitere 100 000 zivile Zwangsarbeiter waren zu diesem Zeitpunkt privat oder in kleinen, nicht als Lager registrierten Unterkünften in Berlin untergebracht. Die Zahl der Zwangsarbeiterlager stieg im Kriegsverlauf drastisch an, alleine für Kreuzberg von acht (November 1940) über 75 (Juni 1942) auf schließlich 119 Lager (Mai 1944).32 Die folgenden Zahlen sind also nur eine unvollständige Momentaufnahme für Ende 1942/Anfang 1943.

Ende 1942 waren Siemens und AEG die größten Betreiber von Zwangsarbeiterlagern mit jeweils 101 Lagern; es folgten die Deutsche Reichsbahn mit 30 und der Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt (GBI) mit 23 Lagern. Im Durchschnitt kamen 146 Bewohner auf ein Lager. Die von der Weser Flugzeugbau GmbH mit zwei großen Lagern für insgesamt 3500 Zwangsarbeiter vorangetriebene »Erstellung geschlossener Barackenstädte« verringerte zwar den Verwaltungsaufwand bei der Unterbringung,33 aber die improvsierten Saallager waren billiger. Bei Siemens schätzte man, dass die Einrichtung eines Saallagers etwa 200, der Bau eines Barackenlagers dagegen 1050 RM pro Bett kostete.34 Die Großstadt bot den Firmen vielfältige Möglichkeiten, ihre Zwangsarbeiter unterzubringen. Die AEG mietete bevorzugt Lokale an. Nicht wenige Hotels und Fremdenheime in den Bahnhofsvierteln hielten sich durch derartige Mietverträge mit den großen Rüstungsfirmen über Wasser. 76 französische AEG-Arbeiter wohnten im Rahnsdorfer Altersheim »Sorgenfrei« der Berliner Stadtmission. 35 Mindestens ein Dutzend Schulen wurden als Zwangsarbeiterlager genutzt. Die in der heutigen Sophie-Scholl-Schule in Schöneberg untergebrachten Zwangsarbeiter bauten für Philipp Holzmann den Fernmeldebunker in der Pallasstraße.36 Die Reichsbahn nutzte in der Neuköllner Siegfriedstraße Wohnungen, ebenso Telefunken am Tempelhofer Ufer, wo mehrere Etagen im Quergebäude mit je sechs bis acht Notbetten pro Zimmer ausgestattet wurden.37

In den Außenbezirken dominierten große Barackenareale. Die mit etwa 2500 Insassen größten Berliner Lager unterhielten Anfang 1943 die Fritz Werner AG in Marienfelde, die Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken DWM in Pankow-Schönholz und die Argus Motoren GmbH in Reinickendorf.38 Ein
halbes Jahr später waren dann die Lager in der Spandauer Egelpfuhlstraße mit 2800 Plätzen beziehungsweise am Adlershofer Adlergestell mit 2900 Plätzen die größten.39

Bei den Barackenkomplexen handelte es sich zumeist um »Gemeinschaftslager«, also Lager mit Gemeinschaftsverpflegung in einer Kantine. In den Holzbaracken wurden 12 bis 16, manchmal auch 24 und mehr Insassen pro Stube untergebracht. Berliner Tischler und Möbelfirmen fanden im Lagerbau ein neues Betätigungsfeld; 40 Firmen inserierten in den Rubriken »Baracken« und »Barackenlagereinrichtungen« des Branchenbuchs von 1942. Häufig taten sich mehrere Firmen zu einer Arbeitsgemeinschaft Lagerbau zusammen. Bei der Grundstückswahl achtete nicht nur Siemens darauf, ob »wir das Lager über Kriegsende hinaus behalten können«.40 Koordiniert wurde der Lagerbau vom GBI.41 Für die nach dem Stopp der »Germania«-Planungen nicht mehr beschäftigten Architekten war die Planung von Zwangsarbeiterlagern eine Möglichkeit, der drohenden Einberufung zu entgehen. Der spätere TU-Rektor Hans Freese etwa entwarf das heute noch existierende GBI-Lager 75/76 in Berlin-Schöneweide. 42



Apartheid nebenan

Fast jeder Berliner hatte einen Zwangsarbeiter als Nachbarn oder Arbeitskollegen. Manche protestierten gegen die Einrichtung eines Ausländerlagers in ihrem Wohngebiet. Die Zwangsarbeiter waren auf ihren langen täglichen Arbeitswegen ebenso unübersehbar wie an ihrem Arbeitsplatz in den Fabriken. Für den täglichen S-Bahn-Transport von russischen Zivilarbeitern und Kriegsgefangenen durch Berlin stellte die Reichsbahndirektion Berlin im Juli 1944 einen Sonderfahrplan auf und merkte dazu an: »Die Sonderzüge sind auf allen Bahnhöfen mit dem Richtungsschild ›Nicht einsteigen‹ anzukündigen.«43 Am 30. November 1944 notierte die Journalistin Ursula von Kardorff: »Der Bahnhof Friedrichstraße mit seinen breiten Treppen, die in eine Art Unterwelt führen, gilt als bombensicher. Dort ist es so, wie ich mir Shanghai vorstelle. Zerlumpte malerische Gestalten in wattierten Jacken mit den hohen Backenknochen der Slawen, dazwischen hellblonde Dänen und Norweger, kokett aufgemachte Französinnen, Polen mit Hassblicken, fahle, frierende Italiener – ein Völkergemisch, wie es wohl noch nie in einer deutschen Stadt zu sehen war. Fast ausschließlich Ausländer sind da unten, Deutsch hört man kaum.«44


Die von der NS-Sondergesetzgebung vorgegebene Abschottung der »Fremdvölkischen« beschränkte die Kontakte zwischen Deutschen und Ausländern. Der »verbotene Umgang« wurde teilweise streng verfolgt. Die Sprachbarriere und das gegenseitige Misstrauen trugen dazu bei, persönliche Beziehungen zu verhindern. In die anfangs oft siegesgewiss-überhebliche Attitüde gegenüber den Ausländern mischte sich im Verlaufe des Krieges immer häufiger Angst.45 Viele ehemalige Zwangsarbeiter berichten gleichwohl von konkreten Hilfeleistungen wie dem Zustecken von Nahrungsmitteln. Dieses zwischenmenschliche Mitgefühl war von großer Bedeutung für das Überleben der Ausländer, aber auch für die moralische Integrität der Helfenden.46 Überwiegend wurde die »Apartheid nebenan«47 von den Berlinern aber akzeptiert, wenn sie nicht gar die nationalsozialistische Herrenmenschen-Ideologie fanatisch unterstützten. Die meisten Verhaftungen gingen auf Anzeigen von Meistern und Lagerführern zurück, viele aber auch auf Denunziationen von unbeteiligten Passanten. Große Verantwortung für die Lebensbedingungen der Ausländer trug der Abwehrbeauftragte, der in größeren Firmen zum Führungspersonal gehörte und in kleineren Betrieben meist identisch war mit dem Betriebsführer. Ihm unterstand der Werkschutz; das Aufsichtsrecht der Gestapo beschränkte sich auf die Ausbildung und Überprüfung der von 1943 an auch unter Meistern und Vorarbeitern rekrutierten nebenamtlichen Werkschutzmänner.48

Die Lagerführer der betriebseigenen Lager unterstanden ebenfalls dem Abwehrbeauftragten. Hier gab es allerdings nicht selten ein Kompetenzgerangel mit der Deutschen Arbeitsfront, die für die Lager- und Freizeitorganisation der Zwangsarbeiter zuständig war. Nicht nur bei der Köpenicker Gema führte das zu Auseinandersetzungen über das richtige Verhalten gegenüber den Zwangsarbeitern. 49 Der Einfluss der allzu bürokratisch agierenden DAF sank im Kriegsverlauf allmählich. Vor Ort hatten die Lagerführer einen großen Spielraum in Bezug auf die Behandlung der Lagerinsassen. Im Neuköllner Friedhofslager etwa verhielt sich ein Lagerführer ruhig und verständnisvoll, während der andere häufig schlug und mit der Gestapo drohte.50



Freizeit und Überleben

Die wenigen freien Stunden nach einer oft zwölfstündigen Arbeitsschicht nutzten die Zwangsarbeiter vor allem, um ihr Überleben zu sichern. »In der Freizeit gingen wir in die Stadt, wir halfen der deutschen Bevölkerung im Haushalt. Ich
ging zu einer Deutschen, ich putzte, wusch, und die Frau gab mir dafür Mittagessen.« 51 Damit konnten sich auch ärmere Berliner ein Dienstmädchen oder einen Bauarbeiter ins Haus holen – im wahrsten Sinne des Wortes für ein Butterbrot. Viele Zwangsarbeiter gingen in Lokale mit markenfreiem Essen oder besuchten die Schwarzmärkte: »Irgendwann am Sonntag – am freien Tag – fuhr ich zum Alexanderplatz, um auf dem Markt einen Laib Brot zu kaufen. Die Männer haben manchmal Brotmarken gekauft, meistens bei den Franzosen und Polen.«52 Entgegen den rassistischen Vorurteilen der Nationalsozialisten waren Franzosen sehr viel stärker in den verbotenen Tauschhandel involviert als »Ostarbeiter«, da sie über mehr Bewegungsspielraum und bessere Sprachkenntnisse verfügten. Die von der Kripo sorgfältig beobachtete Ausländerkriminalität beschränkte sich meist auf das Fälschen von Brotmarken, Diebstähle innerhalb der Lager sowie Feld- und Gartendiebstähle, insgesamt also Hungervergehen.53

Heimweh und Langeweile verleiteten viele Zwangsarbeiter zu Alkoholkonsum und Glücksspielen. Die von der DAF organisierten Freizeitangebote wurden von den Lagerinsassen angenommen, verfehlten aber wohl meist ihre propagandistische Wirkung. Den ukrainischen Volkstänzen zogen die Ausländer Besuche bei ihren Bekannten und Verwandten in anderen Berliner Lagern vor – eine Möglichkeit, die ihre Kameraden auf dem Land nicht hatten. Gerne gingen sie auch spazieren und ließen sich wie Touristen vor Berliner Sehenswürdigkeiten fotografieren. Unter den Privatfotos von Zwangsarbeitern finden sich Dutzende von Gruppenbildern, die ein Straßenfotograf vor dem Nationaldenkmal an der Schlossfreiheit aufnahm.54

Viele junge Menschen verliebten sich – meist in andere Zwangsarbeiter.55 Liebesbeziehungen zu Deutschen waren gefährlich, für Osteuropäer sogar lebensgefährlich. Beziehungen innerhalb der einzelnen Ausländergruppen waren dagegen erlaubt.56 Im Juni 1943 wurde in Johannisthal sogar eine »Bordellbaracke für fremdvölkische Arbeiter« eingerichtet, die für Deutsche verboten war.57 Viele Zwangsarbeiterinnen bekamen im Lager Kinder. In Neukölln wurde jedes zehnte Kind von einer Zwangsarbeiterin geboren, im Juni 1944 sogar jedes fünfte.58 Viele der Säuglinge, die in den Lagern zur Welt kamen, starben aufgrund der schlechten Bedingungen bereits nach wenigen Tagen an »Ernährungsstörung«. 59
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Abb. 3 Die polnische Zwangsarbeiterin Halina Wojciechowska und ihre Tante vor dem Nationaldenkmal am Berliner Schloss, 17. April 1944.
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Abb. 4 »Ostarbeiterinnen« mit einem Säugling im BMW-Lager am Juliusturm. Foto des Holländers Aart Markus.






Repression und Widerstehen

Alle ausländischen Arbeitskräfte wurden registriert und mit Hilfe des rassistisch-bürokratischen Repressions- und Kontrollapparats aus Polizei, Wehrmacht, Arbeitsamt, Werkschutz und SS streng überwacht. Die Anonymität der Großstadt, der große Arbeitskräftebedarf der Unternehmen und das Kompetenzgerangel verschiedener Behörden ließen allerdings manches Schlupfloch. So klagte die Kriminalpolizei 1943 über die hohe Fluktuation und die unzureichende Erfassung der Ausländer in den Karteien der DAF, des Arbeitsamts und des Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz.60 In den großen Barackenlagern entstand ein regelrechtes Zwangsarbeitermilieu, in dem Landsleute sich gegenseitig unterstützten, die Gestapo aber auch Spitzel hatte.61

Möglichkeiten zu einem organisierten Widerstand hatten die Zwangsarbeiter kaum. Auf Betriebsebene gab es aber kollektive Protestaktionen. So begehrten russische Frauen Anfang 1942 gegen das Kantinenessen bei Siemens auf. Wie auf einer Tagung der DAF berichtet wurde, hatten »500–600 Frauen vor der Kantine unter ungeheurem Lärm demonstriert und sofortige Absetzung des gesamten Kantinenpersonals verlangt. Nur mit polizeilicher Hilfe konnte dieser Vorfall in Ordnung gebracht werden, d. h. durch Festnahme der Rädelsführerinnen.«62 Daneben gab es zahlreiche Formen individueller Auflehnung und symbolischen Protests. Die nach Handgreiflichkeiten mit ihrer Chefin verhaftete »Ostarbeiterin« Nadeshda Koroljowa wehrte sich bei der Gestapo: »Als ich verhört wurde, wurde ich gefragt, wie ich es wagen konnte, eine deutsche Frau zu schlagen. Ich bin aufgestanden und antwortete: ›Und wie konnte sie ein russisches Mädchen so behandeln?‹«63

Westeuropäer und Tschechen wurden bei Verstößen gegen die drakonischen NS-Gesetze in der Regel von der Strafjustiz verurteilt, während »Ostarbeiter« und Polen der Gestapo zugeführt wurden.64 In den meisten Verfahren ging es um »verbotenen Umgang« oder sogenannte Kriegswirtschaftsverbrechen. Die Urteile waren oft äußerst hart; meist plädierten gerade die Firmen für größere Strenge. So drängte die Reichsbahndirektion im August 1943 darauf, 16 Russen und Ukrainer, die Mehlsäcke gestohlen hatten, zum Tode zu verurteilen. Das Sondergericht beschränkte sich aber auf Haftstrafen.65 Die Verfolgung geflüchteter Ausländer wurde in den letzten Kriegsjahren zur Hauptbeschäftigung auf den Polizeidienststellen – in Berlin wie im gesamten Reich. Bei den regelmäßigen Bahnfahndungen nahm man allein im Juli 1943 in den Fernzügen 1040 geflohene Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene fest.66




Arbeitserziehungslager

Das wichtigste Element zur Disziplinierung und Terrorisierung der Zwangsarbeiter waren die Arbeitserziehungslager (AEL).67 Als drittes AEL im Reich wurde im April 1940 das Lager Wuhlheide der Staatspolizeileitstelle Berlin am südlichen Rand des Schlossparks in Friedrichsfelde errichtet.68 Der Kunstfaserfabrik Phrix AG in Wittenberge69 sicherte die Stapostelle Potsdam Mitte 1941 zu,


»die von uns inhaftierten Leute oder sonstige Gefolgschaftsmitglieder, die sich durch ständiges Bummeln, Faulenzen oder gar Widersetzlichkeit auszeichnen, in das Besserungslager Wuhlheide bringen zu lassen, wo ihnen je nach Schwere des Falles während einer 3- bis 6-wöchentlichen Inhaftierung das nötige Verständnis für die Aufgaben und Pflichten eines ausländischen Arbeiters in deutschen Betrieben beigebracht werden wird. Die Leute müssen in diesem Lager täglich 12 Stunden stramm arbeiten und werden bei geringsten Vergehen mit Einzelhaft auf hartem Lager, Entziehung der warmen Mittagskost und sonstigen Maßnahmen zu geregelter Arbeit erzogen.«70


Das AEL Wuhlheide hatte für RSHA-Chef Reinhard Heydrich Vorbildcharakter. 71 Es war im Schnitt mit etwa 500, im Sommer 1943 mit 684 Häftlingen belegt.72 Zurzeit geht die Forschung davon aus, dass in dem Lager etwa 2500 Menschen infolge der Haftbedingungen umkamen. 1942 reichte die Kapazität in der Wuhlheide nicht mehr aus; wie überall im Reich wurden auch in der Berliner Region mit Beginn des »Ostarbeiter«-Einsatzes neue AEL eingerichtet. Für männliche Häftlinge entstand das AEL Großbeeren im Süden Berlins, ebenfalls in Kooperation mit der Reichsbahn.73 Ein AEL für weibliche Häftlinge errichtete die Stapostelle Potsdam im Februar 1942 bei der Bastfaser GmbH in Rhinow; bereits im Juni wurde es zum Hauptwerk der Firma in Fehrbellin verlegt.74 Viele Unternehmen griffen zu betriebsinternen Strafmaßnahmen, die weniger Arbeitszeitausfall verursachten. So unterhielten die AEG-Kabelwerke Oberspree in Schöneweide einen »Sonderarbeitstrupp«, der am Sonntag schwere körperliche Strafarbeiten verrichten musste. Die Betroffenen verblieben nachts im Gewahrsam des Werkschutzes, der auch die Dauer der Bestrafung bestimmte.75



Krankheiten, Bombenangriffe und Tod

Die überwiegend jungen und aufgrund der medizinischen Auswahl in den Durchgangslagern überdurchschnittlich gesunden Zwangsarbeiter zogen sich infolge der schweren Arbeit, der unzureichenden Ernährung und der schlechten Hygiene bald Krankheiten zu. Am gefährlichsten waren Tuberkulose und Typhus, die in den überbelegten und verlausten Barackenlagern grassierten. Die in Berlin vorhandenen Entlausungsanstalten erwiesen sich als völlig unzureichend; nicht nur das Gesundheitsamt Pankow sah im Februar 1944 »eine nie dagewesene Fleckfiebergefahr«.76 Während die Krankenhäuser die Zwangsarbeiter in der Regel vergleichsweise korrekt behandelten,77 sahen die Werksärzte und Lagersanitäter in ihnen häufig Simulanten, die zur Arbeit gezwungen werden mussten.78 Schwerkranke wurden zwecks Kostenersparnis an das Arbeitsamt zurückverwiesen und damit dem Tod ausgeliefert. Die »Ostarbeiterin« Anna Beljawska etwa wurde »am 31. 7. 44 wegen offener Lungentuberkulose« von der Weserflug »entlassen und dem Durchgangslager Blankenfelde zugeführt, da sie nicht mehr einsatzfähig war«. Dort starb sie einige Wochen später. Allein in diesem »Krankensammellager« bei dem Dorf Blankenfelde im Norden von Pankow kamen mindestens 400 sowjetische Zwangsarbeiter ums Leben.79 Mehr als 1500 Menschen, vor allem aus der Sowjetunion, starben im städtischen Ausländerkrankenhaus, das das Hauptgesundheitsamt 1942 in Mahlow am südlichen Stadtrand eingerichtet hatte.80 Psychisch krank gewordenen Zwangsarbeitern drohte die Ermordung in der Landeskrankenanstalt Meseritz-Obrawalde. 81

Zwangsarbeiter starben auch infolge von Gewalttaten, Bombenangriffen, Arbeitsunfällen oder nach ihrer Einweisung in ein KZ oder ein AEL. Viele Tschechen und Franzosen wurden im Gefängnis Plötzensee hingerichtet, allein aus dem Bezirk Kreuzberg waren es knapp 90 Opfer. Andere wurden im Lager ermordet. Im Reichsbahnlager Halensee wurden am Ostersamstag 1942 drei junge Männer aus Charkow beim »Kartoffelklauen« erwischt und noch am selben Tag vor den versammelten Lagerinsassen erschossen.82 Massaker, wie sie sich in anderen Städten in den letzten Kriegstagen ereigneten, gab es in Berlin offenbar nicht. Am 23. April 1945 wurden allerdings im südlich der Stadt gelegenen Treuenbrietzen 127 Italiener ermordet.83

Die Bombenangriffe auf Berlin forderten insgesamt knapp 30 000 Tote, darunter eine bislang unbekannte Zahl von Ausländern.84 Nach unvollständigen Meldungen einiger Bezirke handelte es sich bei etwa einem Fünftel der bis
Anfang 1944 »durch Feindeinwirkung« verstorbenen Zivilpersonen um Ausländer. 85 Einzelfälle deuten die Dimension an: Bei den schweren Angriffen am 22. November 1943 kamen über 60 Französinnen im Siemens-Lager in der Charlottenburger Traditionsgaststätte »Türkisches Zelt« ums Leben.86

Den Bombenangriffen waren die Ausländer noch schutzloser ausgesetzt als die deutsche Bevölkerung, da sie, besonders wenn sie aus Osteuropa kamen, meist keinen Zugang zu Bunkern und Luftschutzkellern hatten.87 Die meisten Zwangsarbeiterlager waren lediglich mit einem notdürftig bedeckten Splitterschutzgraben ausgestattet. Die in einem Neuköllner Lager untergebrachte Kazimiera Kosonowska erinnert sich:


»Als die Sirenen heulten, wurde der Strom abgeschaltet, und die Wachmänner trieben uns in den Luftschutzraum hinunter. Das waren ausgehobene Gräben hinter den Baracken, mit befestigten Wänden, von oben mit Brettern zugedeckt und mit Erde zugeschüttet. Unter diesen schrecklichen, grabähnlichen Bedingungen mussten wir den Luftangriff abwarten, während in der Nähe die Bomben explodierten.«88


Die Bombenangriffe gehörten zu den schrecklichsten Erfahrungen der Zwangsarbeiter. Neben die eigene Todesangst und die Trauer um getötete Kameraden trat nicht selten auch Mitleid mit der deutschen Zivilbevölkerung, deren Leid vor allem die zu Aufräumarbeiten abkommandierten Ausländer aus nächster Nähe erlebten.89 Die Gefühle gegenüber den alliierten Bombern waren dagegen zwiespältig: »Sie waren unsere Befreier, aber sie töteten uns.«90 Noch über den Tod hinaus galt die rassistische Hierarchie: Während westeuropäischen Zwangsarbeitern für gewöhnlich eine angemessene Bestattung zukam, sollten die Osteuropäer auf einfache Weise und ohne Namensnennung begraben werden.91 Die Habseligkeiten von toten Ostarbeitern wurden von der Vermögensverwertung des Oberfinanzpräsidenten an die Berliner verkauft.92

Insgesamt wurden etwa 10 000 bis 12 000 Zwangsarbeiter in Berlin bestattet. Bei rund 500 000 Zwangsarbeitern entspräche dies einem Anteil von gut zwei Prozent. Von den 5509 »Ostarbeitern« der Reichsbahn, die in überlieferten Alliiertenlisten dokumentiert sind, starben 107 in Berlin, also knapp zwei Prozent.93 Auch wenn dies noch durch weitere Forschungen überprüft werden muss, kann hieraus mit aller Vorsicht geschlossen werden, dass die Überlebenschancen in Berlin insgesamt eher größer waren als im Reichsdurchschnitt. 94




Resümee

Der riesige Arbeitskräftebedarf machte Berlin – entgegen dem ursprünglichen Willen der nationalsozialistischen Machthaber – von 1939 und erst recht von 1942 an in der Zusammensetzung seiner Bevölkerung noch deutlich vielfältiger als zum Zeitpunkt der Machtergreifung. Rund 500 000 Zwangsarbeiter waren Teil der Berliner Kriegsgesellschaft, auch wenn sie nicht zur »Volksgemeinschaft« gehörten. Auf die unerwünschte, aber unvermeidliche Heterogenität reagierte die deutsche Führung mit Vorschriften zur Abgrenzung. Kontakte zwischen den Deutschen und den ausländischen Zwangsarbeitern sollten auf ein hierarchisch strukturiertes Minimum reduziert werden.

Betriebs- und Lagerführer, Polizisten und Ärzte, Vorarbeiter und Nachbarn hatten unterschiedlich große Spielräume in ihrem Verhalten gegenüber den Zwangsarbeitern. Trotz einzelner Beispiele von Solidarität und Hilfe wurden die Diskriminierung und Ausbeutung der Ausländer von den meisten Berlinern akzeptiert, wenn nicht gar gefördert. Neben der Rüstungsindustrie profitierten schließlich auch viele »Volksgenossen«, die sich billige Hausangestellte hielten, von der Zwangsarbeit.

Den Zwangsarbeitern blieb kaum etwas anderes übrig, als für den Feind zu arbeiten und auf die Befreiung durch die Alliierten zu hoffen. Nach der Rückkehr in die Heimat litten sie oft noch jahrzehntelang unter den gesundheitlichen und seelischen Schäden infolge der Zwangsarbeit. Für viele war Berlin die Stadt, in der sie ihre Jugend verloren hatten.
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Bild 9

Der Amerikaner James Abbe, der zwischen 1927 und 1936 als Fotojournalist in Berlin tätig war und einige Berühmtheit erlangte, weil es ihm gelang, Stalin, Mussolini und Hitler vor die Linse zu bekommen, fotografierte im Sommer 1933 das Oberdeck eines Ausflugsbusses der BVG, der im Linienverkehr eingesetzt wurde. Zwar waren Uniformen auch in der Weimarer Republik – für Post- und Telegrammboten, Reichsbahn- und BVG-Mitarbeiter, Chauffeure, Polizisten – gang und gäbe. Seit 1933 vervielfachte sich aber die Zahl der Uniformträger und Parteigänger. Auch im Bus manifestierte sich die Uniformierung, die Abbild der physischen Durchdringung der Gesellschaft war. Auf der rechten Seite ist hinter dem Zeitung lesenden Herrn mit Zigarre ein SS-Mann zu erkennen, dahinter ein SA-Mann. Auf der linken Seite hat vor den beiden Damen ein Zivilist mit NSDAP-Parteiabzeichen am Revers Platz genommen.









ERFAHRUNGSHORIZONTE BERLINER JUGENDLICHER IM NATIONALSOZIALISMUS

Die Jugendlichen in der Metropole Berlin stellten weder in Bezug auf ihre soziale Herkunft oder politische Prägung noch auf ihre Stellung im »Dritten Reich« eine homogene Gruppe dar. Abhängig von Wohnlage und Milieu gab es eine Vielzahl von Perspektiven auf die nationalsozialistische Politik von Verdrängung und Restriktionen. Die Grunewalder Lebenswelt von Judith Kerr, Tochter des Theaterkritikers Alfred und der Komponistin Julia Kerr, war bis zur Emigration ihrer jüdischen Familie bildungsbürgerlich geprägt und finanziell abgesichert. Judith Kerr schreibt in ihrer Erinnerung an diese Zeit nicht nur von einem »Mädchen«, sondern auch von einer Haushälterin. Wenn die Kinder von der Schule kamen, wurden sie oft vom Klavierspiel der Mutter begrüßt. 1 Der Schriftsteller Wolfdietrich Schnurre erlebte seine Schulzeit im Weißenseer Arbeitermilieu dagegen als »Schlüsselkind« und »politisch wache Großstadtpflanze«, vertraut mit dem Bild des »arbeitslosen Familienvater[s], der immer kommunistisch gewählt hatte«.2 Ilse Koehn wuchs in Waidmannslust als Tochter von Sozialdemokraten auf und galt nach den »Nürnberger Gesetzen« vom September 1935 als »Mischling zweiten Grades«. Zumindest in den ersten Jahren nach 1933 nahm sie keine Bedrohung wahr: »Meine kleine Welt veränderte sich nicht […]. Niemand schlug Fensterscheiben ein in unserem ruhigen Vorort von Berlin.«3 Inge Deutschkron, die aus einem ähnlichen Elternhaus stammte, aber in Prenzlauer Berg aufwuchs, machte dagegen schon früh Bekanntschaft mit aggressiv ausgetragenen politischen Konflikten. Sie erinnert sich an einen Schuss auf ihren Vater und an einen tödlich verwundeten Kommunisten, den sie einmal nach einem Straßenkampf zwischen Anhängern der KPD und denen der NSDAP gesehen hatte.4

Aufgrund der Diversität und Disparität, die in diesen Beispielen nur angerissen werden können, wird auf eine grundsätzliche Klassifizierung der verschiedenen Milieus und Gruppen von vornherein verzichtet. Stattdessen interessiert, ob es Faktoren gab, die dazu führten, dass sich das Erfahrungsspektrum von Berliner Jugendlichen von dem ihrer Altersgenossen in anderen Teilen des
Deutschen Reiches unterschied. Dabei werden zunächst die primäre Sozialisationsinstanz, die Familie, und zwei Varianten sekundärer Sozialisation, die Schule und die nationalsozialistischen Jugendorganisationen, betrachtet. Weiterhin wird gezeigt, inwiefern Berlin ein Sonderfall unter den deutschen Städten und Regionen war, wobei der Blick auf den Zusammenhang von Gewalterfahrungen und Möglichkeiten zu abweichendem Verhalten gerichtet ist.

Dass sich die Erlebnisse von Jugendlichen, die aus politischen oder rassistischen Gründen verfolgt wurden, grundsätzlich von den Erfahrungen der Mehrheitsgesellschaft unterschieden, versteht sich von selbst. Ausgrenzungs-und Verfolgungserfahrungen sollen hier jedoch nicht im Fokus stehen, gleichwohl werden sie in die Darstellung einfließen, weil die Berichte über die Zeit des Nationalsozialismus überwiegend aus der Perspektive dieser stigmatisierten Gruppe stammen und deren Erinnerungen neben der Schilderung individueller Schicksale präzise Beobachtungen über den Wandel des Berliner Alltags enthalten.




Berlin als Beispiel für das Reich: Familie, Schule, Jugendorganisationen im Konflikt

Die Jugend war für den Aufbau des nationalsozialistischen Gesellschaftsmodells von großer Bedeutung, daher wurde der Erziehung hohe Priorität beigemessen. Hermann Giesecke sah das Aufwachsen im Erziehungsideal des »Dritten Reiches« als Weg in »eine ausbruchsichere NS-Karriere, gegründet auf ein Erfahrungsmonopol ohne Alternativen«.5 Andere Autoren haben argumentiert, dass der staatliche Eingriff in die Erziehung zu einer Entfremdung von den primären und sekundären Sozialisationsinstanzen Familie6 und Schule7 geführt habe. Als das wesentliche Instrument zur Sicherung dieses Erfahrungsmonopols müssten die Jugendorganisationen HJ beziehungsweise BDM betrachtet werden, in denen die politische Erziehung stattfinden und der Nachwuchs für die SS herangebildet werden sollte.8 In Hinsicht auf die Popularität der Organisationen bestanden jedoch regionale Disparitäten. So fiel die Beteiligung in traditionell katholischen Gegenden geringer aus als in protestantisch geprägten.9 Berlin lag hier im Mittelfeld.




Die bedrohte Autorität der Eltern

Eine spezifische Bedrohung des familiären Zusammenhalts fand durch die zunehmende Politisierung der privaten Sphäre statt, zum Beispiel durch Empfehlungen des »Reichsmütterdienstes« RMD oder durch normative Darstellungen des Familienlebens in Schulbüchern.10 Widersprüche zwischen den politischen Einstellungen der Eltern und den neuen, in Schule und Jugendorganisationen vorgestellten Normen stellten Kinder vor kognitive und emotionale Herausforderungen. Der Selbstmord von Anna S.11 aus Wilmersdorf zeigt, wohin solche Zerrissenheit im Extremfall führen konnte.12 Die 16-jährige Schülerin des Neuköllner Kaiser-Friedrich-Gymnasiums erhängte sich am 27. März 1935 auf dem Dachboden ihres Wohnhauses.13 Im Abschiedsbrief an die Eltern schrieb sie, dass einige Lehrer sie aufgrund der SPD-Mitgliedschaft des Vaters gequält hatten. Die Entscheidung für den Freitod habe sie getroffen, weil man ihr mit einem negativen Eintrag ins Führungszeugnis drohte. Das sei »besonders beliebt«, um »Karl-Marx-Schüler […] zu Grunde zu richten«. Andere Schüler seien »aus irgendeinem belanglosen Grund« von der Schule geworfen worden, oder man habe sie bei Prüfungen durchfallen lassen.14

Während Anna S. sich den Spannungen zwischen Schule und Elternhaus durch Selbstmord entzog, reagierte Ilse Koehn anfangs mit Aggressivität gegenüber ihrer Familie, als sie feststellte, dass ihre Klassenkameradinnen »genau das Gegenteil« dessen, was zu Hause gesagt wurde, glaubten: »Warum sind wir bloß so anders?«15 Die Reaktion von Ilse Koehn spiegelt eine typische Strategie zur Lösung eines Loyalitätskonflikts und zur Vermeidung kognitiver Dissonanzen wider.16 Solche Loyalitätskonflikte dürften Jugendliche überall im Reich erfahren haben, denn überall waren die Familien nach 1933 in ihrem Zusammenhalt zum Teil stark bedroht. Ob emotionale Bindungen intakt blieben, hing von ihrer Stärke, der Anfälligkeit der Kinder und Jugendlichen für politische Botschaften und davon ab, wie stark der Druck war, der durch die Umwelt auf sie ausgeübt wurde.



Die Schule und die Varianz möglicher Erfahrungen

Am Beispiel der Schule lässt sich zeigen, wie unterschiedlich der Grad politischer Durchdringung jugendlicher Lebenswelten nach der »Machtergreifung« war.17 Günter Kunert berichtete im Rückblick auf seine Berliner Schulzeit,
warum er der Konfrontation mit systemkonformen Lehrern entging: »Im Schatten des künftigen Krieges waren viele, längst pensionierte Lehrer reaktiviert worden, so daß ich […] niemals etwas mit jüngeren und überzeugten ›Erziehungsbeauftragten‹ des Systems zu tun hatte.«18 Joachim Fest dagegen wurde eine Hitler-Karikatur zum Verhängnis, die er während des Unterrichts im Leibniz-Gymnasium am Kreuzberger Mariannenplatz gezeichnet hatte:


»Mein Klassenlehrer schien von nun an jede Unaufmerksamkeit, jede Störung, die ich mir zuschulden kommen ließ, als Ausdruck eines hoffnungslos nichtsnutzigen, auch politisch unerfreulichen Elements zu betrachten, bald führte ich die Liste der im Klassenbuch getadelten oder zu Arrest verurteilten Schüler mit uneinholbarem Vorsprung an.«19


Schließlich wurde der Vater zum Direktor gebeten und vereinbart, dass der Junge schnellstmöglich die Schule verlassen sollte. Diese Varianz möglicher Erfahrungen war ebenfalls keine Berliner Besonderheit, sondern wohl die Regel: Wie sehr unangepasste Schüler Drangsalierungen und Repressionen ausgesetzt waren, war oft auch vom Zufall abhängig.

Eine weitere Übereinstimmung zwischen Berlin und dem Reich war die oft chaotische administrative Situation an den Schulen. Diese zeugt vor allem von der anfänglichen Unausgegorenheit der nationalsozialistischen Erziehungspolitik. Integrale Konzepte für die Zukunft der einzelnen deutschen Schulen wurden erst zwischen 1937 und 1939 erlassen.20 Das 1934 gegründete Reichserziehungsministerium beschränkte sich zunächst auf Ad-hoc-Erlasse und ließ so regionalen Akteuren Raum für eigenmächtiges Handeln. In Berlin ging die Aufsicht über das Volks-, Mittel-, Fach- und Berufsschulwesen 1934 und am 1. Dezember 1936 auch die über die 132 höheren Schulen21 an den Staatskommissar (von 1936 an Stadtpräsidenten) Julius Lippert22 über.23 Dessen Umgang mit den Berliner Schulen scheint mehr von einzelnen pragmatischen Maßnahmen als vom Ziel einer konzeptuellen Neuordnung bestimmt gewesen zu sein.24 So wies er die Schulleiter an, sich mit HJ und BDM abzustimmen und entsprechende Nachmittage unterrichtsfrei zu halten, damit der Besuch der HJ-Sportnachmittage und -Heimabende gewährleistet werden könne.25 Offenbar erfolgten solche Anweisungen immer erst, nachdem entsprechende Forderungen erhoben oder Meldungen über einen Missstand eingegangen waren. Ein über Pragmatismus hinausgehendes Bemühen um die Implementierung »völkischen« Gemeinschaftssinns ist dagegen Lipperts Erlass betreffs der Zusammenführung
des Zeichen- und Werkunterrichts an den höheren Schulen im August 1937. Hier war »der Hauptgedanke die Gemeinschaftsarbeit« mit dem Bestreben, »ichsüchtige Einstellungen fernzuhalten«.26 Einem gewissen Maß an politischer Indoktrination waren also alle Jugendlichen im Reich bereits früh über veränderte Lehrpläne ausgesetzt. Nach dem Angriff auf Polen rückte hier schließlich der Luftschutz in den Vordergrund. Lippert empfahl eine Behandlung des Themas in allen Schulfächern:


»Die Gelegenheiten ergeben sich häufig und ohne Zwang. So läßt sich z. B. im Erdkunde- und Geschichtsunterricht – z. B. Luftgefährdung durch die geopolitische Lage, Luftbild und städtebauliche Planung, in Verbindung hiermit der Luftschutzwarndienst – im Physik- und Chemieunterricht und im Deutschunterricht der Luftschutz mit behandeln.« 27


Solche Kriegsvorbereitung fand überall im Reich statt.28 Die exponierte Stellung der Reichshauptstadt29 schlug sich auch hier offenbar nicht in einer besonders starken Durchdringung des Lehrplans mit relevanten Informationen nieder. Für einen Teil der Berliner Schüler veränderten sich die Verhältnisse jedoch vergleichsweise stark, da das Reformschulwesen, das von den Nationalsozialisten bereits 1934 zerschlagen wurde, in Berlin eine große Rolle gespielt hatte.30



In Konkurrenz zu den etablierten Sozialisationsinstanzen: die Jugendorganisationen

Die dritte Säule für die Sozialisation Jugendlicher bildeten neben der Familie und der Schule die nationalsozialistischen Jugendorganisationen. Diese hatten Einfluss darauf, wie die Zeit ihrer Mitglieder strukturiert und ihre Anschauungen geprägt wurden, und sie wirkten sich auch auf diejenigen aus, die ihnen nicht angehörten. So berichtet Joachim Fest, dass an der Wohnungstür seiner Eltern regelmäßig Hitlerjungen erschienen und so laut, dass man es im ganzen Haus hören konnte, fragten, »wie lange wohl, in dieser Zeit des nationalen Zusammenstehens, der Volksgenosse Fest sich noch weigern wolle, seinen Söhnen den Eintritt in die Hitler-Jugend zu erlauben«.31 Auch in der Klasse von Marcel Reich-Ranicki im Schöneberger Fichte-Gymnasium waren fast alle Mitschüler in der HJ. Dass eine Verschiebung gesellschaftlicher Hierarchien
stattgefunden hatte und selbst die Lehrer ihrer Autorität nicht sicher sein konnten, zeigte sich dort 1934 nach einem eigentlich banalen Vorfall:


»Beim Handballspiel fühlte sich der Schüler R. von dem Schüler L. angerempelt. Beide waren sie gute Spieler, der eine HJ-Führer, der andere Jude. In der Hitze des Gefechts brüllte R. den L. an: ›Du Drecksjude‹ … Von der Sache erfuhr unser Klassenlehrer, Dr. Reinhold Knick. In seiner nächsten Stunde hielt er eine etwas feierliche Ansprache: ›Auch unser Heiland war Jude … Ich als Christ kann es nicht billigen … usw.‹ Alle lauschten wir stumm, auch der HJ-Führer R. Aber sein Schweigen dauerte nicht lange. Denn nach wenigen Tagen wurde Knick in die HJ-Gebietsführung (oder eine ähnliche Dienststelle) vorgeladen und bald auch von der Gestapo vernommen. Er berief sich auf sein christliches Gewissen, man warnte ihn, man drohte ihm. Die Folgen ließen nicht lange auf sich warten: Mit Ende des Schuljahres wurde er ans Hohenzollerngymnasium versetzt.«32


Die Jugendlichen, die Mitglieder der HJ oder des BDM waren, fanden sich allerorten in einer engmaschigen Struktur wieder, in der die meisten der freien Stunden verplant waren. Im Jahr 1937 vermeldete etwa die HJ-Kameradschaft 5/SIG aus Neukölln 36 Heimabende, 28 Turnabende, zehn Luftschutzschulungsabende, 24 Gefolgschaftsdienste, acht Kameradschaftsfahrten, vier Scharfahrten, ein Pfingstlager und ein Sommerlager.33 Die Fahrten nicht einbezogen, die wahrscheinlich den Großteil der Schulferien beanspruchten, nahmen also die unterschiedlichen Abendveranstaltungen der Kameradschaft mindestens zwei Abende pro Woche in Beschlag. Überdies hatten sich die organisierten Jugendlichen an der Sammlung von Rohstoffen zu beteiligen.34 Ob Mitglied der HJ oder nicht, alle waren davon betroffen, dass bereits existierende Instanzen zur Freizeitgestaltung häufig in die neuen Organisationen eingegliedert wurden. Dies hatte neue Auflagen – beispielsweise für die Gestaltung von Treffen und Fahrten – zur Folge. Janne Gärtner hat am Beispiel der Kirchengemeinde Berlin-Frohnau gezeigt, dass die 1934 erfolgende Eingliederung des Evangelischen Jugendwerks in die HJ die bis zu diesem Zeitpunkt rege Jugendarbeit in der Gemeinde stagnieren ließ, ein Befund, der typisch für Berlin wie für das Reich ist.35 Ebenso typisch ist es, dass viele antisemitische Aktionen unter Beteiligung der HJ durchgeführt wurden.36

Was die Strukturen der HJ und des BDM und die Aktivitäten, zu denen die Mitglieder angehalten wurden, angeht, finden sich keine wesentlichen Unterschiede
zwischen Berlin und dem Reich. Allerdings ist anzunehmen, dass die Berliner HJ häufiger in die Inszenierung offizieller Veranstaltungen eingebunden wurde, schließlich fanden Staatsbesuche und andere derartige Ereignisse in der Regel in der Reichshauptstadt statt. Hier ist sogar ein Unterschied zwischen Stadtzentrum und Außenbezirken auszumachen: Die vier Bannen der Innenstadt, so erinnert sich der frühere Berliner Hitlerjunge Dieter C., wurden »für jede Nazifete […] zum Spalierstehen herangeholt«,37 da diese Jugendlichen die Veranstaltungen zu Fuß erreichen konnten, während andere weite Anfahrtswege hatten und daher verschont blieben. Die Neuköllner HJ-Gefolgschaft 1/61 trat zum Beispiel im Herbst 1937 in einem Fußballspiel gegen die Berliner Jungfaschisten an, um den Landesgruppenleiter der Faschistischen Auslandsorganisation Della Morte zu ehren.38 Auch im Rahmen der Maifeiern wurde den Mitgliedern der HJ viel abverlangt, wie Dieter C. berichtet:


»Morgens um halb fünf mussten wir antreten, denn die Marschkolonnen mussten sich einfädeln. Das war alles paramilitärisch organisiert, ohne Rücksicht darauf, dass wir eigentlich Kinder waren. Wir standen, glaube ich, sechs Stunden, bevor wir uns setzen konnten, das war wirklich hart.«39


Unterschiede lassen sich rückblickend nicht nur zwischen Zentrum und Peripherie finden, sondern auch zwischen den verschiedenen Stadtbezirken. Dagmar Reese weist darauf hin, dass die Entwicklung der Hitlerjugend im Wedding eher »spärlich« war, da in diesem Bezirk »gerade die soziale Schicht« fehlte, »aus der die Hitlerjugend in eher bürgerlichen Bezirken Berlins ihre Mitglieder nahm«. Neben der Klassenzugehörigkeit sei entscheidend gewesen, dass »berufstätige Jugendliche kaum mehr über die notwendige Freizeit verfügten«.40

Die gesellschaftliche Spannung zwischen der Hitlerjugend und bürgerlichen Elternhäusern, die Hartmann Lauterbacher in einem Schreiben vom Januar 1937 für Großstädte benannte, war dagegen in Zehlendorf relevant:


»Vielfach ist in den Kreisen der HJ, vor allen Dingen aber in Kreisen der Elternschaft, die Meinung verbreitet, dass das Zeltlager der HJ ein unwesentlicher und nebensächlicher Bestandteil der Gesamtarbeit der HJ wäre. Anträge auf Befreiung von der Teilnahme an Zeltlagern häufen sich vor allen Dingen in den Dienststellen der HJ, die in Großstädten mit sogenannten besseren Vierteln zu arbeiten haben.«41



Eine neue Rolle kam der HJ 1943 nach der Evakuierung Berlins zu, als sie mit der Versorgung von Lehrlingen und Fabrikarbeitern, die die Stadt nicht verlassen durften, betraut wurde. Sie kooperierte dabei mit der Gaujugendabteilung der DAF und städtischen Behörden.42

Von diesen wenigen Faktoren abgesehen, dürften die Auswirkungen der Organisationen auf die Berliner Jugendlichen dem entsprechen, was für das gesamte Reich festgestellt wurde. Aber die Wahrscheinlichkeit, extreme Gewalt und Zerstörung einerseits und eine Umwälzung vermeintlicher Konstanten andererseits zu erleben, war hier größer als in allen anderen Gemeinden des Reiches. Bereits in der »Kampfzeit« waren Straßenschlachten unter rivalisierenden Gruppen alltäglich. Pogrome gegen jüdische Mitbürger oder jüdische Einrichtungen fanden hier in großer Zahl und vor aller Augen statt, im Straßenbild war das Militär allgegenwärtig. Nach Beginn des Luftkriegs im August 1940 kam eine neue Bedrohung hinzu. Im Angesicht von Gewalt und Tod scheint ein Teil der Berliner Jugendlichen eine Art Kamikaze-Haltung entwickelt zu haben; sie fühlten sich nicht mehr an Moral und Versprechen gebunden, sondern agierten mit der Freiheit des Nihilismus.



Berlin als Sonderfall: extreme Gewalterfahrung und Spielräume für abweichendes Verhalten

Seit den 1920er Jahren gab es in Berlin Straßenkämpfe zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten. Jugendliche wurden mit dieser Gewalt nicht nur konfrontiert, sondern bildeten die Altersgruppe, die am stärksten an diesen Kämpfen beteiligt war.43 Die Auseinandersetzungen waren oft extrem brutal: Zwischen 1926 und 1932 kamen 14 Mitglieder der HJ, darunter ein Mädchen, und mindestens zehn Anhänger der Kommunisten um.44 Der 15-jährige Herbert Norkus, den kommunistische Jugendliche am 24. Januar 1934 durch Messerstiche tödlich verletzten, wurde zum nationalsozialistischen Märtyrer und sein Todestag zum nationalen Gedenktag für alle Gefallenen der HJ erklärt.45




Die alltägliche Gewalterfahrung

Marcel Reich-Ranicki erinnert sich, dass die Juden unter seinen Mitschülern meistens von den Schulfeiern ausgeschlossen wurden und an Ausflügen nicht teilnehmen durften.46 Gewalt und Stigmatisierungsmaßnahmen gegen jüdische Altersgenossen konnten ebenfalls zur alltäglichen Erfahrung Berliner Jugendlicher werden,47 nicht selten wurden sie sogar als Täter identifiziert. Bei mehreren Überfällen auf die Hansa-Konditorei GmbH im Juli 1935 verwüsteten beispielsweise »junge Leute, die zum Teil noch halbwüchsig waren«, das Lokal und vertrieben die Gäste.48

Mit dem Beginn des Luftkriegs im Juni 1940 kam die allgegenwärtige Bedrohung des eigenen Lebens hinzu. Was Alfons Kenkmann für das Ruhrgebiet beschreibt, galt auch für die Metropole Berlin: »Der Anblick von Leichen wurde zur Alltäglichkeit. Die Jugendlichen sahen sie während ihrer Tätigkeit als Melder beim Sicherheits- und Hilfsdienst oder wenn sie nach den Bombenangriffen ihre Schutzräume verließen.«49 Im ehemals beschaulichen Norden Berlins machte Ilse Koehn die Erfahrung, dass ihr vertrautes und sicher geglaubtes Umfeld einer Bedrohung ausgesetzt war. Sie erinnert sich an die vermeintliche Abgeklärtheit, mit der sie und ihre Mitschüler auftraten:


»Wir überspielen unsere Panik mit gespielter Tapferkeit. Wir wissen alles. […] So wie wir reden, könnte man meinen, jeder einzelne von uns sei ein Experte für Brandbomben.«50


Günter Kunerts Rückblick auf sich selbst als einen »Connaisseur der Vernichtung und des Untergangs« geht in eine ähnliche Richtung.51 Der ehemalige Volksschüler Herbert K. gibt ebenfalls an, dass die Luftangriffe für ihn und seine Altersgenossen – zumindest in der Selbstdarstellung der Jugendlichen untereinander – schnell an Schrecken verloren und stattdessen eine Art Trotzreaktion hervorriefen:


»Wir sahen die zerstörten Häuser in der Innenstadt und dachten ›Naja, die haben Pech gehabt.‹ […] Die ganze Klasse hat zum Beispiel gelacht, als 180 Sprengbomben wie ein Teppich hinter dem S-Bahnhof Sukower Straße gelegt wurden. Da haben sich alle totgelacht, weil die blöden Hunde nicht mal eine Siedlung treffen können. Dabei haben sie selber in der Siedlung gewohnt.«52



Die Konfrontation mit dem Tod ging mit einem Respektverlust gegenüber der als profan empfundenen Schule einher. Ilse Koehn schildert den Alltag in einer Schule in Oranienburg, die sie im Herbst 1944 gemeinsam mit anderen Nordberliner Jugendlichen besuchte:


»Fast alle rauchen oder drehen Zigaretten. Die Luft ist rauchgeschwängert, und man unterhält sich lautstark und lebhaft darüber, ob die Mehrheit der Flugzeuge in der letzten Nacht Lancasters oder Liberators, Spitfires oder Mustangs waren. […] Die Jungen haben ein Pokerspiel begonnen, einige Mädchen stricken, andere necken die Jungen. All das geht nicht nur während der Pause weiter, sondern auch im Zeichnen, in Erdkunde, in den Naturwissenschaften.«53




Berlin als Spielwiese für abweichendes Verhalten

Als Indiz für eine besonders »wilde« Jugend in Berlin kann gelten, dass die mit dem Jugendarrestvollzug befassten Organe in der Stadt schnell mit der Masse der potentiellen Arrestanten überfordert waren. Die Maßnahme hatte man 1940 reichsweit eingeführt, um auf abweichendes, aber nicht schwerkriminelles Verhalten bei 14- bis 18-Jährigen reagieren zu können. Ein Eintrag ins Strafregister, der einer Vorstrafe gleichgekommen wäre, fand beim Arrestvollzug nicht statt,54 weshalb sich die Berliner Landeswohlfahrts- und Jugendämter von Anrufen überschwemmt sahen, in denen Lehrer und Arbeitgeber fragten, »ob nicht ohne Gerichtsverfahren dieses Zuchtmittel dem Landesjugendamt bzw. der Berufsschule zur Verfügung gestellt werden könnte«.55 Entsprechend hoch waren die Belegungszahlen der Anstalten bei dünner Personaldecke. In Neukölln standen zum Beispiel nur zwei Beamte zur Überwachung von 60 Jugendlichen zur Verfügung. Für die nächtliche Aufsicht fehlte das Personal ganz und gar, sodass die Insassen sich selbst überlassen waren.56 Es muss allerdings angemerkt werden, dass der Jugendarrestvollzug auch in anderen Regionen stark frequentiert wurde. Kenkmann stellte für die Rheinprovinz fest: »Da die ›Verordnung zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit‹ faktisch das gesamte Freizeitverhalten Jugendlicher zur ›Herumtreiberei‹ deklarierte, war die Zahl der Anzeigen enorm hoch.«57 Dieser Zusammenhang kann auch für Berlin festgestellt werden. Eine Auszählung von dokumentierten Einzelfällen, mit denen das Landeswohlfahrts- und Jugendamt in Berlin befasst war, ergab, dass in
mehr als einem Viertel der Fälle »Herumtreiben«, »nächtelang Ausbleiben« oder eine gefährliche »sittliche Haltung« Tatbestand oder Teil des Tatbestands waren.58 Die Situation in Berlin war jedoch gerade in den traditionellen Arbeiterbezirken infolge der herrschenden Wohnungsnot besonders angespannt, da die Arrestvollzugsanstalten teilweise genutzt wurden, um obdachlosen Jugendlichen überhaupt einen Schlafplatz anzubieten.59

Für Jugendliche auf der Suche nach neuen Reizen und Erlebnissen war die Großstadt Berlin zweifelsohne eine Spielwiese, wie es im Reich keine zweite gab. Die ständige Präsenz von Militär in der Stadt trug zum Beispiel dazu bei, dass amüsierwillige junge Frauen leicht zahlungskräftige Kavaliere finden konnten. Die Jugendliche Lena M. gab an, bereits im Alter von 14 Jahren ein Verhältnis mit einem Fliegerhauptmann gehabt zu haben. Kennengelernt hatte sie diesen, ihrer Aussage nach, im Hotel Adlon.60 Elsa O. wechselte, laut Bericht des Jugendamtes, »Briefe mit Soldaten und trieb sich häufig mit diesen herum«.61 Auch die Akte von Martha E., die beim Jugendamt schon dafür bekannt war, häufig »herumgebummelt« und ein »großes Interesse für Jungen gezeigt« zu haben, beschreibt angeblichen »Verkehr mit Soldaten«.62 Ausländer63 und SS-Männer 64 scheinen, den Berichten der Ämter nach, bei den jungen »Herumtreiberinnen« ebenfalls begehrt gewesen zu sein. Beide Gruppen waren in Berlin stark vertreten. Die untersuchten Akten legen nahe, dass die Vertreter der Jugendämter bei Mädchen etwaige Verstöße gegen die Sittlichkeit stärker werteten und schärfer verurteilten als bei jungen Männern. Es ist daher möglich, dass weibliche Jugendliche für »Vergehen« bestraft wurden, die bei Jungen nicht aufgenommen wurden. Trotzdem ist es bemerkenswert, dass in fast 70 Prozent der Fälle junge Frauen betroffen waren.65 In etwa einem Viertel der Berichte war vermerkt, die Betroffene sei sexuell aktiv.66 So hieß es über die 15-jährige Margot L., sie »ging dauernd jungen Männern nach und amüsierte sich mit diesen bis in den späten Abend hinein«.67 Über die 16-jährige Eva M. ist zu lesen, sie besuche »häufig abends Lokale mit Wissen der Eltern« und komme »manchmal nachts nicht nach Hause«.68 Auf eine Stigmatisierung sexueller Aktivität weiblicher Jugendlicher durch die Behörden lässt auch schließen, dass Untersuchungen auf Geschlechtskrankheiten bei aufgegriffenen Mädchen offenbar regelmäßig polizeilich verordnet wurden.69 Trotzdem kann man anhand der überlieferten Berichte den Eindruck gewinnen, dass sich ein Teil der Mädchen und jungen Frauen über abweichendes Verhalten, »Herumtreiberei« und sexuelle Aktivität Freiheiten verschaffte, die ihnen das Elternhaus nicht zugedacht hatte.



Jugendcliquen in Berlin

In Jugendcliquen bot sich Jugendlichen beiderlei Geschlechts eine weitere Möglichkeit, selbstbestimmt zu agieren. Rolf Lindner bemerkt, dass »es in anderen Großstädten wie Hamburg und München ähnliche Gruppierungen Jugendlicher (Banden, bzw. Blasen) gab«, dass aber die sogenannten Wilden Cliquen bereits in der Weimarer Republik »ein ausgesprochenes Berliner Phänomen« darstellten. Lindner führt das auf den »Status der Stadt als Hochburg von Jugendbewegung, Jugendpflege, politischer Jugendorganisation, aber auch von Kultur- und Vergnügungsindustrie« zurück.70 Sogar aus dem Ersten Weltkrieg gibt es Berichte über gemischtgeschlechtliche Jugendgruppen, die durch einen ungezwungenen Umgang ihrer Mitglieder untereinander auffielen.71 Die Cliquen in der Zeit des Nationalsozialismus waren wahrscheinlich entweder aus Weimarer Strukturen hervorgegangen72 oder mit der Gründung diesem Vorbild gefolgt. Die Clique »Knietief«, die meistens in der Gegend des Friedrichshains unterwegs war, wurde 1943 von den Mitgliedern eines Wehrertüchtigungslagers gegründet. 73 Da sie durch Rangeleien und laute Musik auf sich aufmerksam machte, geriet sie bald ins Visier von Jugendämtern und Polizei. Aus der Anklageschrift gegen »Knietief«-Mitglieder geht hervor, dass deren Zusammenkünfte formal zwischen politischer Versammlung und Party changierten, und es wird deutlich, wie frei die Mädchen und Jungen der Clique miteinander umgingen:


»An schönen Abenden trafen die Angeschuldigten sich jedoch auch auf der Straße oder in Parks, wo sie auf Bänken die mitgebrachten Plattenspieler laufen ließen. Von Zeit zu Zeit wurden in der Wohnung eines der Angeschuldigten (...) auch Veranstaltungen unter dem Motto eines ›Budenzaubers‹ durchgeführt. An diesen Veranstaltungen nahm außer den Angeschuldigten noch eine ganze Anzahl von Mädchen teil. Bei diesen Gelegenheiten, wo die Angeschuldigten nach Jazzmusik tanzten, rauchten und sich an mitgebrachten Spirituosen betranken, kam es mehrfach auch zu unsittlichen Handlungen zwischen einzelnen der Angeschuldigten und den teilnehmenden Mädchen.«74


Der Anführer der Clique, Hans B., berichtete in der Haft von weiteren Gruppen, etwa der Clique »Saxophon« aus Köpenick, die auch bereits abgeurteilt worden sei. Zwischen den Gruppen waren, laut B., Straßenkämpfe an der Tagesordnung. Er hatte



»vor, mit seiner Gruppe verstärkt durch andere Gruppen aus den Nachbarstraßen, die Jungen vom ›Broadway‹ (Schönhauser Allee) zu ›verschlagen‹. Es war aber bisher dazu nicht gekommen, da die Gruppe vom ›Broadway‹ zu stark war. Weitere Zusammenstöße hatten sie mit der ›Clique Krüger‹ (Umgebung des Landsberger Platzes) und der ›Clique Panama‹ (Umgebung Moritzplatz). Auch die letzte Gruppe soll bereits sehr groß sein.«75


Obwohl »Knietief« einige Überfälle auf Hitlerjungen verübte, ist eine politische Motivation unwahrscheinlich, denn die Clique richtete ihre Aggressionen offenbar wahllos gegen jeden, der ihr in den Weg kam – ob einzelne Jugendliche, Erwachsene oder ganze Gruppen.76 Zudem spricht bei Hans B. nichts für eine Ablehnung staatlicher Organisationen. In dem Bericht ist vermerkt, dass der Schüler sich freiwillig beim Reichsarbeitsdienst und beim Militär gemeldet und angeblich »auf seinen Einberufungsbefehl mit großer Freude gewartet« habe.77

Dass keineswegs politische Gründe für die Entstehung der Cliquen und für ihren inneren Zusammenhalt ursächlich waren, stimmt mit der Einschätzung von Jonas Kleindienst überein, der darauf hinweist, »wie sehr sich im proletarischen Jugendmilieu Wandercliquen und ›kriminelle‹ Cliquen, nationalsozialistische und kommunistische Jugendorganisationen vermengten«.78 Dafür, dass die Gewalt um ihrer selbst willen ausgeübt wurde, spricht auch, dass sich die Clique am 17. April 1944 in einer ausgebrannten Schule in der Georgenkirchstraße in der Nähe des Friedrichshains mit anderen Jugendlichen eine große Schlägerei lieferte. Mehrere Überfallkommandos und eine Wehrmachtsstreife mussten anrücken und die Parteien trennen. Die Jungen hatten mit »Zaunlatten, Gummiknüppeln und anderen Schlagwerkzeugen aufeinander« eingeschlagen, und es »fiel auch ein Schuß«.79 Während die Berliner Quellen keine Hinweise auf politische Motive hinter den Aktivitäten der verschiedenen Cliquen enthalten, offenbarte sich in Leipzig, wie Alexander Lange skizziert hat, eindeutig eine linkspolitische Prägung der informellen Jugendbewegung.80

Dass die Clique als Sozialisationsinstanz in Berlin ein anhaltendes Phänomen war, zeigte sich nach dem Krieg. Im Mai 1946 berichtete der Berliner Nacht-Expreß von »jungen Nazis« in Charlottenburg, die »im geheimen versuchen, die Hitlerbewegung am Leben zu halten«:


»Alle sind mit Pistolen bewaffnet, und sie haben Waffen und Lastwagen zu ihrer Verfügung. […] Die Jungen sind alle erfahren im Gebrauch von Schusswaffen. Sie rauchen alle – und scheinen eine Menge Zigaretten
dazu zu haben. Sie sind gut genährt und gut gekleidet. Sie befassen sich mit Schwarzmarktgeschäften und mit geheimen politischen Tätigkeiten ebenso wie mit Räubereien und Überfällen.«81


Ungeachtet ihrer politischen Färbung kann man die Existenz und die Größe dieser Cliquen durchaus auch als eine Reaktion auf Versorgungsengpässe, den Verlust der Eltern82 und anderer Familienmitglieder sowie generell den Verlust von Ordnung interpretieren. Der politische Rahmen scheint für die Gruppen sowohl vor als auch nach 1945 von geringerer Bedeutung gewesen zu sein als der innere Zusammenhalt und die Möglichkeit, sich nach außen Beachtung zu verschaffen.



Resümee

Die Lebenswelt der Berliner Jugendlichen scheint sich von der ihrer Altersgenossen in anderen Teilen des Reiches in Bezug auf Familie, Schule und Jugendorganisation kaum unterschieden zu haben. Es gab überall eine wahrnehmbare Durchsetzung der Lehrpläne und komplizierte Loyalitätskonflikte. Vom Umfeld und vom Zufall hing es ab, wie aggressiv die Jugendlichen mit ideologischen Inhalten infiltriert wurden, ob es darüber zu Spannungen mit den Eltern kam und wie die Jugendlichen mit diesen Konflikten umgingen. Als Alleinstellungsmerkmale für Berlin lassen sich lediglich zwei Aspekte ausmachen: erstens die extreme Gewalt, der Kinder und Jugendliche im Alltag ausgesetzt waren, zweitens die Tatsache, dass die Spielräume für abweichendes Verhalten in Berlin größer waren als in allen anderen deutschen Städten. Es gab ungewöhnlich viel Militär in der Stadt, dadurch war das Vergnügungsangebot vielfältig und reich an Verlockungen. Überdies boten Parks und Ruinen in der Stadtgeographie Jugendlichen vielfaltige Möglichkeiten zum selbstbestimmten Zeitvertreib. Vor allem Mädchen und junge Frauen scheinen die Chance genutzt zu haben, die Grenzen bestehender weiblicher Rollenbilder zu überschreiten. Den Cliquen und den zum Teil gewalttätigen Jugendgruppen kam hierbei besondere Bedeutung zu. Eine direkte Folge des Nationalsozialismus sind sie allerdings nicht, wie die Entwickung nach 1945 zeigt.
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EIN SELBSTZERSTÖRERISCHER BRUDERKAMPF

Das protestantische Berlin (1930–1945)




Protestantisches Leiden an der »Gottlosenrepublik«

Die preußisch-deutsche Metropole Berlin war stets ein hartes Pflaster für die Kirche. Bereits im 19. Jahrhundert lamentierten konservative Kreise, die unfromme Stadt habe Paris als europäische »Hauptstadt der Gottlosigkeit« abgelöst. 1 Die moderne Großstadtkultur des frühen 20. Jahrhunderts erschien als böser Angriff auf die eigenen Werte und das konservativ-christliche Weltbild, als krasse Negation eigener Entwürfe einer konfessionell homogenen deutschen »Volkskirche«, geschützt durch einen autoritären »christlichen Staat«. Verbreitete Ängste vor Überfremdung, vor Verlust an Ordnung, vor den Folgen angeblich schrankenloser Freiheit und Verweltlichung, vor drohendem Verfall von Glaube, Moral und Sitte, vor der »Herrschaft des Mammons«, die Vorherrschaft der »Gottlosen« (Freidenker, Sozialdemokraten, Kommunisten), eine angeblich übermäßige Präsenz von Juden in Wirtschaft, Presse und Kunst – alles dies gehörte zu den Grundmustern konservativ-kirchlicher Weltwahrnehmung in der Metropole Berlin um 1930. Mit Blick nach Osten auf das bolschewistische Russland und auf die kirchenfeindliche Agitation von Kommunisten im eigenen Land sah man gar einen neuen »Kulturkampf« zwischen Christentum und moderner »Gottlosigkeit« heraufziehen.2

Wer war eigentlich »die Kirche«, und wer waren »die Protestanten« in Berlin zur Zeit von Hitlers Machtübernahme? Im Jahr 1933 gehörten drei Millionen und damit 70 Prozent der 4,25 Millionen Einwohner der evangelischen Kirche an. An zweiter Stelle folgten die Konfessionslosen mit 14 Prozent, gefolgt von den Katholiken mit etwa zehn und den Juden mit 3,8 Prozent der Einwohnerschaft. Auf den ersten Blick ließ sich also die Hauptstadt 1933 mit mehr als zwei Dritteln evangelischer Einwohner als »protestantische Stadt« bezeichnen. Schaut man näher auf die drei Millionen Menschen evangelischen Glaubens, so hatte der allergrößte Teil von ihnen kirchliche Bindungen völlig verloren. Was sie in der Kirche hielt, war die Macht der Gewohnheit, familiäre
Sitte, etwa die Inanspruchnahme der herkömmlichen Dienstleistungen im Fall von Geburt, Heirat und Tod. Um die 90 Prozent aller Kinder aus evangelischen Ehen wurden gegen Ende der Weimarer Epoche getauft, etwa 40 Prozent der evangelischen Eheleute kirchlich getraut und über 70 Prozent der Verstorbenen kirchlich bestattet. Aber lediglich acht bis neun Prozent aller Protestanten nahmen am Abendmahl, dem wichtigsten Sakrament, teil und bekundeten damit eine tatsächliche Kirchennähe, vielleicht auch eine gewisse Gläubigkeit. Der durchschnittliche Gottesdienstbesuch lag bei unter einem Prozent aller Gemeindeglieder. Aus alledem darf geschlussfolgert werden: Von den drei Millionen Hauptstadtprotestanten um 1933 können 200000 bis 300000 als tatsächlich aktive Kirchenglieder betrachtet werden, die wussten, wo in der unübersichtlichen Stadtlandschaft »ihre« Kirche überhaupt lag, und die an deren Gemeindeleben auch teilnahmen.3



Wunderjahr 1933: Emphatische protestantische Selbstumwandlungen

Nur vier Tage nach Hitlers Machtantritt fand in der traditionsreichen Marienkirche im Zentrum der Reichshauptstadt ein Dankgottesdienst statt. Die Kirche war überfüllt, der Altarraum mit 200 Fahnen der NS-Bewegung ausgeschmückt, und zu beiden Seiten der Kanzel hatten vier Standarten der SA Aufstellung genommen. Die Predigt hielt der Kreuzberger Pfarrer und 1. Reichsleiter der Glaubensbewegung Deutsche Christen (DC) Joachim Hossenfelder. Passend zum politischen Umbruch hatte er die Bibelstelle »Gott aber sei Dank, der uns den Sieg gibt durch unsern Herrn Jesus Christus!« aus dem 1. Brief des Paulus an die Korinther (Kap. 15, Vers 57) ausgewählt. »Welch’ eine Wendung durch Gottes Fügung«, verkündete er den 2500 Besuchern und entfaltete seine nationalsozialistische Geschichtstheologie: Christus sei Herr der Geschichte, auch der deutschen Geschichte. »Wo Gott immer mit Völkern und Menschen handelt, handelt er durch Christus. Christus macht Geschichte durch Männer, die er beruft. Immer hat er unserem deutschen Volke in der Not Männer geschenkt, die dem Volke wie eine wunderbare Sendung erschienen und die selbst von dem Gottgeheimnis etwas wussten, das in ihnen war und durch sie geschah.« Mit dieser Geschichtsauffassung deutete der Pfarrer die jüngere deutsche Geschichte: 1870/71 – Sieg der Deutschen über die Franzosen bei Sedan und Reichseinigung; dann Bismarck, der große politische
Führer; schließlich 1914  – Russeneinfall in Ostpreußen und Held Hindenburg als Retter; zuletzt – die schwere Not der Weimarer Republik, dann Gottes rettendes Eingreifen. »In dieser Not – in der es nicht nur um das nackte Dasein ging, sondern um weit mehr, um die Seele des deutschen Volkes – formte sich Gott einen Mann, einen von den Millionen des Weltkrieges, und gab ihm die größte Sendung unserer Geschichte: das deutsche Volk aus der Verzweiflung zu reißen und ihm den Glauben an das Leben wiederzuschenken.« Reichspräsident Hindenburg habe »den denkbar besten Mann« an die Spitze der Reichsregierung berufen. Der evangelische Pfarrer charakterisierte den neuen katholischen Reichskanzler als einen »Mann aus einem Guß, gegossen aus Reinheit, Frömmigkeit, Energie und Charakterstärke, unseren Adolf Hitler«.4

So begann der Ansturm der DC auf die Gotteshäuser, auf die etwa 150 Kirchengemeinden, auf evangelische Vereine und Verbände, auf die akademische Theologie an der Berliner Universität und schließlich auf die Vielzahl der landeskirchlichen und regionalen Leitungsbehörden der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union. Blicken wir auf das Ganze von hauptstädtischer Kirche und Protestantismus im »Dritten Reich«, so repräsentiert dieser Ansturm einer neuartigen, christlich-völkischen »Glaubensbewegung« mit seinen Umprägungen des protestantischen Milieus die auffälligste Signatur der Epoche. Ihr eigentliches Ziel, die vollständige Umgestaltung von Glaube, Theologie und Kirche in der Großregion Berlin, erreichten sie zwar nicht, doch sie drangen tief ins Herz des protestantischen Milieus vor und drückten dem Geschehen der Kirchenkampfzeit ihren Stempel auf. Weil dieser Angriff von anderen Teilen desselben Milieus als häretische Irreführung der alten, »wahren« Kirche empfunden wurde, bildete sich zu dessen Abwehr eine innerkirchliche Opposition heraus, die spätere Bekennende Kirche (BK). Resultat dieser fundamentalen innerprotestantischen Entzweiung war die scharfe Spaltung der Evangelischen in zwei heftig sich bekämpfende religiöse Lager, deren aggressiver Streit um die Vorherrschaft die hauptstädtische Kirchenregion in selbstzerstörerische Auseinandersetzungen trieb.5

Vermutlich ist es den DC-Kircheneroberern an jenem Freitagabend nach Hitlers Machtantritt zum ersten Mal gelungen, einen prominenten Kirchenraum im Stadtzentrum entsprechend ihren Visionen von einer »neuen Kirche« geistlich und politisch umzuprägen. Für den Berliner Dom, den sie als bedeutendste Hauptstadtkirche besonders begehrten, bot sich eine solche Gelegenheit kurze Zeit später: Am 5. Februar, unmittelbar nach dem Sonntagsgottesdienst,
stand die protestantische Hauptkirche den DC zur Verfügung. Anlass war eine politische Märtyrerfeier für den am Abend des 30. Januar bei einer SA-Straßendemonstration getöteten SA-Sturmführer Hans-Eberhard Maikowski. Hitler, Göring, SA- und SS-Führer hatten in den ersten Reihen Platz genommen, dazu Regierungsvertreter, der Kronprinz, DC-Pfarrer in Amtstracht.6

In kürzester Zeit war es den DC, einer innerkirchlichen Parallelbewegung zur Hitlerpartei, damit gelungen, zwei der bedeutendsten Kirchen der Hauptstadt zu vereinnahmen, indem sie beiden Häusern durch symbolische Inbesitznahme ihre eigenen Zeremonien, ihren besonderen Predigtgeist, ihre politischen Rituale und Symbole aufdrückten. Im März wurde die Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche im Neuen Westen der Stadt durch einen »vaterländischen Dankgottesdienst« unter dem Leitwort »Volk und Gott« in Beschlag genommen. Unmittelbar nach dem »Tag von Potsdam« (21. März) verfolgte die DC-Führung mit dieser Veranstaltung das Ziel, ein »kirchliches Potsdam«, eine Versöhnung zwischen konservativen Kircheneliten und der aggressiv angreifenden DC-Bewegung zu inszenieren.7 Im Verlauf des Jahres 1933 blieb in Berlin kaum eine Kirche von solchen braunen Dank- und Jubelfeiern verschont. Anlässe boten sich reichlich: die »Heldengedenkfeiern« im März, »Führergeburtstagsfeiern« um den 20. April, schließlich Feiern zur politischen Umprägung des 1. Mai, sodann von der neuen preußischen DC-Kirchenleitung angeordnete Dankgottesdienste zum »nationalen Aufbruch« am 2. Juli; nach der Sommerpause folgten Erntedankgottesdienste im Oktober sowie Gedenkfeiern zum 450. Geburtstag Martin Luthers, schließlich Umprägungen von Advent und Weihnachtsfest im Dezember. Ausgehend von diesen DC-Großinszenierungen an Feier- und Gedenktagen im Jahresverlauf griff der braune Kult sukzessive auf die sonntäglichen Gottesdienste aus.

Die kirchenpolitischen Umbrüche des Frühsommers 1933 waren durch extreme Ereignisfülle bestimmt. Zum einen drang der DC-Angriff von unten Woche für Woche in den Gemeinden vor. Zugleich gelang es nun, die preußische Kirche durch politische Intervention auch von der Spitze her umzugestalten. Nach der Entlassung des Leiters der Kirchenabteilung im preußischen Kultusministerium, Ministerialdirektor Friedrich Trendelenburg, berief der preußische Kultusminister Bernhard Rust den strammen Nationalsozialisten August Jäger auf diese Stelle. Jäger verfügte für alle Landeskirchen Preußens am 24. Juni die Auflösung sämtlicher gewählter Organe und ebnete damit den Weg zu einer DC-geführten Usurpation der Kirchenleitungen. Zug um Zug wurden die Funktionäre der Leitungsorgane – vom Evangelischen Oberkirchenrat über
die Konsistorien bis zu den Gemeindekirchenräten – aus ihren Ämtern vertrieben und durch DC-Theologen und Nationalsozialisten ersetzt.8

Am 2. Juli 1933, einem Sonntag, bot das protestantische Berlin erstmals in scharfen Konturen das Bild einer gespaltenen Kirche. Während suspendierte Kirchenführer aus Protest gegen das aufoktroyierte DC-Kirchenregiment zu einem »Buß- und Betgottesdienst« aufriefen, setzte der von den DC beherrschte Oberkirchenrat einen Dankgottesdienst an. Kirchengebäude, so hieß es in der DC-Anordnung, seien mit der Kirchenfahne, der (alten) schwarz-weiß-roten Reichsflagge und der Hakenkreuzfahne zu beflaggen. Jede der etwa 150 Berliner Kirchengemeinden musste nun Farbe bekennen. Die Mehrheit der Gemeinden zog an diesem Tag wohl die Hakenkreuzfahne auf. Und auch die DC-Dankgottesdienste dürften insgesamt überwogen haben. Aber es gab Ausnahmen. Im Villenvorort Dahlem veranstalteten die drei Pfarrer in der mit 1400 Besuchern überfüllten Jesus-Christus-Kirche eine Demonstration gegen die im Gang befindliche Umgestaltung von Kirche und Kult. In der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche, wo am Sonntagmorgen Pfarrer Hossenfelder eine NS-Dankespredigt gehalten hatte, traf sich zum Abendgottesdienst eine völlig andere Gemeinde. Pfarrer Gerhard Jacobi sprach über Matthäus 21, 12-16, den Abschnitt über die Reinigung des Tempels, wo es in Vers 13 heißt: »Mein Haus soll ein Bethaus heißen  – ihr aber macht eine Räuberhöhle daraus.«9

Für den 23. Juli waren durch das Innenministerium Neuwahlen der kurz zuvor aufgelösten kirchlichen Körperschaften angesetzt. Im Unterschied zu früher standen nur zwei Listen zur Wahl: DC und eine oppositionelle Liste »Evangelium und Kirche«. Zweifellos profitierten die DC im kurzen Wahlkampf von ihrer Parteinähe. Aber ungeachtet aller manipulativen Einflüsse handelte es sich um eine geheime Wahl mit alternativen Wahlvorschlägen. Auffallend für Berlin ist die hohe Zahl von Gemeinden (43 Prozent), in denen Einheitslisten gebildet wurden. Durch vorherige Vereinbarung sicherten sich die DC auf diese Weise Mandatsanteile von 75 bis 100 Prozent. Das kam einer evangelischen Selbstpreisgabe gleich. In jenen 75 Gemeinden, in denen tatsächlich ein Wahlakt stattfand, erreichten die DC durchschnittlich zwei Drittel der Mandate. Insgesamt erzielten sie in Groß-Berlin Mandatsanteile von 70 bis 75 Prozent. Nur in drei Gemeinden errangen sie keine Mehrheit: in Dahlem (42 Prozent), in Nikolassee (46 Prozent) und in der kleinen Nikolai-Gemeinde (49,9 Prozent) in Berlin-Mitte.

Pfarrer und Kirchenvolk hatten im Sommer 1933 ihr zukünftiges Geschick noch weithin selbst in der Hand. Entscheidend für den weiteren Lauf der
Ereignisse waren nicht politische Pressionen von außen durch den NS-Staat, Partei und DC-Kirchenleitungen, sondern es fehlte an Einsicht, Wille und Courage, die Vorstöße der DC überhaupt als Gefahr zu erkennen und abwehren zu wollen. Der Wahltriumph der Deutschen Christen war deshalb so vollkommen, weil große Teile der Pfarrerschaft und des Kirchenvolks diese völkische Transformation wollten und weil die innerkirchlichen Abwehrkräfte so schwach waren. Es waren, so lässt sich resümieren, teils begeisterte, teils nachgiebige Kirchenfraktionen, die von innen heraus den nationalsozialistischen Ideen Tür und Tor öffneten. In den Folgejahren sollten sich die DC-Majoritäten in den Vertretungsorganen als schwer lastende Hypothek erweisen. Sie konnten zentrale Weichen stellen und bereiteten damit die Verhärtung der Fronten vor, die in Berlin zur faktischen Kirchenspaltung führten.10

Die Zusammensetzung der preußischen Generalsynode Anfang September, wegen ihrer DC-Dominanz »braune Synode« genannt, war eine Folge der Kirchenwahlen. Mit Zweidrittelmehrheit zogen die DC-Synodalen, die zumeist in Uniform erschienen, ihr Programm durch. Als besonders folgenreich erwies sich dabei der Beschluss über die »Rechtsverhältnisse der Geistlichen und Kirchenbeamten«. Wer »nichtarischer« Abstammung oder mit einer Person »nichtarischer« Abstammung verheiratet sei, so entschied das Kirchenparlament, dürfe nicht als Geistlicher oder Kirchenbeamter berufen werden. »Nichtarische« Geistliche und Beamte seien zu entlassen. Damit hatte die größte deutsche Landeskirche nach staatlichem Vorbild einen Arierparagraphen beschlossen.11 Spätestens jetzt schrillten in der bis dahin eher verhalten und übervorsichtig agierenden Kirchenopposition die Alarmglocken. Eine Kerngruppe kritischer Pfarrer gründete nur wenige Tage später den Pfarrernotbund, eine berufsständische Hilfsorganisation oppositioneller Theologen, die gewillt waren, sich der völkischen Umgestaltung der Kirchen entgegenzustellen. Der entscheidende Satz in der Beitrittserklärung lautete: »In solcher Verpflichtung bezeuge ich, dass eine Verletzung des Bekenntnisstandes mit der Anwendung des Arierparagraphen im Raum der Kirche Christi geschaffen ist.« Das war keine Absage an die rassistische Judenpolitik des NS-Staates, sondern die theologische Bekräftigung der vorrangigen Geltung des Sakraments der Taufe vor den rassistischen Kriterien im Binnenraum der Kirche.12

Für den Herbst planten die DC der Region Groß-Berlin eine machtvolle Kundgebung im Berliner Sportpalast – einen Massenaufmarsch, Heerschau und Siegesparade zugleich. Innerhalb von zehn Monaten hatten sie die alte Kirche überrollt. In vielen Gemeinden setzte emsiges Treiben zur Vorbereitung auf
den »großen Tag« ein. Wie in einem Sternmarsch sollte das »neue evangelische Berlin« mit Fahnen von den Gemeinden zum Schauplatz der Großkundgebung ziehen.

Am Abend des 13. November war der 20000 Menschen fassende Sportpalast prall gefüllt. Die Riege der regionalen DC-Pfarrer hatte am Vorstandstisch Platz genommen. Der Hauptredner, DC-Gauobmann Dr. Reinhold Krause, rief die Kirche zur »Vollendung der deutschen Reformation im Dritten Reich« auf. An die Stelle der zersplitterten Kirchen solle eine allumfassende »deutsche Volkskirche« treten. In ihr müssten dieselben »Lebensgesetze« gelten wie im neuen Staat: »heldische Frömmigkeit« und »artgemäßes Christentum«. Seine Ausführungen über die »neue Kirche« wiesen Krause als Sympathisanten Rosenbergs aus: Zwingend sei die »Befreiung von allem Undeutschen im Gottesdienst und im Bekenntnismäßigen«. Dazu gehöre die »Befreiung vom Alten Testament mit seiner jüdischen Lohnmoral, von diesen Viehhändler- und Zuhältergeschichten«. Auch auf die »Sündenbock- und Minderwertigkeitstheologie des Rabbiners Paulus« müsse künftig verzichtet werden. Krause forderte stattdessen eine »reine Jesuslehre«, deren Wesen mit den Forderungen des Nationalsozialismus übereinstimme. Die erstrebte Vollendung der Reformation Luthers werde zugleich »der endgültige Sieg des nordischen Geistes über orientalischen Materialismus« sein. »Heil!«, rief der Berliner DC-Führer den Zwanzigtausend im Sportpalast abschließend zu. Das Protokoll verzeichnet: »Lang anhaltender Beifall«. Das war nun doch eine Art Grenzüberschreitung. Selbst in den Reihen der DC löste diese Rede beträchtliche Irritationen aus, in der Kirchenopposition Empörung und ultimative Rücktrittsforderungen. Der reichsweite Führungsanspruch der hauptstädtischen DC-Gruppe erodierte erheblich, besonders im Süden und Südwesten des Reiches, während sich die oppositionelle »Bekenntnisfront« verbreitern konnte.13

Auch im Lager der Bekenner wurde der politische Machtwechsel von den allermeisten nicht in Frage gestellt. Man war gleichermaßen froh, die »schreckliche« Weimarer Gottlosenrepublik »überwunden« zu haben. Was größte Sorgen bereitete, war die protestantische Selbstumwandlung im Sinne einer völkischen Reichskirche. Gegen diesen Ansturm der DC wehrte man sich seit Mitte des Jahres 1933. Dietrich Bonhoeffer – seit Oktober 1933 als Auslandspfarrer in London, aber durch vielfältige Kontakte mit den Berliner Kämpfen vertraut – schrieb am 15. Dezember an Martin Niemöller: »Wir müssen jetzt gerade in allen Punkten, also auch beim Arierparagraphen, radikal sein und vor keiner Konsequenz, die uns Unannehmlichkeiten bringen könnte, zurückschrecken.
Wenn wir jetzt hier irgendwie untreu werden, diskreditieren wir unseren ganzen Kampf im Sommer. Bitte, bitte sorgen Sie dafür, dass hier alles klar, mutig und sauber bleibt.«14



Spaltung und Kirchenkampf

Unmittelbar nach dem Gottesdienst am ersten Adventssonntag 1934 in der Schöneberger Apostel-Paulus-Kirche berichtete ein Augenzeuge von verwirrenden Vorkommnissen:


»Schon beim Eintritt in den Kirchenraum fiel mir auf, dass der Geistliche nicht am Altar, sondern auf der Kanzel stand. Die Gemeinde sang stehend das ganze Lied ›Auf, auf, ihr Reichsgenossen …‹ – Ein Posaunenchor begleitete den Gesang, während die Orgel immer wieder dazwischen einsetzte und so auffallend störte. Ich konnte mir noch gar keinen Begriff davon machen, was das wohl zu bedeuten habe. Erst nach Beendigung eines zweiten Liedes merkte ich durch fortwährende Rufe aus der Menschenmenge, dass man hier versucht, den Gottesdienst zu stören. Bald hatte ich auch heraus, dass sich in der Kirche zwei Gruppen befanden: etwa 1500 Anhänger des P.[farrer] v. Rabenau und etwa 200 Deutsche Christen. Letztere gruppierten sich vor dem Altar, den der deutschchristliche Pfarrer Peters besetzt hielt. Dieser versuchte aus der Agende zu lesen und fiel so immer wieder dem auf der Kanzel stehenden P. v. Rabenau ins Wort. Der an der Orgel sitzende Organist begleitete die ›Liturgie‹. Pfarrer v. Rabenau konnte sich durch das fortwährende Spiel der Orgel kein Gehör verschaffen, und so ließ er weiter Adventslieder anstimmen, hoffte dabei wohl, dass sich die Opposition beruhigen werde. Das trat jedoch nicht ein. [Vielmehr] spielte nun der Organist wie wild darauf los, keine Melodienfolgen, sondern Präludien. Aus der Menge erschollen Rufe wie: ›Wir wollen Pfarrer v. Rabenau hören! ‹ Die DC stimmten ohne Aufforderung Lieder an, die der Organist begleitete. […] Es kam zeitweise vor, dass zwei Gruppen sangen, dass Orgel und Posaunenchor verschiedene [Weisen] spielten.«15


Dieser über zwei Stunden erbittert geführte Streit um die Vorherrschaft im Kirchenraum kann als ein Schlüsselereignis gelten. Für einen kritischen Moment drohte der religiöse Streit in physische Gewalt überzugehen. Wechselseitiger
Stimmenkrieg, dissonantes Orgelgetöse, Posaunenchor, Zwischenrufe, Sprechchöre, rhythmisches Klatschen, Abstimmungen und dergleichen mehr bestimmten die Auseinandersetzungen. Was war geschehen? Eitel-Friedrich von Rabenau, ein führender BK-Pfarrer, war im März 1934 durch Verfügung der DC-beherrschten Kirchenleitung suspendiert worden. Auf Weisung der Kirchenleitung hatte der DC-Pfarrer Heinrich Roterberg die Geschäftsführung übernommen. Damit errang die DC-Fraktion unter Führung ihres fanatischen Aktivisten Pfarrer Gerhard Peters absolute Vorherrschaft in der Gemeinde. Im November 1934 wandte sich Roterberg von den DC ab, schloss sich der Opposition an und gab die Geschäftsführung an von Rabenau zurück. Diese »Wende« sollte am ersten Adventssonntag mit einem Bekenntnisgottesdienst begangen werden. Für die DC-Fraktion bedeutete das »Verrat«, eine Art Gegenrevolution, die mit aller Macht verhindert werden sollte. Der DC-dominierte Gemeindekirchenrat änderte deshalb den Predigtplan und beauftragte Peters mit dem Gottesdienst. Am Ende dieses denkwürdigen Adventsgottesdienstes zog sich die BK-Majorität um von Rabenau aus der Kirche zurück. Die DC hatten die Kirche für sich behauptet und, wie sie meinten, eine Schlacht »gewonnen«.16

Blicken wir auf das Ganze des umkämpften Kirchenterrains von Berlin, so zeichnet sich folgendes Bild ab: Ein Viertel aller Gemeinden ist als »nazifiziert« zu charakterisieren. Hier beherrschten die DC über lange Zeiträume das Feld und realisierten ihre Visionen einer »braunen Gemeinde«. Auch in den meisten der »gespaltenen Gemeinden«, das waren etwa 52 Prozent, in denen DC und BK um die Vorherrschaft stritten, besaßen die DC eine Übermacht, die seit 1936 zu bröckeln begann. Lediglich etwa 15 Prozent der Gemeinden können als »angepasst« an das NS-Regime gelten; das waren gleichgeschaltete Konsensgemeinden ohne schwere DC-BK-Streitereien. Eine geringe Minorität von fünf bis acht Prozent ist als »resistente Gemeinde« zu charakterisieren. In diesen Ausnahmeparochien – ein Musterbeispiel dafür ist Dahlem – widersetzte sich eine Majorität von Pfarrern und Gemeindegliedern erfolgreich einer völkischen Selbsttransformation.17

Ohne eine DC-Pfarrergruppe in der Gemeindeleitung war eine »nazifizierte Gemeinde« nicht möglich. Ebenso war sie nicht möglich bei entschiedenem Widerspruch auch nur eines Theologen im Pfarrerkollegium, was sofort die Aufspaltung in zwei Teilgemeinden nach sich zog. Kernstück des neuen DC-Kults waren eher die Massenrituale als die Predigt. Eine Art neuer Liturgie breitete sich aus. Überragenden Stellenwert beanspruchte das Schauspiel der Fahnenkulte in der Kirche, es avancierte zum Hauptritual der »Glaubensbewegung«:
Einmarsch der Fahnen (NSDAP- und SA-Fahnen, DC-Fahnen), Fahnenaufstellung um den Altar, häufig auch Fahnenweihe am Altar, schließlich der feierliche Fahnenausmarsch, nicht selten begleitet vom Hitlergruß der stehenden Gemeinde. Hinzu kam die DC-Obsession einer Verdeutschung der traditionellen Liturgie durch Tilgung hebräischer Terminologie und Einarbeitung von »Volk und Führer«-Vokabular. Das Gesangbuch wurde entsprechend »gesäubert«: Künftig sollte kein »Zion« mehr sein in der deutschen Kirche und kein »Hosianna«. Orgelausklänge intonierten nun das Deutschlandlied und das Horst-Wessel-Lied. Auch als abschließender Gemeindegesang kam das Horst-Wessel-Lied vor, aber eher selten. Dies konnte selbst in DC-Kreisen als Grenzüberschreitung empfunden werden. Die kirchliche Gefallenenehrung schloss nun die »politischen Märtyrer« ein, die auf Gedenktafeln in der Kirche geehrt wurden wie der Pfarrerssohn Horst Wessel in der Nikolai-Gemeinde in Berlin-Mitte.18

Der Stellenwert der Predigt sank hingegen. Sie war im Kontext des neuen Kults weniger wichtig als die farbenprächtigen Inszenierungen mit Fahnen und uniformierten Männern. Die zeitgemäße Predigt sollte ein »artgemäßes Christentum« verkünden. DC-Pfarrer bemühten sich um eine kämpferische Predigt, die nicht von Sündhaftigkeit und Schuldbeladenheit kündete, sondern ein heldisches Jesusbild propagierte als Ansporn für den deutschen Menschen der Gegenwart und die ein aktivistisches »Christentum der Tat« anpries. Die Hitlerbewegung erschien als geoffenbarter Wille Gottes zugunsten der gedemütigten Nachkriegsdeutschen. »Volk«, »deutsche Art und Sitte«, »Rasse« erfuhren eine Sakralisierung als Bestandteile einer göttlichen Schöpfungsordnung. Aus Gründen sogenannter völkischer Selbstreinigung betrieben die DC in ihrem Herrschaftsbereich eine radikale Exklusion alles Jüdischen. »Nichtarische« Pfarrer und Mitarbeiter mussten weichen. Juden sollten nicht mehr zur Taufe angenommen werden. Auf das Alte Testament als »Judenbuch« war zu verzichten. Frisch Getrauten überreichte man nun allein das Neue Testament, nicht selten auch Hitlers Mein Kampf als Leitfaden für den neuen Lebensabschnitt. Jüdische oder vermeintlich jüdische Symbole und Bildelemente an oder in Kirchen waren zu entfernen.19

Der eigentliche Ort, an dem sich eine DC-Vereinskultur entfaltete, waren die Pfarr- und Gemeindehäuser. DC-Gruppenabende lehnten sich an das Muster von Parteiversammlungen an. Das Themenspektrum der hier zumeist von Pfarrern gehaltenen Vorträge enthielt alles, was zur angestrebten Synthese von Christentum und Nationalsozialismus tauglich schien: »Luther und die Juden«,
»Die Deutschen Christen als Erben Luthers«, »Kampf um die deutsche Volksseele«, »Christentum und nordischer Glaube«. Auch die Hitlerporträts und NS-Symbole kamen hier stärker als im Sakralraum der Kirche zur Geltung. In nazifizierten Gemeinden konnte der Hitlergruß durch Gemeindekirchenratsbeschluss »amtlich« angeordnet werden. Betriebsbelegschaften (Pfarrerkollegium, Küster, Organist, Kirchendiener, Hausmeister, Pfarrgehilfinnen) waren nach ein bis zwei Jahren so weit umgeformt und ausgetauscht, dass von veritablen NS-Betriebsgemeinschaften gesprochen werden kann. Die DC mitsamt Anhang nahmen die eroberte örtliche Kirchengemeinde nicht selten als ihre Beute in Besitz: dubiose Formen einer NS-»Arbeitsbeschaffung«; verschwenderische Aufstockung des Personals; kostenspielige Bauaufträge für Parteigenossen. Nach den sozial verheerenden Jahren von Weltwirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit war der kollektive Hunger auf Posten und Aufträge, auf Unterkommen und Auskommen gewaltig. Wer in der Partei, in der sich schon so viele drängten, zu spät kam, der konnte diesen Hunger ersatzweise auch bei den DC, der evangelischen Parallelbewegung in der Kirche, ein Stück weit stillen.20

Der Kampf zweier extrem verfeindeter Glaubensfraktionen unter dem gemeinsamen alten Kirchendach um Vorherrschaft – das war die prägende Anordnung des protestantischen Berlins im »Dritten Reich«. In 68 von 131 Hauptstadtgemeinden bildete sich eine solche Konstellation heraus. Es waren diese »gespaltenen Gemeinden«, die den größten Schlachtenlärm erzeugten, und sie störten nicht nur die NS-Volksgemeinschaftsvision empfindlich, sondern entwickelten sich auch für die Machthaber zum Ärgernis, weil der religiöse Streit immer wieder in die Auslandspresse gelangte.

Zu den auffallendsten Ausprägungen des religiösen Richtungsstreits zählt die Konzentration der Bekenntnisopposition in den bürgerlichen Bezirken des Südwestens von Berlin. Die aktive Kerngemeinde war hier stärker von bildungsbürgerlichen Schichten bestimmt als im restlichen Berlin. Überhaupt war die Präsenz des Religiösen hier offensichtlicher als anderswo in der »Glaubenswüste« Berlin: mehr Kirchen, mehr Pfarrer in Relation zur Seelenzahl, anspruchsvollere Gottesdienste und sonstige Angebote, Bestausstattung mit opulenten Gemeindehäusern und anderen kirchlichen Einrichtungen. Und mitten darin leuchtete der Name »Dahlem«. Dahlem war, ähnlich wie Barmen, wo Ende Mai 1934 die erste Reichsbekenntnissynode die Barmer Theologische Erklärung beschlossen hatte, landesweit Kristallisationspunkt einer neuen Bekenntniskultur. Mit ihren 10 000 Mitgliedern war Dahlem eine kleine und zugleich sehr wohlhabende Parochie. Sie verfügte über drei Pfarrstellen. Eberhard
Röhricht, Martin Niemöller und Friedrich Müller, die drei Geistlichen, bildeten im Anfangsstadium eine geschlossene BK-Troika. Die DC bekamen hier kaum einen Fuß in die Tür. Es war vor allem Niemöllers Wirksamkeit, die zur Ausstrahlung Dahlems als Hochburg der Opposition beitrug. Das Jahr 1934 brachte den eigentlichen Durchbruch Niemöllers als charismatischer Prediger. Seine durchschnittliche Hörerzahl bei Gottesdiensten sprang von gut 400 im Jahr 1933 auf über 1100 im Jahr darauf. 16 von 19 Gottesdiensten in der Jesus-Christus-Kirche waren »überfüllt«, hatten 1500 und mehr Besucher. Wenn oppositionelle Protestanten aus allen Stadtteilen nach Dahlem pilgerten, dann wollten sie, sehr personenbezogen, Niemöller hören.21

Theologische und politische Protagonisten des Kirchenstreits waren die Pfarrer. Welchen Weg eine Gemeinde 1933 einschlug, hing im Wesentlichen von der Konstellation im Pfarrerkollegium ab. Unter dem mächtigen Eindruck des Siegeszugs der NS-Bewegung zog es sehr viele Pfarrer um 1933 zu den DC und viele auch zur NSDAP.22 Die hauptstädtische Pfarrerschaft spaltete sich in zwei größere Blöcke. Um die 44 Prozent der Gemeindepfarrer gehörten (zumindest vorübergehend) zum Lager der DC. Gut 36 Prozent schlossen sich als »Bekenner« dem Gegenlager der BK an. Die Berliner DC-Pfarrer waren vergleichsweise jung, stammten eher als ihre Kontrahenten aus nichtakademischen Familien und kamen häufiger aus den östlichen preußischen Provinzen. Auffallend ist bei ihnen ein nicht verarbeitetes, paradoxes Weltkriegserlebnis: subjektiver Kriegsheld und objektiver Kriegsverlierer zugleich. Ihrem innerkirchlichen Aufbegehren haftete etwas Rebellisches an. Ihr Aufbruch glich einem Aufstand der Jüngeren gegen ein überaltertes Kirchenestablishment. BK-Pfarrer hingegen stammten häufiger aus bürgerlichen, akademisch geprägten Elternhäusern. Die familiäre Herkunft aus dem Pfarrhaus wirkte wie eine Hemmschwelle gegenüber den mächtigen deutschchristlichen Versuchungen. BK-Pfarrer teilten mit ihren DC-Kollegen durchaus eine nationalprotestantische Mentalität, vermochten ihnen bei der völkischen Umprägung jedoch nicht zu folgen. Während DC-Pfarrer von der Symbiose eines sowohl christlich wie nationalreligiös geprägten Glaubens geleitet waren, hieß das unumstößliche Credo von BK-Pfarrern: Erst Christus, dann Deutschland. Die Besinnung auf das theologische Proprium, auf radikale Biblizität und der Rekurs auf die Bekenntnisschriften der Reformationszeit rückten somit ins Zentrum ihrer religiösen Selbstfindungsprozesse.23

Hinter den Pfarrern sammelten sich die Bataillone des Kirchenkampfes.  Nach Schätzungen sind den DC zu ihren besten Zeiten (um 1935) rund 50 000 Mitglieder zuzuschreiben, der BK etwa 36 000. Von den drei Millionen
nominellen Hauptstadtprotestanten stritten sich also Minoritäten, die zusammen drei Prozent ausmachten. Die sozialen Profile der beiden Lager wiesen nur leichte, graduelle Unterschiede auf. Beide Lager rekrutierten sich aus jenem Sozialmilieu, aus dem die Kerngemeinden traditionell stammten: Berufsgruppen des alten Mittelstands, des kleinen Bürgertums, untere und mittlere Beamtenränge, Lehrer, Freiberufler, Akademiker. Die Anhängerschaft der BK wies mehr Angehörige aus den örtlichen Honoratiorenkreisen auf, und es fehlten die dubiosen und prekären Existenzen, die in den DC-Gruppen häufig eine tonangebende Rolle spielten. Viel auffallender jedoch war ein anderer Unterschied zwischen den Streitparteien: Zugespitzt formuliert waren die DC eine stark politisierte, völkisch-religiöse Männerbewegung, die BK hingegen eine von Männern (Theologen) geführte evangelische Frauenbewegung. In dieser männerbündischen Welt der DC mit Aufmärschen und Fahnenritualen, Heldengedenken und Märtyrerfeiern, Weltkriegserinnerungen, »Amtswaltertreffen« und politisierenden Pfarrern in Uniform war wenig Platz für Frauen. Ganz anders in der BK: Hier dominierten Frauen der Zahl nach das Bild bei den sozialen Veranstaltungen und religiösen Versammlungen, die schon auf den ersten Blick einen anderen, mehr zivilen (oft auch frömmelnden) Charakter erkennen ließen. Mindestens drei Viertel aller BK-Mitglieder in der Reichshauptstadt waren Frauen. Als religiöse Gruppenbewegung hatte die Kirchenopposition den Anstrich einer Frauenbewegung. In den Leitungen hingegen, den Bruderräten, Pfarrerkonventen, Synoden, trafen sich nahezu ausschließlich Männer. Es gab während der Kirchenkampfzeit neben »treuer weiblicher Dienerschaft« auch ein permanentes leises Aufbegehren der »Gehilfinnen« gegen diesen als ungerecht empfundenen Zustand – ein Aufbegehren, das aufgrund der einschlägigen Bibelstellen vom Weibe, das Schweigen solle in der Gemeinde, nicht wirksam durchdringen konnte.24


Zersplitterungen, Erschöpfungen, finale Abbrüche

Um 1936/37 zeichnete sich eine Wende ab – seither klang der religiöse Schlachtenlärm ab. Der erbitterte Streit zwischen den zwei Lagern hatte sich in einer Art religiösem Stellungskrieg festgefahren. Die streitenden Gruppen wuchsen nicht mehr, sondern zersplitterten und schrumpften. Der Richtungsstreit hatte auf beiden Seiten zu schweren Kränkungen, Frustrationen und zu lähmenden Erschöpfungszuständen geführt, bei den DC mehr noch als bei der BK. Die um
1933 in der Hauptstadt konzentrierte junge Riege extrem politisierter, machthungriger DC-Theologen war mit ihrem reichsweiten Führungsanspruch nicht durchgedrungen. Ihr umstürzlerischer Versuch einer zentralisierten, von Berlin aus durch einen Reichsbischof regierten Reichskirche war gescheitert. Auch wenn es nicht zur Kirchentrennung kam, so ist doch von einer Art Schisma zu sprechen, denn unter dem Dach der alten Kirche wirkten zwei verfeindete Richtungen destruktiv gegeneinander. Innerkirchlich setzte die Bekenntnisopposition den theologisch dürftigen DC-Angreifern eine deutliche Grenze des Einflusses. Außerkirchlich schränkte das NS-Regime die Spielräume der »Glaubensbewegung« durch seinen religionspolitischen Kurs einer Entkonfessionalisierung des öffentlichen Lebens ein. Die Folge war ein deutschchristliches Dilemma, dem nicht zu entkommen war: Als sowohl christliche wie völkischpolitische Gläubige erschienen die DC den konkurrierenden Akteuren im bewegten religiösen Feld der 1930er Jahre als Falschgläubige und gerieten in eine unbequeme Zwangslage zwischen biblizistischer Frömmigkeit (BK) einerseits und politisch herrschenden, nichtchristlichen NS-»Glaubenskriegern« in Staat und Partei andererseits. Der BK waren die DC zu politisch, moderne Häretiker, Kirchenzerstörer. Den Weltanschauungskämpfern um Himmler, Bormann und Rosenberg erschienen sie hingegen als noch viel zu sehr dem Christentum verhaftet, und das hieß in deren Augen: jüdisch kontaminiert, unpassend für ein deutschgläubiges »Drittes Reich«.25

Für die BK-Bewegung verengten sich die Spielräume seit 1936/37 noch mehr. Viele bewusste Protestantinnen und Protestanten hatten den unersprießlichen, mit vielen abstoßenden Begleiterscheinungen verbundenen Kirchenstreit einfach nur satt. Die physische Erschöpfung bei vielen BK-Pfarrern sowie Laienhelfern und -helferinnen nach jahrelanger Höchstbeanspruchung und auch tiefe seelische Erschöpfung infolge eines enervierenden »Bruderkampfes im eigenen Haus« führten zu stillen Rückzügen und bewirkten ein generelles Umdenken in Richtung neuer Konsensbildungen. Hinzu kamen in Berlin, dem reichsweiten Zentrum einer entschiedenen Kirchenopposition (»Dahlemiten«), der staatliche Druck, die schleichende Illegalisierung, die anwachsende scharfe Repression. Am 1. Juli 1937 wurde Martin Niemöller verhaftet und blieb – trotz eines faktischen gerichtlichen Freispruchs Anfang März 1938 – bis Kriegsende in KZ-Haft. Von Jahr zu Jahr geriet die Kirchenopposition mehr in die Rolle einer Regimeopposition (was sie partout nicht sein wollte!) und wurde durch harte staatliche Maßnahmen empfindlich geschwächt. Als die ausschließlich von »Dahlemiten« geführte 2. Vorläufige Kirchenleitung Ende September 1938
mit einer gottesdienstlichen Zeremonie gegen die drohende Kriegsgefahr (»Sudetenkrise«) vorsichtig protestieren wollte, folgten sowohl schwere kirchliche Disziplinarmaßregeln als auch staatliche Repressionen, die führende BK-Theologen wie Martin Albertz, Friedrich Müller und Hans Böhm völlig oder zeitweilig außer Gefecht setzten. Solchermaßen eingeschüchtert, verfolgt, dezimiert, mit Haft belegt oder bedroht, war die Berliner Bekenntnisopposition bereits vor Kriegsbeginn 1939 eine geschwächte und schrumpfende Bewegung auf dem Rückzug in ein unpolitisches Sakristeichristentum und in die »innere Emigration«.26

Seit Kriegsbeginn bildeten sich die alten Kampffronten weiter zurück, nahezu alles und jedes schrumpfte im Kirchenbereich. Noch mehr Männer der jüngeren und mittleren Generation, die schon zuvor rar waren im Gemeindeleben, verschwanden von der Bildfläche. Jüngere Pfarrer und die »illegalen« Vikare der BK wurden in großer Zahl eingezogen und teilweise gezielt in gefährliche Fronteinsätze geschickt.27 Viele vakante Pfarrstellen blieben auf Dauer unbesetzt. Der Einsatz als Feldprediger spielte längst nicht die prominente, staatstragende Rolle wie im Ersten Weltkrieg. Häufige Konflikte bei der Militärseelsorge deuten an, dass Pfarrer zwar wie stets an die Front drängten und gern ihre staatspolitische Unentbehrlichkeit unter Beweis gestellt hätten, aber in Hitlers Eroberungsarmee waren sie nicht erwünscht. Auch auf diesem Gebiet erzwang das NS-Regime eine sukzessive Entkonfessionalisierung, letztlich eine Dechristianisierung in der weltanschaulich-moralischen Truppenbetreuung. 28 In den schrumpfenden Gemeinden rückte man nun enger zusammen. Kirchliche Räume wurden für Militärzwecke beansprucht, staatliche Gelder gekürzt, knappe Ressourcen wie Brennstoffe reduziert – was kalte Kirchen bedeutete  –, Papierzuteilungen und damit Kommunikationsmöglichkeiten eingeschränkt. Glocken und anderes kriegswichtiges Material waren abzuliefern. Bald wurden die Gotteshäuser durch Bomben beschädigt oder zerstört, was das kirchliche Leben noch mehr beeinträchtigte.29

Am 6. Mai 1941 durchsuchte die Gestapo die Wohnung des Spandauer Superintendenten Martin Albertz und beschlagnahmte Prüfungsunterlagen der illegalen »Kirchlichen Hochschule« der BK. Das war der Auftakt zu einer politischen Generalabrechnung mit Führungspersonen der regionalen Kirchenopposition, die im sogenannten Prüfungsprozess vor dem Berliner Sondergericht I (Dezember 1941) zu teils schweren Haftstrafen verurteilt wurden. Mit diesem politischen Schlag der NS-Justiz sollten die verbliebene und bereits arg dezimierte BK-Führungsgruppe entscheidend geschwächt und die kirchliche
Opposition als Institution so gut wie handlungsunfähig gemacht werden. Nahezu alles, was während jener bedrängten Kriegsjahre im protestantischen Milieu an widerständiger Praxis gegen ein verbrecherisches Regime noch geschehen konnte, blieb von nun an gut vernetzten subversiven Kleingruppen und mutigen Einzelkämpfern vorbehalten.30





Resümee

Es ist nicht ganz einfach, für die historische Performance des zerrissenen und zerstrittenen hauptstädtischen Protestantismus im »Dritten Reich« ein Resümee zu ziehen. Eine Erfolgsgeschichte war das jedenfalls nicht. Mit besseren Gründen ließe sich von einer Geschichte der Verirrungen, des Streits und des Versagens sprechen. Und noch einmal gefragt: Wer eigentlich waren die Berliner Protestanten? Die nazifreundlichen Deutschen Christen, die in den Kirchenleitungen, bei Pfarrern wie an der kirchlichen Basis eine so einflussreiche, teils beherrschende Rolle spielten? Die Opposition der BK-Bewegung mit ihrem orthodox-puristischen Rekurs auf die Bibel – zugleich eine Fraktion, die durch ein merkwürdig anachronistisch-konservativ anmutendes Weltbild geprägt war? Oder vielleicht eher kirchenferne, unabhängige liberale Protestanten wie die Harnacks, die sich durch keine Kirchenfraktion vertreten sahen und die es – bei aller Zurückgezogenheit – am protestantischen Rand zu dieser Zeit auch noch gab?

Die gegensätzlichen Biographien des Pfarrers Karl Themel und der Historikerin und Studienrätin Elisabeth Schmitz verdeutlichen die extreme Zerrissenheit des zeitgenössischen Protestantismus in Berlin, der so nichtidentisch mit sich selbst war, dass er unter ein und demselben Konfessionsbegriff eigentlich kaum sinnvoll zu fassen ist. Während Themel als passionierter NS-Sippenforscher in der »Kirchenbuchstelle Alt-Berlin« Christen jüdischer Herkunft aufspürte, um sie den Verfolgungsbehörden zu »melden«, verfasste die am Rande der Kirchenopposition kritisch mitwirkende Schmitz aus eigener Initiative ihre (anonyme) Denkschrift zum Schutz verfolgter Juden und christlicher »Nichtarier« und mahnte ihre schweigende BK immer wieder, öffentlich und laut in dieser Sache zu sprechen. Themel baute mit kirchlichen Mitarbeitern und Finanzmitteln eine eigene »Judenkartei« auf und leitete seine lebensgefährlichen Forschungsergebnisse an Staats- und Parteistellen weiter. Während Schmitz (wie andere Mistreiterinnen und Mitstreiter in ihrem »dahlemitischen«
Umkreis) verfolgten Personen Unterkunft und andere lebensrettende Hilfen gewährte, veröffentlichte Themel im Dezember 1941, als die Deportationen in Berlin bereits begonnen hatten, eine stolze Leistungsbilanz seiner kirchlichen Sippenforschungsstelle, die bis zu diesem Zeitpunkt in über 2600 Fällen eine jüdische Abstammung von evangelischen Christen herausgefunden hatte. Karl Themel und Elisabeth Schmitz waren beide Mitglieder derselben evangelischen Kirche.

»Schatten« und »Licht« hielten sich hier nicht die Waage. Wer das Ganze der historischen Performance des hauptstädtischen Protestantismus im »Dritten Reich« zu überschauen bereit ist und wer dessen faktischen Auftritt auf der Geschichtsbühne an dessen eigenen religiös-theologischen Prämissen misst, der wird kaum anders können, als von einer protestantischen Moralkatastrophe in der Stunde der Wahrheit zu sprechen.
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(geb. 1949), apl. Professor für Neuere Geschichte an der Technischen Universität Berlin.



WOHNUNGSPOLITIK UND BAUWIRTSCHAFT IN BERLIN (1930–1950)

Aus einem epochenübergreifenden Blick scheint die NS-Zeit wie ein erratischer Block zwischen Aufbruch und frühem Höhepunkt des »Neuen Bauens« in der Weimarer Republik und dem Boom im Wohnungsbau West- und Ost-Berlins nach 1945 zu liegen.1 Das ist vermutlich darauf zurückzuführen, dass sich die Bruch- und Kontinuitätslinien in den verschiedenen Teilbereichen des Wohnungs- und Bauwesens widersprüchlich überlagern und in der Forschung bisher kaum zu einem differenzierten und kohärenten Bild verknüpft wurden. So haben einerseits Jonas Geist und Klaus Kürvers detailliert rekonstruiert, dass der Baubestand im Bombenkrieg zu einem erheblichen Teil vernichtet wurde und Berlin danach kaum wiederzuerkennen war.2 Andererseits hat die These Werner Durths anhaltende Wirkung entfaltet, dass das in der Behörde des Generalbauinspektors (GBI) Albert Speer zusammengeführte Netzwerk nazifreundlicher Architekten nach 1945 die Baupolitik in der Bundesrepublik und West-Berlin massiv beeinflusste.3 Neuere Forschungen deuten auf eine Mischung personeller Bruch- wie Kontinuitätslinien von der NS-Zeit in die Zeit nach 1945 hin.4 Hingegen ist für das Grundstücks- und Baugewerbe deutlich ein tiefer Bruch zu konstatieren, da das jüdische Leitungspersonal der Wohnungsbaugesellschaften (damals »Terrainfirmen«) und Baufirmen massiv verfolgt, vertrieben und teilweise ermordet,5 die gemeinnützige und insbesondere die gewerkschaftliche Wohnungswirtschaft »gleichgeschaltet« und zum Teil grundlegend umgestaltet wurde.6

Neben der genaueren Rekonstruktion und Bewertung der Kontinuitäten und Brüche gilt es die zentrale Frage zu klären, wie es der NS-Herrschaft gelang, die bei ihrem Machtantritt eminente politische Sprengkraft der Wohnungsfrage so weit zu entschärfen, dass sie keine systemgefährdende Wirkung entfalten konnte. Die Forschung hat bisher die nationalsozialistische Wohnungspolitik weitgehend als Fehlschlag gewertet,7 sich ansonsten auf das Wirken der Behörde des GBI konzentriert und dabei die wichtige Frage nach den Gründen der erfolgreichen Machtabsicherung zwischen 1933 bis 1936 unterbewertet. Im Gegensatz etwa zur kritischen Aufarbeitung des »Sozialen Wohnungsbaus« und der
Politik der Deutschen Arbeitsfront (DAF) auf Reichsebene8 ist über wichtige berlinspezifische Entwicklungen immer noch erstaunlich wenig bekannt. Zu diesen Forschungsdesiderata gehören zum Beispiel die 1936/37 mit der Gründung der Gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft (GSW) sowie der Wohnungsbaukreditanstalt (WBK) vollzogene Reorganisation der Wohnungswirtschaft und die Rolle der städtischen Wohnungs- und Bauverwaltung im Konzert der nationalsozialistischen Machtträger.9




Vor 1933: Wohnungspolitik in der Zerreißprobe

Die heute mit Recht gerühmte soziale Wohnungspolitik der Weimarer Republik befand sich beim Machtantritt der Nationalsozialisten schon einige Zeit in einer schweren Finanz- und Legitimationskrise. Dass die Notverordnungen des Reiches von 1930 an die Wohnungsbaufördermittel aus der Hauszinssteuer zunächst drastisch reduzierten und dann komplett strichen, war nicht einmal das Hauptproblem, da sich diese Maßnahmen erst zeitverzögert auswirkten. 1930/31 wurden mit rund 44 000 beziehungsweise 31 000 Einheiten die höchsten Neubauziffern überhaupt erzielt, ehe die Zahlen sich bis 1935 zwischen knapp 8000 und knapp 9400 einpendelten (und damit immer noch deutlich über denen der Jahre 1912 bis 1923 lagen).10 Die Schwierigkeit bestand vielmehr darin, dass die Vertreter des öffentlich finanzierten Wohnungsbaus in einem Fundamentalkonflikt an mehreren Fronten gleichzeitig zu kämpfen hatten und sich zudem neuartigen Problemen gegenübersahen. So war die 1930 infolge der Notverordnungen eingetretene Finanzierungskrise das Ergebnis mehrerer erfolgreicher Angriffe der grundsätzlichen Gegner einer öffentlichen Wohnungsbauförderung. 11 Dass es aber zu einer Zerreißprobe kam, lag auch daran, dass sich einerseits eine seit 1918 politisch geförderte öffentliche Erwartungshaltung in Bezug auf qualitativ hochwertige Sozialwohnungen herausgebildet hatte und Berlin sich andererseits infolge des rapiden Kaufkraftschwunds auf dem Weg zu einer Armutsgesellschaft befand.

An die von der Wohnungsreformbewegung und der Sozialdemokratie geweckte Erwartungshaltung, dass öffentlich geförderte Wohnungen eine ausreichende Größe und gute Ausstattung aufweisen müssten, knüpfte etwa publikumswirksam und in demagogischer Absicht der »Karnickelstall«-Vorwurf an, mit dem der KPD-Abgeordnete August Luscher in der Stadtverordnetenversammlung vom 22. Oktober 1932 die Standards im öffentlich geförderten
Wohnungsbau denunzierte. Der Fraktionsvorsitzende der NSDAP und spätere Staatskommissar Lippert sprach an gleicher Stelle von »Löchern, wie sie jetzt wieder von der Wohnungsfürsorgegesellschaft gebaut werden sollen«.12

Durch solche Propaganda, verknüpft mit den antisemitisch eingefärbten »Spekulations«-Kampagnen gegen die gemeinnützige Wohnungs- und die Bauwirtschaft, gelang es, den Wohnungsbaugesellschaften ein hassbesetztes Negativimage anzuheften. Hinzu kam, dass der rapide Kaufkraftschwund schon im Herbst 1930 einen erheblichen Leerstand bei geförderten Neubauwohnungen verursachte, was eine »Fehlallokation« öffentlicher Mittel anzeigte.13 Viele der armen oder verarmten Wohnungssuchenden konnten sich die relativ teuren Neubauwohnungen nicht leisten und wichen ins Umland, den heutigen »Speckgürtel« entlang der Stadtgrenze, aus. Dort wohnten über 100 000 von ihnen in Lauben, Baracken oder Einfachhäusern, die auf legal gekauften oder illegal besetzten Parzellen errichtet worden waren.14

Als einziger politischer Ausweg aus dieser Falle boten sich in den Augen der Zeitgenossen die Rationalisierung und Absenkung der Standards an, und dieser Weg wurde auch beschritten, jedoch zögerlich.15 Der Berliner Stadtbaurat Martin Wagner propagierte ein in Einklang mit dem erhofften konjunkturellen Aufschwung »wachsendes Haus«,16 und die »Reichsforschungsanstalt für Wirtschaftlichkeit im Bau- und Wohnungswesen« (RFG) erprobte in der Forschungssiedlung Berlin-Haselhorst avancierte Konzepte eines rationalisierten Wohnungsbaus.17 Dennoch tat sich zwischen den verarmten Bevölkerungsgruppen und der »Weltstadt«-Vision des Magistrats mit seiner an hohen Standards orientierten Wohnungsbaupolitik eine politische Kluft auf. So war der Magistrat nicht bereit, die kostentreibenden Standards im Straßenbau in den »Siedler«-Gebieten ähnlich weit abzusenken, wie das jenseits der Stadtgrenzen in Brandenburg geschah.18 Im Ergebnis orientierten und organisierten sich die Betroffenen nicht, wie etwa in Paris, als banlieu rouge auf der politischen Linken, sondern blieben politisch indifferent und damit für die Parolen der nationalsozialistischen »Siedlungspolitik« eher erreichbar.



Der nationalsozialistische Angriff 1933

Die Strategie der Nationalsozialisten bei der Machtübernahme im Wohnungs-und Bauwesen 1933/34 zielte darauf ab, die bestehenden Strukturen weitgehend beizubehalten, das Führungspersonal aber, teilweise durch gezielte Kriminalisierung,
auszuwechseln. Als Nachfolger des suspendierten Stadtbaurates Wagner wurde von Staatskommissar Lippert zunächst der Vizepräsident der preußischen Bau- und Finanzdirektion Benno Kühn, als Stadtrat für Wohnungs- und Siedlungswesen der Nationalsozialist Adalbert Pfeil eingesetzt. Pfeil verwaltete nach dem Tod Kühns 1936 dessen Amt mit und blieb bis 1945 in dieser Position. 19 Eine wichtige Unterstützerrolle spielte der 1931 der NSDAP beigetretene Hans Stephan, der von 1928 bis 1937 als Oberbaurat und Stadtbaudirektor in der Hochbauabteilung des Magistrats arbeitete. Zwischen 1937 und 1945 war er als Hauptabteilungsleiter beim GBI tätig, nach 1948 gelang ihm eine steile Karriere in der West-Berliner Senatsbauverwaltung.20

Adalbert Pfeil steht als Berliner Stadtrat für Wohnungsbau historisch zwischen den großen Persönlichkeiten Martin Wagner und Hans Scharoun, wurde jedoch bisher von der Forschung völlig übersehen. Am 9. März 1886 in Leopoldshall (Sachsen-Anhalt) geboren, arbeitete Pfeil zeitweise als Regierungsbaumeister in Charlottenburg. Am 1. August 1932 trat er der NSDAP bei (Mitglieds-Nr. 1257190).21 Er koordinierte die kommunale Stadtplanung und Wohnungspolitik und führte die in diesem Zusammenhang notwendigen Verhandlungen mit der Speer-Behörde, dem Oberbürgermeister, dem Stadtpräsidenten, der Gauleitung sowie der GSW. Dabei glich er unter anderem Interessengegensätze in der Behandlung jüdischer Mieter flexibel aus. Anfang 1943 verhandelte er zum Beispiel mit der Berliner Gauleitung der NSDAP über die Verwendung der Wohnungen deportierter Juden.22 Als Aufsichtsratsvorsitzender der GSW war er noch zu Beginn des Jahres 1945 aktiv.23 Pfeil besetzte eine Schaltstelle und verkörperte eine singuläre personelle Kontinuität in dem von zahlreichen personellen Wechseln geprägten nationalsozialistischen Planungs-und Wohnungswesen in Berlin.

Mit der Machtergreifung trat Pfeil nicht nur in seine politischen Ämter ein, sondern auch in den von Lippert eingesetzten Ausschuss, der »belastendes Material« gegen die Wohnungsfürsorgegesellschaft (WFG) und deren Geschäftsführer Schallenberger (SPD) sammelte. Schallenberger und weitere führende Vertreter der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft in Berlin wurden im Rahmen einer groß angelegten Razzia gegen 30 gemeinnützige Siedlungsgesellschaften und Baufirmen am 29. Juni 1933 verhaftet.24 In der Folge übernahm Pfeil auch den Vorsitz im Aufsichtsrat der WFG.25 Von den Unternehmen der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft wurde die gewerkschaftliche GEHAG in die DAF überführt,26 die übrigen Gesellschaften wurden »gleichgeschaltet«, ihr Führungspersonal ausgetauscht, und die politisch-sozialkulturellen Aktivitäten
wurden ausgetrocknet.27 Noch schärfer verfolgten die Nationalsozialisten das oftmals jüdische Leitungspersonal der wirtschaftlich ohnehin angeschlagenen Terrain- und Baufirmen. Die großen Grundstücks- und Bauunternehmer wurden entweder vertrieben – wie der Terrainunternehmer Adolf Sommerfeld28 und der Bankier Herbert Gutmann29 – oder ermordet wie beispielsweise Kurt Haberland, der Sohn des führenden Terrainunternehmers Georg Haberland, sowie Julius Berger, einer der bekanntesten Bauunternehmer, und seine Frau.30



Konturen der Machtabsicherung 1933 bis 1937

In den Jahren 1933 bis 1937 spielte die Wohnungs- und Baupolitik eine für die Konsolidierung der nationalsozialistischen Herrschaft eminent wichtige Rolle, was angesichts der 1937 einsetzenden Großplanungen Speers oft ausgeblendet wird. Auch wenn der Wohnungsbau in diesen Jahren hinter dem der Weimarer Republik klar zurückblieb, gelang es dem Regime doch, mit zahlreichen Hochbauprojekten (etwa im Verwaltungs- und Schulbau) und einer Reihe von Arbeitsbeschaffungs- und Wohnungsbauförderungsmaßnahmen31 Konflikte zu entschärfen und Teilerfolge zu erzielen. Auch konnte mit dem Einsatz von Reichsbürgschaften verstärkt privates Kapital für die Wohnungsbaufinanzierung mobilisiert32 und mit einer massiven Förderung von Wohnungsteilungen die Zahl »neu gewonnener« Wohnungen nominell gesteigert werden. Während die Forschung bisher hervorgehoben hat, dass die Zahl der völlig neu erbauten Wohnungen in den Jahren 1933 bis 1935 unter 10 000 pro Jahr blieb, bezifferte die städtische Baupolizei den »Nettozugang« an Wohnungen 1933 auf über 16 000 und 1934 auf mehr als 18000 Wohnungen und erklärte, »dass die erstellten Kleinwohnungen im wesentlichen durch Teilung von Großwohnungen entstanden sind«.33 Woher die aufgeteilten Großwohnungen stammten – zum Beispiel von politischen Gegnern, die vertrieben worden waren, oder von Juden, deren Zahl in Berlin schon zwischen 1933 und 1937 um über 20 000 zurückging34 –, ist noch nicht im Einzelnen erforscht. Manches spricht aber für die Entlastung des Wohnungsmarktes durch die politischen Verfolgungen.

Die Wohnungsbauförderung profitierte auch von wachsenden Rückzahlungen aus früher vergebenen Hauszinssteuerhypotheken und damit indirekt von der Politik der Weimarer Zeit.35 Die Zahl der Mitarbeiter in der städtischen Hochbauverwaltung wurde zwischen 1933 und 1936 mehr als verdreifacht, und das Personal der Wohnungsfürsorgegesellschaft beziehungsweise ihrer Nachfolgerin
Wohnungsbaukreditanstalt wurde deutlich aufgestockt  – auch mit dem Ziel, Parteimitglieder mit Posten zu versorgen.36 In seiner legitimationsbildenden Wirkung nicht zu überschätzen ist der 1936/37 erfolgte Ausbau des  – in den Notverordnungen seit Ende 1931 teilweise gelockerten – Kündigungsschutzes und insbesondere dessen Ausdehnung auf die seit 1918 neu gebauten Wohnungen. Die seit 1935 verstärkt anziehende Nachfrage nach Wohnungen sowie die Proteste der gut organisierten Mietervereine übten hier einige Wirkung aus.37 Auch die Mietpreisbindung wurde von 1936 an im Rahmen der allgemeinen Preiskontrollpolitik verschärft.38 Der zuständige Reichskommissar für die Preisbildung betrachtete 1938 die öffentliche Mietpreisregulierung als dauerhaft etabliert, weil sie bereits »tief in die allgemeine Rechtsauffassung des Volkes eingedrungen« sei.39

Den Nationalsozialisten mangelte es bekanntlich an einer Programmatik für den Städte- und insbesondere den Siedlungsbau. Am ehesten verkörperte noch das Konzept der »Siedlungszelle« ein solches wenigstens punktuell. Hier knüpfte die Stadtverwaltung an Programme zur Förderung der »vorstädtischen Kleinsiedlung« aus den frühen 1930er Jahren an und ließ Kleinhaussiedlungen mit einfachen Wohnstandards in mehreren Außenbezirken bauen.40 Dabei setzte die DAF die von ihr übernommene gemeinnützige GEHAG ein, die in der Folgezeit ihre Tätigkeit von Berlin auf das ganze Reich ausdehnte.41 In Berlin baute sie zum Beispiel die Siedlung »Rauhe Berge« in Tempelhof (1935/36) und für die DAF die Siedlung Buch (1938/39).42 Besondere Aufmerksamkeit widmete die Stadtverwaltung daneben einerseits der »Altstadtsanierung«, für die bereits vor 1933 massive öffentliche Kampagnen unter maßgeblicher Beteiligung Wagners den Boden bereitet hatten.43 Einen Fokus bildete das Gebiet des ehemaligen »Scheunenviertels« mit der Gestaltung des »Horst-Wessel-Platzes« an der Volksbühne. Hier förderte die WFG 1935 Neubauwohnungen, und die GEHAG baute in Anlehnung an einen Entwurf von Hans Poelzig die Wohnanlage Hirtenstraße.44 Einen weiteren Schwerpunkt bildete die »Sanierung der wilden Wohnlaubensiedlungen« in den Außenbezirken. Nachdem 1933 zunächst Razzien gegen dorthin ausgewichene politische Gegner durchgeführt worden waren,45 ergriff man 1935 Maßnahmen zur Unterbindung weiteren Zuzugs und leitete die »Sanierung« ein. Um diese Zeit lebten nach behördlichen Angaben noch etwa 41000 Menschen dauerhaft in Wohnlauben, weitere 20 000 in »menschenunwürdigen« Keller- und Dachwohnungen.46 Koordiniert von zu »Sanierungsdezernenten« ernannten Bezirksstadträten und in Abstimmung mit der Baupolizei wurde mit einem Bündel repressiver Maßnahmen der Bau weiterer
Unterkünfte in Lauben verhindert, polizeiliche Anmeldungen wurden zunehmend restriktiv gehandhabt.47

Um 1936 waren die Kapazitäten der Bauwirtschaft durch Großprojekte wie den Westwall, Autobahn- und Kanalbau so weit ausgelastet, dass ein Ressourcenmangel für den Wohnungsbau eintrat, der wiederum mit der staatlichen Regulierung von Baustoffen, Preisen und Löhnen gemildert werden sollte.48



Der Umbau der Wohnungswirtschaft 1937

Die Reorganisation der städtischen Wohnungswirtschaft und -förderung zum 1. Januar 1937 war weit mehr als eine Fußnote zu der gleichzeitig installierten, aber viel mehr beachteten Behörde des »Generalbauinspektors«. Die Anfang 1937 aus der WFG gebildete neue Förderinstitution der Wohnungsbaukreditanstalt (WBK) sowie die Gemeinnützige Siedlungs- und Wohnungsbau-Gesellschaft (GSW) stellten die wohnungspolitischen Partner bei der Umsetzung der Speer’schen Planungen dar. In der WBK wurden die öffentlich-rechtlichen Aufgaben der Kreditvergabe gebündelt, in der GSW acht bezirkliche Gesellschaften verschmolzen und privatrechtliche Aufgaben der früheren WFG konzentriert.49 Die GSW, bei deren Gründung schon von ihren zukünftigen »besonderen Aufgaben« im Rahmen der Planungen des GBI die Rede war,50 fungierte fortan als der wichtigste Träger der kommunalen Wohnungsbauvorhaben im Stadtgebiet mit einer Bilanzsumme von rund 400 Millionen RM und über 34 000 Wohneinheiten. 51 Diese erhebliche Marktmacht setzte sie gegen jüdisch geführte Bauunternehmen ein, indem sie in ihren Vergabebedingungen für Auftragnehmer, deren Lieferanten und Unterauftragnehmer festhielt: »Auszuschließen sind unter allen Umständen nichtarische Bezugsquellen bezw. nichtarische Subunternehmer.« 52 Daneben überprüfte die GSW minutiös alle Angestellten auf einen »Nachweis der arischen Abstammung«, entließ »Nicht-Arier« und durchleuchtete auch ihre Mieter.53

Die zunächst noch bestehende dezentralisierte Verwaltungsstruktur der GSW mit insgesamt neun Geschäftsführern wurde vom Aufsichtsrat schon am 2. Februar 1938 beseitigt und das Amt des Direktors nach einigen personellen Wirren mit dem des Leiters des städtischen Hauptplanungsamtes, Gerhard Petrick, in Personalunion vereinigt.54 Die besonders enge Bindung an die Stadtverwaltung kam auch darin zum Ausdruck, dass der Stadtbaurat Binder zugleich die Planungs- und Entwurfsabteilung der GSW leitete.55


Die mit der Reorganisierung 1937 vollzogene Zentralisierung und Neuaufteilung der Kompetenzen bedeutete zweifellos eine Modernisierung und Effizienzsteigerung der städtischen Wohnungswirtschaft, allerdings um den Preis der direkten Unterwerfung unter das städtische Hauptplanungsamt und dessen Politik. Die GSW arbeitete auch weiter sehr eng mit der WBK zusammen.56 Die besonders enge Verbindung zwischen dem Stadtplanungsamt, der GSW und der Speer’schen Behörde zeigte sich schon in den Doppelfunktionen von Pfeil und Petrick, und sie wurde noch dadurch gefördert, dass beide zusätzliche monatliche Honorare aus dem Budget des GBI bezogen.57



Wohnungsbau im Schatten des GBI 1937 bis 1939

Die letzten Vorkriegsjahre waren von einer krisenhaften Lage auf dem Wohnungsmarkt bestimmt, da die Schere zwischen wachsender Nachfrage und schwacher Wohnungsbautätigkeit sich immer weiter öffnete. Zur Kompensation der großflächigen Abrisse von Wohngebäuden im Zuge der megalomanen Neuplanungen Speers war eine Steigerung der Neubautätigkeit notwendig, über die es zu zunehmenden Konflikten zwischen dem GBI, der Stadtverwaltung und dem Reichsarbeitsministerium sowie zu teilweise bizarren und realitätsfernen Debatten um Neubauziffern kam. Im Grundsatz wurden sich der gerade zum Oberbürgermeister ernannte Lippert und Speer Anfang 1937 darüber einig, dass ein Wohnungsbauprogramm notwendig war. Speer beauftragte daraufhin die Stadtverwaltung mit der Ausarbeitung eines solchen Programms und konkreten Planungen für zwei Wohngebiete auf dem Schöneberger Südgelände am Grazer Damm und in Charlottenburg Nord.

Die im Januar 1938 begonnene Planung für die Siedlung am Grazer Damm, für deren Bau die GSW als städtische Treuhänderin das ehemalige Südgelände von der Stadt übernahm, sollte das einzige größere realisierte Bauvorhaben in der zweiten Hälfte der NS-Periode bleiben. Bis 1940 wurden hier in fünfgeschossiger Blockrandbebauung 2025 Wohnungen erstellt. Der Bebauungsplan Carl Cramers bediente sich aus der reichen Planungsgeschichte für das Gelände seit dem späten 19. Jahrhundert und entnahm zum Beispiel Elemente aus einem Entwurf Bruno Möhrings von 1910 und das Prinzip der seriellen Reihung von Baukörpern von Otto Bartning aus den 1920er Jahren, freilich unter Abkehr von der Zeilenbauweise. Die Wohnungsgrundrisse waren deutlich großzügiger ausgelegt, als bis dahin üblich. Vermutlich war das darauf zurückzuführen, dass die
Wohnungen bevorzugt für »Abrissmieter« aus dem Gebiet von Speers Neugestaltungsmaßnahmen gedacht waren und ein Kontingent offensichtlich für Angehörige der SS beziehungsweise der NSDAP reserviert war. Im Übrigen entsprachen die weiträumigen Innenhöfe und die aufgelockerte Bauweise den Anforderung des Luftschutzes; außerdem verfügte die Anlage über Luftschutzkeller. Die relativ kurze Bauzeit war der Förderung Speers zu verdanken, der Baustoffe und Arbeitskräfte zur Verfügung stellte und auch eine Reihe von Sonderwünschen durchsetzte.58
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Bild 10

Die Vereinnahmung der Stadt durch die Nationalsozialisten machte auch vor den Siedlungen des Neuen Bauens der 1920er Jahre nicht halt: Kinderfest in der Wohnsiedlung Weißensee, Buschallee, 1933.



Seit 1937 mussten Stadtverwaltung und GBI schrittweise von der dezentralisierten Flachbauweise als Kernidee der nationalsozialistischen Städtebauideologie Abschied nehmen. Sie erwies sich, wie schon in den frühen 1920er Jahren, als zu teuer. Bereits in den letzten Vorkriegsjahren ging der Anteil der Kleinsiedlungen im Wohnungsbau der deutschen Mittel- und Großstädte zurück. Das im Juni 1935 vorgegebene Programm der »Volkswohnung« für Familien mit Kindern förderte daher die Rehabilitierung des mehrstöckigen Wohnungsbaus. 59 Die von der GEHAG gebauten Wohnanlagen am Reginenweg in Steglitz, an der Dillenburger Straße in Wilmersdorf (beide 1935/36) sowie die
Wohnanlage Roedeliusplatz in Lichtenberg markierten diese schrittweise Rückwendung zu mehrstöckigen Gebäudeformen.60 Mit den Wohngebieten am Grazer Damm und in Charlottenburg Nord – das allerdings über das Planungsstadium nicht hinauskam – sowie Erweiterungsbauten am Rande bestehender Großsiedlungen und weiteren kleineren Vorhaben wurde der Schritt zurück zur mehrgeschossigen Bauweise vollzogen, der in den Paradigmenwechsel hin zum 1940 ausgerufenen »Sozialen Wohnungsbau« mündete. Für die Jahre 1938 und 1939 plante der GBI den Bau von insgesamt 70 000 Wohnungen, von denen die GSW die Hälfte bauen und noch 15 000 bereits 1938 fertigstellen sollte. Die Materialengpässe waren jedoch inzwischen so dramatisch, dass die Gesellschaft dafür eigens Darlehen an Ziegeleien für Sonderlieferungen vergab und sich selbst um den Transport der Baumaterialien kümmerte.61



Die Vertreibung der jüdischen Mieter 1933 bis 1939

Die Drangsalierung jüdischer Mieter begann schon weit vor den 1938 einsetzenden Aktionen der Speer-Behörde. Bereits von 1935 an nahmen die städtischen Wohnungsunternehmen auf Anweisung des Staatskommissars die Frage nach der »arischen Abstammung« in den Fragebogen für Wohnungsbewerber auf. Stimuliert auch von Forderungen »aus Mieterkreisen« war jeder Vorwand recht, Juden aus den Wohnungen zu vertreiben. So kündigten die städtischen Wohnungsgesellschaften »säumigen Mietzahlern, Störenfrieden, unsauberen Mietern« und nutzten auch »jede andere Gelegenheit, einem Juden die Wohnung zu entziehen«, wie Pfeil gegenüber dem Staatskommissar schon im März 1936 betonte. 62 Dabei wurden informelle Methoden der Bedrängung jüdischer Mieter bevorzugt: In der »Praxis der Gesellschaften« sei es »gelungen, Kleinwohnungen durch Übereinkommen mit jüdischen Mietern für deutsche wohnungssuchende Ehepaare freizumachen. Der Weg der persönlichen Verhandlung von Geschäftsleitung zu jüdischen Mietern hat sich in der Praxis als der zweckmäßigste erwiesen.« Pfeil wandte sich gegen den Erlass förmlicher Richtlinien, da diese »stets starre Grenzen enthalten« und es zweckmäßiger sei, in dieser Frage »die Behörden  – auch den Herrn St.K. – nicht unnötig zu binden«.63 Die GSW hingegen fand es noch am 21. Oktober 1937 zu riskant, »allen jüdischen Mietern […] den Mietvertrag aufzukündigen«, da zu erwarten sei, dass »sie sich bei der Vielzahl der Fälle gemeinschaftlich beschweren«. Geräuschloser führte nach den Beobachtungen der Gesellschaft der soziale Druck der Nachbarn zum Ziel: »Erfahrungsgemäß
geben Juden ihre Wohnungen von sich aus auf, wenn mehrere arische Mieter in der Partei oder ihren Formationen Dienst tun und wenn die Volksgenossen in sich und mit dem Hauswart zusammen halten.«64 In diesen und weiteren Äußerungen zeigt sich das arbeitsteilige Vorgehen der Behörden gegen jüdische Mieter: Der Staatskommissar erließ behördliche Verordnungen, das Stadtplanungsamt und die GSW setzten auf informelle, deshalb nicht weniger brutale Methoden und bezogen gezielt antisemitische Aktionen der Partei und ihrer Mitglieder in diese Praxis ein.

Die Drangsalierung jüdischer Mieter nahm seit Mitte der 1930er Jahre beständig zu. 1937 wurde die GSW aus Kreisen der NSDAP-Ortsgruppe Heerstraße aufgefordert, Mietern der gemeinnützigen Baugesellschaft Berlin-Heerstraße zu kündigen.65 Im Sommer 1938 wurde dem Stadtplanungsamt mitgeteilt, dass »alte Mieter der GSW mit dem Wunsche vorstellig geworden sind, jüdische Mieter nicht aufzunehmen und die Juden aus den Häusern zu entfernen«,66 eine Haltung, die in der Presse zunehmend Widerhall und in der Rechtsprechung Unterstützung fand.67 Im selben Jahr gab das Amtsgericht Berlin-Charlottenburg der Klage einer gemeinnützigen Genossenschaft auf Lösung des Mietverhältnisses mit einem jüdischen Mieter statt, und die DeGeWo erntete hohes Lob vom Stadtpräsidenten, als sie im September 1938 ihren letzten 188 jüdischen Mietparteien kündigte. Die GSW hatte Mitte November 1938 schon die Mehrheit ihrer jüdischen Mieter aus den Wohnungen vertrieben oder zumindest verklagt 68 und strebte die vollständige Vertreibung für den 1. April 1939 an.69

Berlin war offensichtlich ein Vorreiter in der antijüdischen Wohnungspolitik. Obwohl systematisch vergleichende Studien noch fehlen, gingen andere deutsche Städte wie etwa Hannover und Köln wohl überwiegend erst nach dem Erlass des »Gesetz(es) über die Mietverhältnisse mit Juden vom 30. April 1939« zu ähnlich massiven Vertreibungsmaßnahmen über wie Berlin schon zuvor.70 Wohnungsmangel, Abrisspolitik und das abgestimmte Vorgehen von Staatskommissar, GBI, Stadtverwaltung und NSDAP-Stellen wirkten in der Reichshauptstadt besonders unheilvoll zusammen.



Krieg, Wohnungsnot, Deportation

Spätestens Anfang 1939 wurde deutlich, dass das zwischen Lippert und Speer vereinbarte Wohnungsbauprogramm wegen Baustoffmangel und wegen Finanzierungsengpässen, gegen die Speer vergeblich beim Reichsfinanzminister Graf
Schwerin v. Krosigk intervenierte, gescheitert war.71 Als am 15. November 1939 ein Neubauverbot für alle nicht kriegswichtigen Bauten erlassen wurde, kam der Wohnungsbau ganz zum Erliegen.72 Die Berliner »Wohnungspolitik« während der Kriegsjahre bestand nun nur noch aus dem Krisenmanagement in der Wohnungsverwaltung sowie der Vertreibung und Deportation jüdischer Mieter zum Zweck der Wohnraumgewinnung.

Bereits bei Kriegsbeginn hatten auch öffentliche Institutionen wie die WBK und die Brandenburgische Heimstätte von einer in Berlin und dem Umland bestehenden »Wohnungsnot« gesprochen.73 Die bei der WBK eingerichtete Mietpreisstelle registrierte eine sprunghaft steigende Zahl von Anträgen auf Mietpreisüberprüfung, die die wachsenden sozialen Spannungen anzeigten und für die Behörde eine »außerordentliche Belastung« darstellten.74 Stadtbaudirektor Petrick bezifferte in einer vertraulichen Ausarbeitung über die Berliner Wohnungsverhältnisse vom November 1940 den Wohnungsfehlbestand auf 218 000 Wohnungen.75 Nachdem die Bombenangriffe 1942 zu ersten gravierenden Verlusten an Wohnraum geführt hatten, zeigte sich die Gauleitung alarmiert über den wachsenden Unwillen der Wohnungssuchenden, mit dem Partei und Behörden zunehmend konfrontiert wurden, und plädierte für Zwangsmaßnahmen wie zum Beispiel die behördliche Einweisung in Großwohnungen.76 Da jedoch die Wohnraumbewirtschaftung schon in der Zeit der Weimarer Republik Gegenstand von Hasskampagnen der NSDAP gewesen war und Hitler befürchtete, dass Zwangsmaßnahmen sich nachteilig auf die »Durchhaltefreudigkeit« der Bevölkerung auswirken könnten, wurden Einquartierungen selbst nach Erlass der »Verordnung zur Wohnraumversorgung der luftkriegsbetroffenen Bevölkerung« im Juni 194377 so selten wie möglich vorgenommen. Von Januar 1943 an stieg die Zahl der Ausgebombten, die im Regelfall monatelang obdachlos blieben, von 3500 über 35000 Anfang März bis auf 100 000 Ende August und 450 000 Ende November.78 Schon lange bevor im Herbst 1943 die Luftangriffe auf Berlin eine vernichtende Intensität erreichten – allein Ende November /Anfang Dezember wurden über 68000 Gebäude zerstört und etwa 250 000 Berliner obdachlos –, hatten sich alle Maßnahmen der Verwaltung gegen den eingetretenen Notstand als wirkungslos erwiesen.79

Die einzige in den Augen des GBI erfolgversprechende Strategie zur Entlastung des Wohnungsmarktes bildete der Zugriff auf die von Juden bewohnten Wohnungen, den die Speer-Behörde seit 1938 in mehreren Schritten vorantrieb. Bis dahin hatten die Wohnungsbaugesellschaften und das Stadtplanungsamt trotz massiver Kampagnen gegen jüdische Mieter noch zahlreiche Kompromisse
und Zwischenlösungen hinnehmen müssen. So hatte das Stadtplanungsamt 1938 die GSW angewiesen, im Einzelfall Wohnungen an »nichtarische« Abrissmieter zu vergeben.80 Das war zu dieser Zeit rechtlich nicht unproblematisch, weil »arischen Volksgenossen nicht zugemutet werden kann, mit einem Nichtarier in ein und derselben Hausgemeinschaft zu leben«.81 Das von Stadtrat Pfeil vertretene Wohnungsamt erwog daher einen Ringtausch: Nichtjüdische Mieter in Häusern jüdischer Eigentümer sollten ermittelt und in von Juden freizugebende Wohnungen der GSW eingewiesen werden und umgekehrt.82 Das übergeordnete Interesse einer Konzentration von Juden in »Judenhäusern« wurde sogar als Argument gebraucht, um die Verzögerungen bei der Enteignung des jüdischen Grundbesitzes zu rechtfertigen.83

Eine Liste des GBI vom 17. November 1938 – damit nach dem Pogrom, aber deutlich vor Krieg und Neubauverbot erstellt –, die eine geschätzte Zahl von 40 000 »Judenwohnungen« als Kontingent zur Entlastung des Wohnungsmarktes auswies, markiert den Beginn der planmäßigen Vertreibung. Nach intensiven Beratungen im Verlauf des Jahres 1940 arbeitete der GBI die Pläne für drei große Aktionen zur Wohnungsräumung aus, die von der Stadtverwaltung bis November 1942 auszuführen waren. Die Aktionen erfassten jeweils mehrere Tausend Wohnungen, wodurch Juden nach Berechnungen der Wohnungsberatungsstelle der Jüdischen Gemeinde allein zwischen Februar 1941 und August 1942 zur Räumung von über 15 000 Wohnungen gezwungen wurden.84 Die noch in Berlin verbleibenden Juden wurden in überfüllten Wohnungen zusammengepfercht. Um die Verwendung der geräumten Wohnungen kam es zu Meinungsverschiedenheiten zwischen der Stadtverwaltung, dem GBI und Gauleiter Goebbels, der Anfang 1943 vergeblich die Freigabe von 2500 Wohnungen für Ausgebombte verlangte, die der GBI für Abrissmieter reserviert hatte.85

Der 1940 großspurig propagierte »Soziale Wohnungsbau« unter Führung des Reichswohnungskommissars Robert Ley war für die Zeit nach dem Krieg angekündigt und blieb bis auf die aufschlussreiche Episode der »Behelfsheime« praktisch folgenlos. Den Bau dieses »Reichseinheitstyps« des Behelfsheimes mit zwei Zimmern und einer Grundfläche von 20 Quadratmetern – laut Ley das »Primitivste (…), was wir den deutschen Volksgenossen bieten können«86  – bereitete im April 1944 eine Expertenrunde unter Leitung des Stadtbaudirektors Bachmann vor.87 In der Folgezeit bauten verschiedene Berliner Firmen solche Behelfsheime mit normierten Bauteilen, die überwiegend in der »Behelfsheimfabrik« des Ghettos Litzmannstadt (Łódż) vorgefertigt wurden. In Berlin, das wohl den größten Anteil der in Litzmannstadt hergestellten Behelfsheime
erhielt, waren bis Ende September 1944 von den insgesamt geplanten 4323 laubenähnlichen Wohnungen 725 fertiggestellt, weitere 924 der zumeist in peripheren Ortsteilen wie Wilhelmshagen, Pichelsdorf und Lichterfelde errichteten Heime waren im Bau.88


Kontinuitäten und Brüche nach 1945

Nach 1945 setzte sich, was das Führungspersonal in der Wohnungs- und Bauwirtschaft betrifft, die Hegemonie der Architekten aus dem Netzwerk Speers in Berlin nicht so ungebrochen fort wie in manchen westdeutschen Städten, etwa in Düsseldorf. Vielmehr kam es sowohl in der Stadtverwaltung als auch an der Technischen Universität Berlin zu einem zuweilen konflikthaften Nebeneinander von NS-belasteten und NS-fernen Architekten.

Besonders markant war die Kontinuitätslinie von der späten Weimarer Republik über die Speer-Behörde bis zum West-Berliner Senat in der Person Hans Stephans, der 1953 gegen den Protest Scharouns und der Architektenvereinigung »Der Ring« zum Leiter der Senatsabteilung Landes- und Stadtplanung und 1956 zum Senatsbaudirektor berufen wurde. Stephan war an führender Stelle an der Vorbereitung und Durchführung der »Interbau« 1957 beteiligt und ein wichtiger Protagonist der seit 1957 vorangetriebenen Pläne für die Kahlschlagsanierung in Berlin-Wedding. Deren Vorgeschichte reicht bis zu nationalsozialistischen Planungen der frühen 1930er Jahre zurück, nach denen der »knallrote Wedding« rund um die Kösliner Straße »saniert« werden sollte. Bereits in diese Planungen war Stephan involviert.89

An die TU wurde mit Hans Scharoun 1947 ein exponierter Vertreter der demokratischen Moderne berufen, der bereits seit Kriegsende als Berliner Stadtbaurat gewirkt hatte.90 Mit Martin Mächler lehrte seit 1946 ein Honorarprofessor, der im Nationalsozialismus Rede- und Schreibverbot zu erdulden hatte.91 Eine personelle Kontinuität seit der NS-Zeit verkörperte hingegen Gerhardt Jobst (Lehrstuhl für Städte- und Siedlungsbau 1940 bis 1945 und 1949 bis 1953), dem 1953 Werner March folgte, unter anderem Architekt des Reichssportfeldes und des Olympiastadions (1932 bis 1936).92

Die Bauwirtschaft und die Wohnungsbauträger sahen sich nach dem Krieg besonderen Schwierigkeiten gegenüber. Die Stadt war in erheblichem Maße zerstört, und die Bautätigkeit kam wegen Kreditmangels sowie der teilweise schleppend erteilten Genehmigungen vonseiten der Alliierten und wegen der
Kaufkraftschwäche der Mieter nur langsam in Gang.93 Gemeinnützige Gesellschaften wie die GAGFAH und private Bauträger bauten Zweigstellen in Westdeutschland auf und verlagerten auch den Schwerpunkt ihrer Tätigkeit dorthin.94 Zur Wiedereinsetzung der 1933 vertriebenen Vorstände kam es nur im Ausnahmefall, so bei der Rückkehr von Franz Gutschmidt in den Vorstand der GEHAG 1946.95




Resümee

Die hier unternommene Betrachtung der Wohnungspolitik und Bauwirtschaft lässt sich in fünf Punkten zusammenfassen. Erstens wurde die Machtübernahme der nationalsozialistischen Stadtverwaltung im Berliner Wohnungswesen begünstigt von einer tiefen Krise des bestehenden Institutionensystems der Wohnungsbauförderung. Den Nationalsozialisten gelang es, durch Anknüpfung an großstadtfeindliche Siedlungskonzepte, rücksichtslose Unterdrückung und Vertreibung der führenden Vertreter des »Neuen Bauens« sowie durch gewisse Teilerfolge bei der Eindämmung der Wohnungskrise ihre Macht in den ersten Jahren nach 1933 abzusichern. Dabei hat, zweitens, die Vertreibung der jüdischen Bevölkerung und politisch Andersdenkender über die gesamte Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft hinweg den angespannten Wohnungsmarkt latent entlastet. Von den ersten Auswanderungswellen 1933 bis zu der seit 1941 verschärften Vertreibung der Juden aus ihren Wohnungen durch die Behörde des GBI dienten die frei werdenden Kontingente faktisch als Ventil am Wohnungsmarkt. Dass die entscheidende Rolle der Speer-Behörde bei diesen Wohnungsräumungen, die in engem Zusammenhang mit den Deportationen der Juden stand, bis zu ihrer Aufdeckung durch Geist/Kürvers und später Willems so lange unbekannt oder unterschätzt blieb, gehört zu den irritierendsten Befunden in der jüngeren Historiographie zum nationalsozialistischen Berlin.

Die Analyse zeigt drittens, dass das seit 1918 etablierte System einer sozialen Wohnungspolitik mit den Mitteln der öffentlichen Wohnungsbauförderung und des Mieterschutzes als Instrumentarien einer »Ordnung der Moderne«96 selbst durch seine erklärten nationalsozialistischen Gegner nicht mehr revidiert werden konnte, ja zum Teil noch ausgebaut wurde. Die Wohnungspolitik der Stadtverwaltung, vertreten vor allem durch das Stadtplanungsamt, der diesem angegliederten städtischen Wohnungsbaugesellschaft GSW und der WBK,
stand dabei, viertens, keinesfalls ganz im Schatten Speers, sondern spielte eine eigenständige Rolle im Konzert der Machthaber. Hier ist vor allem die koordinierende Wirkung des bisher von der Forschung völlig übersehenen Stadtrats Adalbert Pfeil hervorzuheben, der über die gesamte NS-Zeit in allen wichtigen Gremien saß und nicht zuletzt die gegen Juden gerichtete Politik von Gauleitung, Stadtpräsident, Oberbürgermeister und Generalbauinspektor vermittelte. Statt von einer Stadtverwaltung im Schatten und unter Kuratel der Speer-Behörde ist eher von einem arbeitsteiligen, organisationstechnisch effizienten nationalsozialistischen Konglomerat zu sprechen, dessen zentrale Kerne GSW und WFG in anderem Kontext noch weit in die Nachkriegszeit hinein arbeiteten.

Im Hinblick auf die Ausgangsfrage nach den epochenübergreifenden Kontinuitäten und Brüchen markieren schließlich, fünftens, die frühen 1930er Jahre, und hier vor allem der Austausch des Führungspersonals, den wohl tiefsten Einschnitt. Die in dieser Zeit vertriebenen Repräsentanten des Wohnungs- und Bauwesens der Weimarer Republik kehrten nach 1945 in der Regel nicht in führende Positionen zurück, während wichtige konzeptionelle Grundlagen aus der Weimarer Zeit, die Reorganisation der kommunalen Wohnungswirtschaft in der NS-Zeit und einige in dieser Phase aufgestiegene Funktionsträger noch lange im West-Berlin der Nachkriegszeit fortwirkten.
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WIDERSTAND GEGEN DEN NATIONALSOZIALISMUS IN BERLIN

»Widerstand ist nicht, Widerstand wird!«, mit diesen Worten fasste Joachim Gauck im Juli 2004 den prozesshaften Charakter aller gegen die nationalsozialistische Diktatur gerichteten Verhaltensweisen zusammen. Dies ist aber nicht nur ein Hinweis auf die Vielfalt und auf die sich wandelnden Formen des Widerstandes gegen den Nationalsozialismus, sondern auch ein Indiz dafür, dass sich dieser Widerstand statischen und monokausalen Erklärungsversuchen entzieht. »Widerstand« charakterisiert ein breites Feld von Verhaltensweisen unter den Bedingungen der nationalsozialistischen Diktatur. Wenn der Widerstand gegen den Nationalsozialismus als Begriffs- oder Wortfeld verstanden wird, dann umfasst dies Zuschreibungen wie Widerstand, Widerstehen, Dissidenz, Resistenz, Selbstbehauptung, Opposition, Verweigerung und vieles mehr. Gemeinsam ist diesen Begriffen, dass es sich um die Beschreibung eines Verhaltens weniger Deutscher handelt, um das Verhalten einer kleinen Minderheit der deutschen Gesellschaft. Doch die Existenz von Menschen, die sich der Diktatur verweigerten, zeigt, dass es auch in der Diktatur Spielräume für eigenverantwortliches politisches Handeln gab. Widerstandsforschung fragt aber nicht nur nach der Existenz dieser Handlungsspielräume, sondern auch danach, wie Milieus, Gruppen oder Einzelne diese genutzt haben. Wenn es – vergröbert – als Entscheidungsalternativen in der Diktatur die aktive Unterstützung, die Anpassung und eben die Gegnerschaft gibt, dann ist nach den Rahmenbedingungen zu fragen, unter denen die Entscheidung für eine dieser Alternativen jeweils fiel.

Wir wissen heute, dass nur eine kleine Minderheit der Deutschen sich in der NS-Zeit für die Gegnerschaft entschied. Die meisten bejahten das System, folgten bereitwillig der nationalsozialistischen Führung oder passten sich zumindest in die NS-»Volksgemeinschaft« ein. Nur wenige stellten sich dem System entgegen. Diejenigen, die ihre Gegnerschaft zum Regime in den Widerstand münden ließen, mussten besondere Vorsicht walten lassen. Sie hatten sich, wie die neuere Denunziationsforschung zeigt, vor der Polizei zu fürchten, aber mehr noch vor ihren Nachbarn, die nur zu bereitwillig regimekritische
Handlungen registrierten und meldeten. Die Bereitschaft zum Widerstand gegen den Nationalsozialismus beruhte immer auf einer individuellen, ganz persönlichen Entscheidung, zumeist sogar auf einer Reihe von einzelnen Entschlüssen. Sollte gemeinsam mit anderen etwas gegen die Diktatur unternommen werden, so erforderte dies Vertrauen in andere, Gruppenbildung, »Vernetzung«. Dies war unter den Bedingungen der Diktatur kein einfacher Vorgang, sondern ein oftmals sehr komplexer Prozess, in dessen Verlauf sich erst allmählich das Vertrauen der Beteiligten zueinander entwickeln musste. Vielfach gingen dabei persönliche Gespräche und politische Diskussionen ineinander über. Das gemeinsame Milieu, die gemeinsame Alterskohorte, gemeinsame Interessen, all diese Faktoren konnten Menschen zusammenführen. Die konspirative Gruppenbildung erfolgte jedoch nicht nach heutigen organisationsstrukturellen Überlegungen, sondern muss als ein loser, sich vielfach wandelnder Prozess begriffen werden.

Die Gruppenbildung im Widerstand ging vielfach einher mit der Suche nach politischer und weltanschaulicher Übereinstimmung. Dabei wurde oft der eigene Standort – in Abgrenzung vom nationalsozialistischen System – bestimmt, bevor konkrete Aktionen erfolgten. Der Diktatur wurde in diesen Diskussionen vor allem auch ihr Informationsmonopol bestritten. Es ging darum, Informationen auszutauschen, sie mit der Propaganda der Diktatur zu vergleichen und sich so ein eigenes Bild von den politischen Prozessen der Gegenwart zu machen. Widerstand gegen den Nationalsozialismus hat viel mit Informationssammlung und Informationsweitergabe zu tun, auch mit massenhafter Informationsweitergabe durch Flugblätter oder Flugschriften, also mit der Herstellung einer – wenn auch kleinen – Gegenöffentlichkeit. Der Einzelne oder die Gruppe, die etwas gegen die nationalsozialistische Herrschaft unternehmen wollten, standen immer vor dem Problem, dass die Mehrheitsgesellschaft die Herrschaft unterstützte und die Diktatur zudem über einen ausgereiften – wenn auch nicht allwissenden – Polizeiapparat verfügte. Diese Rahmenbedingungen galten überall im Deutschen Reich, auch in der Hauptstadt Berlin.




Berlin – Hauptstadt des Widerstandes?

Obwohl sich die Forschungslage zum Widerstand in den letzten 30 Jahren erheblich verbessert hat, wird über seine Bewertung nach wie vor diskutiert. Die Positionen »Berlin als Zentrum des deutschen Widerstandes 1933 bis 1945«1
oder »Hauptstadt des Widerstands«2 finden sich ebenso wie das fragende »Hauptstadt des Widerstands?«.3 Dabei muss beachtet werden, dass derartige Formulierungen Postulate aus der Zeit nach 1945 sind, in der der Widerstand gegen den Nationalsozialismus immer unter unterschiedlichsten politischen Gesichtspunkten und mit höchst verschiedenen Wertungen diskutiert worden ist.4

»Berlin war als Hauptstadt des Deutschen Reiches das Machtzentrum des Nationalsozialismus. Berlin war aber auch die Hauptstadt des Widerstandes gegen ihn«, so formulierte es der Berliner Regierende Bürgermeister Dietrich Stobbe in seiner Rede am 20. Juli 1978.5 Dies war ein politischer Anspruch, mit dem er auch die besondere Verantwortung des Landes Berlin für die Erinnerung an den Widerstand gegen den Nationalsozialismus betonen wollte. Er sprach an diesem Tag anstelle von Herbert Wehner, weil sich gegen das geplante Auftreten des ehemaligen Kommunisten heftiger Protest erhoben hatte. Das macht deutlich, in welchem politischen Kontext der Regierende Bürgermeister einen Anspruch formulierte, für den es zu dieser Zeit keine wissenschaftliche Fundierung gab; vielmehr war er Ausdruck eines politischen Legitimationsstrebens, das die Akzeptanz des Widerstands in seiner ganzen weltanschaulichen Breite und sozialen Vielfalt erreichen wollte.

Tatsächlich hatte sich Berlin schon zu dieser Zeit in besonderer Weise um die Erinnerung an den Widerstand gegen den Nationalsozialismus verdient gemacht: Seit 1952 gab es eine Gedenkstätte in der ehemaligen Hinrichtungsstätte im Strafgefängnis Plötzensee,6 seit 1953 erinnerte eine Statue im Ehrenhof des ehemaligen Oberkommandos des Heeres in der Bendlerstraße (seit 1955 Stauffenbergstraße) an den Umsturzversuch vom 20. Juli 1944, und seit 1968 informierte an diesem Ort eine kleine Dauerausstellung vor allem über den bürgerlich-militärischen Widerstand gegen den Nationalsozialismus. Doch erst 1983 gab der damalige Regierende Bürgermeister Richard von Weizsäcker den Auftrag, in der entstehenden Gedenkstätte Deutscher Widerstand umfassend an die politisch-weltanschauliche Vielfalt und soziale Breite des Widerstands gegen den Nationalsozialismus zu erinnern.7

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Widerstand gegen den Nationalsozialismus war bis dahin in Berlin eher spärlich. Die offizielle Heimatchronik Berlin von 1962 widmete der nationalsozialistischen Herrschaft weniger als 12 Druckseiten, dem Widerstand in Berlin nur einige Absätze über die Entwicklung in den christlichen Kirchen und über den 20. Juli 1944.8 Der Berliner sozialdemokratische Innensenator Joachim Lipschitz9 gründete 1956 eine »Forschungsgruppe Berliner Widerstand beim Senator für Inneres von Berlin« unter
der Leitung des Historikers Friedrich Zipfel. Die Geschichte dieser Forschungsgruppe, der auch die Historiker Hans J. Reichhardt, Helmut Seier und Wolfgang Scheffler angehörten und die bis 1959 bestand, ist noch nicht geschrieben. Wolfgang Scheffler legte aus diesem Arbeitszusammenhang seine grundlegende Studie Judenverfolgung im Dritten Reich10 vor, Hans J. Reichhardt seine Forschungen zu »Neu Beginnen«,11 doch nur Friedrich Zipfels umfassende Arbeit Kirchenkampf in Deutschland wurde als erster und einziger Band der »Publikationen der Forschungsgruppe Berliner Widerstand beim Senator für Inneres von Berlin« auch als Monographie gedruckt.12 Die geplante Studie von Helmut Seier über den »bürgerlichen Widerstand« in Berlin ist nie erschienen.

In der Einleitung zur Studie von Zipfel setzte sich Hans Herzfeld mit den methodischen Problemen der Forschungsgruppe auseinander. Es sei nicht die Absicht gewesen, »diejenigen Seiten der Bewegung, die wie der militärische Widerstand in ihrem entscheidenden Gehalt nur oder im wesentlichen durch seine Hauptstadtrolle verknüpft waren, in unsere Arbeit noch einmal einzubeziehen. Andererseits ergab sich bald, daß jede lokale Erscheinung von Verfolgung und Widerstand in der Hauptstadt Berlin stets untrennbar mit der allgemeinen deutschen Entwicklung in Verbindung getreten ist, so daß eine Trennung beider Seiten unmöglich war.«13 Damit hatte Herzfeld das grundlegende Problem der Erforschung des Widerstands in Berlin formuliert: Die Existenz der lokalen Widerstandsgruppen, -formen und -aktionen lässt sich nicht abtrennen von jenen zentralen Entwicklungen, die auf einen Umsturzversuch hinzielten. Hinzu kommt ein weiterer Faktor, der nichts mit der Hauptstadtfunktion Berlins, sondern mit der schlichten Größe der Viermillionenstadt zu tun hat: Nirgendwo konnten politisch oder rassisch Verfolgte so gut »untertauchen« wie in Berlin, nirgendwo gab es so viele Zwangsarbeiter, die als potentielle Gegner des Regimes angesehen werden mussten.14

Jede Darstellung des Widerstands gegen den Nationalsozialismus in Berlin muss diese unterschiedlichen Ebenen berücksichtigen. Sie hat lokale ebenso wie zentrale Phänomene und Entwicklungen zu analysieren. Hinzu kommt die Frage, mit welchen Kriterien das Oppositionspotential, das Maß an Skepsis, das Maß von Nonkonformität und der Dissens mit dem System heute tatsächlich ermittelt werden sollen. Gerade hier gibt es noch viele offene methodische Fragen.

Die Erforschung des Widerstands in Berlin setzte ebenso wie die der gesamten nationalsozialistischen Herrschaft erst langsam ein.15 Ein umfassendes Forschungsprojekt an den Berliner Universitäten hat es dazu bisher nicht gegeben.
Seit Ende der 1970er Jahre befasst sich die Gedenkstätte Deutscher Widerstand im Auftrag des Abgeordnetenhauses von Berlin mit der Aufgabe, »den Berliner Widerstand von 1933 bis 1945 in seiner politischen Breite und sozialen Vielfalt zu erforschen und in einer allgemeinverständlichen Reihe darzustellen«. 16 Seit 1983 sind bisher 14 Bände erschienen, die sich an den historisch gewachsenen Berliner Bezirken orientieren und sowohl für die historisch-politische Bildungsarbeit als auch für weitere Forschungen genutzt werden können. Von besonderer Bedeutung ist auch eine aus diesem Projekt erwachsene Studie zum Widerstand aus der Arbeiterbewegung.17 Ein weiterer Band von Hans-Rainer Sandvoß über den Widerstand aus christlichen Motivationen ist in Vorbereitung. Insofern hat sich die Wissenslage über den Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Berlin in den letzten 30 Jahren nachhaltig verbessert. Eher mit Vorsicht ist allerdings das biographische Lexikon Widerstand in Berlin gegen das NS-Regime zu benutzen, das mit über 13 000 Einträgen den Anspruch hat, »so viele am Widerstand Beteiligte wie möglich zu ermitteln«.18 Sowohl die biographischen Daten als auch die Widerstandszusammenhänge sind nicht immer zuverlässig und präzise wiedergegeben. Fast unüberschaubar ist mittlerweile auch die Zahl der regionalen und lokalen Arbeiten zu einzelnen Personen und Ereignissen des Widerstands in Berlin. So wird wohl – vor dem Hintergrund der oben beschriebenen methodischen Probleme – eine zusammenfassende Monographie zum Widerstand gegen den Nationalsozialismus voraussichtlich noch lange ein Desiderat bleiben. Insofern tragen auch die folgenden Überlegungen nur vorläufigen Charakter.



Herrschaftskritische Grundstimmung

Sicher ist, dass die Nationalsozialisten in Berlin in freien Wahlen niemals die Mehrheit der Stimmen gewinnen konnten. Bei den letzten freien Reichstagswahlen am 6. November 1932 erreichten sie gerade einmal 26,0 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen, bei den bereits unter starkem nationalsozialistischen Druck stehenden Reichstagswahlen vom 5. März 1933 waren es dann 34,6 Prozent. Im Vergleich dazu erzielten die Sozialdemokraten 23,3 beziehungsweise 21,7 Prozent, die Kommunisten 31,0 beziehungsweise 24,5 Prozent.19 Insofern kann Berlin tatsächlich auch zu dieser Zeit noch als »Wahlhochburg sozialistisch orientierter Arbeiterparteien«20 betrachtet werden. Doch selbstverständlich waren auch in Berlin nach der nationalsozialistischen Regierungsübernahme
am 30. Januar 1933 in allen Milieus umfassende Anpassungsphänomene an die neue Herrschaft zu beobachten. Von »Volksopposition« kann zwar nicht gesprochen werden, doch lässt sich in der Reichshauptstadt immer wieder eine starke skeptische und herrschaftskritische Grundstimmung feststellen. Auch wenn wir die nationalsozialistischen Berichte mit besonderer quellenkritischer Vorsicht betrachten müssen, mag hier als einer von vielen der Bericht der Staatspolizeileitstelle Berlin über die »Ereignisse im Monat Januar 1936« stehen:


»Die Entwicklung der allgemeinen Stimmung innerhalb der Bevölkerung in der Reichshauptstadt ist im Laufe des Monats Januar Gegenstand umfangreicher und eingehender Erhebungen in allen Stadtteilen gewesen. Dabei mußte festgestellt werden, daß eine weitere Verschlechterung eingetreten ist. Ein wachsender Pessimismus und Mißmut, der auf die verschiedensten Gründe zurückzuführen ist, macht sich von Woche zu Woche stärker bemerkbar. Soweit nicht, was für einen erschreckend hohen Prozentsatz der Bevölkerung gilt, eine direkt negative Einstellung zu Staat und Bewegung21 im Laufe der letzten Monate Platz gegriffen hat, herrscht eine große Gleichgültigkeit und Müdigkeit dem politischen Geschehen gegenüber. Die ›Meckerei‹ des verflossenen Jahres von Seiten einzelner Volksgenossen entwickelt sich mehr und mehr zu einer allgemeinen Kritiksucht, der mit den bisherigen Mitteln beizukommen immer schwieriger wird. Das Kritikbedürfnis der Massen – der Möglichkeit einer oppositionellen Meinungsäußerung beraubt – bewegt sich nun auf unkontrolliertem Gebiet und tritt so in besonders unangenehmer Weise in Erscheinung. So kommt es, daß in steigendem Maße auch geringe Mißstände nicht mehr einfach übersehen oder stillschweigend zur Kenntnis, sondern zum Gegenstand gehässiger Angriffe und böswilliger Schlüsse genommen werden.«22


Damit ist eine durchaus typische regimekritische Grundstimmung wiedergegeben, die jedoch bei der überwiegenden Mehrheit der Berliner nicht zum aktiven Widerstand gegen den Nationalsozialismus führen sollte.23 Die Mehrheit der Deutschen und damit auch der Berliner stand bis zur Kapitulation im Mai 1945 hinter Hitler und der nationalsozialistischen Herrschaft.




Politische Opposition

Wie sah es nun in den unterschiedlichen Milieus und Gruppen aus, die sich von 1933 an der erstarkenden nationalsozialistischen Diktatur widersetzten? Zu denen, die schon lange zuvor die Nationalsozialisten bekämpft hatten, gehörte das von den demokratischen Parteien 1924 gegründete »Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold«. 24 Gemeinsam mit der SPD veranstaltete das Reichsbanner noch am 7. Februar 1933 eine Kundgebung im Lustgarten, zu der mehr als 200 000 Teilnehmer erschienen, und am 19. Februar wurde mit mehreren Zehntausend Menschen noch einmal für die Verteidigung der Republik demonstriert. Doch dadurch ließ sich die heranrollende Welle der nationalsozialistischen Verfolgung  – vor allem in den Wochen nach dem Reichstagsbrand vom 27. Februar 1933 – nicht mehr aufhalten.

Die Sozialdemokratische Partei konnte sich bis zum Parteiverbot im Juni 1933 nur schwer auf die Illegalität umstellen.25 Einzelne kleinere Gruppen vor allem jüngerer Parteimitglieder oder Angehöriger der Sozialistischen Arbeiterjugend (SAJ) versuchten, neue organisatorische Strukturen aufzubauen und vor allem mit Flugschriften eine Form der Gegenöffentlichkeit zu schaffen. Dazu gehörten etwa »Die Parole« oder der »Proletarische Pressedienst«. Doch viele dieser kleineren Gruppen wurden nach kurzer Zeit von der Gestapo entdeckt. Hans-Rainer Sandvoß hat überzeugend herausgearbeitet, dass die sozialdemokratische Widerstandstätigkeit zwischen 1933 und 1939 nicht etwa kontinuierlich abnahm, sondern durch zwei Spitzen in den Jahren 1933/34 und 1936/38 charakterisiert ist. Zur zweiten Spitze gehörte etwa die Gruppe »Deutsche Volksfront« um Hermann Brill und Otto Brass. Intensive Kontakte zur sozialdemokratischen Auslandsleitung lassen sich bis ins Frühjahr 1939 nachweisen. Dies ist durchaus ein Unterschied etwa zu Bayern und zum Ruhrgebiet, wo bereits 1935 der Höhepunkt des sozialdemokratischen Widerstands überschritten war.26 Andere Sozialdemokraten versuchten, die alte Solidargemeinschaft in Gesangsvereinen oder kleinen Zirkeln zu bewahren. Dies gilt ebenso für die Kreise der früheren Gewerkschafter, die nach dem 1. Mai 1933 entmachtet worden waren. Sie versuchten, Strukturen aufrechtzuerhalten und aufzubauen, um für die nach-nationalsozialistische Zeit bereit zu sein. Öffentliche Manifestationen – etwa die Trauerfeier für die frühere Reichstagsabgeordnete Clara Bohm-Schuch im Mai 1936, der Tausende das letzte Geleit gaben – blieben die Ausnahme. Zudem versuchte die Gestapo konsequent, derartige Demonstrationen zu verhindern. Doch als am 10. September 1942 der frühere
Berliner SPD-Vorsitzende Franz Künstler an den Folgen von KZ-Haft und Zwangsarbeit starb, kamen bei seiner Trauerfeier – nur durch Mundpropaganda verständigt – noch mehr als tausend Menschen zusammen.

Prominente SPD-Politiker zogen sich nach 1933 in andere Berufe zurück. Julius Leber führte in Schöneberg eine Kohlenhandlung. Wilhelm Leuschners kleine Fabrik für Bierdruckapparate bot auch anderen Sozialdemokraten wie Hermann Maass oder Ernst Schneppenhorst eine wirtschaftliche Existenz; zugleich diente sie als Tarnung bei der Aufrechterhaltung von innerparteilichen und innergewerkschaftlichen Kontakten. Als Julius Leber und Adolf Reichwein im Sommer 1944 mit der Führung der illegalen Berliner KPD-Organisation Kontakte aufnahmen, nahm auf Seiten der Kommunisten ein V-Mann der Gestapo teil. Leber und Reichwein gerieten so in die Fänge der Gestapo.27 Niemand weiß, welches Ergebnis diese Gespräche gehabt hätten.

Die kommunistische Führung ging noch bis ins Jahr 1934 von einer kurzen Dauer der nationalsozialistischen Herrschaft aus und propagierte einen offenen »Massenwiderstand«, der eine große Zahl von Opfern forderte. Die illegalen Unterbezirksstrukturen der KPD und ihrer Nebenorganisationen wurden bis Mitte der 1930er Jahre weitgehend zerschlagen, mehr als tausend Kommunisten allein dabei festgenommen und oft zu langjährigen Haftstrafen verurteilt.28 Vielfach gelang es der Gestapo, Spitzel in die kommunistischen Gruppen einzuschleusen. Damit waren die illegalen Strukturen der KPD seit 1938 faktisch nicht mehr vorhanden. Hinzu kam, dass die Kommunisten immer wieder Regeln der Konspiration nicht beachteten und so durch eigene Schuld oder die der Funktionäre in Gefahr gerieten.

Der Neuaufbau von kommunistischen Gruppen im Krieg erfolgte vor allem auf betrieblicher Ebene. Hieraus entwickelten sich etwa die Gruppen um Robert Uhrig und Josef Römer,29 später die sich an den Zielen des Nationalkomitees Freies Deutschland orientierende Gruppe um Anton Saefkow und Franz Jacob, zu deren Führung Bernhard Bästlein später stoßen sollte.30 Mit der vielfältige Formen annehmenden Organisationsstruktur ist ein wesentlicher Faktor für die Weiterexistenz des kommunistischen Widerstandes in der Kriegszeit angesprochen, die mit der monolithischen Vorstellung eines strikt vom Moskauer ZK der Exil-KPD angeleiteten Widerstandes nicht mehr in Übereinstimmung zu bringen ist. So können für die Zeit nach 1939 nur noch sporadische Kontakte zwischen der Moskauer Führung und den Gruppen im Reich nachgewiesen werden. Allein aus der Gruppe um Jacob, Saefkow und Bästlein wurden in den Jahren 1944/45 noch mehr als hundert Menschen von den
Nationalsozialisten mit oder ohne Urteil ermordet.31 Insgesamt erlitten mehrere Tausend Mitglieder der KPD in Berlin während der NS-Zeit Verfolgung und Inhaftierung, verbrachten lange Jahre im Zuchthaus oder im KZ. Mehrere Hundert von ihnen wurden ermordet, entweder nach justizförmigen Verfahren in den Richtstätten von Plötzensee und Brandenburg-Görden oder ohne jedes Urteil an anderen Orten. Dass nach 1945 der Widerstand von Kommunisten vielfach seines realen Gehalts entkleidet und für politische Zwecke instrumentalisiert wurde, sollte nicht von der tatsächlichen Substanz dieses Kampfes ablenken.

Einige sozialistische und kommunistische Zwischengruppen hatten sich schon vor der nationalsozialistischen Machtübernahme auf die Illegalität vorbereitet. Dazu gehörten etwa Angehörige der Kommunistischen Partei (Opposition), der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD), des Internationalen Sozialistischen Kampfbundes (ISK), der Anarcho-Syndikalisten (FAUD) und der Gruppe »Neu Beginnen«. Diese Gruppen suchten programmatische Neubestimmungen und diskutierten, wie sie sich auf ein nach-nationalsozialistisches Deutschland vorbereiten könnten.32 Vielfach wurden auch sie in den 1930er Jahren von der Gestapo aufgedeckt. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf die sehr aktive Gruppe »Der Rote Stoßtrupp«, die vor allem in den Jahren 1933/34 aktiv mit den gleichnamigen Flugschriften Gegenöffentlichkeit herstellen wollte.33

Die bekannteste Aktion des Widerstands von Juden in Berlin ist der Brandanschlag der Gruppen um Herbert Baum und andere, die sich selbst stets als Angehörige der kommunistischen Widerstandsbewegung begriffen haben, auf die antisowjetische Propagandaausstellung »Das Sowjet-Paradies« im Mai 1942. Sie richteten wenig Schaden an, das Fanal verfehlte die erstrebte Wirkung. 34 Doch zu den Aktivitäten dieser Gruppen gehörte mehr.35 Seit Herbst 1941 lenkten sie etwa den Blick auf die sich verschlechternden Lebensbedingungen in Deutschland, wandten sich in einem Flugblatt mit der Aufforderung an die Berliner Hausfrauen, gegen die Verknappung der Lebensmittel zu protestieren. Völlig unabhängig von den Aktionen der Gruppe Baum haben Mitglieder der Roten Kapelle in der Nacht vom 17. auf den 18. Mai 1942 in mehreren Berliner Stadtbezirken Klebezettel verteilt, mit denen die Propagandaausstellung »Das Sowjet-Paradies« ebenfalls attackiert wurde.36




Widerstand von Christen

Viele protestantische Christen begrüßten die nationalsozialistische Machtübernahme. So ist hier vor allem von innerkirchlichen Auseinandersetzungen, weniger von einer fundamentalen Ablehnung des Nationalsozialismus zu berichten. Im Herbst 1933 formierten sich in der evangelischen Kirche in der Auseinandersetzung mit den nationalsozialistischen Deutschen Christen und der staatlichen Kirchenpolitik der Pfarrernotbund und später die Bekennende Kirche. Diese innerkirchliche Oppositionsbewegung wandte sich gegen den weltanschaulich-konfessionellen Führungsanspruch der NSDAP. Eines ihrer Zentren war die Gemeinde von Martin Niemöller in Berlin-Dahlem.37 Obwohl nur eine Minderheit von Gemeinden an der Bekennenden Kirche orientiert war, konnte der alternative innerkirchliche Apparat dieser Bewegung bis 1945 aufrechterhalten werden.

Im »Kirchenkampf« waren es in Berlin Einzelne wie der Theologe Dietrich Bonhoeffer38 oder der Jurist Friedrich Weißler, die sich entschlossen, die Nationalsozialisten auch politisch zu bekämpfen.39 Im Jahr 1935 verfasste Elisabeth Schmitz eine Denkschrift »Zur Lage der deutschen Nichtarier«, in der sie detailliert über die nationalsozialistische Judenverfolgung berichtete.40 Ihr Ziel war es, die Führung der Bekennenden Kirche zu Unterstützung und Beistand für die Verfolgten zu veranlassen. Das Echo auf die Denkschrift blieb gering.

Hervorzuheben ist die Tätigkeit des »Büros Pfarrer Grüber«, das seit 1938 als Auswandererberatungsstelle und Fürsorgeeinrichtung für evangelische Christen, die von den Nationalsozialisten als Juden definiert wurden, diente.41 Nach Grübers Festnahme am 19. Dezember 1940 leitete Werner Sylten die Hilfsstelle, musste sie aber bald auf Anweisung der Gestapo auflösen. Sylten wurde am 27. Februar 1941 festgenommen und Ende Mai 1941 in das KZ Dachau gebracht. Am 12. August 1942 wurde er mit einem »Invalidentransport« in die Vernichtungsstätte Hartheim bei Linz überführt und in der Gaskammer ermordet.42

Auch in der katholischen Kirche fanden sich Regimegegner zusammen, die sich nicht einmal durch das Konkordat, das im Sommer 1933 zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich geschlossen worden war, in ihrer Überzeugung erschüttern ließen, dass es sich beim Nationalsozialismus um eine antichristliche Bewegung handelt, die bekämpft werden muss. Prozesse gegen Priester, denen Devisenvergehen oder sexuelle Übergriffe vorgeworfen wurden, sollten den politischen Katholizismus diskreditieren. Tatsächlich zeigte sich die Führung der Fuldaer Bischofskonferenz ausgesprochen nachgiebig gegenüber
der Politik Hitlers. Dagegen war Konrad Graf von Preysing, seit 1935 Bischof von Berlin, ein klarer Gegner des Nationalsozialismus. Preysing setzte sich intensiv für die von den Nationalsozialisten verfolgten Juden ein, unter anderem gründete er 1938 das »Hilfswerk beim Bischöflichen Ordinariat Berlin«, dessen Geschäftsführung von Margarethe Sommer im Spätsommer 1941 übernommen wurde.43 Und der Berliner Dompropst Bernhard Lichtenberg betete nach den Novemberpogromen 1938 öffentlich für die verfolgten Juden und protestierte nach Beginn der Morde an Patienten von Heil- und Pflegeanstalten 1940 beim »Reichsärzteführer« Leonardo Conti. Lichtenberg wurde, obwohl er seine regimekritischen Predigten über mehr als zwei Jahre fortsetzte, von keinem Mitglied seiner Gemeinde denunziert. Dies macht deutlich, dass vielen Katholiken eben doch die grundsätzliche Unvereinbarkeit von katholischem Glauben und nationalsozialistischer Politik bewusst war. Die Gestapo nahm Lichtenberg im Herbst 1941 fest, das Sondergericht Berlin verurteilte ihn zu einer zweijährigen Haftstrafe. Anschließend wurde der schwer herzkranke Lichtenberg nicht freigelassen, sondern sollte ins KZ Dachau gebracht werden. Auf dem Weg dorthin starb er am 5. November 1943.44 Doch auch unter den Berliner Katholiken fanden nur wenige den Weg in den politischen Widerstand, die Mehrheit passte sich trotz aller kirchenfeindlichen Maßnahmen den Nationalsozialisten an.

Mehr als 300 »Ernste Bibelforscher« (Zeugen Jehovas) verurteilte das Reichskriegsgericht seit 1939 wegen Wehrdienstverweigerung zum Tode. Oft hatten sie da bereits viele Jahre KZ-Haft hinter sich, weil sie nicht von ihrer »Verkündungsarbeit« lassen wollten. Die Zeugen Jehovas lehnten das nationalsozialistische System strikt ab.45



Widerstand aus den Eliten

Es ist bereits mit Hans Herzfeld darauf hingewiesen worden, dass sich in Berlin lokale und zentrale Dimensionen nicht trennen lassen. Berlin war die Verwaltungszentrale des nationalsozialistischen Deutschland, es war das politische Entscheidungszentrum. In den Reihen der Verwaltungselite wurde jedoch nur selten Kritik an der nationalsozialistischen Herrschaft geübt. Eine Ausnahme stellt der frühere Leipziger Oberbürgermeister Carl Goerdeler dar, der zum Mittelpunkt der zahlenmäßig eher kleinen zivilen Oppositionskreise in Berlin wurde.46 Goerdeler versuchte zuerst die nationalsozialistische Führung durch Denkschriften zu überzeugen, bevor er sich in die fundamentale Opposition
gegen das Regime begab. Der einzige Reichsminister, der wegen seiner Beteiligung am Umsturzversuch gegen Hitler vom »Volksgerichtshof« zum Tode verurteilt wurde, war der seit 1932 als Finanzminister amtierende Johannes Popitz.47

Im Auswärtigen Amt fanden sich nur wenige Diplomaten, die sich der Diktatur entgegenstellten. Zu ihnen gehörten die Botschafter Ulrich von Hassell und Friedrich-Werner Graf von der Schulenburg sowie Hans Bernd von Haeften, Adam von Trott zu Solz, Eduard Brücklmeier, Rudolf von Scheliha, Albrecht von Kessel und Fritz Kolbe.48 Kessel und Kolbe überlebten, die anderen wurden vom »Volksgerichtshof« nach dem 20. Juli 1944 zum Tode verurteilt, Rudolf von Scheliha durch das Reichskriegsgericht bereits im Dezember 1942.49

Schon zu Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft, verstärkt seit Mitte der dreißiger Jahre entstanden in Berlin Kreise unterschiedlichster sozialer und weltanschaulicher Zusammensetzung, die von 1940 an so eng kooperierten, dass von einem Netzwerk von Gruppen um Arvid Harnack und Harro Schulze-Boysen gesprochen werden kann, deren Zusammenarbeit aber eher informell verlief.50 Die Berliner Gruppe war bereit, militärisch wichtige Nachrichten an die UdSSR weiterzuleiten, was jedoch daran scheiterte, dass keinerlei Funkverbindung mit Moskau hergestellt werden konnte. Seit Winter 1941/42 trat die Gruppe in Berlin dann mit Flugschriftenaktionen gegen die nationalsozialistischen Gewaltverbrechen, über den bereits zu dieser Zeit als verloren angesehenen Krieg, mit Unterstützungsaktionen für Zwangsarbeiter und verfolgte Juden sowie anderen Aktionen gegen das NS-Regime hervor. Im Herbst 1942 geriet sie in die Fänge der Gestapo. Mehr als 120 Menschen wurden festgenommen, darunter Angehörige der Wehrmacht, weshalb alle Prozesse vor dem Reichskriegsgericht stattfanden, das mehr als 50 Männer und Frauen der Roten Kapelle zum Tode verurteilte.51

Zu den Neuformierungen der Kriegszeit gehörte auch der von der Gestapo später so genannte Kreisauer Kreis.52 Seit 1940 fanden sich in Berlin, auf dem schlesischen Gut Kreisau und in München Gesprächsgruppen oppositionell gesinnter Männer und Frauen aus unterschiedlichen sozialen Schichten und weltanschaulichen Traditionen zusammen. Im Mittelpunkt standen die Freunde Helmuth James Graf von Moltke und Peter Graf Yorck von Wartenburg. Ziel der »Kreisauer« war es, Grundzüge einer geistigen, politischen und sozialen Neuordnung nach dem Ende des »Dritten Reiches« zu erarbeiten. Bei Tagungen, Gesprächen und mit Denkschriften wollten sie sich auf »die Zeit
danach« vorbereiten. Seit 1943 waren verschiedene Mitglieder des Kreisauer Kreises entschlossen, sich an der aktiven Verschwörung zu beteiligen. Wegen dieser Verbindungen wurden die meisten Mitglieder des Kreisauer Kreises nach dem 20. Juli 1944 als Mitverschwörer angeklagt und zum Tode verurteilt. Nur wenige Kreisauer konnten ihr Leben retten und später die Nachkriegsordnung mitprägen.

Um Johanna Solf, Witwe des deutschen Diplomaten Wilhelm Solf, entstand in der Kriegszeit ein informeller Gesprächskreis.53 Zudem bestanden einzelne Verbindungen zu Regimegegnern aus dem militärischen Widerstand, dem Kreisauer Kreis und zur »Teegesellschaft« um Elisabeth von Thadden. Im Frühjahr 1943 vermittelte Johanna Solf ein Gespräch zwischen dem ehemaligen Diplomaten Richard Kuenzer und dem katholischen Geistlichen Max Josef Metzger und wurde dabei über dessen Friedensprogramm informiert. Doch ein Spitzel der Geheimen Staatspolizei denunzierte Johanna Solf. Sie und ihre Tochter Lagi Gräfin Ballestrem wurden am 12. Januar 1944 festgenommen, konnten aber bei Kriegsende befreit werden. Das NS-Regime ging hart gegen die Mitglieder des Solf-Kreises und die Gäste der Teegesellschaft bei Elisabeth Thadden vor. Nach den Todesurteilen im ersten Prozess gegen Elisabeth von Thadden und Otto Carl Kiep sollte ein zweites Verfahren durchgeführt werden. Zu der für den 28. April 1945 angesetzten Verhandlung gegen Johanna Solf und ihre fünf Mitangeklagten kam es jedoch nicht mehr. Richard Kuenzer und Albrecht Graf von Bernstorff wurden noch Ende April 1945 in der Nähe des Lehrter Bahnhofs ermordet.



Widerstand aus dem Militär

In der militärischen Führungsschicht dominierte die Begeisterung für den Nationalsozialismus. Hohe Militärs ließen sich durch Hitlers frühe außenpolitische Erfolge ebenso beeindrucken wie die meisten Deutschen. Auch die Ausschaltung der SA in der Mordaktion vom 30. Juni 1934 wurde trotz offensichtlicher Verbrechen von einem großen Teil der militärischen Führung begrüßt, weil man in der SA eine unbotmäßige Konkurrenz für die Reichswehr gesehen hatte. Nur wenigen Offizieren wurden durch die Ermordung der Generale Kurt von Schleicher und Ferdinand von Bredow die Augen geöffnet. Zur zentralen Gestalt der Militäropposition entwickelte sich der Generalstabschef des Heeres General Ludwig Beck. Nach seiner Demission am 18. August 1938 sammelte er
weiter militärische und zivile Gegner des Nationalsozialismus um sich. In ständiger Abstimmung mit Carl Friedrich Goerdeler, dem führenden Kopf der zivilen Widerstandskreise, versuchte Beck, die vielfältigen Motive und Ziele des Widerstands auf die gemeinsame Tat zu lenken.54

Die 1938 durch Intrigen verursachte Entlassung des Generalobersten Werner Freiherr von Fritsch und die politische Entmachtung der Heeresspitze bestätigten einige jüngere Offiziere und Beamte in ihrer Ablehnung des Regimes. Im Amt Ausland/Abwehr des Oberkommandos der Wehrmacht gruppierte sich um Hans Oster55 ein Kreis von Hitler-Gegnern, der mit zivilen Regimegegnern wie Hans von Dohnanyi56 und Hans-Bernd Gisevius zusammenarbeitete. Sie wollten gemeinsam mit Truppenoffizieren das nationalsozialistische System durch die Ausschaltung Hitlers beseitigen. Da die Verbrechen des Regimes immer offenkundiger wurden, sollte Hitler vor Gericht gestellt werden. Der Kreis um Hans Oster im Amt Ausland/Abwehr wurde im Sommer 1938 zur »operativen Zentrale« aller Staatsstreichplanungen. Die Verschwörer wollten handeln, wenn Hitler die Mobilmachung gegen die Tschechoslowakei befahl und der Krieg damit unmittelbar bevorstand. Zugleich versuchten sie über Mittelsmänner, Großbritannien zu einer harten Haltung gegenüber den deutschen Forderungen zu bewegen.57 Es war geplant, Hitler bei dem Umsturz festzunehmen und später abzuurteilen. Die Festnahme sollte durch einen Stoßtrupp unter dem Kommando von Major Friedrich Wilhelm Heinz erfolgen, einem ehemaligen Freikorpskämpfer und Stahlhelmführer, der seit 1936 in der Abwehr tätig war.58 Doch als Frankreich und Großbritannien auf der Münchner Konferenz am 29. September 1938 die deutsche Forderung nach Eingliederung des zur Tschechoslowakei gehörenden Sudetenlandes in das Reichsgebiet akzeptierten, stand Hitler auf einem neuen Höhepunkt seiner Popularität. Die Verschwörer hielten einen erfolgreichen Staatsstreich nicht mehr für möglich und stoppten alle Vorbereitungen.

Seit August 1939 konzentrierten sich die Umsturzbemühungen der einzelnen Widerstandsgruppen in der Abwehr, im Oberkommando des Heeres und im Auswärtigen Amt auf eine kleine Gruppe von jüngeren Offizieren und Regierungsbeamten. Auch die deutschen Siege über Polen, Frankreich, Norwegen, Jugoslawien und Griechenland brachten den festen Kern der Widerstandskämpfer nicht von ihrem Entschluss zur Tat ab. Eine führende Stellung unter den oppositionellen Offizieren kam Oberst Henning von Tresckow zu, der die Verbindungen des militärischen Widerstandes zu Ludwig Beck und Carl Friedrich Goerdeler festigte und auch zwischen dem Allgemeinen Heeresamt im
Berliner Bendlerblock und der Ostfront vermittelte.59 1943 wurde Hans Oster im Amt Ausland/Abwehr kaltgestellt und Henning von Tresckow an die Ostfront versetzt. Im Herbst 1943 rückte Oberst Claus Schenk Graf von Stauffenberg zur zentralen Gestalt der Umsturzbemühungen im Oberkommando des Heeres auf.60 Sein neuer Vorgesetzter als Chef des Stabes des Allgemeinen Heeresamtes war General Friedrich Olbricht, seit 1938 eine treibende Kraft der militärischen Umsturzbemühungen.

Nachdem sich 1943 wiederholt Attentatspläne zerschlagen hatten und schließlich im Sommer 1944 enge Mitverschwörer wie Adolf Reichwein und Julius Leber festgenommen wurden, entschloss sich Stauffenberg Anfang Juli 1944, trotz seiner schweren Verwundung und seiner Schlüsselrolle in Berlin selbst den Anschlag auf Hitler zu wagen. Seit Juni 1944 war er Chef des Stabes des Befehlshabers des Ersatzheeres und hatte damit direkten Zugang zu Hitler. Am 20. Juli 1944 gelang es Stauffenberg, eine Bombe in das scharf bewachte Führerhauptquartier Wolfsschanze nahe dem ostpreußischen Rastenburg einzuschleusen und während der Lagebesprechung explodieren zu lassen. Nach Berlin zurückgekehrt, schenkte Stauffenberg der Nachricht vom Überleben Hitlers zunächst keinen Glauben. Gemeinsam mit seinem Freund Albrecht Ritter Mertz von Quirnheim versuchte er fieberhaft, hohe Offiziere für den Umsturz zu gewinnen. Doch den Verschwörern in Berlin gelang es nicht, die Lage unter Kontrolle zu bringen. Die Besetzung des Hauses des Rundfunks scheiterte, ebenso die Festnahme des Reichspropagandaministers Joseph Goebbels und das Heranführen ausreichender Truppenverbände.61

Noch in derselben Nacht wurden Stauffenberg, sein Adjutant Werner von Haeften, Mertz von Quirnheim und Olbricht als die Hauptverantwortlichen des Attentats erschossen. Henning von Tresckow nahm sich wenig später an der Ostfront das Leben. In den folgenden Monaten wurden mehr als 600 Regimegegner verhaftet; mehr als 150 von ihnen wurden vom »Volksgerichtshof« zum Tode verurteilt oder gleich ermordet.62 Der einzige erfolgversprechende Versuch, Hitler zu stürzen, war gescheitert.


Krieg und Deportationen

Der Krieg veränderte die Lebensumstände in Berlin drastisch. Dies galt auch für die Rahmenbedingungen des Widerstandes gegen den Nationalsozialismus. Viele Männer waren zur Wehrmacht eingezogen worden, neue Gesetze unterdrückten
oppositionelles Denken und Handeln noch stärker als zuvor. Neben den eben beschriebenen Bemühungen auf der zentralen Ebene, über Jahre hinweg einen Umsturz zu planen und vorzubereiten, gab es in der Realität des Kriegsalltags unterschiedlichste Widerstandsaktivitäten innerhalb und außerhalb der oben dargestellten Milieus und Gruppen. Dazu gehörten vor allem die vielfältigen Bemühungen, die vom NS-System Verfolgten zu unterstützen. Dies galt sowohl für Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter als auch – von 1941 an – für die von der Deportation bedrohten Juden der Reichshauptstadt. Hervorzuheben ist hier etwa die Gruppe »Europäische Union«, in der Deutsche, Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene gemeinsam agierten.63 Die Widerstandsaktivitäten von Zwangsarbeitern in Berlin sind erst in Ansätzen erforscht.64

Im Herbst 1941 begann die Deportation von mehr als 55 000 Berliner Juden vor allem in die Vernichtungsstätten in den deutsch besetzten Gebieten Polens und der Sowjetunion. Über 5000 Berliner Juden entzogen sich der tödlichen Deportation durch die Flucht.65 Viele tauchten erst 1943 unter, als die letzten noch in der Reichshauptstadt verbliebenen Juden, die überwiegend in der Rüstungsindustrie Zwangsarbeit leisteten, deportiert werden sollten. In Berlin überlebten mehr als 1700 »Untergetauchte«. Dies konnte nur mit Hilfe von Menschen gelingen, die die Verfolgten unterstützten, obwohl ihnen harte Strafen drohten.66 Unter Gefährdung der eigenen Person besorgten diese »stillen Helden« Lebensmittel, beschafften falsche Papiere, leisteten Fluchthilfe, stellten Quartiere zur Verfügung oder versteckten die Verfolgten bei sich. Ein Teil der Helfer ergriff selbst die Initiative zur Rettung, indem sie etwa an jüdische Freunde appellierten, sich nicht deportieren zu lassen, und ihnen Hilfe für ein Leben im Untergrund versprachen. Viele wurden zu »Rettern«, weil sie von Verfolgten oder anderen Helfern gezielt um Unterstützung gebeten wurden. Weltanschauliche und politische Motive waren hier ebenso von Bedeutung wie spontanes Mitgefühl. Für jeden »Untergetauchten« waren bis zu zehn, bisweilen auch erheblich mehr nichtjüdische Unterstützer im Einsatz. Viele Hilfsaktionen scheiterten jedoch.

Die Rettung von Verfolgten angesichts des Massenmords an den europäischen Juden ist Teil des Widerstands gegen die nationalsozialistische Diktatur. Diese Rettungsversuche trafen die nationalsozialistische Ideologie im Kern. Zu nennen sind hier die Aktionen des Amtes Ausland/Abwehr im Oberkommando der Wehrmacht,67 der »Gemeinschaft für Frieden und Aufbau«,68 des Berliner Bürstenfabrikanten Otto Weidt69 oder der Gruppe um Franz Kaufmann 70 – um nur einige zu nennen. Sie alle retteten Juden und kämpften so
gegen die nationalsozialistischen Verbrechen. Daneben standen viele Einzelne. Inge Deutschkron hat berichtet, wie viele Menschen allein daran beteiligt waren, sie und ihre Mutter zu retten.71

Ende Februar/Anfang März 1943 kam es in Berlin zur Demonstration vor dem Sammellager in der Rosenstraße. »Arische« Ehepartner aus »Mischehen« verlangten die Freilassung ihrer im Rahmen der »Fabrikaktion« festgenommenen Angehörigen. Genaues Ausmaß, Ablauf und Auswirkungen dieser Demonstration sind zum Teil noch ungeklärt, sicher ist aber, dass es sich hier um ein in der Geschichte des Widerstands gegen den Nationalsozialismus singuläres Ereignis handelt, denn es gab nirgendwo in Deutschland etwas Vergleichbares.72





Resümee

Was lässt sich über den Widerstand in Berlin festhalten? In der Reichshauptstadt erlangte der Nationalsozialismus in demokratischen Wahlen niemals die Mehrheit; die Stimmung in der Stadt blieb durchaus kritisch, ohne dass daraus eine »Volksopposition« entstand. Der Widerstand aus der Arbeiterbewegung war hier sowohl auf der zentralen als auch auf der lokalen Ebene aktiv. Ferner versuchten hier vor allem jüngere Offiziere den Umsturzversuch gegen Hitler vorzubereiten. Doch wenn es eine Form des Widerstands gab, die es gerechtfertigt erscheinen lässt, von einer »Hauptstadt des Widerstands« zu sprechen, dann waren es die vielfältigen Hilfen für die verfolgten Juden. Nirgendwo in Deutschland gab es eine größere Bereitschaft, die Möglichkeiten der Großstadt zur Rettung der von der Deportation in die Todeslager bedrohten Juden zu nutzen – aus den unterschiedlichsten Motiven. Ähnliches gilt – darauf weisen die ersten Forschungsergebnisse hin – auch für die Hilfen für verfolgte Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter. Hier muss das Widerstandspotential Berlins noch genauer als bisher ausgelotet werden. Letztlich war es in Berlin wie überall im Reich aber nur eine Minderheit der Deutschen, die sich aktiv gegen den Nationalsozialismus wandte. Doch auch das zeigt, welche Handlungsspielräume und Widerstandsmöglichkeiten sich dem Einzelnen selbst unter den Bedingungen der nationalsozialistischen Diktatur noch boten und dass es Alternativen zu Hitler gegeben hätte.
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BERLINER IM EXIL – EINE TOUR D’HORIZON

Am 21. August 1947 fand die wohl spektakulärste Rückkehr aus dem Exil statt: Am Görlitzer Bahnhof wurden 295 Berlinerinnen und Berliner feierlich begrüßt, die in der Emigration in Shanghai überlebt hatten.1 Shanghai hatte nach 1933 eher zu den vernachlässigten Zielen der Flucht aus Berlin gehört, auch wenn dort für die Einreise weder ein Visum noch ein »Affidavit« erforderlich war, schien es zu weit entfernt, als dass man sich hätte vorstellen können, dort eine neue Existenz aufzubauen. Erst nachdem die meisten Staaten Einreisebeschränkungen eingeführt hatten, wurde die »Offene Stadt« von 1938 an zum letzten Ausweg. »Solange es noch andre Möglichkeiten gab, in Europa oder sonst wo, würde ja kein normaler Mensch unserer Art nach China fahren. Wir hatten bedauerlicherweise, aber nicht zu ändern, nicht irgendeine Beziehung zum chinesischen Volk. Dort waren wir von den Chinesen völlig isoliert durch die Sprachenfrage«,2 erinnert sich die Jüdin Genia Nobel, die mit ihrem Mann Günter wegen Beteiligung am Widerstand 1936 verhaftet und zu drei Jahren Zuchthaus verurteilt worden war. Nach der Entlassung floh das Paar 1939 über Genua nach Shanghai. Bis zum Emigrationsverbot für Juden im Oktober 1941 stieg die Zahl der deutschsprachigen Flüchtlinge dort auf 16 000 an. Nach der japanischen Besetzung Shanghais wurde dort 1943 ein Ghetto für staatenlose Flüchtlinge eingerichtet, in dem katastrophale Zustände herrschten. Zu der Aufsehen erregenden Rückkehr kam es durch die Initiative der 1943 gegründeten UNRRA (United Nations Relief and Rehabilitation Administration), die 650 deutschen und österreichischen Emigranten am 25. Juli 1947 mit einem amerikanischen Truppentransporter die Heimreise ermöglichte. Unter ihnen waren auch Genia und Günter Nobel. An die Ankunft der 295 Berliner am Görlitzer Bahnhof erinnert seit 1997 eine Gedenktafel des Aktiven Museums Faschismus und Widerstand.3





Überlieferungsgeschichte

Die Emigration zwischen 1933 und 1945 ist als Forschungs- oder Ausstellungsthema in keiner der Berliner Gedenkstätten oder Institutionen zu Hause. Zwar bildete das Archiv der West-Berliner Akademie der Künste bereits seit Beginn der 1960er Jahre einen Sammlungsschwerpunkt von Nachlässen und Materialien zur Emigration, doch dabei geht es in erster Linie um die Emigration von Künstlern und Intellektuellen. Nach der Vereinigung der beiden in Ost- und West-Berlin bestehenden Akademien 1992 und der Zusammenlegung der Archivbestände wurde diese Sammlung durch die in der Ost-Berliner Akademie gehüteten Nachlässe von Remigranten in die DDR ergänzt. Das »Exil der kleinen Leute«4 kommt hier jedoch kaum vor. Legt man einer Darstellung biographische Lexika zugrunde – wie das Biografische Handbuch der deutschsprachigen Emigration5 –, so zeigt sich ein weiterer Mangel: Es sind dort vorrangig als bedeutend erachtete Männer dargestellt, deren Ehefrauen nur erwähnt werden. Dabei waren es in der Fremde häufig die Frauen, die für das familiäre Einkommen sorgten und das Überleben der Familie sicherten.

Seit 1969 gab es in Berlin das vom damaligen Regierenden Bürgermeister Klaus Schütz ins Leben gerufene »Emigrantenprogramm«, das ehemalige Berlinerinnen und Berliner zum Besuch ihrer alten Heimat einlud. Über 35 000 Menschen haben dieses Angebot wahrgenommen. Da die Überlebenden heute zumeist nicht mehr in der Lage sind, eine Reise nach Berlin zu unternehmen, wurde das Programm 2010 eingestellt. Eine systematische Auswertung der Korrespondenz mit den Eingeladenen ist bisher nicht erfolgt.

Der Verein »Aktives Museum« hat sich in mehreren Ausstellungsprojekten dieses vernachlässigten Themas angenommen und dabei auch den Blick auf die Nicht-Prominenten gerichtet. Im Laufe von über 25 Jahren entstand so ein Archivbestand, der Materialien zu ungefähr 2000 Flüchtlingen enthält und öffentlich zugänglich ist. Auch diese Sammlung ist alles andere als repräsentativ. Vor diesem Hintergrund kann die Geschichte des Exils, der verfolgungsbedingten Anlässe, des Umfangs, der regionalen Verteilung und des zeitlichen Verlaufs hier nur exemplarisch beschrieben werden, wobei auf einige wichtige Exilregionen wie die Benelux-Länder, Skandinavien und Lateinamerika ganz verzichtet wird.




Prag

In den ersten Wochen und Monaten nach dem 30. Januar 1933 waren zunächst die direkten Nachbarländer Fluchtziel der Verfolgten. Insbesondere die erst nach dem Ersten Weltkrieg entstandene Tschechoslowakische Republik und ihre Hauptstadt Prag wurden 1933 zur Hochburg der deutschsprachigen Emigration. Neben der Offenheit des Landes gegenüber den Flüchtlingen aus Deutschland war es vor allem die dort weit verbreitete deutsche Sprache, die die Entscheidung für Prag erleichterte. Betrachtet man etwa die Berliner Stadtverordneten und Magistratsmitglieder,6 so flüchteten zwölf der 61 emigrierten Kommunalpolitiker 1933 nach Prag. »Als ich in Prag über die Hauptstraße ging, traf ich mehr Bekannte, als ich in Berlin auf der Straße zu treffen pflegte«, erinnerte sich die SPD-Stadtverordnete Käte Frankenthal.7

In Prag fanden besonders viele leitende SPD-Funktionäre Zuflucht. Zu ihnen gehörte der Kommunalpolitiker Paul Hertz.8 Geboren 1888 in Worms, kam Hertz 1918 nach Berlin. Dort war er von 1920 an zunächst für die USPD, von 1923 an für die SPD Stadtverordneter, und von 1920 bis 1933 saß er als Abgeordneter im Reichstag. Im April 1933 wurde er in den Parteivorstand der SPD gewählt und mit der Einrichtung einer Auslandsstelle betraut. Nach einer Hausdurchsuchung floh er jedoch am 11. Mai 1933 nach Prag, »wo der emigrierte Teil des Vorstandes der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, dessen Mitglied ich war, seine Tätigkeit gegen Hitler fortsetzte«.9 Hertz wurde 1934 aus dem Reich ausgebürgert. Er blieb bis 1938 in Prag, wo er als Redakteur der Zeitschrift Sozialistische Aktion arbeitete und als Vertrauensmann für die linkssozialistische Gruppe »Neu Beginnen« innerhalb des SPD-Exilvorstandes Sopade tätig war. Politische Differenzen führten schließlich zu seinem faktischen Ausschluss aus dem Vorstand. Im März 1938 übersiedelte er von Prag nach Paris und schloss sich dort der Gruppe »Neu Beginnen« an. Mit seiner Familie ging er im Oktober 1939 in die USA, zunächst nach New York, im April 1940 nach Los Angeles. Auf Bitten von Ernst Reuter kehrte Paul Hertz 1949 nach West-Berlin zurück und wurde erneut in der Kommunalpolitik tätig. Von 1951 bis 1955 war er Senator für den Marshallplan, von 1955 bis zu seinem Tod 1961 Senator für Wirtschaft und Kreditwesen.

Die bereits genannte Käte Frankenthal,10 1889 in Kiel geboren, eröffnete 1918 eine Arztpraxis und wurde 1920 SPD-Bezirksverordnete im Bezirk Tiergarten. Von 1925 bis 1931 vertrat sie diesen Bezirk für die SPD in der Stadtverordnetenversammlung und war Mitglied des Fraktionsvorstandes. Sie gehörte
zum linken Flügel der Partei und wechselte 1931 in die neu gegründete SAP, für die sie 1932 erfolglos für den Preußischen Landtag kandidierte. Im April 1933 floh sie nach Prag, von dort über Paris in die Schweiz. Da sie keine Arbeitserlaubnis vorweisen konnte, wurde sie von den Schweizer Behörden ausgewiesen. Sie kehrte nach Prag zurück, wo sie in der Emigrantenhilfe arbeitete. 1936 erhielt sie die Einreiseerlaubnis für die USA. Ihre medizinische Ausbildung wurde dort aber nicht anerkannt, sodass sie ihren Unterhalt zunächst mit Gelegenheitsarbeiten bestritt. Von 1943 bis 1947 studierte sie Psychoanalyse und praktizierte bis 1972 als Psychiaterin in New York, wo sie 1976 starb.

Mit der im »Münchner Abkommen« vom 30. September 1938 festgeschriebenen Annexion des Sudetenlandes 1938 und der deutschen Besetzung der »Rest-Tschechei« am 15. März 1939 endete für die Flüchtlinge aus Deutschland das Kapitel des dortigen Exils.



Paris

War Prag 1933 das bevorzugte Ziel der Politiker, so zog es viele Intellektuelle nach Paris, unter ihnen zahlreiche Schriftsteller. Es ist daher nicht verwunderlich, dass Paris zum Schauplatz bedeutender Exilromane wurde. Hier arbeiteten Mitte der 1930er Jahre auch mehrere Exilorganisationen wie etwa der Schutzverband Deutscher Schriftsteller unter dem Vorsitz von Heinrich Mann und die Deutsche Freiheitsbibliothek. Bereits 1933 kamen etwa 40 000 Flüchtlinge aus Deutschland nach Frankreich, davon rund 7000 nach Paris. Die Dritte Französische Republik nahm die Flüchtlinge zunächst großzügig auf und stellte ihnen zeitlich begrenzte Aufenthaltsgenehmigungen aus, die regelmäßig verlängert wurden. Insgesamt hielten sich zwischen 1933 und 1945 rund 150 000 deutsche und österreichische Flüchtlinge in Frankreich auf. Dies war eine der höchsten Einwanderungsquoten überhaupt. Zu den frühen Paris-Emigranten gehörte die Fotografin Gisèle Freund.11 Unter dem Namen Gisela 1912 in Berlin geboren, begann sie ihre Karriere als Amateurfotografin. Sie studierte Soziologie, Kunst und Geschichte in Freiburg im Breisgau und in Frankfurt am Main. Hier entstand in Zusammenarbeit mit Walter Benjamin noch im Frühjahr 1933 eine Fotoserie über Prostituierte und Studenten in der Frankfurter Altstadt. Im Mai 1933 emigrierte sie nach Paris. »Bei meiner Ankunft in Paris besaß ich nur meinen nicht mehr als zwei Kilogramm wiegenden Koffer und meine Leica – keinen Pfennig. […] In Frankreich fühlte ich mich endlich von diesem schrecklichen
Druck befreit, der mich in dem Land, in dem ich geboren war, am Atmen gehindert hatte«, erinnerte sie sich später.12 Freund studierte an der Sorbonne und promovierte 1936 über die französische Fotografie im 19. Jahrhundert. 1939 fand ihre erste Einzelausstellung mit Schriftstellerporträts in Paris statt, die Peggy Guggenheim in ihre Londoner Galerie übernahm. Die Fotografin gehörte auch in Paris zum Freundeskreis von Benjamin, den sie dort mehrfach porträtierte.

Vier der 1933 aus Berlin emigrierten Kommunalpolitiker gingen ebenfalls nach Paris: der Sozialdemokrat Leonhard Holz13 sowie die drei kommunistischen Stadtverordneten Paul Langener,14 Paul Scholze15 und Paul Schwenk.16 Der 1882 in Berlin geborene Rechtsanwalt Leonhard Holz, als Jude doppelt gefährdet, wurde am 30. März 1933 von einem SA-Sturm im Berliner Landgericht misshandelt. Er floh daraufhin Mitte Mai 1933 nach Paris, wo er nach einem Zusatzstudium wieder als Anwalt tätig war. 1939 wurde er ausgebürgert und sein in Deutschland verbliebenes Eigentum beschlagnahmt.

Nach dem Einmarsch deutscher Truppen im Mai 1940 und der Kapitulation am 22. Juni 1940 wurde Frankreich in eine okkupierte Zone und eine freie Zone im Süden unter der Regierung von Philippe Pétain geteilt. Die deutsche Besetzung des Südens am 10. und 11. November 1942 bedeutete das Ende des Exils in Frankreich. Leonhard Holz wurde 1940 in Frankreich interniert und im März 1944 über das Sammellager Drancy nach Auschwitz deportiert. Ende Januar kam er von Auschwitz über Mauthausen in das KZ Flossenbürg. Hier verliert sich seine Spur. Gisèle Freund floh im Juni 1940 mit dem Fahrrad in den Süden Frankreichs, erhielt dort ein Visum für Argentinien und ging 1942 nach Buenos Aires. Als Mitglied der legendären Fotoagentur Magnum arbeitete sie mehrere Jahre in Lateinamerika, so unter anderem 1950 bis 1952 in Mexiko. 1953 kehrte sie nach Paris zurück. »Nicht viele Frauen üben den Beruf eines Photoreporters aus, der eine absolute Gesundheit erfordert, Geduld, Neugier, eine offene Geisteshaltung, Geschicklichkeit und Mut in völlig unerwarteten Situationen: alles Fähigkeiten, die Frauen besitzen«, resümierte sie 1977.17 Erst 1977 fand eine erste Ausstellung ihrer Fotografien in Deutschland statt. Sie starb 2000 in Paris.




Das Nadelöhr Marseille und das »Centre Américain de Secours«

Bis zur Besetzung im November 1942 war die südfranzösische Hafenstadt Marseille das wichtigste Nadelöhr, durch das Flüchtlinge über Spanien und Portugal Europa noch verlassen konnten. Viele der nach Frankreich Emigrierten waren in den Lagern in Rivesaltes, Gurs und Les Milles interniert und mussten fürchten, an die deutschen Besatzer ausgeliefert zu werden. In Marseille versuchten mehrere Hilfsorganisationen, die Flüchtlinge mit Ausreisepapieren zu versorgen. Hierzu gehörte das »Centre Américain de Secours« (CAS) unter der Leitung von Varian Fry,18 dem 1000 bis 1500 Verfolgte ihr Überleben verdanken. Fry kam 1940 im Auftrag des amerikanischen »Emergency Rescue Committee« (ERC) nach Marseille, wo er mit Hilfe mehrerer Konsulate und einem großen Netzwerk von Unterstützern Flüchtlinge mit überlebenswichtigen Papieren versorgte. Waren diese Papiere abgelaufen, bevor die Ausreise angetreten werden konnte, begann die Prozedur von neuem. Mehr als 100 Hilfesuchende wurden täglich im Büro des CAS versorgt. Dessen Mitarbeiter stellten Kontakte zu Konsulaten und anderen Hilfsorganisationen her, wenn nötig fälschten sie die erforderlichen Ausreisepapiere auch oder organisierten Fluchtrouten über die Pyrenäen für diejenigen, die keine offiziellen Papiere bekommen konnten. Varian Fry wurde Ende August 1941 verhaftet und ausgewiesen. Das CAS konnte seine Arbeit noch bis Juni 1942 fortführen. Mitte 1942 begannen jedoch die Deportationen aus den Internierungslagern, und Frankreich erteilte Juden keine Ausreisegenehmigungen mehr.



Überleben in der Illegalität

Vielen Emigranten, die von den deutschen Truppen eingeholt wurden, blieb nur noch die Möglichkeit, unterzutauchen. Einer dieser Untergetauchten war der Berliner Fotograf Günther Hofstein. Als 18-Jähriger war er nach dem Besuch der jüdischen Privaten Waldschule Kaliski Ostern 1938 nach London gegangen und hatte dort an der – ebenfalls von Berlin übergesiedelten – Reimann-Schule19 eine Ausbildung als Fotograf begonnen. Im Sommer 1938 fuhr er nach Frankreich, wo er eine längerfristige Aufenthaltsgenehmigung für Großbritannien zu bekommen hoffte, was die britische Botschaft jedoch ablehnte. So blieb er bei Verwandten in Thionville in Lothringen hängen. Von September 1939 bis Februar 1940 war er in der Nähe von Thionville interniert. Wegen des weiteren
Vormarsches der deutschen Truppen zog die Familie zunächst Richtung Paris und im Juni 1940, nachdem die Stadt besetzt worden war, mit dem Fahrrad in den freien Süden. »Es war Juni, sehr heiß, und die Straßen waren gefüllt mit Flüchtlingen wie wir, die nicht wussten wohin. Alles, was wir wussten, war: nach Süden!«20 In Montauban erhielt er durch Beziehungen eine Arbeitserlaubnis. Er fand eine Anstellung in einem Fotoatelier. Nach der Besetzung des Südens tauchte Günther Hofstein 1942 mit falschen Papieren auf den Namen Jean-Pierre Nilles unter. Ein Fotograf in Toulouse, der zur Résistance gehörte, nahm ihn eine Zeit lang in seinem Laden auf. »Eines Tages sagte mir mein Chef, dass ich über Mittag im Atelier bleiben müsste. Als alles geschlossen war, kam ein Mann durch die Hintertüre und gab uns aus seiner Aktentasche einen Stoß Generalstabskarten, die wir sofort fotografierten. Sie kamen direkt aus dem deutschen Hauptquartier und waren Pläne des Atlantikwalls. Zwei Stunden später waren die Abzüge fertig und gingen direkt nach London über geheime Wege der Résistance.«21 Nach der Befreiung von Toulouse durch die Alliierten meldete Hofstein sich mit seinen falschen Papieren zur Armee. 1945 änderte er seinen Namen in Guy Hofstein, nahm ein Jahr später die französische Staatsbürgerschaft an und eröffnete ein Fotoatelier in Thionville.



Großbritannien

Nach Prag und Paris war London ein bevorzugtes Ziel der Emigranten aus Berlin und nach der Besetzung der Tschechischen Republik 1939 oft schon die zweite Exilstation der Flüchtlinge. London bot den Vorteil, dass dort eine auch in Deutschland verbreitete Sprache gesprochen wurde und dass es, anders als die USA, in wenigen Stunden erreichbar war. Die britische Einwanderungspolitik machte es den Emigranten zunächst jedoch schwer, auf Dauer dort zu bleiben. Erst mit der Lockerung der Einreisebeschränkungen 1938/39 nahm die Zahl der deutschen Flüchtlinge in Großbritannien sprunghaft zu. Hierzu trugen auch die Kindertransporte des »Refuge Children Movement« bei. Am 1. Dezember 1938 verließ der erste Zug mit 196 Berliner Kindern die Stadt. Zwischen Dezember 1938 und Kriegsbeginn konnten Zehntausende Kinder jüdischer Familien nach Großbritannien ausreisen. Wie in allen Staaten, die sich mit dem Deutschen Reich im Krieg befanden, wurden auch in England viele deutsche Emigranten nach Großbritanniens Kriegseintritt interniert.


Unter denen, die 1933 direkt von Berlin nach Großbritannien gingen, war Anita Zander.22 1901 unter dem Namen Anita Loewi in Berlin geboren, wuchs sie in einer assimilierten jüdischen Familie in Charlottenburg auf. 1920 heiratete sie Erich Paul Zander, zwei Jahre später wurde ihr Sohn Peter geboren. Im Frühjahr 1933 entschloss sich die Familie zur Emigration nach England. Erich Zander verließ seine Heimatstadt im April, Anita folgte mit dem Sohn im Oktober 1933: »Wir sind mit wenig Geld weggegangen und haben unseren ganzen Haushalt gelagert in Berlin. Und mein Mann ist erst rausgegangen und hat mir gesagt: ›Du kommst mit Peter nach mit einem Rucksack, weiter nichts.‹ So ich habe eben nur die nötigsten Sachen gehabt. Wir haben von den Möbelstücken nie wieder etwas bekommen.«23 Die Versuche ihres Mannes, als Unternehmer in England Fuß zu fassen, scheiterten. Nach der Trennung des Ehepaars 1938 sorgte Anita Zander alleine für den Unterhalt, arbeitete als Haushälterin und leitete später eine Pension für entlassene KZ-Häftlinge. 1940 nahmen sie und ihr Sohn Peter die britische Staatsbürgerschaft an. 1947 reiste sie zu Besuch nach Berlin. 1994 wurden sie und ihr Sohn wieder Deutsche: »Ich bin immer Berlinerin geblieben, Deutsche, naturalisierte Engländerin«, bekannte sie 1994.24 Sie starb 1998 in London.



Türkei

Viele der nach dem Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums entlassenen Wissenschaftler und Künstler verdankten der im April 1933 in Zürich gegründeten »Notgemeinschaft deutscher Wissenschaftler im Ausland«25 eine neue Tätigkeit im Exil. Diese Hilfsorganisation stellte innerhalb weniger Monate eine Liste arbeitssuchender Wissenschaftler zusammen. Im Mai 1933 nahm die türkische Regierung unter Kemal Atatürk, die ihr Hochschulwesen zu modernisieren trachtete, mit dieser Organisation Kontakt auf und bat um Vermittlung von in Deutschland entlassenen Wissenschaftlern aller Fachrichtungen. Daraufhin reiste der Leiter der Notgemeinschaft im Juli 1933 nach Ankara. Bei Eröffnung der Istanbuler Universität am 1. August 1933 stellten die 38 ausländischen Ordinarien die Mehrheit. Die türkische Hochschule wurde auf diese Weise lange vor der legendären New Yorker »New School for Social Research« zur ersten Universität des Exils. Im Jahr 1936 wurde in der Türkei zudem das von dem Berliner Komponisten Paul Hindemith konzipierte Staatliche Konservatorium in Ankara eröffnet. Ebenfalls auf Empfehlung Hindemiths entstand
dort im selben Jahr die Staatsschule für Oper und Schauspiel unter der Leitung von Carl Ebert.26

Ebert wurde 1887 in Berlin geboren, studierte bei Max Reinhardt und gehörte zum Ensemble des Deutschen Theaters sowie später zu dem des Großen Schauspielhauses. 1931 wurde er Intendant der Städtischen Oper in der Bismarckstraße (heute Deutsche Oper). Wegen seiner SPD-Mitgliedschaft und dem Engagement für die musikalische Moderne wurde er im März 1933 entlassen. Er emigrierte zunächst in die Schweiz. Dort erhielt er auf Vermittlung der Notgemeinschaft das Angebot, das türkische Theater und die Oper zu modernisieren. Im März 1936 reiste er nach Ankara, verfasste mehrere Gutachten und Konzepte zur Ausbildung von Schauspielern und Sängern und unterrichtete an der dortigen Staatsschule für Oper und Schauspiel: »Als ich 1936 von Kemal Pascha [Atatürk] nach Ankara berufen wurde, gab es kein türkisches Theater. Keine Schauspieler, keine Sänger, keine richtige Bühne und auch keine türkische Bühnenliteratur. Ich begann aus dem Nichts zu schaffen, ich musste einen Garten aus dem Wüstensand hervorzaubern.«27 Innerhalb kurzer Zeit setzte Ebert mit türkischen Studierenden westeuropäische Opern in Szene. Von 1939 bis 1947 leitete er das Türkische Nationaltheater. Von 1947 bis 1959 war er künstlerischer Leiter der Opernfestspiele in Glyndebourne. 1954 kehrte er nach Berlin zurück und übernahm dort bis 1961 erneut die Leitung der Städtischen Oper. Eine Berufung zum Intendanten der türkischen Staatsoper lehnte er 1961 ab. Ebert starb 1980 in Los Angeles.

Insgesamt fanden rund 1000 Emigranten Zuflucht in der Türkei, die den Flüchtlingen das eingetürkte Wort »Haymatloz« in ihre Pässe stempelte. Eine besondere Rolle für die Geschichte Berlins spielte der 1946 aus dem Exil in der Türkei zurückkehrende Politiker Ernst Reuter, der 1948 zum ersten Oberbürgermeister West-Berlins gewählt wurde.



Palästina

Palästina, seit 1920 Mandatsgebiet Großbritanniens, war besonders häufig das Emigrationsziel verfolgter Berliner Juden. Die Zuwanderung dorthin war jedoch durch Quoten begrenzt. Überdies wurde ein Vermögensnachweis gefordert. Bevorzugt wurden junge Arbeiter, die in der Landwirtschaft eingesetzt werden konnten. Gleichwohl waren 1941 etwa 55 000 deutschsprachige Einwanderer in Palästina registriert.28 Viele von ihnen meldeten sich 1939 als Freiwillige
bei der britischen Armee, um gegen die Deutschen zu kämpfen. Zu ihnen gehörte der 1904 in Berlin geborene Architekt Julius Posener.29

Posener studierte von 1923 an bei Hans Poelzig an der Technischen Hochschule Berlin. Nach dem Diplom reiste er 1929 und 1930 für mehrere Monate nach Paris. Nach Berlin zurückgekehrt, verfasste er Artikel für die Zeitschrift L’Architecture d’Aujourd’hui, in deren Pariser Büro er nach seiner Emigration im April 1933 eine Anstellung fand. 1936 folgte er Erich Mendelsohn als Assistent nach Jerusalem. 1941 trat er in die britische Armee ein und war als Soldat in Afrika, Italien und zuletzt als Mitarbeiter der »Political Intelligence« in Deutschland im Einsatz. 1947 kehrte er nach Palästina zurück, ging von dort nach London und 1956 als Leiter der Architekturabteilung des »Technical College« nach Kuala Lumpur. 1961 folgte er einem Ruf als Professor für Baugeschichte an die Berliner Hochschule für Bildende Künste. »Die Sache wurde von ihnen als eine Art Wiedergutmachung angesehen. Man wollte das, was ich habe erleiden müssen, durch eine Professur abgelten. Das ist eine Komponente, die ich auch bei der Beurteilung meines Erfolges in Deutschland nicht vergessen darf«, schrieb er in seinen 1990 veröffentlichten Erinnerungen.30 1971 emeritiert, hielt er noch bis 1978 Vorlesungen an der Technischen Universität Berlin. Julius Posener starb 1996. Nach ihm ist ein Platz in Berlin-Zehlendorf benannt.

Die meisten der aus Berlin nach Palästina emigrierten Berliner blieben nach 1945 dort. »Ich sehe meine Heimat in Israel«, erinnerte sich 1994 in einem Interview die 1932 in Berlin geborene Claudina Lanczener, die als Siebenjährige mit ihrer Mutter nach Palästina kam.31 Der aus Galizien stammende Vater Joseph Lanczener war Journalist und arbeitete in Berlin für mehrere jüdische Zeitschriften. Er und seine Frau wurden im Januar 1939 in Berlin verhaftet, Claudina in einem Kinderheim untergebracht. Nach der Haftentlassung der Eltern im April 1939 emigrierte die Familie zunächst nach Warschau und von dort über Rumänien nach Palästina, wo sie sich in einem Dorf in der Nähe von Tel Aviv niederließen. Claudina Lanczener machte 1950 Abitur, absolvierte den zweijährigen Militärdienst und übersiedelte 1957 nach Haifa. Sie studierte Pädagogik und Englisch und arbeitete bis 1980 hauptberuflich als Lehrerin. Seither ist sie als Reiseleiterin tätig. 1979 besuchte sie zum ersten Mal seit der Emigration auf Einladung des Berliner Senats ihre alte Heimatstadt. »Als ich nach Berlin kam, das erste und das zweite Mal, war es für mich eigentlich eine fremde Stadt. Zwar wusste ich alle möglichen Namen von Straßen, von Caféhäusern, alle möglichen Sachen, die ich von meinen Eltern immer wieder gehört hatte. Es war mir interessant, sie zu sehen. Aber mehr eigentlich nicht.«32




USA

Die Vereinigten Staaten von Amerika waren für die meisten Emigranten aus Berlin nicht die erste Station, vielmehr erreichten sie God’s Own Country in der Regel nur auf Umwegen, die mit den Schwierigkeiten bei der Einwanderung zusammenhingen. Einige prominente Berliner siedelten schon vor 1933 in die USA über, etwa die Schauspielerin Marlene Dietrich, die Berlin bereits 1931 Richtung Hollywood verlassen hatte, oder der Maler George Grosz, der seit 1932 an der »Arts Students League« in New York unterrichtete. Mit der Ausbürgerung aus Deutschland wurde der Aufenthalt dort für sie zum Exil. Insgesamt sind zwischen 1933 und 1945 rund 300 000 deutschsprachige Emigranten in die USA gekommen und damit das größte Kontingent der Emigranten überhaupt. 33

Seit dem Einwanderungsgesetz von 1927 waren für die Einreise in die USA ein Visum sowie der Nachweis eigenen Vermögens oder ein »Affidavit« erforderlich, das den amerikanischen Staat von etwaiger finanzieller Unterstützung befreite. Für Deutschland und Österreich gab es eine Länderquote von 27230 Einwanderern pro Jahr, die jedoch nur 1939 ausgeschöpft wurde. Dass Akademiker von dieser Quote ausgenommen waren, erklärt den besonders hohen Anteil von Wissenschaftlern und Intellektuellen unter den deutschsprachigen Emigranten in den USA. Sie waren an den Universitäten willkommen. Mit der »New School for Social Research« entstand in New York die zweite »University in Exile« neben Istanbul.

Anders als die Prominenten mussten sich die weniger bekannten Berliner in den USA erst eine neue Existenz aufbauen, und das hieß zumeist ganz von vorne anfangen. Das galt auch für Irene Schlesinger, geboren 1921 in Berlin-Zehlendorf. Nach der Trennung der Eltern wuchs sie bei den jüdischen Großeltern Jenny und Adolf Pelz auf und besuchte die öffentliche Schule in Berlin. 1933 erfolgte der Wechsel auf die jüdische Private Waldschule Kaliski, deren Curriculum ganz auf die Emigration ausgerichtet war. Fremdsprachen, insbesondere Hebräisch, bildeten einen Schwerpunkt des Unterrichts. Irene verliebte sie sich in ihren Mitschüler Günther Hofstein, verlor ihn aber infolge der Emigration aus den Augen. Sie verließ Berlin 1939 mit einem amerikanischen Visum: »An meinem allerletzten Tag in Berlin, einem wunderschönen Sommertag im Juli 1939, ging ich den Kurfürstendamm hinunter zur Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche. Ich sah junge Mädchen mit ihren im Wind flatternden Röcken, und meine Augen füllten sich mit Tränen bei dem Gedanken an den Abschied.
« 34 Am 1. August 1939 traf Irene Schlesinger mit dem Schiff in New York ein, wo bereits ein Teil der Familie lebte: »Zuerst war es sehr schwer, sich in Amerika einzugewöhnen. Alles war fremd und anders, als wir es kannten, aber wir waren dankbar, dort dem sicheren Tod in Deutschland entronnen zu sein. Doch zum ersten Mal in unserem Leben waren wir arm, und wir vermissten unsere Familie und unsere Freunde. Da wir für unseren Lebensunterhalt selbst sorgen mussten, fanden wir sehr schnell einen Job.«35

1989 besuchte Irene Schlesinger auf Einladung des Senats Berlin. »Ich grübele über die Frage, wieso ich mich nach all diesen Jahren hier zu Hause fühle? Warum hasse ich nicht mehr? Dies ist die Stadt, die mir eine normale Jugend geraubt hat und alles und jeden, den ich liebte, und mich ins Exil gejagt hatte. Ich rationalisiere – wie immer: Berlin ist nicht Deutschland. Die Berliner waren anders. Und ich denke, sie sind es noch immer«, beschrieb sie die Gefühle, die sie bei diesem Besuch bewegten, in ihren Memoiren.36 Als 1992 in New York aus Anlass des 60. Jahrestages der Gründung der Kaliski-Schule ein Treffen ehemaliger Schüler stattfand, hörte Irene Schlesinger wieder von Günther Hofstein und nahm Kontakt zu ihm auf. »An einem Tag im Februar 1993 hat sich mein Leben vollkommen verändert, und dies geschah durch einen Telefonanruf, denn nach 54 Jahren rief ich das erste Mal wieder meine Jugendliebe Reni (Irene) an«,37 erinnerte sich Guy Hofstein, der noch immer ein Foto von ihr im Portemonnaie trug. 1994 besuchte Irene ihn in Frankreich. Noch im Dezember desselben Jahres heirateten die beiden. Guy Hofstein starb 2011. Irene Hofstein lebt in Auburndale, Massachusetts, USA.



Mexiko

Die Regierung Mexikos setzte Ende der 1930er Jahre durch Nichtanerkennung der Zerschlagung der Tschechoslowakischen Republik sowie des »Anschlusses« Österreichs außenpolitische Zeichen. Nach der Niederlage der Spanischen Republik erklärte Mexiko sich bereit, 15 000 Spanienkämpfer aufzunehmen, die in den Süden Frankreichs geflohen waren. Durch ein Abkommen mit dem Vichy-Regime im August 1940 konnten schließlich rund 5000 Spanier nach Mexiko ausreisen. Hinzu kamen rund 1500 Mitglieder der Internationalen Brigaden und von 1940 an auch bedrohte deutsche Flüchtlinge aus dem Süden Frankreichs. So rettete der mexikanische Generalkonsul Gilberto Bosques im Auftrag des mexikanischen Präsidenten zwischen 1939 und 1942 durch die
Erteilung von Visa vielen deutschen und österreichischen Emigranten noch in letzter Sekunde das Leben.

Anders als in den meisten Exilländern war es in Mexiko nicht nur erlaubt, sondern erwünscht, dass sich die Flüchtlinge politisch engagierten. So entstanden zahlreiche Zirkel und Organisationen wie der Heinrich-Heine-Club oder die Bewegung Freies Deutschland mit der gleichnamigen Zeitschrift und eigenem Verlag. Die Konzentration der Emigranten in der Metropole Mexico City heizte jedoch die Kontroversen unter den meist linkspolitisch Engagierten wie unter einem Brennglas an. Viele hatten in den Internationalen Brigaden in Spanien gekämpft und brachten die schlimmen politischen Erfahrungen jener Jahre mit nach Mexiko. Zu ihnen gehörte der 1892 in Berlin geborene Arzt Fritz Fränkel.38 Er hatte von 1910 an Medizin studiert, dann im Sanitätsdienst am Ersten Weltkrieg teilgenommen und sich aufgrund dieser Erfahrung auf Kriegsneurosen spezialisiert, über die er 1919 an der Charité promovierte. Bereits 1918 nahm er am Gründungskongress der KPD teil, 1921 trat er dem Proletarischen Gesundheitsdienst bei, einer kommunistischen Abspaltung des Arbeiter-Samariter-Bundes. Wegen der Mitgliedschaft im Verein Sozialistischer Ärzte wurde er 1925 aus der KPD ausgeschlossen. 1925 übernahm Fränkel die Leitung der Psychopathologischen Fürsorgestelle im städtischen Gesundheitshaus am Urban in Berlin-Kreuzberg. Im selben Jahr eröffnete er zudem eine Praxis in seiner Wohnung. Zu seinen Patienten gehörte Walter Benjamin, dessen Drogenexperimente Fränkel überwachte. Im März 1933 wurde der Arzt verhaftet und mehrere Tage lang in dem Folterkeller in der General-Pape-Straße misshandelt. Sein Bericht hierüber wurde 1933 im Braunbuch über Reichstagsbrand und Hitler-Terror veröffentlicht.39 Seine Freilassung erfolgte unter der Auflage, Deutschland sofort zu verlassen. Fränkel emigrierte nach Paris. Mit Beginn des Bürgerkriegs 1936 ging er als Frontarzt nach Spanien. 1937 kehrte er nach Paris zurück, 1939 wurde er in Les Milles interniert. Ausgestattet mit einem Visum von Bosques ging Fränkel am 8. Mai 1941 mit 93 weiteren Internierten aus Les Milles in Marseille an Bord eines Schiffes, das ihn nach Mexico City brachte. Dort lebte er im Haus von Babette Gross, in dem sich rasch ein Kreis von »Abweichlern« der KPD zusammenfand, zu denen neben Fränkel auch Gustav Regler gehörte. Fränkel arbeitete bis zu seinem Tod 1944 als Arzt in Mexico City.

Nach Kriegsende kehrten viele der politisch engagierten Emigranten aus dem mexikanischen Exil nach Deutschland zurück, zumeist in die DDR, wo sie jedoch als »West-Emigranten« häufig auf Misstrauen stießen.




Sowjetunion

Das tragischste Kapitel der Berliner Exilgeschichte handelt von denen, die nach ihrer Flucht aus Berlin – in den meisten Fällen aus politischer Überzeugung  – eine neue Existenz in der Sowjetunion suchten und dort den stalinistischen Verfolgungen zum Opfer fielen. Viele arbeiteten zunächst in den verschiedenen Exilorganisationen der KPD, in der Kommunistischen Internationale (KI) oder in der Roten Gewerkschafts-Internationale. Mit dem Beginn der »Großen Säuberungen« 1936 wurden etwa 2000 emigrierte deutsche Kommunisten in der Sowjetunion verhaftet, gefoltert, in Lager deportiert oder zum Tode verurteilt und erschossen. Verhaftungsgründe waren angebliche »Verbindungen zu Trotzkisten«, »antisowjetische Propaganda« oder die vermutete Mitgliedschaft in »konterrevolutionären, faschistisch-trotzkistischen« Gruppen.

Unter den Emigranten aus Deutschland befanden sich 15 kommunistische Stadtverordnete aus Berlin. Sechs von ihnen – Joseph Erdmann, Leo Friedländer, Artur Golke, Wilhelm Marker, Fritz Schimanski und Hermann Ungar – wurden im Zuge der stalinistischen »Säuberungen« ermordet.40 Stellvertretend für diese sei hier der Weg von Leo Friedländer41 nachgezeichnet, der als Jude und Kommunist besonders von nationalsozialistischer – und wie sich zeigen sollte auch stalinistischer – Verfolgung bedroht war.

Der 1895 in Posen geborene Friedländer studierte nach dem Wehrdienst im Ersten Weltkrieg von 1919 an Medizin. 1924 wurde er Assistenzarzt an der Charité und promovierte dort 1927. Schon während des Studiums engagierte er sich im Proletarischen Gesundheitsdienst, 1926 trat er in die KPD ein und eröffnete eine Praxis zunächst in Lichtenberg, dann in Berlin-Mitte, wo er 1930 zum unbesoldeten Stadtrat gewählt wurde. Er engagierte sich im Vorstand der Kommunistischen Ärztefraktion und in der Landesleitung Proletarischer Sozialreformer. 1933 errang er ein Mandat in der Stadtverordnetenversammlung, das ihm jedoch noch vor der ersten Sitzung entzogen wurde. Im Juli 1933 emigrierte er mit seiner Frau über Prag in die Sowjetunion, arbeitete zunächst als Arzt in der Kreml-Klinik, später in medizinischen Einrichtungen der KI. 1936 meldete er sich zum Einsatz im Spanischen Bürgerkrieg. Am 4. August 1937 wurde Friedländer vom NKWD in Moskau verhaftet, am 3. Oktober 1937 zum Tode verurteilt und noch am selben Tag erschossen. In Unkenntnis dieser Tatsache bürgerte ihn das Deutsche Reich am 27. Januar 1939 aus und veranlasste bei der Berliner Universität den Entzug seines Doktorgrades.


An Friedländer und die anderen Berliner Stadtverordneten, die im sowjetischen Exil ermordet wurden, erinnert im Treppenhaus des Berliner Rathauses eine Gedenktafel.


Flucht in den Tod

Erinnert sei in diesem Zusammenhang auch an all jene, die in ihrer Not nur noch einen Ausweg sahen: die Flucht in den Tod. Eine Auswertung der Sterbekartei des Jüdischen Friedhofs in Berlin-Weißensee ergab, dass dort unter den zwischen 1938 und 1945 Beigesetzten 1677 Tote waren, die ihrem Leben selbst ein Ende gesetzt hatten.42 Dies dokumentiert vermutlich nur einen Bruchteil der Suizide jener Jahre aufgrund der zunehmenden Verfolgung und Repression. Auch im Exil nahmen sich noch viele Menschen das Leben, unter ihnen 1944 Nelly Mann. »Das letzte halbe Jahr des Krieges war schwer, ein Tag kam, auch ich war nachgerade schwach, und sie ging. Ich habe nie eine Seligkeit gesehen wie auf diesem schlafenden Gesicht. Aber sie wachte nicht auf, und ich bleibe wo sie war. […] Alt weiß ich mich seit 1944, 17. Dezember, früh halb eins. Da starb sie in der Ambulanz«, schrieb Heinrich Mann am 19. Juni 1946 an Carl Rössler.43



Resümee

Berlin war immer eine Stadt der Zuwanderer, anfangs derjenigen, die es vom Lande in die Stadt zog, später der Intellektuellen und Künstler, die sich in der Metropole mehr Offenheit gegenüber der künstlerischen Avantgarde erhofften, sowie anderer, die ganz einfach die Toleranz und Anonymität der Großstadt suchten. So unterscheidet man bis heute gern zwischen den »geborenen« und den »echten« Berlinern, den Zugewanderten. Diesen half die Erfahrung des Sich-zurechtfinden-Müssens in der Fremde nach 1933, den Entschluss zur Emigration zu fassen und sich auf unbekannte Lebensumstände einzulassen. Die großstädtischen Berliner sprachen zudem relativ häufig eine Fremdsprache und hatten teils bereits vor 1933 Kontakte ins Ausland. Meist zog es sie im Exil wieder in eine Metropole, also bevorzugt nach Prag, Paris, London, Moskau oder New York. So stellte der 1938 erschienene PHILO-Atlas unter dem Stichwort »Großstadt« fest, dass sich unverhältnismäßig viele jüdische Emigranten in den
Großstädten der Einwanderungsländer niederließen und etwa drei Viertel der nach 1933 in die USA Eingewanderten in New York geblieben seien.44

Großstädte haben ganz gewiss jene bevorzugt, die wegen politischer Opposition, ihrer Lebensweise oder der Verfemung der künstlerischen Moderne aus Berlin flohen. Wer aus mehreren Gründen gefährdet war, entschloss sich oft schon 1933 zur Emigration. »Exotischere« Ziele oder eher agrarwirtschaftlich strukturierte Aufnahmeländer waren für diese Emigranten zweite Wahl und standen erst zur Debatte, als es keine andere Möglichkeit mehr gab, aus Europa herauszukommen.

Dass so viele Menschen von Berlin aus ins Exil gingen, hängt nicht zuletzt damit zusammen, dass die Reichshauptstadt die besten Möglichkeiten zur Emigration bot. Hier waren nicht nur viele Botschaften angesiedelt, die man für ein Visum kontaktieren musste, sondern auch zahlreiche Hilfsorganisationen, die insbesondere jüdische Berliner bei der Auswanderung unterstützten, etwa die Zentrale des Hilfsvereins der Juden in Deutschland, die ILA (Jüdische Landarbeit GmbH) und das »Palästina-Amt der Jewish Agency«. Zudem boten zahlreiche Berliner Reise-Agenturen und Speditionen ihre Hilfe bei der Auswanderung an. Dass Letztere ihre Dienste nicht ganz uneigennützig versahen und sich nicht selten an der Not der Verfolgten bereicherten, belegen die Berichte der Emigranten in den Entschädigungs- oder Wiedergutmachungsakten.

Zur Rückkehr entschlossen sich eher die politisch Verfolgten, von denen die Mehrheit zunächst in der DDR eine politische Zukunft sah. Doch in keiner der beiden Hälften der Stadt waren die Remigranten vorbehaltlos willkommen. Erst mehr als ein halbes Jahrhundert nach Kriegsende erinnern in Berlin Gedenktafeln und Straßennamen an ihre Vertreibung.
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(geb. 1951) ist Zeithistorikerin, Autorin und Vorsitzende des Aktiven Museums Faschismus und Widerstand in Berlin e.V.




KULTUR
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Der bekannte NS-Fotograf Arthur Grimm arbeitete seit 1939 für die Wehrmachtszeitung Signal. Offenbar wollte er mit dem 1942 an der Friedrichstraße  – mit Blitzlicht – aufgenommenen Foto zeigen, dass der Kulturbetrieb in der Reichshauptstadt trotz Krieg und Verdunklung ungebrochen weiterlief. Hinter dem eingehakten Paar kommt ein typischer Stürmer-Kasten in den Blick. Unter der Überschrift »Die Juden sind unser Unglück« wurden in diesen Kästen die jeweils neuesten Ausgaben der antisemitischen Wochenzeitung ausgehängt, die seit 1935 eine wichtige Dependance in Berlin unterhielt. 1942 war die Bedeutung des Stürmers allerdings insgesamt schon gesunken – weil die Juden zu diesem Zeitpunkt weitgehend aus Deutschland verjagt beziehungsweise verschleppt worden waren. Offenbar hatte das auch eine gewisse Vernachlässigung des hier abgebildeten Kastens zur Folge. Im Theater am Schiffbauerdamm feierte der bedeutende Berliner Theaterdirektor Ernst Josef Aufricht 1928 mit der Uraufführung des bis heute erfolgreichsten deutschen Bühnenwerkes, Die Dreigroschenoper von Bertolt Brecht und Kurt Weill, seinen Einstand. Aufricht und Weill wurden als Juden verfolgt und flohen – wie auch Brecht – noch 1933 ins Exil.









STÄDTEBAU UND ARCHITEKTUR

Berlin ist die Stadt, in der sich die meisten baulichen Hinterlassenschaften des Nationalsozialismus erhalten haben – weit mehr als in München, Hamburg, Nürnberg oder Wien.1 Neben den propagandistisch aufgewerteten Großprojekten, die als Machtsymbole des »Dritten Reiches« errichtet wurden, jedoch nur einen Bruchteil des Bauvolumens ausmachten, entstanden Bauten für den Alltag, die in erster Linie zu funktionieren hatten: Bürogebäude, Verkehrsanlagen, Fabriken sowie Wohnhäuser und Siedlungen.




Stadtplanung

Im Jahr 1933 hatten die Nationalsozialisten noch keine konkreten Pläne zur Umgestaltung der Reichshauptstadt, weshalb die Stadtentwicklung über mehrere Jahre weitgehend ungeordnet erfolgte. Städtische und Reichsbehörden agierten nebeneinander, ohne sich abzustimmen.2 Umfassende Pläne zur Neugestaltung wurden erst entwickelt, nachdem Albert Speer zum Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt (GBI) ernannt worden war. Da der GBI wichtige Regionen der Innenstadt zu »Interessensgebieten« erklärte und auf diese Weise dort anstehende Baumaßnahmen blockierte, mussten Behörden, Verbände und Unternehmen auf dezentrale Standorte ausweichen. So entstanden unter anderem in Schöneberg und Wilmersdorf größere Nebenzentren. Neben der Tatsache, dass es keine Bauplätze in der Innenstadt gab, spielten aber auch Luftschutzerwägungen eine Rolle, wenn diese Einrichtungen sich außerhalb des Stadtzentrums niederließen, denn dort schien die Gefahr eines Luftangriffs geringer.

Nach 1933 änderte sich im Berliner Planungs- und Baugeschehen zunächst nur wenig.3 Die Architekten und Stadtplaner, zumindest die nichtjüdischen und politisch nicht oppositionellen, empfanden die Machtübernahme kaum als Einschnitt und bauten weiter wie gewohnt, denn es gab keine neue architekturpolitische Doktrin, auf die sie sich hätten umstellen müssen.4 Bereits vor dem Ersten Weltkrieg hatte es Pläne gegeben, das Innenstadtgebiet zwischen Rotem
Rathaus und Stadthaus neu zu ordnen und das kleinteilige Altstadtviertel um den Molkenmarkt zu beseitigen. Im Planungsamt der städtischen Hochbauverwaltung entstand damals unter der Leitung von Richard Ermisch (1885–1960) der Entwurf für ein monumentales Verwaltungsforum.5 1933/34 wurde das Gelände vor dem Stadthaus freigeräumt und ein weitläufiger Platz geschaffen. Als Bestandteile des geplanten Verwaltungsforums entstanden das Städtische Verwaltungsgebäude C (1937–1939 von Richard Ermisch) und das Gebäude der Städtischen Feuersozietät Berlin (heute Neues Stadthaus, 1936–1938 von Franz Arnous und Kurt Starck). Ein weiterer Standort, an dem die Stadtverwaltung in großem Maßstab baute, war das Ausstellungs- und Messegelände in Charlottenburg.6

Die Reichsbehörden griffen nach 1933 nur punktuell in das Stadtgefüge ein, versuchten aber den Eindruck zu erwecken, dass das »ganze Berlin eine große Baustelle des Führers« sei. Eine der ersten Baumaßnahmen unter den neuen Herren war die Erweiterung der Reichsbank (1934–1940 von Heinrich Wolff), zu der es bereits einen längeren Planungsvorlauf gab.7 Der im Februar 1933 ausgeschriebene Wettbewerb blieb ohne Sieger, weil die Entwürfe nicht den banktechnischen Anforderungen genügten. Hitler übertrug den Auftrag an Reichsbankbaudirektor Heinrich Wolff (1880–1944), dem damit unversehens die Aufgabe zufiel, den ersten Großbau des »Dritten Reiches« zu entwerfen. Für das Bankgebäude wurden ganze Straßenzüge abgerissen. Auch das zweite große Bauvorhaben, das Reichsluftfahrtministerium (1935/36 von Ernst Sagebiel), war mit tiefen Eingriffen in das Stadtgefüge verbunden.8 Das riesige Verwaltungsgebäude im alten Regierungsviertel war der erste architektonische Ausdruck nationalsozialistischer Herrschaft in Berlin.

Um das Zentrum der Reichsstadt symbolisch in Besitz zu nehmen, unterzogen die Nationalsozialisten außerdem zentrale Plätze einer Neugestaltung: den Lustgarten (1935/36), der mit einem steinernen Plattenbelag zum Aufmarschplatz bestimmt wurde, den Wilhelmplatz (1936) mitten im Regierungsviertel und den Gendarmenmarkt (1935/36).9 In Zusammenhang mit den Olympischen Spielen wurde 1936 ferner eine Neugestaltung und -profilierung der Straße Unter den Linden vorgenommen. Für die Wettkämpfe nutzte man das bestehende Reichssportfeld in Charlottenburg, das im Wissen um den propagandistischen Wert des internationalen Großereignisses erweitert und neu gestaltet wurde.10




Der Generalbauinspekteur

Auf dem Reichsparteitag 1936 kündigte Hitler den »Neuaufbau von Berlin als Hauptstadt des Deutschen Reiches« an.11 Als die städtischen Behörden zögerten, eine radikale Neuordnung der Innenstadt vorzunehmen, fiel in der zweiten Jahreshälfte die Entscheidung, ihnen die Bearbeitung der Neugestaltungspläne zu entziehen. Hitler setzte auf den jungen Albert Speer, der bei der Planung des Reichsparteitagsgeländes in Nürnberg seine Eignung für großflächige städtebauliche Ansätze bewiesen hatte. Am 30. Januar 1937 wurde Speer zum Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt berufen. Damit schuf Hitler eine neue Planungsinstanz, die ihm direkt unterstellt war.12 Das am 4. Oktober 1937 erlassene »Gesetz über die Neugestaltung deutscher Städte« bildete die rechtliche Grundlage zur Durchführung großflächiger Planungen in Berlin und in den anderen »Führerstädten«. Der offizielle Auftakt zur baulichen Neugestaltung Berlins war die Grundsteinlegung der Wehrtechnischen Fakultät in Grunewald am 27. November 1937.13

Der GBI, einem Minister gleichgestellt, nutzte als Dienstsitz das enteignete Gebäude der Akademie der Künste am Pariser Platz. In den Bereichen, die der 1938 festgelegte »Interessengebietsplan« definierte, durften keine Baumaßnahmen ohne seine Zustimmung durchgeführt werden. Das betraf über die Hälfte der Stadtfläche. Da der GBI in diesen Gebieten die übergeordnete und weisungsbefugte Planungsinstanz darstellte, war die Stadtverwaltung faktisch entmachtet.14 Speers Dienststelle legte die ehrgeizigsten Planungen vor, die es in der Geschichte Berlins jemals gegeben hatte.15 Die den Planungen zugrunde liegende Idee eines zentralen Achsenkreuzes nahm Hitler dabei für sich in Anspruch, obwohl Martin Mächler (1881–1959) ein solches schon 1917 in einer Planungsstudie vorgeschlagen hatte.

Die monumentale Nord-Süd-Achse sollte vor dem geplanten neue Südbahnhof in Schöneberg beginnen. Dort, wo die Querachse vom Flughafen Tempelhof auf die Nord-Süd-Achse traf, war ein Triumphbogen von 117 Metern Höhe vorgesehen. Ebenso gigantisch wie das Bauwerk »für das unbesiegte Heer des Weltkriegs« war die Kuppelhalle dimensioniert, die den nördlichen Abschluss der Achse bilden sollte. Die »Große Halle des Volkes« hätte als weltgrößte Versammlungshalle unter einer 290 Meter hohen Betonschalenkuppel 150 000 bis 180 000 Menschen aufnehmen können. Das benachbarte Reichstagsgebäude wäre durch die gewaltige Baumasse auf Spielzeuggröße geschrumpft. Monumentalität verkam bei diesen Dimensionen zu maßstabsloser Übergröße.


An der Nord-Süd-Achse war eine Abfolge gigantischer Bauten für Ministerien, Geschäfte, Verwaltungszentralen und Kultureinrichtungen vorgesehen. Hinter der Kuppelhalle sollte ein riesiges Wasserbecken angelegt werden. Am Nordbahnhof waren ein neues Rathaus sowie Bauten für das Oberkommando der Marine und das Polizeipräsidium geplant. Um Platz für diese Neubauten zu schaffen, wurden in den »Interessensgebieten« ganze Straßenzüge abgerissen. Dies verschärfte das ohnehin bestehende Wohnungsproblem, da nun für etwa 150 000 bis 200 000 Berliner Wohnraum zur Verfügung gestellt werden musste. Der GBI forcierte deshalb die Beschlagnahmung von »Judenwohnungen«.16

Die Ost-West-Achse konnte Speer aus einem vorhandenen Straßenzug bilden. Die durch den Tiergarten führende Charlottenburger Chaussee (heute Straße des 17. Juni) und die Bismarckstraße wurden verbreitert und in ihrer Gestaltung vereinheitlicht. Den optischen Blickpunkt bildete die vom Königsplatz (heute Platz der Republik) zum Großen Stern umgesetzte und um eine vierte Trommel erhöhte Siegessäule. Der Abschnitt vom Brandenburger Tor bis zum Adolf-Hitler-Platz (heute Theodor-Heuss-Platz) konnte im April 1939 zum 50. Geburtstag Hitlers eingeweiht werden. Die Kandelaber zu beiden Seiten der zehnspurigen Fahrbahn sorgten für eine effektvolle Beleuchtung und machten die Ost-West-Achse mit den Torhäusern am Großen Stern zur »via triumphalis«. Diese Verlängerung der Straßenachse Unter den Linden, der preußischen »via triumphalis« mit der Siegessäule auf dem Großen Stern und anderen umgesetzten Denkmälern, sollte als »Forum des Zweiten Reichs« an das frühere deutsche Kaiserreich erinnern.



Verwaltungsbauten und militärische Dienststellen

In Berlin hatten die obersten Reichsbehörden und Ministerien, die zentralen Behörden des Landes Preußen, der Provinz Mark Brandenburg und der Stadt Berlin, Dienststellen der NSDAP, die Hauptverwaltungen der SS sowie zahlreiche Firmenzentralen ihren Sitz. Deren ständig steigenden Raumbedarf galt es zu befriedigen. Die ersten Großprojekte des »Dritten Reiches« waren daher nicht ganz zufällig Verwaltungsbauten, mit denen der nationalsozialistische Staat die Stadtmitte öffentlichkeitswirksam in Besitz nahm. Neben der Reichsbank und dem Reichsluftfahrtministerium ist auf die 1939 fertiggestellte Neue Reichskanzlei (1937–1939 von Albert Speer) hinzuweisen.17 In der Friedrichstadt wurde für das Gauarbeitsamt ein großes Verwaltungsgebäude errichtet
(1938–1940 von Hans Fritzsche), in das aber infolge des Krieges das Ministerium für Bewaffnung und Munition einzog.18 Die anderen Ministerien waren in Altbauten untergebracht, die man jedoch teilweise umbaute. So wurden für das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda und das Reichsinnenministerium umfangreiche Erweiterungsbauten erstellt.
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Der länger geplante Neubau eines Reichbankgebäudes am Friedrichswerderschen Markt zerstörte große Teile der gewachsenen Altstadt Berlins. Dies ist in einem retuschierten Planungsentwurf deutlich zu sehen.



In Wilmersdorf (Fehrbelliner Platz)19 und in Schöneberg (Kleistpark)20 bildeten sich dezentrale Verwaltungszentren heraus. Die Entwicklung ging jeweils von vorhandenen Dienstgebäuden aus, zu denen bedeutende Neubauten hinzutraten. So übernahm die DAF 1933 das Geschäftshaus des Deutschen Versicherungskonzerns am Hohenzollerndamm in der Absicht, die Dienststellen der DAF an diesem Standort zu konzentrieren. Bereits 1934 entwickelte Otto Firle einen Bebauungsplan für den Fehrbelliner Platz. Da es dort noch große unbebaute Grundstücke gab, errichteten neben der DAF auch andere Dienststellen und Unternehmen in diesem Gebiet neue Verwaltungsgebäude, darunter die Rudolf Karstadt AG (1935/36 von Philipp Schaeffer), die Wiemer & Trachte AG (1936/37 von Philipp Schaeffer), die zum DAF-Konzern gehörige
Nordstern-Lebensversicherungsbank AG (1935/36 von Otto Firle), die Reichsgetreidestelle (1935–1938 von Ludwig Moshammer) und die Gauamtsleitung Berlin der NS-Volkswohlfahrt (1937/38 von Hugo Bartels). Am nahen Hohenzollerndamm entstanden das Aral-Haus (1939/40 von Charles du Vinage und Erich Karweik), das Margarinehaus (1938/39 von Carl Brodführer) und das Verwaltungsgebäude der Charlottenburger Wasser- und Industriewerke AG (1938/39 von Carl Brodführer). Weitere Dienststellen wichen auf die äußeren Bezirke aus. Die Reichsleitung des Reichsarbeitsdienstes ließ ihren Dienstsitz in der Villenkolonie Grunewald errichten, während das Wirtschafts-und Verwaltungshauptamt der SS einen Gebäudekomplex in Lichterfelde bezog. 21 Warum die Wahl auf diese Standorte fiel, lässt sich nicht immer schlüssig erklären. Ein Grund dürften Erwägungen zum Luftschutz gewesen sein.

Nach der Einführung der Wehrpflicht benötigte die Wehrmacht zahlreiche neue Kasernen und militärische Anlagen. Einerseits wurden ältere Kasernen wieder militärisch genutzt, etwa die frühere Kadettenanstalt in Lichterfelde, in die die Leibstandarte »Adolf Hitler« einzog,22 andererseits mussten Neubauten errichtet werden, die bald als Symbole des »Dritten Reiches« die Stadtlandschaft besetzten. Mit dem Luftgaukommando in Dahlem (1936–1938 von Fritz Fuß) und dem Wehrkreiskommando in Wilmersdorf (1936/37 von Rudolf Klar) erhielten die obersten Kommandostellen des Heeres und der Luftwaffe im Wehrbezirk Berlin repräsentative Gebäudekomplexe.23 Neu errichtet wurden außerdem die Deutsche Versuchsanstalt für Luftfahrt in Adlershof (1932–1936 von Hermann Brenner und Werner Deutschmann), die Reichspolizeischule für Leibesübungen in Spandau (1939/40 von Friedrich Schirmer), die Reichsluftschutzschule in Wannsee (1938/39 von Eduard Jobst Siedler), die Lufttechnische Akademie der Luftwaffe in Kladow (1935/36 von Richard Binder, Josef Braun und Alfred Gunzenhauser) und die Pionierschule des Heeres in Karlshorst (1936–1938). Insbesondere die 1935 enttarnte Luftwaffe benötigte Kasernen und Flugplätze, sodass Reichsluftfahrtminister Hermann Göring ein umfangreiches Bauprogramm in Gang setzte.24



Wohnungsbau

Obwohl während der Zeit der Weimarer Republik erhebliche Anstrengungen im Wohnungsbau unternommen worden und große Wohnsiedlungen in Berlin entstanden waren, herrschte noch immer erheblicher Wohnungsmangel. Staatskommissar
Julius Lippert berechnete 1938 einen Fehlbedarf von rund 350 000 bis 400 000 Wohnungen. Die Nationalsozialisten versprachen, diesen Mangel rasch zu beseitigen. Die propagandistisch verkündete Wohnraumbeschaffung für breite Bevölkerungskreise rief allgemeine Zustimmung hervor und förderte die Integration der Arbeiterschaft in das nationalsozialistische Herrschaftssystem. Die Zahlen verdeutlichen, dass in den Jahren der nationalsozialistischen Herrschaft tatsächlich viel Wohnraum geschaffen wurde: Zwischen 1933 und 1939 konnten 88 793 neue Wohnungen bezogen werden.25 Zudem entstanden zwischen 1933 und dem Kriegsende 31861 Ein- und Zweifamilienhäuser.26 Der Bedarf konnte damit aber bei weitem nicht gedeckt werden – zumal infolge des Krieges viel zerstört, aber kaum noch etwas gebaut wurde.

Insgesamt fiel die Wohnungsbautätigkeit nach 1933 geringer aus als in den Jahren vor 1931. Mit staatlichen Fördermitteln und unter günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen hatte der Wohnungsbau in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre einen Boom erlebt.27 Der Höchststand war 1931 mit 31026 fertiggestellten Wohnungen erreicht. 1932 kam es zu einem starken Einbruch, der mit den Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise zu erklären ist. 1933 konnten nur knapp 8000 Wohnungen fertiggestellt werden. Die nationalsozialistische Wohnungsbaupolitik führte dazu, dass die Zahl der fertiggestellten Wohnungen langsam wieder anstieg. Auf den langen Planungsvorlauf bei solchen Projekten ist zurückzuführen, dass ein deutlicher Sprung mit 15658 neuen Wohnungen aber erst 1936 zu verzeichnen ist. 1937 war mit 18746 Wohnungen das Maximum erreicht. Infolge des Krieges wurde der Massenwohnungsbau 1939/40 faktisch eingestellt. Zu den Ein- und Zweifamilienhäusern gibt es keine Vergleichszahlen aus den Jahren vor 1933. Die Zahl von 31861 Neubauten scheint jedoch außerordentlich hoch zu sein, und es ist wahrscheinlich, dass sich der private Wohnungsbau gegenüber den Jahren vor 1933 vervielfacht hat.

Die zwischen 1933 und 1940 ausgeführten Wohnungsbauten unterscheiden sich nicht grundsätzlich von dem, was in den Jahren der Weimarer Republik entstanden war. Der Massenwohnungsbau des »Dritten Reiches« gründete auf dem Zeilenbau, dem Geschossbau in Blockrandbauweise und dem Siedlungshaus. Es gab einerseits die mehrgeschossige Bauweise, andererseits den Siedlungsbau mit freistehenden Einzel-, Doppel- und Reihenhäusern.28 So zeigt die von Paul Mebes (1872–1938) und Paul Emmerich (1876–1958) entworfene und erst 1936 vollendete Flusspferdhofsiedlung in Hohenschönhausen mit der Zeilenbauweise, den Flachdächern und den vorgestellten Balkongerüsten die typische Formenwelt der klassischen Moderne. Allerdings wurden die avantgardistischen
Bauformen im Wohnungsbau zunehmend zurückgedrängt. Während im Verwaltungs- und Industriebau Flachdächer üblich waren, sollten sie im sozialen Wohnungsbau möglichst nicht angewendet werden. Aus städtebaulichen Gründen wurde die Zeilenbauweise oftmals zugunsten einer monotonen Blockrandbebauung aufgegeben. Der Verzicht auf Balkone und Loggien, der bei vielen Siedlungen zu beobachten ist, kann durch den Kostendruck erklärt werden. Unter der Maßgabe, eine möglichst große Zahl neuer Wohnungen zu schaffen, waren die Ausstattungsstandards abgesenkt worden.

Bald nach der Berufung Speers begannen umfangreiche Planungen für den Massenwohnungsbau in Berlin. Sie sahen vor, in der deutschen Hauptstadt 650 000 Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise zu errichten. Zwischen 1938 und 1940 wurde die Bebauung am Grazer Damm mit etwa 2000 Wohneinheiten ausgeführt. Die in südlicher Richtung verlaufende Straßenachse wird von fünfgeschossigen Blöcken gesäumt, die mit ihren glatten, gleichförmig gestalteten Putzfassaden einen monumentalen Eindruck hervorrufen. Walmdächer und gleichmäßig aufgereihte Treppenhäuser verstärken das einheitliche Erscheinungsbild. Kleine Reliefs an den Hauseingängen, Erker und sparsam eingesetzte Plastiken vermögen es nicht, die schematisierte Architektur aufzulockern. Während die »Südstadt« für 210 000 Einwohner gedacht war, sollte die »Oststadt« an sechs Siedlungsstandorten in Biesdorf, Marzahn und Hellersdorf ungefähr 445 000 Einwohner aufnehmen. Die Pläne wurden jedoch nie realisiert.



HJ-Heime und Kirchen

Aus dem »Gesetz über die Hitlerjugend«, das die HJ 1936 zur staatlichen Jugendorganisation des Deutsches Reiches erklärte, ergab sich eine neue Bauaufgabe. 29 Um den von der HJ beschworenen Geist der Gemeinschaft, Wehrhaftigkeit und Pflichterfüllung zu stärken, sollten in allen Städten und Dörfern Heime der Hitlerjugend errichtet werden. Die Schaffung solcher Heime war eine kommunale Pflichtaufgabe. Als Architekt der Reichsjugendführung legte Hanns Dustmann (1902–1972) verbindliche Richtlinien fest. Demnach sollten die HJ-Heime als landschaftlich gebundene Gebäude den unterschiedlichen regionalen Bautraditionen angepasst werden. Dustmann entwarf auch das »Musterheim«, das 1937 auf der Berliner Propagandaausstellung »Gebt mir vier Jahre Zeit« der Öffentlichkeit vorgestellt und 1938/39 in den Volkspark Rehberge umgesetzt wurde.30 Für Berlin waren 149 Heimbauten geplant. Die Stadtverwaltung
bewilligte 1936 die Mittel für zunächst 22 HJ-Heime, von denen jedoch nur wenige tatsächlich ausgeführt wurden.31

Zwischen 1933 und 1940 wurden in Berlin 35 Kirchen und Gemeindehäuser der beiden großen Konfessionen errichtet.32 Die erstaunlich hohe Zahl resultiert zum einen aus dem Nachholbedarf infolge des Wohnungsbaus der 1920er Jahre, zum anderen aus den zusätzlichen Kirchensteuereinnahmen, die nach dem Rückgang der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen waren. Dass sich die nationalsozialistische Ideologie auch auf den Kirchenbau auswirken konnte, zeigt die Martin-Luther-Gedächtnis-Kirche in Mariendorf (1933–1935 von Curt Steinberg). 33 In der Turnhalle waren Terrakottaköpfe Hindenburgs und Hitlers angebracht, während als umlaufende Inschrift das Lutherlied »Ein feste Burg ist unser Gott« gewählt wurde. Die im Innenraum angebrachten Reliefplatten enthielten neben christlichen Symbolen auch Signets nationalsozialistischer Organisationen.



Verkehrs- und Industriebauten

Für die Vernetzung der Stadtviertel einer Millionenstadt sind funktionierende Verkehrssysteme unerlässlich. Das größte Verkehrsprojekt der 1930er Jahre war in Berlin daher die Vervollständigung des S-Bahn-Netzes durch die Nord-Süd-S-Bahn. 34 Als Architekt der Reichsbahndirektion entwarf Richard Brademann (1884–1965) die meisten Bahnhöfe dieser neuen Bahnstrecke.35

Berlin war die größte Industriestadt im Deutschen Reich und daher wichtig für die militärische Aufrüstung.36 Die verstärkte Kriegsvorbereitung, die den in Berlin ansässigen Industriebetrieben bedeutende Aufträge brachte, und der dadurch hervorgerufene wirtschaftliche Aufschwung erforderten den Bau neuer Fabrikgebäude. Betriebe in der Innenstadt, die sich dort nicht mehr erweitern konnten, weil die Flächen fehlten, erhielten neue Standorte in den dünn besiedelten Randbezirken.37 Dabei wurde auf eine verkehrsgünstige Lage an Eisenbahnstrecken geachtet. Von der Verlagerung erhoffte man sich zudem einen besseren Schutz vor Luftangriffen. In Marzahn wies der GBI ein neues Industriegebiet aus. Dorthin zog etwa die kriegswichtige Werkzeugmaschinenfabrik Hasse & Wrede (1939–1941).38

Die Gestaltung der Industriebauten folgte der Typisierung, Standardisierung und Flexibilisierung in der Produktion. Den modernen Konstruktionen lagen immer funktionelle Überlegungen zugrunde. Dagegen gab man den Verwaltungsgebäuden
oftmals ein repräsentatives Gepräge. So erhielt die Rasierklingenfabrik der Roth-Büchner AG in Tempelhof (1936/37 von Paul Renner) einen monumentalen Mittelrisalit, der die Fabrik als »Tempel der Arbeit« erscheinen lässt.39 Auch bei der Werkzeugmaschinenfabrik Hasse & Wrede in Marzahn wurde auf eine repräsentative Aufwertung des Eingangsbereichs geachtet. Über das mit einem goldfarbenen Deckenmosaik geschmückte Vestibül gelangte man in eine zweigeschossige Ehrenhalle, die rundum mit Naturstein ausgekleidet wurde. Der Mittelachse folgend schloss sich der »Gefolgschaftssaal« an, den die Arbeiter als Kantine und Festsaal nutzten. Die Einheitlichkeit von Tischen und Wandbildern sowie der von der Decke herabhängenden Ampeln, die für eine feierliche Beleuchtung sorgten, sollte die »Schönheit der Arbeit« zum Ausdruck bringen. An diesem Beispiel wird deutlich, dass der Industriebau gegenüber früheren Epochen eine Aufwertung erfahren hatte, die ideologisch begründet war. Die Industriebauten suggerierten mit ihren großzügigen Eingangsbereichen und vorbildlichen sozialen Einrichtungen, dass sich die Lage der Arbeiter verbessert habe, und zugleich verschleierten sie, dass sie letztlich einer Disziplinierung und Integration der »Gefolgschaft« dienten.



Bauen im Krieg

Am 16. Februar 1940 wurde ein Bauverbot für die Dauer des Krieges angeordnet, was zur Einstellung zahlreicher Baumaßnahmen führte. Ausgenommen waren lediglich kriegsnotwendige Projekte, etwa der Bau von Rüstungsbetrieben und Luftschutzanlagen. Den Arbeitskräftemangel in diesen Betrieben versuchte man durch den Einsatz von Fremd- und Zwangsarbeitern aus West-und Osteuropa zu beheben, die in provisorisch errichteten Barackenlagern in der Nähe der Arbeitsstätten untergebracht wurden. Der GBI war nicht nur an Planung, Genehmigung und Bau der Zwangsarbeiterlager in und um Berlin beteiligt, sondern betrieb auch zahlreiche Lager in eigener Regie. Hitler hatte unter dem Eindruck der ersten Luftangriffe auf Berlin am 9. September 1940 in einem »Führersofortprogramm« den Bau von Luftschutzbunkern und Luftabwehrstellungen angeordnet. Speer versprach, innerhalb von drei Monaten 1000 unterirdische Luftschutzbunker zu errichten, doch 1941 waren erst 120 Bunker fertiggestellt. Um den Rückstand aufzuholen, setzte der GBI zunehmend auf oberirdische Luftschutzbauten mit größerem Fassungsvermögen. Eine Bauabteilung
des GBI entwickelte 1940/41 den Hochbunker der Bauart »Berlin«, der als Typenbau überall in der ganzen Stadt errichtet wurde.40

Nach den siegreichen Feldzügen gegen Polen und Frankreich ordnete Hitler dann allerdings am 25. Juni 1940 an, zügig mit der Neugestaltung der Reichshauptstadt fortzufahren: »Berlin muß in kürzester Zeit durch seine bauliche Neugestaltung den ihm durch die Größe unseres Sieges zukommenden Ausdruck als Hauptstadt eines starken neuen Reiches erhalten. In der Verwirklichung dieser nunmehr wichtigsten Bauaufgabe des Reiches sehe ich den bedeutendsten Beitrag zur endgültigen Sicherstellung unseres Sieges. Ihre Vollendung erwarte ich bis zum Jahre 1950.« Der GBI nahm die Bauarbeiten wieder auf, kam aber aufgrund der Belastungen durch den Krieg nur langsam voran. Von den gewaltigen Bauten im Umfeld des geplanten Achsenkreuzes wurden lediglich das Haus des Deutschen Gemeindetags (1938–1942 von Karl Elkart und Walter Schlempp)41 und die Botschaftsgebäude im Tiergartenviertel 42 fertiggestellt. Im März 1943 mussten die Arbeiten an der neuen Reichshauptstadt »Germania« endgültig eingestellt werden.43

Speer, der sich durch großes Organisationstalent auszeichnete, wurde im Februar 1942 nach dem Flugzeugabsturz von Fritz Todt zum Reichsminister für Bewaffnung und Munition, Leiter der »Organisation Todt« und Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen berufen. Aus Teilen der »Organisation Todt« wurde der »Baustab Speer« gebildet. Mit den zunehmenden Kriegszerstörungen dehnte sich die Zuständigkeit des GBI bald auch auf andere Städte aus. Nach dem am 11. Oktober 1943 unterzeichneten »Erlaß des Führers über die Vorbereitung des Wiederaufbaus bombengeschädigter Städte« wurde innerhalb der Generalbauinspektion ein Arbeitsstab geschaffen, der den Wiederaufbau zerstörter Städte vorbereitete.



Baustile und Inszenierungsmittel

Im nationalsozialistischen Herrschaftssystem hatte die Architektur die gesellschaftliche Aufgabe, politische Botschaften zu transportieren. Hans Stephan, Mitarbeiter in der Dienststelle des GBI, verwies auf die »überragende Idee der architektonischen Machtbetonung für alle Ewigkeit durch den Charakter des Monumentalen« bei der Neugestaltung Berlins.44 Allerdings verfügten die Nationalsozialisten weder über eine Architekturdoktrin noch über eine einheitliche Vorstellung von »nationalsozialistischer Architektur«. Die ausgeführten Bauten
zeigen eine breite Vielfalt an Gestaltungsmöglichkeiten. Es wurde traditionell und modern gebaut, mit herkömmlichen Materialien und mit neuartigen Baustoffen. Nicht wenige nationalsozialistische Bauten sollten bewusst Modernität und Technikbegeisterung ausstrahlen. Die gleichzeitig auftretenden, bisweilen aber sehr verschiedenen Stilrichtungen ordnen sich weitgehend bruchlos in die Architekturentwicklung des 20.Jahrhunderts ein.45 Erst durch die gezielte ideologische Indienstnahme wurden diese unterschiedlichen Stilformen mit politischen Inhalten aufgeladen. Der noch immer gebrauchte Begriff der »faschistischen Architektur« ist als Stilbegriff daher schon deshalb abzulehnen, weil es keinen einheitlichen Stil gab. Die Architektur zwischen 1933 und 1945 kann als pluralistisch beschrieben werden, wobei mehrere Strömungen rivalisierend nebeneinander auftraten. So standen sich traditionalistische und funktionalistische Architekturauffassungen gegenüber, die eigentlich nicht zueinander passen. Der Konflikt zwischen vorindustrieller Handwerklichkeit und unbedingtem Fortschrittsglauben, wie er sich etwa im Vergleich heimatlich gestalteter Siedlungen mit sachlich wirkenden und rationellen Industriebauten zeigt, konnte letztlich nicht aufgelöst werden – vielleicht auch, weil zu wenig Zeit blieb, einen einheitlichen nationalsozialistischen Architekturstil auszubilden.

Einig waren sich die Verantwortlichen in der Ablehnung der Bauhaus-moderne. Zumindest im Wohnungsbau galten flache Dächer und durchscheinende Glasfronten als »undeutsch« und als Ausdruck der verhassten Republik. Die Ablehnung der zweckorientierten modernen Architekturrichtung betraf technische Bauten wie Fabrikhallen, Bahnhöfe, Tankstellen und Brücken allerdings nicht. Hier waren funktionalistische Architekturformen als Zeichen des Fortschritts ausdrücklich erwünscht. Die Architekten und Bauherren benutzten neuartige Konstruktionen und neuzeitliche Baustoffe wie Stahl, Glas und Aluminium, um damit die technische Entwicklung und fortschreitende Technisierung der modernen Gesellschaft sichtbar zu machen.

Die Masse der Wohnungsbauten und Siedlungen, der Wehrmachtsunterkünfte und der HJ-Heime erhielten eine traditionalistische Gestaltung. Ihre bodenständige Bauweise, die sich auf landschaftsgebundenes Formengut vergangener Jahrhunderte bezog, knüpfte an die Heimatschutzarchitektur des frühen 20. Jahrhunderts an. Von stilbildender Bedeutung war vor allem die »Stuttgarter Schule«, die in den 1920er Jahren für ein traditionelles Bauen mit heimatlichen Motiven eintrat. Die Häuser dieser Architekturrichtung besitzen steile Dächer, sprossenunterteilte Fenster und Fensterläden. Man findet häufig Holzbauteile wie Fachwerk oder Holzverschalungen. Die landschaftsgebundenen
Elemente haben aber oft gar nichts mit der Region zu tun, in der die Häuser stehen. Es sind allgemeingültige bildliche Zeichen einer heimatverhafteten Haltung. Das Eintreten für die Tradition beinhaltete keinesfalls die Ablehnung industrieller Methoden. Bei den Siedlungsbauten waren die Normung der Bauteile und die Beschränkung auf eine bestimmte Anzahl von Haustypen üblich.

Albert Speer setzte bei seinen Staats- und Parteibauten für die Reichshauptstadt, von denen letztlich nur die Neue Reichskanzlei ausgeführt wurde, auf klassizistisches Formengut, das in der Größe maßlos übersteigert wurde. Es ist jener Stil, den man gemeinhin mit »nationalsozialistischer Architektur« gleichsetzt, obwohl er nur bei wenigen, wenngleich besonders herausgehobenen Bauvorhaben eingesetzt wurde. Bei der großen Mehrheit der Geschäfts- und Verwaltungsgebäude sind nur noch reduzierte klassizistische Elemente anzutreffen. Man bediente sich der monumentalen Bauweise, die geeignet schien, eine repräsentative Geste mit strenger Einfachheit zu verbinden. Die Architektur ist auf das Wesentliche reduziert, versachlicht und weitestgehend ohne Dekor. Als moderne Elemente lassen sich die nicht ornamentierten Oberflächen, die betonte Flächigkeit und Vereinfachung der Einzelformen beschreiben. Beliebt waren klassische Architekturmotive, die man historischen Herrschaftsbauten entlehnte und in verfremdeter, vereinfachter Gestalt einsetzte. So wurden Eingänge durch Pfeilerstellungen und -vorbauten betont. Oft sind die Fassaden symmetrisch angelegt. Mit den überall anzutreffenden Natursteinverkleidungen wollte man herrschaftliche Größe zum Ausdruck bringen, mit der blockhaften Kontur, den tief eingeschnittenen Fenstern und den kantig hervortretenden Fenstereinfassungen den Eindruck von Dauerhaftigkeit erzeugen.

Die Verwaltungsgebäude wurden mit Hoheitszeichen, Reliefs, Wandmalereien und anderen Bilddarstellungen ausgestattet. Die am 22. Mai 1934 erlassene »Kunst am Bau«-Vorschrift verlangte, »daß bei allen Hochbauten des Reiches, der Länder, der Gemeinden, der Körperschaften des öffentlichen Rechts und der Körperschaften, bei denen Reich, Länder oder Gemeinden die Aktienmehrheit oder die Mehrheit der Geschäftsanteile besitzen, grundsätzlich ein angemessener Prozentsatz der Bausumme für die Erteilung von Aufträgen an bildende Künstler und Kunsthandwerker aufgewendet werden muß«.

Die verschiedenen Stilrichtungen konnten durchaus variabel eingesetzt werden. Im Wohnungsbau wie im Industriebau lässt sich zeigen, welche Spanne unterschiedlicher Architekturauffassungen möglich war. Auf dem Kasernengelände des Regiments »General Göring« sind die Garagen und Hallen sachlich und funktional gestaltet, während die Truppenunterkünfte ein heimatliches
Gefühl aufkommen lassen. Sogar innerhalb eines Bauwerks konnten die Baustile wechseln. Das Gebäude der Nordstern-Versicherung am Fehrbelliner Platz macht das sehr anschaulich deutlich. Von außen wirkt das Gebäude mit seiner durchgehenden Natursteinverkleidung und den kantigen Fenstereinfassungen monumental. Die Eingangshalle hingegen verweist mit der Fahrstuhlanlage, einem frei in den Raum gestellten Glaszylinder, auf die avantgardistische Architektur der 1920er Jahre. Auch der Flughafen Tempelhof (1935–1939 von Ernst Sagebiel) vereint zwei unterschiedliche Architekturauffassungen: Die zur Stadt ausgerichtete Seite ist sehr repräsentativ gestaltet. Einen hochmodernen Eindruck vermittelt dagegen die zum Flugfeld gerichtete Front mit der stützenfreien Stahlkonstruktion der Flugsteige. Die Stadtseite ist steinern und massiv, die Flugfeldseite stählern und transparent.

Die Eigenheiten der Architektur zwischen 1933 und 1945 lassen sich besser mit stilübergreifenden Kriterien fassen. Erstens sind die Bauten alle durch eine Versachlichung geprägt. Das betrifft nicht nur die Verwaltungsgebäude und Fabriken, sondern auch die Wohnanlagen und Siedlungen, die niemals überladen wirken, auch wenn sie im traditionalistischen Stil mit Walmdächern und Fensterläden ausgestattet sein mögen. Dem sachlichen Stil ist schmückendes Beiwerk fremd. Wenn Ornamente auftreten, zum Beispiel Hoheitszeichen oder Reliefs, dann wirken sie wie additiv aufgesetzt. Zweitens ist die Architektur immer einer Ordnung unterworfen. Das ordnende Prinzip kann sich in der Fassadengliederung oder in der städtebaulichen Anordnung der Bauteile im Gelände äußern. Die Ordnung muss nicht unbedingt auf Geometrie beruhen, sie kann durch das harmonische Zusammenspiel unterschiedlich positionierter Bauteile erzeugt werden, und auch die aufgelockerte und gegliederte Bauweise der Wohnsiedlungen und Kasernen folgt einer hierarchischen und funktionalen Ordnung. Und drittens enthält die Architektur des Nationalsozialismus immer eine sakrale Komponente. Unabhängig vom Baustil sind die Bauten mit überzeitlichen Werten aufgeladen. Der nationalsozialistische Staat gründete sich auf den Mythos eines »ewigen Reiches«, er forderte keine demokratische Beteiligung ein, sondern Glaube und Hingabe. So wie bei den nationalsozialistischen Feiern und Kundgebungen Motive der christlichen Liturgie nachgeahmt wurden, enthalten auch die Bauten sakrale Elemente. Selbst bei Siedlungen und Fabrikanlagen kann man spüren, dass es immer um etwas Höheres ging, etwa um die »Volksgemeinschaft«, die sich in einer solchen Wohnanlage oder Fabrik formte.

Damit stellt sich die Frage nach den Inszenierungsabsichten der nationalsozialistischen Architektur. Die Großbauten in der Innenstadt, der Flughafen
Tempelhof oder das Reichssportfeld sollten monumentale Denkmäler der Macht und der Größe des »Dritten Reiches« sein und als solche sowohl auf das eigene Volk als auch auf die internationale Öffentlichkeit wirken. Folgerichtig wurden diese Bauten ganz bewusst in der Öffentlichkeit herausgestellt und – wie die Neue Reichskanzlei – zu ikonenhaften Bildzeichen der nationalsozialistischen Staatsidee und des »Führerglaubens« aufgewertet. Doch auch die Alltagsarchitektur enthielt politische Botschaften. So hatte der Wohnungsbau eine integrative Funktion. Man sprach damit die Arbeiterschaft an, die von der nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft« überzeugt werden sollte, und bei der Errichtung neuer Fabriken wurden die »sozialen Errungenschaften« betont, die den Arbeitern zugutekämen. Was und wie man auch immer baute, ob Verkehrsprojekte in fortschrittlicher Technologie oder Fabriken in traditioneller Bauweise, alles wurde stets als Erfolg gefeiert.



Resümee

In den ersten Jahren nach der »Machtergreifung« waren die Baumaßnahmen in Berlin auf punktuelle Eingriffe im innerstädtischen Bereich beschränkt. Mit einzelnen propagandistisch aufgewerteten Großprojekten versuchten die Nationalsozialisten, die Reichshauptstadt baulich in Besitz zu nehmen. Die innerstädtischen Vorhaben gingen einher mit Baumaßnahmen in den Außenbezirken, die sowohl vom Magistrat (Messegelände, Bezirksratshäuser) als auch vom Reich (Reichssportfeld, Flughafen Tempelhof) in Auftrag gegeben wurden. Zudem entwickelten sich in Wilmersdorf und Schöneberg – maßgeblich beeinflusst durch das Interesse der DAF an diesen Standorten – gewichtige Nebenzentren. Die Baumaßnahmen folgten keinem übergeordneten Plan. Erst 1937/38 setzten mit der Einrichtung des GBI umfassende Planungen zur Neugestaltung des Zentrums und wichtiger »Interessensgebiete« ein. Während in anderen deutschen Städten bald nach der »Machtergreifung« ambitionierte städtebauliche Pläne vorgelegt wurden (1933/34 Ausbau des Königsplatzes in München, 1934 Beginn der Planungen für die Gestaltung des Reichsparteitagsgeländes in Nürnberg und des Gauforums in Dresden, 1936 Baubeginn am Gauforum in Weimar), hinkte die Reichshauptstadt diesen »Führerstädten« hinterher. Aufgrund der vergleichsweise späten Planung und des 1939 beginnenden Krieges konnten die Pläne Albert Speers für die Reichshauptstadt »Germania« nicht ausgeführt werden.


Gleichwohl ist in Berlin zwischen 1933 und 1945 ein umfangreiches Bauvolumen bewältigt und die Bautätigkeit anderer Großstädte um ein Mehrfaches übertroffen worden.46 Diese beachtliche Bautätigkeit resultiert wohl einerseits aus der Größe Berlins und dem riesigen Bedarf an Wohnraum, andererseits aus dem Bestreben der Behörden, Dienststellen, Verbände und Unternehmen, in der Reichshauptstadt präsent zu sein. Hinsichtlich der formalen Mittel und des Einsatzes von Baustilen und Inszenierungselementen unterscheidet sich die Architektur in Berlin nicht von der in anderen deutschen Städten.
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INSZENIEREN UND ZERSTÖREN

Kultur und Medien am Standort Berlin

Die Medien- und Kulturlandschaft des »Dritten Reiches« ist in den letzten Jahren gründlich erforscht worden.1 Obgleich der Standort für jede mediale und kulturelle Produktion wie Rezeption von zentraler Bedeutung ist, ist Berlin unter diesem Gesichtspunkt bisher jedoch nur am Rande beachtet worden. Das erstaunt deshalb, weil die Reichshauptstadt der mit Abstand größte Kultur-und Medienstandort Deutschlands war. Hier soll daher der Versuch unternommen werden, Kultur und Medien des »Dritten Reiches« in einer Standortbetrachtung Berlins zu fassen. Dabei wird keine medienwissenschaftliche Analyse der Inhalte und medienimmanenter Funktionszusammenhänge geboten, sondern eine Gesellschaftsgeschichte des medialen und kulturellen Lebens zur NS-Zeit, wobei die Begriffe »Medien« und »Kultur« hier auf Massenmedien und die »bürgerliche Hochkultur« beschränkt bleiben. Gleichwohl existierten auch in der NS-Zeit vielfältige Subkulturen.




Der Standort vor 1933

Spätestens Anfang der 1920er Jahre war Berlin zur wichtigsten Kulturmetropole Deutschlands mit internationaler Ausstrahlung aufgestiegen. Vom Autorennen auf der Avus über zahllose Konzerte bis hin zu den Inszenierungen von über 40 Theatern hielt die Stadt ein einmaliges kulturelles Angebot bereit. Über 90 Prozent aller deutschen Filme wurden in Berlin (vor allem im Bezirk Weißensee) beziehungsweise im Vorort Babelsberg produziert, allein die Berliner Konzerne Tobis und Ufa stellten mehr als die Hälfte aller deutschen Spielfilme her.2 Die Berliner Philharmoniker zählten zu den Spitzenorchestern der Welt, der Theaterleiter Max Reinhardt schuf weltweit erfolgreiche Inszenierungen und sich selbst den Ruf eines Genies. Walther Ruttmann fand mit seinem avantgardistischen Kompilationsfilm Berlin – Die Sinfonie der Großstadt (1927) zu einer wirkmächtigen Bildsprache, und Otto Reutter brachte ebendiese Mischung aus Schnelllebigkeit, kulturellem (Über-)Angebot und technischem
Fortschritt in seinen Liedern zum Ausdruck. In Claire Waldoffs Liedern spiegelte sich das frivole Berlin, und mit Berlin Alexanderplatz (1929) gelang dem Schriftsteller Alfred Döblin einer der bekanntesten Romane des 20.Jahrhunderts. Dass diese Jahre als die »goldenen Zwanziger« in die Geschichte eingingen, ist somit nicht nur dem reichhaltigen kulturellen Angebot der Stadt an sich, sondern auch dem Bild zu verdanken, das dieses Angebot generierte – und das ist in starkem Maße an den Standort geknüpft. Trotz aller politischen Zäsuren hat es sich bis heute erhalten, sodass Peter de Mendelssohn die 1920er Jahre rückblickend das »Berliner Jahrzehnt« genannt hat.3

Dem kulturellen Angebot entsprach die mediale Entwicklung dieser Zeit. Dass der erste regelmäßig betriebene deutsche Radiosender am 29. Oktober 1923 in Berlin auf Sendung ging, war nicht nur Ausdruck der politischen Bedeutung der Hauptstadt. 4 Vielmehr gab es hier die eng verflochtenen Strukturen in Technik, Wirtschaft und Verwaltung, die eine schnelle Etablierung des »drahtlosen Funks« überhaupt erst möglich machten: Ernst Ludwig Voss, Chef der »Deutschen Stunde, Gesellschaft für drahtlose Belehrung und Unterhaltung«, die für einen Teil des Radioprogramms verantwortlich sein sollte, nutzte seine engen Kontakte zur Vox Schallplatten und Sprechmaschinen AG und ließ auf dem Dach des Vox-Hauses in der Potsdamer Straße (heute Alte Potsdamer Straße) eine Sendeanlage installieren. Der Funkbetrieb begann dort, noch bevor die dafür zuständige Gesellschaft gegründet war.5 Die größte Zeitungs- und Verlagsstadt war Berlin ohnehin, und die liberale Pressegesetzgebung der Weimarer Republik trug ihren Teil zur weiteren gedeihlichen Entwicklung des Zeitungsstandorts bei: 110 Zeitungen (ohne Zeitschriften) erschienen 1932 in einer Gesamtauflage von knapp 1,57 Millionen Exemplaren.6 Die Etablierung des sogenannten Berliner Formats ist ein bis heute sichtbarer Ausdruck der Rolle der Haupt- als Zeitungsstadt.

Das Bild der kulturell florierenden Stadt und ihr darin begründeter Ruf als »Weltstadt« waren nach dem Ersten Weltkrieg ein wichtiges psychologisches Moment, da gerade die kulturelle Vielfalt als positives Signal an die einheimische Bevölkerung wie an die zahlreichen Medien- und Kulturvertreter des Auslands wirkte.

Die Stadt war aber auch das Zentrum jüdischen Lebens in Deutschland. Juden trugen – vor allem am Theater7 und im Kunsthandel8 – wesentlich zu ihrer kulturellen Entwicklung bei. Neben der C.V.-Zeitung  – mit über 60 000 Exemplaren pro Ausgabe das auflagenstärkste jüdische Presseorgan – erschien die Hälfte aller jüdischen Zeitungen/Zeitschriften Deutschlands hier.9 Und
nicht zuletzt konzentrierten sich in der Reichshauptstadt die Vertreter ausländischer Staaten – Pressekorrespondenten, Repräsentanten aus Wirtschaft und Kultur, Diplomaten etc. Dagegen agitierten die Nationalsozialisten schon vor 1933 gegen die mondäne Metropole und ihre kulturelle Vielfalt. Es kam sogar zu tätlichen Übergriffen wie den SA-Krawallen von 1930 gegen den Film Im Westen nichts Neues.10

Kultur und Medien waren ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Mit der Carl Lindström AG saß beispielsweise in Kreuzberg der europaweit größte Hersteller von Schallplatten und Grammophonen. Doch dieser Wirtschafszweig war äußerst anfällig. Das wurde deutlich, als wirtschaftliche Krisen das Kulturleben Berlins zu erschüttern begannen. Zunächst traf es die vorrangig von der Arbeiterschaft besuchten Varietés, die fast alle dem Siegeszug des Kinos zum Opfer fielen. Gab es 1928 noch 107 Varietés und Kabaretts in Berlin, waren es im Jahr darauf nur noch acht.11 Etwas zeitversetzt folgten die Theater, deren Besucherzahlen seit 1927 stagnierten, während sich die Produktionskosten vervielfachten.12 Die Weltwirtschaftskrise offenbarte dann, dass das Publikum sein knappes Geld lieber an die Kinokassen als in die Theater trug: Zwischen 1925 und 1933 mussten von 51 Häusern 20 schließen.13 Im Kinobetrieb hatte die Einführung des Tonfilms zwar die Umsatzeinbrüche abmildern können, gleichwohl erreichte auch die Zahl der Kinobesucher einen krisenbedingten Tiefststand.14 Das bekam die Filmwirtschaft zu spüren: Wurden 1928 noch 224 Filme produziert und 293 ausländische Importe in deutschen Kinos gezeigt, waren es 1932 noch 132 produzierte und 81 importierte Filme.15 Derweil sank die Zahl der Filmproduktionsfirmen um mehr als ein Drittel.16

Selbst wenn sie die Krise überstanden hatten, befanden sich die meisten Berliner Kulturunternehmen – darunter Publikumsmagneten wie die Theater der Brüder Rotter und der Luna-Park in Halensee (Wilmersdorf ) – unmittelbar vor der nationalsozialistischen Machtübernahme in einer desolaten Finanzlage.



Zugriff ab 1933

Obwohl die Weltwirtschaftskrise im Kulturleben der Stadt schwere Schäden anrichtete, blieb die »kulturelle Infrastruktur« erhalten, und das sorgte dafür, dass auch die Nationalsozialisten Berlin als kulturellen Mittelpunkt akzeptieren mussten. Eine einheitliche Medien- und Kulturpolitik gab es im »Dritten
Reich« jedoch nicht. Der Zugriff auf die einzelnen Bereiche erfolgte je nach wirtschaftlicher Situation, unternehmensrechtlicher Verfasstheit, Prestige und gemutmaßtem Nutzen für die eigenen Ziele, die wiederum innerhalb der NS-Führungsriege umstritten waren.

Am einfachsten war der Zugriff auf den Rundfunk, der bereits im November 1932 restlos verstaatlicht worden war.17 Von Beginn an stand dem Regime also das Radio zur freien Verfügung. So konnte der inszenierte Jubel zur »Machtergreifung« am 30. Januar 1933 mit einer Live-Reportage aus der Wilhelmstraße in rund 4,5 Millionen Haushalte deutschlandweit getragen werden. Hans Bredow, der »Vater des deutschen Rundfunks«, trat noch am selben Tag von seinem Amt als Rundfunkkommissar des Postministers zurück. Das NS-Regime übertrug die Rundfunkkompetenzen von Post- und Innenministerium auf das neu gegründete Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda (RMVP), wo Eugen Hadamovsky 1933 gleichzeitig Reichssendeleiter, Direktor der Deutschen Reichs-Rundfunk-Gesellschaft mbH18 und Vizepräsident der Reichsrundfunkkammer wurde. Bredow und andere Rundfunkgrößen der Weimarer Republik wurden im August 1933 verhaftet und ins KZ Oranienburg gebracht. Ein Schauprozess sollte ihnen 1934/35 Veruntreuung von Rundfunkgebühren nachweisen.19 Die Beschuldigungen waren haltlos. Das Reichsgericht hob das Urteil 1937 teilweise auf, im März 1938 wurde das Verfahren schließlich eingestellt.20

Schwieriger, doch nicht besonders langwierig, gestaltete sich der Zugriff auf die privatwirtschaftlich organisierte Presse. Die nationalsozialistische Presselandschaft entstand weniger dadurch, dass genuine NS-Presseerzeugnisse auf den Berliner Markt drängten, sondern weil missliebige Zeitungen verboten wurden oder ihr Erscheinen einstellten, was bereits nach der »Reichstagsbrandverordnung« einsetzte. Die kommunistische Presse, dann die sozialdemokratische und schließlich weite Teile der bürgerlichen und kirchlichen Presse fielen dieser Politik zum Opfer, darunter vielgelesene Berliner Blätter wie die Rote Fahne, der Vorwärts und das liberale Traditionsblatt Vossische Zeitung. Unter den genuinen NS-Zeitungen reüssierte anfangs nur der seit 1927 erscheinende Angriff (von 1930 an als Tageszeitung), dessen Auflage von 2000 (Juli 1927) auf 110 000 (Oktober 1932) und 147 000 (1939) Exemplare stieg.21 Eine strikt antisemitische Sprache (etwa die »Isidor«-Kampagne), hauptstadtbezogene Themen und stete Aufrufe zu Gewalt – wobei im Sinne eines gemutmaßten »roten Berlins« auch um Überläufer geworben wurde – kennzeichneten den Angriff.


Mit dem 1. Januar 1934 trat das Schriftleitergesetz in Kraft und sorgte für die Entlassung von rund 1300 Journalisten. Die scharfe antisemitische Trennung von Juden (die nur noch für jüdische Blätter arbeiten durften) und NichtJuden ging in diesem Gesetz sehr viel weiter als die Bestimmungen in anderen Kultur- und Mediensparten.22 Inzwischen hatten Opportunismus und staatlicher Terror aber schon viel dazu beigetragen, die Berliner Presselandschaft im wahrsten Sinne des Wortes zu homogenisieren.

Gewalt erreichte auch das Verlagswesen und die Bibliotheken: Die Bücherverbrennung am 10. Mai 1933 auf dem Opernplatz (heute Bebelplatz), die Goebbels live im Rundfunk übertragen ließ, war der »Höhepunkt« der »Aktion wider den undeutschen Geist«.23 Ziel der von Studenten getragenen Kampagne gegen »Schmutz- und Schundliteratur« war die Säuberung aller öffentlichen Bibliotheken von liberalen, demokratischen und jüdischen Autoren. Ganze Bibliotheken wie die des weltweit einmaligen Instituts für Sexualwissenschaft von Magnus Hirschfeld im Bezirk Tiergarten wurden geplündert und vernichtet.24 Die reichsweit verwendete »schwarze Liste« auszusondernder Literatur ging auf Wolfgang Herrmann, den Leiter des »Ausschusses zur Neuordnung der Berliner Stadt- und Volksbüchereien«, zurück.25 Individueller Terror gegen unliebsame Publizisten und Journalisten war ein Kennzeichen der nationalsozialistischen »Machtergreifung«. Dieser Terror traf unter anderen den Pazifisten Ernst Friedrich, der 1923 in der Parochialstraße 29 (Mitte) das Erste Internationale Anti-Kriegsmuseum eingerichtet hatte. Friedrich, der bereits im November 1932 von Nationalsozialisten misshandelt worden war, wurde am Tag nach dem Reichstagsbrand verhaftet und in mehrere KZ verschleppt.26 Sein Museum wurde im März 1933 von der SA zerstört, diente anschließend als Sturmlokal und wurde 1936 abgerissen.27 Bedeutende Berliner Unterhaltungskünstler wie Claire Waldoff oder Fredy Sieg bekamen nach 1933 zwar nicht zwangsläufig Berufsverbot, doch ihr Handlungsradius wurde erheblich eingeschränkt. Waldoff bekam wegen ihrer frivolen Lieder und ihres offen lesbischen Lebenswandels in den einschlägigen Schöneberger Lokalen nur noch gelegentlich Engagements, im Radio wurden ihre Lieder nicht mehr gespielt. Siegs Auftritte beschränkten sich auf Carows Lachbühne am Weinbergsweg in Mitte.

Auf der institutionellen Ebene waren wirtschaftliche Faktoren für die nationalsozialistische Machtübernahme und -durchsetzung entscheidend: Da vier Fünftel der Theater privatwirtschaftlich betrieben wurden – ein Spezifikum Berlins –, fielen sie nicht unter das »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums«. Sie waren jedoch von Subventionen abhängig, die als
»Reichszuschüsse« des RMVP nur an nichtjüdische und »politisch zuverlässige« Direktionen gezahlt und an Verträge gekoppelt wurden, die eine Weiterbeschäftigung oder gar Neueinstellung jüdischer Mitarbeiter ausschlossen.28 Das Subventionssystem erwies sich als durchgreifendes Steuerungsmittel: Schon im Sommer 1933 gab es mit Ausnahme der Verantwortlichen im Jüdischen Kulturbund keinen einzigen jüdischen Theaterdirektor mehr.29 In der Filmwirtschaft übernahm die im Juli 1933 gegründete Filmkreditbank GmbH  – eine Kooperation von RMVP, Großbanken und Filmindustrie – die Rolle des regimetreuen Subventionssystems, von dem alle abhängig waren, da selbst die größten Filmfirmen Finanzhilfen benötigten.30 Aus Angst vor wirtschaftlichen Nachteilen oder einfach aus Opportunismus31 ließen viele Filmfirmen sehr bald nur noch Stoffe produzieren, von denen sie erwarteten, dass sie den neuen Herren gefallen würden.

Die Preußische Akademie der Künste erwies sich als eine Institution, bei der es weder Terror noch wirtschaftlichen Druck bedurfte, um sie »gleichzuschalten«. Die Akademie, deren Abteilung für Dichtung noch am 9. Februar 1933 »geschlossen Stellung gegen die kulturfeindliche Bewegung im Lande« bezogen hatte,32 legte ihren berühmten Mitgliedern Käthe Kollwitz, Heinrich Mann und Martin Wagner nach NS-kritischen Äußerungen den Rücktritt nahe. Der Preußische Staatskommissar für Kunst, Wissenschaft und Volksbildung, Bernhard Rust, hatte dem Akademiepräsidenten Max von Schillings zuvor mit der Auflösung des Hauses gedroht – für jenen Anlass genug zur Selbstgleichschaltung in vorauseilendem Gehorsam.33

Der Zugriff der Nationalsozialisten auf die Kultur führte zum massenhaften Exodus von Künstlern und Kulturschaffenden. Viele von denen, die blieben, wurden verfolgt, zum Schweigen gebracht, ermordet.34 Andere schwiegen von sich aus und nannten es »innere Emigration«. Wer tatsächlich emigrierte, den erwartete nicht selten das harte Brot des mittellosen Flüchtlings. Oft genug wurden vertriebene oder geflohene Künstler durch drittklassiges parteitreues Personal »ersetzt«. Die Mehrheit blieb jedoch und stellte sich in den Dienst des Regimes. Unter denen, die vom NS-Regime hofiert wurden und bereitwillig mitmachten, waren einige bekannte Persönlichkeiten des kulturellen Lebens: Furtwängler, George, Riefenstahl, Lincke, Hilpert, Gründgens und andere Aushängeschilder. Deren Opportunismus bedeutete weder zwangsläufig ein Absinken der künstlerischen Qualität noch eine künstlerische Nazifizierung. Auf die Vielfalt des künstlerischen Angebots bezogen ist jedoch kein Zweifel daran, dass Berlin als kulturelle Hauptstadt ausblutete. Dies zeigte sich nicht zuletzt
an dem bedeutendsten Künstlertreffpunkt: Das Romanische Café (Charlottenburg) wurde zwar nicht geschlossen, doch es versank durch den massenhaften Exodus seiner Besucher in der Bedeutungslosigkeit. Der Schriftsteller Wolfgang Koeppen schrieb dazu im Rückblick: »[D]ie Gäste des Cafés zerstreuten sich in alle Welt oder wurden gefangen oder wurden getötet oder brachten sich um oder duckten sich und saßen noch im Café bei mäßiger Lektüre und schämten sich der geduldeten Presse und des großen Verrats.«35



Konsolidierung vor dem Krieg

Kinos und Theater erfuhren nach der nationalsozialistischen Machtübernahme steigende Besucherzahlen. Die große Zuschauerresonanz deutscher Filmproduktionen in der NS-Zeit ist jedoch nicht unbedingt als Ausdruck steigender Qualität zu verstehen,36 sondern auch durch mangelnde (und stetig schrumpfende) ausländische Konkurrenz bedingt. Dem Kino als sozialem Raum konnte das allerdings nichts anhaben. Zwischen 1929 und 1938 lag die Zahl der Berliner Kinos stabil bei etwa 400.37 Mehr als ein Zehntel von ihnen konzentrierte sich im Bezirk Charlottenburg und hier vor allem rund um den Kurfürstendamm. Von Ausnahmen abgesehen fanden die Ur- beziehungsweise Erstaufführungen massenwirksamer Produktionen in Berlin statt. Aus der schieren Größe der Stadt resultierte eine Besonderheit: Manchen Kinos an der Peripherie, die aufgrund ihrer Randlage keine Konkurrenz zu den Erstaufführungstheatern darstellten, war es gestattet, neue Filme schon in der ersten Woche nach der Uraufführung zu zeigen. Alle anderen Kinos hatten nur ein Nachspielrecht, durften die Produktionen also erst dann vorführen, wenn sie aus den Programmen der Ur- und Erstaufführungstheater herausgenommen worden waren.38

Die Theater profitierten davon, dass NS-Organisationen oft ganze Veranstaltungen mieteten. So vermeldete die zum Machtbereich Alfred Rosenbergs gehörende »Nationalsozialistische Kulturgemeinde«,39 die einzige anerkannte Besucherorganisation des »Dritten Reiches«, dass sie 1936 »in die Berliner Theater […] nicht weniger als 750 000 Besucher schicken« konnte – bei reichsweit 1,6 Millionen Theaterbesuchern in diesem Jahr also knapp die Hälfte!40 Das versetzte Rosenberg in die Lage, Druck auf die Spielplangestaltung auszuüben, die nominell bei den Theaterdirektoren, tatsächlich aber beim »Reichsdramaturgen« Rainer Schlösser und seinem Chef Goebbels lag. Rosenberg setzte auf Thing-Spiele, Sprechchordramen – in der Realität meist ideologisch
verbrämter Kostümmummenschanz –, die mit Hunderten Mitspielern genuin nationalsozialistisches Theater darstellen sollten. Immerhin wurde zu den Olympischen Spielen 1936 ein solches Thing-Spiel auf der eigens dafür errichteten Dietrich-Eckart-Bühne (heute Waldbühne) aufgeführt. Doch die Thing-Bewegung kam bald wieder zum Erliegen, da es an geeigneten Stücken und vor allem an Besuchern fehlte.41

Speziell zur Berliner Presse erklärte Otto Dietrich, Reichspressechef der NSDAP, auf einer Konferenz im RMVP: »Bisher hat eine gewisse Sonderstellung der Berliner Presse bestanden. […] Die Begleitmusik, die die Berliner Presse zu den Aktionen des Reiches gemacht hat, hat ihre Wirkung in der Welt bisher immer gehabt.«42 Neben der gleichgeschalteten Presse mit anderer Tradition ist das massive Eindringen nationalsozialistischer Presseerzeugnisse, abgesehen vom Angriff, mit der Berliner Ausgabe des Völkischen Beobachters (seit Januar 1933) evident. Vor allem der Nürnberger Stürmer schaffte es erfolgreich, sich mit Berlin zu verflechten: Die Eröffnung eines Hauptstadtbüros im Mai 1935, die Aufstellung von »Stürmer-Kästen«, vor allem aber die Kooperation mit der DAF sicherten dem antisemitischen Hetzblatt eine große Leserschaft. 43 Mit der sehr erfolgreichen Wochenzeitung Das Schwarze Korps kam 1935 ein weiterer Schaukastennutzer auf den Markt;44 da das Blatt von der Reichsführung SS herausgegeben wurde und inhaltlich nicht dem Goebbels-Ministerium oder Max Amanns Eher-Pressetrust in München unterworfen war, galt es als »die einzig wahre Oppositionszeitung im ›Dritten Reich‹« (Rudolf Stöber).45

Die Berliner Stadtverwaltung trat auf administrativ-organisatorischer Ebene wie auf wirtschaftlich-rechtlicher im Kulturleben nur selten in Erscheinung. Wichtige städtische Einrichtungen waren dem Reich übertragen (Deutsche Oper Charlottenburg, Berliner Philharmoniker) oder verpachtet (Schiller-Theater) worden. Administrativ wurden alle wichtigen Belange staatlich oder parteiamtlich geregelt und liefen auf die angestrebte Kontrolle der gesamten Medien- und Kulturlandschaft durch den Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, Joseph Goebbels, hinaus. Neben der Gründung des RMVP am 13. März 1933 war vor allem die Schaffung der Reichskulturkammer (RKK) am 22. September 1933 ein Instrument von erheblicher Tragweite: In sieben Kammern (Schrifttum, Presse, Rundfunk, Theater, bildende Künste, Musik und der bereits existierenden vorläufigen Filmkammer) fasste sie alle Bereiche aus Kultur und Medien in Körperschaften des öffentlichen Rechts zusammen und vereinte sämtliche sich damit befassenden Organisationen und Verbände.
Die Mitgliedschaft in der RKK war die unerlässliche Voraussetzung für die Berufsausübung – Ausschluss oder Nichtaufnahme kamen einem Berufsverbot gleich. Die RKK war dem Propagandaministerium unterstellt, ihr Präsident war Goebbels persönlich. Gleichwohl war Goebbels alles andere als der unumschränkte Herrscher auf kulturellem und medialem Gebiet46 – auch nicht am Standort Berlin. Zwar konnte er eine beachtliche Machtfülle auf sich vereinen, doch seine Konkurrenten Hermann Göring (als Preußischer Ministerpräsident unterstanden diesem unter anderem das Schauspielhaus am Gendarmenmarkt und die Staatsoper Unter den Linden), Alfred Rosenberg und Robert Ley (als Chef der mitgliederstärksten NS-Organisation war Ley auch für das Kulturprogramm der DAF und ihrer Unterorganisation »Kraft durch Freude« zuständig) sowie einige Staats- und Parteifunktionäre wie Otto Dietrich und Max Amann waren beileibe nicht einflusslos.

Zwischen 1933 und 1943 kam es in wirtschaftlicher Hinsicht zu einer Konzentration (die amtlicherseits »Verreichlichung« hieß) innerhalb weniger – faktisch monopolistisch agierender – staatsnaher beziehungsweise staatlicher Konzerne: Von den privaten Theatern, die durch die »Reichszuschüsse« des RMVP de facto staatlich finanziert waren, wurden 1943 neun auch de jure in Staatsbesitz übernommen und in der eigens dafür gegründeten Berliner Künstler-Bühnen GmbH zusammengeführt.47 Die weitgehend privatwirtschaftlich organisierte Filmwirtschaft – durch Finanzengpässe ohnehin eng an den NS-Staat gebunden – wurde von 1936 an verstaatlicht, wobei zunächst formal mehrere Konzerne aufrechterhalten wurden. 17 kleine private Filmfirmen wurden 1941 zur staatlichen Berlin-Film GmbH zusammengefasst, bevor 1942 mit der Gründung der Dachgesellschaft Ufa-Film GmbH (UFI) die restlose Verstaatlichung der Filmwirtschaft abgeschlossen wurde.48 Zentrale Figur hierbei war der umtriebige und stets im Hintergrund agierende Finanzspezialist Max Winkler mit seiner Cautio Treuhand GmbH.49 Seit er im Juni 1934 den jüdischen Ullstein-Verlag zu einem Spottpreis gekauft hatte, trug Winkler außerdem maßgeblich dazu bei, den Besitzanteil des NSDAP-Parteiverlags Eher in München von knapp 2,5 Prozent aller deutschen Zeitungen (30. Januar 1933) auf 82,5 Prozent (1943) zu steigern.50 Er ist damit nicht nur der Hauptverantwortliche für den Abstieg Berlins als Zeitungsstadt, sondern auch ein rigoroser Profiteur der Vernichtung jüdischer Gewerbetätigkeit.51

Profitieren konnten auch nichtjüdische Kunsthändler und Auktionatoren, indem sie mit der Ware ihrer ausgeschalteten jüdischen Konkurrenten Handel trieben. Von vier Kunsthändlern im devisenbringenden Verkauf von »entarteter
Kunst« waren drei Berliner.52 Den massenwirksamen Kunstausstellungen der NS-Zeit gingen Raubzüge voraus, die auch die bedeutenden Sammlungen der Berliner Museen und Galerien nicht verschonten. Die Beutewerke aus dem ganzen Reich wurden im Viktoriaspeicher (Kreuzberg) gelagert, »international verwertbare« Stücke kamen später ins Schloss Schönhausen (Pankow),53 was als unverwertbar galt – man geht von 5000 Gemälden, Plastiken und anderen Arbeiten aus –, wurde am 20. März 1939 im Hof einer Kreuzberger Feuerwache zerstört.

Die Medien- und Kulturlandschaft im »Dritten Reich« ist nicht auf das Schlagwort »Propaganda« zu reduzieren.54 Zwar war Propaganda ein zentraler Punkt, und man kann mit Recht behaupten, dass Medien und Kultur generell »gelenkt« waren. Doch sind Unterhaltungsmusik im Radio, eine Posse auf dem Theater oder eine Filmkomödie schon »Propaganda«, weil sie »ablenken«? Viel eher ist »Ablenkung« (wovon auch immer) ja ein zentrales Anliegen – um nicht zu sagen der Sinn – jedes Unterhaltungsprogramms. Hierin trafen sich die politische Funktion und die Wünsche des Publikums in der NS-Zeit.55 Besonders deutlich wird das anhand großer (deutschlandweiter) Erfolge wie dem Film Wunschkonzert von 1940 (das beliebte »Wunschkonzert für die Wehrmacht«, das – live aus Berlin übertragen – jeden Sonntag von 15 Uhr an im Radio lief, hatte den Anstoß für diesen Film geliefert) oder dem Kinoerfolg Jud Süß (1940). Das Thematisieren gewisser Sachverhalte oder Zustände hatte zwar in einer vor allem vom RMVP geforderten Weise zu erfolgen (oder zu unterbleiben), was die manchmal mehrmals täglich ausgegebenen Presseanweisungen56 oder die Genehmigungspflicht von Theaterspielplänen und Drehbüchern57 zeigen. Nischen blieben dennoch, wie die Berliner Lokale belegen, in denen bis 1944 die unterdrückte Swing-Musik gespielt wurde.58



Rezipienten und Publika

Die Wirkung der Kultur- und Medieninhalte auf die Rezipienten ist in Qualität und Ausmaß nur schwer zu ermitteln und birgt aufgrund der Quellenlage einen hohen spekulativen Gehalt.59 Auf eine Erörterung soll daher verzichtet werden. Die nationalsozialistische Kultur- und Medienpolitik hingegen wirkte sich sehr unterschiedlich auf das Publikum aus: Während Zeitungen – infolge der beschriebenen Verbote, der Eintönigkeit in der Berichterstattung und des Geruchs von »Propaganda« – im Laufe der Jahre immer weniger Abnehmer
fanden,60 erfreute sich der Rundfunk zunehmender Popularität. Mit dem »Volksempfänger VE 301«, der seine Premiere auf der Berliner Funkausstellung 61 im August 1933 feierte, boten die 28 deutschen Radiohersteller baugleiche Geräte zum Preis von 76 Mark (ab 1937: 59 Mark) an.62 Damit kostete der »Volksempfänger« nur rund die Hälfte eines handelsüblichen Radios.63 Da die Rundfunkgebühren mit 2 Mark monatlich sehr hoch waren, gehörten die privaten Radiohörer aber weiterhin vor allem dem bürgerlichen Mittelstand an.64 Dies spiegelt sich auch in den Zahlen der Rundfunkteilnehmer in den einzelnen Berliner Bezirken, wo gemessen an der Bevölkerung Tiergarten, Köpenick, Tempelhof, Zehlendorf, Reinickendorf, Steglitz und Charlottenburg vorn lagen, während der Wedding, Prenzlauer Berg, Treptow, Schöneberg und Mitte die Schlusslichter bildeten.65 Die Bezeichnung »Volksempfänger« war dennoch keine reine Floskel: Durch den öffentlichen (und teilweise verpflichtenden) Gemeinschaftsempfang von Sendungen in allen größeren Betrieben erreichte das Radio tatsächlich weite Teile des Volkes. Von 1935 an gab es sogar öffentliche Fernsehübertragungen über den Sender »Paul Nipkow« in Berlin-Witzleben. Aber das war reichsweit der einzige, sodass sich alle 25 Fernsehstellen (1936) in Berlin und Umgebung konzentrierten.66 Die Zahl der Rundfunkteilnehmer konnte – nicht zuletzt durch die Einführung des leistungsschwachen, aber nur 35 Mark teuren »Deutschen Kleinempfängers« (»Goebbels-Schnauze« genannt) im Jahr 1939 – bis 1943 mehr als verdoppelt werden, sodass nun knapp 30 Prozent der Berliner Haushalte Rundfunkteilnehmer waren.67 Die flächendeckende Verbreitung des Rundfunks ist auch auf den Standort selbst zurückzuführen: In Berlin verfügten die meisten Haushalte über einen Stromanschluss, 68 die räumliche Nähe zu den Sendeanlagen gewährleistete einen passablen Empfang, und da viele Menschen auf engstem Raum wohnten, erreichte ein einziges Radio oft mehr als nur eine Familie.

Juden wurde der Besitz von Radios am 20. September 1939 polizeilich untersagt. Ihr nahezu vollständiger Ausschluss vom kulturellen Leben – sieht man von den Veranstaltungen des Jüdischen Kulturbunds ab – war schon zuvor per Anordnung des Berliner Polizeipräsidenten erfolgt: Vom 6. Dezember 1938 an war es Juden untersagt, Theater, Kinos, Kabaretts, Varietés, öffentliche Vortragsräume, Konzerte, Museen, das Messegelände (Ausstellungshallen, -gelände und Funkturm), Sport- und Rummelplätze, Eisbahnen, öffentliche und private Bäder (Freibäder, Badeanstalten, Hallenbäder), die Deutschlandhalle, den Sportpalast und das Reichssportfeld (einschließlich Olympiastadion) zu besuchen.69 Mit dem Radioverbot, dem Verbot zur Benutzung öffentlicher
Bibliotheken und Lesesäle vom 1. April 193970 an und dem seit dem Pogrom einzig noch zugelassenen, streng zensierten Jüdischen Nachrichtenblatt waren die Juden vom öffentlichen kulturellen Leben ausgeschlossen. Der Jüdische Kulturbund in Deutschland e.V. – zum 1. Januar 1939 war der Berliner Bund zwangsweise zur Zentrale aller jüdischen Kulturbünde erklärt worden  – tat sein Möglichstes, aber am 11. September 1941 wurde auch er zwangsweise aufgelöst und sein Theater in der Kommandantenstraße (Kreuzberg) endgültig geschlossen.71



Unter Beobachtung des Auslands

In Berlin hielten sich zahlreiche ausländische Medienvertreter, Journalisten, Korrespondenten und Diplomaten auf, was die Stadt ins Zentrum der Aufmerksamkeit des Auslands rückte. Im Columbus-Haus am Potsdamer Platz 1 saß der Verein der ausländischen Presse zu Berlin. Der am 30. Juni 1906 gegründete Verein feierte gerade seinen 28. Geburtstag, als das NS-Regime damit begann, die SA-Führung und politische Gegner zu ermorden. Anders als die deutsche Presse war die ausländische nicht an die Anweisungen des RMVP gebunden, selbst Pressekonferenzen fanden für sie nur zu besonderen Anlässen statt,72 und so taugte das Märchen vom »Röhm-Putsch« den ausländischen Pressevertretern kaum als Rechtfertigung für die Morde. Im Gegenteil: Das jährlich vom Verein ausgerichtete Bankett, das am 2.Juli 1934 stattfinden sollte, wurde abgesagt. Die Begründung des Vereinsvorsitzenden und langjährigen Chefs des Berliner Büros von Associated Press (AP), Louis P. Lochner, war deutlich: »Der Vorstand des Vereins der Ausländischen Presse zu Berlin bedauert es, den […] eingeladenen Gästen mitteilen zu müssen, dass die jüngsten innerpolitischen Ereignisse die Absage dieser Veranstaltung notwendig gemacht haben.«73

Von einer freien Berichterstattung kann allerdings auch bei den ausländischen Pressevertretern nicht die Rede sein. Zwar gab es eine Vorzensur lediglich für Rundfunkberichte,74 aber ausländische Journalisten konnten jederzeit ausgewiesen werden.75 Dies veranlasste die Journalisten und ihre Arbeitgeber zur Selbstbeschränkung. Lochner betonte in seinen Erinnerungen, dass nach den Richtlinien der Auslandskorrespondenten keine Unwahrheiten verbreitet werden sollten, dass die Journalisten die Wahrheit aber so dosieren sollten, dass sie auf ihrem Posten bleiben konnten.76 Willkürliche Verhaftungen, Bespitzelung
und die Beschlagnahmung ausländischer Blätter waren Mittel, die das NS-Regime einsetzte, um unliebsame Auslandskorrespondenten einzuschüchtern. 77 Berlin bot den Journalisten immerhin den Vorteil, dass Informationen außerhalb offizieller Verlautbarungen relativ leicht, wenn auch nicht gefahrlos zu beschaffen waren. Informelle Treffen mit hohen Staats- und Parteidienern, die durch den Druck des Regimes entstandene enge Kooperation der ausländischen Journalisten untereinander, der Kontakt zu Informanten (die hohe persönliche Risiken eingingen) sowie Treffen mit deutschen Journalisten waren in diesem Umfang nur in Berlin möglich.78 Das Interesse des Auslands wurde allerdings auch gezielt bedient: Mit der als »Renommierblatt« gedachten Wochenzeitung Das Reich erschien in Berlin seit Mai 1940 eine an das Ausland gerichtete Publikation, an der auch erstklassige Journalisten mitarbeiteten.79 Weitgehend frei von den Zwängen des Regimes waren einzig die Diplomaten, die in ihren Berichten den Terror, die Verfolgungen und schließlich sogar die Ermordung der Juden meldeten.80

Die Präsenz ausländischer Medien zwang zu Vorsicht, mitunter auch zu Zugeständnissen, etwa als die Nationalsozialisten 1935 versuchten, die selbst forcierten antisemitischen Ausschreitungen zu unterbinden.81 Andererseits boten sie dem Regime aber auch eine propagandistische Bühne, ganz besonders während der Olympischen Spiele 1936.



Inszenierte Vielfalt

Massenveranstaltungen zur (Selbst-)Inszenierung sind konstitutiv für das NS-Regime. Das »Erlebnis« und die symbolische Besetzung des öffentlichen Raums machten einen wesentlichen Teil seiner Wirkung aus. Hier spielte der Standort eine große Rolle, denn Massenveranstaltungen ließen sich nur dort inszenieren, wo es Massen gab. Diese konnten in Berlin vor den Augen der ausländischen Medienvertreter umso wirkungsvoller zur Geltung gebracht werden. Auf das gesamte Reichsgebiet bezogen waren es natürlich immer nur wenige, die solchen Massenereignissen beiwohnten. Um der medialen Übertragung solcher Ereignisse und ihrer Wirkung auf Menschen, die physisch gar nicht dabei waren, nicht zu viel Gewicht beizumessen,82 soll hier nur die Bevölkerung am Standort betrachtet werden.

Die Bevölkerung stand bis 1940 regelmäßig zur Ausstaffierung »triumphaler« Empfänge Hitlers in der Hauptstadt Spalier. Dabei kamen bis zu drei Millionen
Menschen zusammen – Massen, die in keiner anderen Stadt mobilisiert werden konnten –, so zum Beispiel bei der Kundgebung Hitlers und Mussolinis 1937 auf dem Maifeld am Olympiastadion,83 zu der die Arbeit in Großbetrieben eingestellt wurde, um die Belegschaften geschlossen zum Empfang antreten zu lassen. Zwei Großereignisse waren in besonderem Maße an Berlin gekoppelt und erreichten einen großen Personenkreis direkt: die Olympischen Spiele 1936 und die 700-Jahr-Feier Berlins im Jahr darauf. Die Feier mit Umzügen und Festakten vom 14. bis 22. August 1937, an der keine Reichsprominenz teilnahm, zielte auf die Darstellung einer Tradition, in der die NS-Zeit »nahtlos« an die Geschichte der Stadt anknüpfte. Sie war gleichzeitig einer der wenigen Auftritte der Berliner Stadtverwaltung als Organisator im Kulturleben. Ein nach Millionen zählendes Publikum war von Stadtpräsident Lippert direkt zum Mitmachen aufgefordert worden.84 Daneben steht die inszenierte Vielfalt anlässlich der weltweit beachteten Olympischen Spiele vom 1. bis 16. August 1936. Hier sollte ein »weltoffenes« Reich gezeigt werden: Antisemitische Beschilderungen verschwanden, Lokale für Jazzmusik und sogar Homosexuelle wurden in gewissem Umfang geduldet. Die »Stürmer-Kästen« wurden hingegen abgebaut beziehungsweise umfunktioniert. Beide Ereignisse erlebten die Berliner unmittelbar und oft am eigenen Leib. Die »Erlebnisqualität« war allerdings sehr unterschiedlich – es ist für den Einzelnen schließlich etwas anderes, ob er anlässlich der Olympischen Spiele in einer von Touristen überfüllten S-Bahn keinen Sitzplatz mehr bekommt, ob er als »Zigeuner« in das Lager Marzahn deportiert wird oder ob er bei der Eröffnungsfeier der Spiele dabei gewesen ist. Für alle gilt aber, dass die Veranstaltungen tatsächlich »stadtergreifend« waren und in puncto Verkehrsführung, kultureller Attraktivität oder auch staatlicher Zwangsmaßnahmen (von der Polizeiverordnung gegen das Betteln bis zur Deportation) kaum jemanden unberührt ließen.


Zerstörung im Krieg

Mit Kriegsbeginn wurden auch im Kultur- und Medienbereich beschäftigte Männer zur Wehrmacht eingezogen, soweit sie keine Uk-Stellung (Unabkömmlichkeit) ergattern konnten. Zwar gab es gewisse Ambivalenzen, weil die kulturelle und propagandistische Arbeit ja allgemein als »kriegswichtig« galt. Goebbels hatte betont, sie sei »genau so wichtig wie Kanonen und Gewehre«.85 Aber für den »Endsieg« erschien eine Kanone im Zweifelsfall doch nützlicher
als Lili Marleen, sodass eben doch viele Beschäftigte des Kultur- und Mediensektors an die Front geschickt wurden, wovon auch reine NS-Unternehmen betroffen waren. So vermeldete die Redaktion des Angriff 1940, dass »etwa 60 % der Mitarbeiter eingezogen sind«.86

Der Krieg kehrte bald nach Deutschland – und mithin nach Berlin – zurück. Die unmittelbaren Folgen waren die Dienstverpflichtung von weiteren Beschäftigten in den Rüstungsbetrieben, die Zerstörungen durch die Bombardements und schließlich die Schließung der Unternehmen im Zuge des »totalen Krieges«.87 Aufgrund der Luftangriffe waren Abendveranstaltungen kaum noch möglich, da die Verdunkelungspflicht nicht nur für die Vergnügungsstätten, sondern auch für jegliche Transportmittel galt. Ein Beispiel zur Verzahnung dieser Bereiche: Das Deutsche Theater verfügte nach seiner Schließung am 31. August 1944 noch über 141 Mitarbeiter. Als »Reichsbevollmächtigter für den totalen Kriegseinsatz« ordnete Goebbels an, dem Arbeitsamt 79 Mitarbeiter zu überstellen, 27 sollten zur »Durchführung der Abwicklungsarbeiten, Bewachung und Instandhaltung« des Theaters verbleiben.88 Der Direktor, Heinz Hilpert, wurde zum Rüstungskonzern Telefunken dienstverpflichtet, die Bühnen selbst fielen 1945 den Bomben zum Opfer. Andere Künstler fanden sich in der Truppenbetreuung wieder, Unterhaltungspolitik bestand fortan vor allem darin, eine der Kriegssituation »angemessene Ernsthaftigkeit« zu zeigen und den Durchhaltewillen zu stärken.

Trotz immer akuteren Papiermangels89 erschienen bis April 1945 einige neue Zeitungen/Zeitschriften in Berlin, darunter die für das Ausland produzierte Illustrierte Signal seit April 1940. Konzentriert waren sie im Haus der NS-Presse in der Charlottenstraße 82 (Kreuzberg). Eine »Neugründung« wurde schließlich die letzte Zeitung der NS-Zeit: Der Panzerbär. Kampfblatt für die Verteidiger von Groß-Berlin. Vom 23. April 1945 an erschienen sieben Nummern von jeweils vier Seiten; Herausgeber waren Joseph Goebbels und sein Staatssekretär im RMVP, Werner Naumann. Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, wie sehr der Nationalsozialismus die Zeitungsstadt inklusive ihres Rezipientenkreises zerstört hatte, fand man ihn gleich auf der Titelseite, noch über dem Zeitungskopf: Getreu dem Flüsterwitz, dass der »heroische« Kampf um Berlin den Vorteil habe, dass man mit der S-Bahn von der Ostfront an die Westfront fahren könne, hieß die Parole: »Lesen und weitergeben!«90 Am 29. April erschien die letzte Ausgabe – sie wurde nicht einmal mehr verteilt, sondern lag auf der Straße herum.91

Theater, Opernhäuser und Konzertsäle waren seit dem 1. September 1944
geschlossen, die Fernsehstuben hatten ihren Betrieb 1942 eingestellt,92 und die letzten NS-Filmproduktionen kamen gar nicht mehr zur Aufführung: Von den rund 250 Kinos des Berliner Westens überstanden vier den Zweiten Weltkrieg. 93 Die Luftangriffe ließen auch die Filmproduktion in der Stadt unmöglich werden. Einzig der Berliner Reichssender in einem Bunker am Funkhaus in der Masurenallee ging bis zur Kapitulation der Stadt am 2. Mai 1945 über den Äther und beendete sein Programm mit »korrekter« Abmoderation: »Damit beendet der Großdeutsche Rundfunk seine Sendefolge. […] Der Führer ist tot, es lebe das Reich.«94

Berlin hatte seinen Status als Kultur- und Medienmetropole verloren, der Krieg hatte es auch in kultureller und medialer Hinsicht in ein Trümmerfeld verwandelt. Die faktische Teilung Berlins ab 1945 zementierte nur, was Nationalsozialismus und Krieg bereits zerstört hatten. Spätere Versuche, die Tradition der »goldenen Zwanziger« wieder aufzunehmen, scheiterten – individuell, wie Claire Waldoff, künstlerisch, wie es Artur Brauners Filmproduktionen mit dem einst gefeierten Regisseur Fritz Lang in den 1950er Jahren zeigen, und auch institutionell, wie es in der fehlgeschlagenen Wiederbelebung der Kabarett-Tradition zum Ausdruck kommt.
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BERLIN – DIE WISSENSCHAFTSMETROPOLE DES »DRITTEN REICHES«

Berlin war bis 1945 weit stärker das Zentrum der deutschen Wissenschaften, als dies heute der Fall ist. Ihre herausragende Position erlangte die Stadt bereits lange vor der Reichseinigung 1871 mit der Preußischen Akademie der Wissenschaften (1700), der Friedrich-Wilhelms-Universität (1811) sowie der Bergakademie (1770), der Bauakademie (1799) und dem Königlichen Gewerbe-Institut (1821), die sich 1879 zur Technischen Hochschule Charlottenburg (THCh) zusammenschlossen. In den vier Jahrzehnten vor dem Ersten Weltkrieg verstärkte sich der Sog im Bereich der angewandten wie der Grundlagenforschung, was Berlin zur unbestrittenen Wissenschaftshauptstadt machte.1 Krönung dieser Entwicklung war die 1911 gegründete Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft (KWG), die von Beginn an auch international ein hohes Renommee genoss.

Während der Weimarer Republik traten zu den genannten weitere Forschungseinrichtungen hinzu. Im Oktober 1920 wurde zudem die Notgemeinschaft Deutscher Forschung gegründet, besser bekannt unter ihrem 1929 eingeführten Namen Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). Einen enormen Auftrieb erhielt außerdem die Industrieforschung. Darüber hinaus war Berlin Sitz zahlloser wichtiger Wissenschaftlervereinigungen2 und Forschergesellschaften, deren Bedeutung für fachdisziplinäre Diskurse und den interdisziplinären Austausch kaum zu überschätzen ist.3

Im Folgenden werden Schlaglichter auf Forschungseinrichtungen geworfen, die für die Stellung Berlins von 1933 an von besonderer Bedeutung waren. Zuvor aber sind einige grundsätzliche Bemerkungen notwendig.




Rahmenbedingungen

Erstens: Die Feststellung, dass Berlin innerhalb des deutschen Raums bis 1942/43 die herausragende Wissenschaftsmetropole war, gilt systemunabhängig. Es ist, zweitens, heute unstrittig, dass die deutschen Wissenschaften nach 1933 in wichtigen Teildisziplinen leistungsfähig und, auch an internationalen Maßstäben
gemessen, führend blieben.4 Eine Ausnahme bildeten Disziplinen wie Germanische Frühgeschichte und Germanische Archäologie, deren zentrale Funktion darin bestand, die imperialistisch-rassistischen Ambitionen der Nationalsozialisten ideologisch zu legitimieren.5 Die grundsätzliche Feststellung, dass die Wissenschaften nach 1933 ihre internationale Spitzenstellung weitgehend halten konnten, gilt, obwohl die Diktatur mit der Stigmatisierung und Vertreibung zahlreicher jüdischer und linker Wissenschaftler neben der Lehre auch die Forschung empfindlich schwächte.6

Drittens duldete das NS-Regime Forschung nicht nur, sondern suchte diese seit 1936 auch systematisch zu fördern. Der Grund ist trivial: Selbst ideologisch bornierten Nationalsozialisten war bewusst, dass man moderne Kriege nur mit Wissenschaften auf dem neuesten Stand führen konnte. Es war deshalb keine demagogische Floskel, wenn Bernhard Rust, der Reichsminister für Erziehung, Wissenschaft und Volksbildung, anlässlich der Gründung des Reichsforschungsrates (RFR) im Frühjahr 1937 erklärte, dass das NS-Regime den »Grundsatz der freien Forschung nicht antasten« werde, und sich vehement gegen eine Wissenschaft wandte, »die nur nachredet, was die politische Führung für richtig erkannt hat«.7 Und es war nicht von ungefähr Heinrich Himmler, der Werner Heisenberg 1937/38 vor Denunziationen des SS-Organs Schwarzes Korps in Schutz nahm, nachdem dieses Heisenberg als »weißen Juden« und »Ossietzky der Physik« angegriffen hatte, weil er die Prämissen Einsteins weiterhin teilte und die »Deutsche Physik« ablehnte.8

Derartige Äußerungen ändern selbstverständlich nichts daran, dass das NS-Regime den Wissenschaften die grundsätzliche Zielrichtung vorgab: Die NS-Wissenschaftspolitik verlagerte den Schwerpunkt der Forschung auf Autarkie, Aufrüstung und Krieg; es galt ein Primat des Bellizismus. Vor diesem Hintergrund kam es, viertens, zu einer doppelten Ressourcenverschiebung, welche die Wissenschaftslandschaft nachhaltig prägte: Die Geistes- und Kulturwissenschaften verloren zugunsten der Technik- und Naturwissenschaften an Boden. Gleichzeitig wurden Ressourcen zugunsten der außeruniversitären Forschungseinrichtungen umgeschichtet.




Preußische Akademie der Wissenschaften

Zu einem Leidtragenden der Schwerpunktverlagerung wurde die renommierte Preußische Akademie der Wissenschaften. Sie war traditionell eine »maßstabssetzende Repräsentationsinstanz der Wissenschaften«,9 jedoch nur begrenzt eine Stätte der unmittelbaren Forschung. Im Zentrum ihrer Tätigkeit standen Vorträge und Debatten ihrer Mitglieder, die eher »Generalisten« oder »Mandarine« zu sein hatten als spezialisierte Experten. Außerdem wurden hier geisteswissenschaftliche Langzeitprojekte verfolgt, die oft auf Jahrzehnte angelegt waren.

Der nationalistische Taumel, der nach der Installierung des »Kabinetts der nationalen Einheit« das Bürgertum erfasste, und das Virulentwerden eines starken Antisemitismus machten auch vor der Akademie nicht halt. So erklärte der renommierte Jurist Ernst Heymann, seit 1937 Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts (KWI) für internationales und ausländisches Privatrecht, im Frühjahr 1933, dass in der Akademie künftig »natürlich der ›Arierparagraph‹ bei der Neuwahl von Mitgliedern stillschweigend berücksichtigt« werden müsse;10 zugleich wurden jüdische Wissenschaftler zum Verzicht auf ihre Mitgliedschaft genötigt. Spätestens die Zuwahl des prominenten Eugenikers Eugen Fischer sowie des Mathematikers und zeitweiligen Pommerschen NSDAP-Gauleiters Theodor Vahlen im Jahr 1937 sowie seine Ernennung 1939 zum (kommissarischen) Präsidenten zeigen deutlich, dass die Akademie kein unpolitisches Refugium war. Dass sie sich nicht widerständig zeigte, zahlte sich nicht aus. Die doppelte Ressourcenverschiebung hin zu den kriegswichtigen Natur-, Technik- und Agrarwissenschaften traf diese renommierte Einrichtung mit aller Wucht. Langzeitprojekte mussten nach Kriegsbeginn eingestellt werden.11 Der ohnehin bescheidene Etat der Akademie, der 1939 bei 694 600 RM gelegen hatte, schrumpfte auf 552 000 RM im Jahr 1944.



Physikalisch-Technische Reichsanstalt

Während die Akademie unter der NS-Herrschaft ein Schattendasein fristete, schien der 1887 gegründeten Physikalisch-Technischen Reichsanstalt (PTR) eine glänzende Zukunft bevorzustehen. Zum einen schien die PTR, die bis 1934 dem Reichsinnenministerium und danach dem Reichserziehungsministerium unterstand, im Unterschied zur Akademie in besonderem Maße vom Primat des
Bellizismus und von der dadurch bedingten Ressourcenverschiebung zu profitieren. Zum anderen wurde die Anstalt, die neben der Oberaufsicht über das Eich- und technische Prüfungswesen auch grundlegende Probleme vor allem der Physik bearbeitete, seit Mai 1933 mit Johannes Stark von einem Wissenschaftler geführt, der nach der NS-Machtergreifung zum alles überstrahlenden Stern am nationalsozialistischen Wissenschaftsfirmament aufzusteigen schien. Stark, der 1919 mit dem Nobelpreis für seine Verdienste als Experimentalphysiker ausgezeichnet worden war, wurde bereits Mitte der 1920er Jahre zum Anhänger Hitlers. Innerhalb der Corporate Community der reichsdeutschen Wissenschaftler galt er als isoliert, doch das dämpfte seine Allmachtsphantasien nicht.

Im September 1933 erklärte Stark, der 1934 auch den Vorsitz der DFG übernahm, auf dem Würzburger Physikertag, die PTR zum »Zentralorgan für die Organisierung der gesamten wissenschaftlichen Erforschung der Vorgänge und Eigenschaften an unbelebten Körpern« sowie zum »Zentralorgan für die wissenschaftliche Unterstützung der gesamten Wirtschaft und Landesverteidigung des Deutschen Reiches« und damit zur »größten wissenschaftlich-technischen Anstalt« des Reiches zu machen. Baulich wollte er die Reichsanstalt neu auf einem riesigen Gelände am westlichen Ende von Potsdam (»Pirschheide«) errichten, das 46 Instituten Platz bieten sollte (weit mehr, als die KWG in den 1930er Jahren zählte). Später plante er, die PTR noch größer dimensioniert in die Umgebung von München zu verlegen.

Stark scheiterte mit seinen megalomanen Plänen. Dem Einfluss der mächtigen KWG sowie vor allem des Reichserziehungsministeriums hatte er nichts entgegenzusetzen. 1936 verhängte das Rust-Ministerium eine Etatsperre über die DFG, die Stark zur Niederlegung seines Amtes zwang.12 Seine Ablösung als DFG-Präsident durch den einflussreichen Wissenschaftspolitiker Rudolf Mentzel und sein Rücktritt als PTR-Präsident drei Jahre später waren auch Ausdruck eines Generationenkonflikts unter den NS-Wissenschaftspolitikern. Eine stark ideologisierte, relativ bejahrte Generation »Alter Kämpfer«, die ihren wissenschaftlichen Zenit überschritten hatte, wurde von halb so alten Parteigenossen abgelöst, die sich zwar ebenfalls bereits in den 1920er Jahren der NSDAP angeschlossen hatten, jedoch einen Typus »junger völkischer Intellektueller pragmatischer Orientierung«13 repräsentierten und ihr Handeln auf das zentrale Ziel hin ausrichteten, die Wissenschaften innerhalb kurzer Zeit und in jeder Hinsicht »kriegstauglich« zu machen.

Stark konnte seine ausgreifenden Pläne nicht verwirklichen, doch die PTR wurde aufgrund ihrer hohen Kriegsrelevanz dennoch ausgebaut. Auf dem
Areal im Umfeld des »Knie« (des heutigen Ernst-Reuter-Platzes) entstand eine Reihe neuer Gebäude, die den vergrößerten beziehungsweise neuen, auf kriegsrelevante Projekte konzentrierten Abteilungen der PTR Raum boten.14 Die Zahl der Mitarbeiter erhöhte sich von 292 (1932) auf 444 Wissenschaftler und technische Angestellte im Juni 1938; im Krieg wuchs die PTR, nun unter der Präsidentschaft des Hochfrequenzphysikers Abraham Esau, auf 550 im Sommer 1941 und schließlich auf »über 1000« Mitarbeiter 1942/43.15 Im September 1943 fügten Bombenangriffe der Einrichtung erste größere Schäden zu; danach wurde sie in den Thüringer Raum und die Göttinger Region verlagert.



Chemisch-Technische Reichsanstalt und Preußische Geologische Landesanstalt

Die neben der PTR zweite größere, in Berlin ansässige »Technische Anstalt« des Reiches war die Chemisch-Technische Reichsanstalt (CTR). Diese unverfängliche Bezeichnung war Rosstäuscherei. Von ihrer Gründung 1889 bis zum Jahr 1920 hatte die CTR den Namen »Zentralstelle für Explosivstoffe« beziehungsweise »Militärische Versuchsanstalt« geführt. Tatsächlich war die CTR seit den frühen 1920er Jahren mit Entwicklungs- und Prüfarbeiten für die Reichswehr befasst.16 Von 1934/35 an wurde sie lediglich eindeutiger als zuvor zum »Prüfungsinstitut für das Heer«.17 Vor dem Hintergrund der massiven Aufrüstung expandierte die CTR baulich und personell. Die Zahl der Mitarbeiter (Wissenschaftler, technische Angestellte und Arbeiter) stieg von 63 zu Beginn der Weimarer Republik (1920) auf 111 kurz vor Beginn der Weltwirtschaftskrise (1929); 1937 lag sie bereits bei 320 und 1943 dann bei 459. Der Etat der CTR explodierte förmlich: Die jährlichen Steigerungsraten lagen im Schnitt bei mehr als 20 Prozent.18

Die große Zahl weiterer Reichs- und Landesanstalten neben der PTR und der CTR offenbart, dass staatliche Standortentscheidungen maßgeblich dazu beitrugen, Berlin von der Jahrhundertwende an zur deutschen und europäischen Wissenschaftsmetropole zu machen.19 Alle diese Einrichtungen wurden nach der NS-Machtergreifung 1933 vor allem dann verstärkt gefördert, wenn ihre Forschungsfelder als autarkierelevant und kriegswichtig galten. In manchen Fällen wurde die bellizistische Ausrichtung auch in organisatorischen Veränderungen sichtbar, etwas als das Preußische Meteorologische Institut 1934 mit
dem Reichsamt für Flugsicherung vereinigt und dem Göring’schen Machtbereich unterstellt wurde.

Eine besondere Bedeutung erlangte die in der Invalidenstraße ansässige Preußische Geologische Landesanstalt (PGLA). Aufgabe der PGLA, die Mitte März 1939 zur Reichsstelle für Bodenforschung erweitert wurde (seit 1941 Reichsamt), war die geologische Untersuchung und Kartographierung Preußens. Dem mit der PGLA verbundenen, Anfang April 1934 ins Leben gerufenen Institut für Erdölgeologie kam unter der Leitung von Alfred Theodor Bentz die eminent wichtige Aufgabe zu, nach einheimischen Lagerstätten für diesen Treibstoff moderner Kriege zu suchen – eine Aufgabe, deren Bedeutung in dem Maße wuchs, wie sich herausstellte, dass die Kohlenwasserstoff-Synthese als die Basis »künstlichen« Benzins (Buna) den Bedarf der Wehrmacht nicht ansatzweise decken konnte.20



Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft

Insbesondere die CTR und die PGLA waren auf relativ begrenzte Wissenschaftsdisziplinen konzentriert. Im Vergleich dazu war die inzwischen gut erforschte KWG breit aufgestellt. Ansässig war die Großorganisation der preußisch-deutschen Spitzenwissenschaften im Berliner Vorort Dahlem, der aufgrund der hervorragenden Arbeitsbedingungen, die die KWG bot, zum »Götterhimmel der Wissenschaften« wurde, wie Adolf Butenandt – seit 1936 Direktor des Kaiser-Wilhelm-Instituts (KWI) für Biochemie und seit 1960 Präsident der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) – einmal formuliert hat. Von 1911 an entstanden dort in rascher Folge zahlreiche KWI. 1929/30 kam das Harnack-Haus hinzu, das gleichzeitig Klubhaus und »Hörsaal der KWG« war und zu einem geistig-kulturellen Magneten wurde, der weit über die Grenzen Berlins hinaus Wissenschaftler und Intellektuelle anzog.

Wichtig ist, dass zwischen 1933 und 1945 in der KWG – und ebenso den meisten anderen hier genannten Wissenschaftseinrichtungen – das Kriterium der Berufung und Beförderung nach wissenschaftlichen Fähigkeiten und Verdiensten nicht außer Kraft gesetzt war. Es wurde allerdings rassistisch überformt: Forscher, die als »Juden« oder »Halbjuden« galten, mussten gehen; neu eingestellt wurden nur als »arisch« eingestufte Wissenschaftler. Zwar fühlten sich – im auffälligen Unterschied zu den beiden Berliner Hochschulen – viele Forscher in der KWG vom radikalen Antisemitismus der NS-Bewegung abgestoßen,
doch offener Widerspruch regte sich selten. Hierzu trug bei, dass der Machtantritt der Nationalsozialisten aus der Sicht vieler Zeitgenossen keinen scharfen Bruch zu markieren schien. Bereits seit Mitte 1926 waren fast alle einschlägigen KWI an der »schwarzen«, das heißt nach den Bestimmungen des Versailler Vertrages illegalen Rüstungsforschung beteiligt. Diese Kooperation wurde nach 1933 intensiviert. Überdies schien die tendenziell autokratische Stellung des Direktors innerhalb »seines« Instituts (»Harnack-Prinzip«) dem von den Nationalsozialisten propagierten Führerprinzip strukturell zu entsprechen. Von ausschlaggebender Bedeutung war allerdings, dass die neuen Machthaber den Weiterbestand der KWG grundsätzlich garantierten, dass sie an der organisatorischen Struktur des Forschungsverbundes nicht rüttelten und die in ihm stark vertretenen Natur-, Agrar- und Technikwissenschaften zu fördern versprachen.

Gelder für wissenschaftliche Einrichtungen flossen freilich nicht von allein, sondern mussten durch die jeweilige Institution mobilisiert werden. Die personell und materiell gut ausgestattete Generalverwaltung, aber auch die Führungsgremien der KWG (Verwaltungsrat und Senat) widmeten sich deshalb intensiv der »Vermarktung« der Wissenschaftsgesellschaft, der Ressourcenmobilisierung sowie der »Pflege der politischen Landschaft« und bemühten sich um eine möglichst dichte Vernetzung mit Staat, Militär, Verwaltung und Wirtschaft. Die Wissenschaftsmetropole Berlin bot hierfür beste Voraussetzungen. Vor allem seit 1937 schossen die Gesamteinnahmen der KWG sprunghaft in die Höhe, um jährlich 20 Prozent und mehr. Dies war wesentlich Ernst Telschow zu verdanken, der seit 1937 der KWG und nach 1945 auch der MPG als Generalsekretär diente. Telschow knüpfte persönliche Beziehungen zu vielen einflussreichen Nationalsozialisten, wohl wissend, dass während der NS-Herrschaft weit stärker als zuvor Macht und Einfluss an Personen gebunden waren. Wichtiger noch war, dass Telschow und ebenso andere entscheidende Männer in den KWG-Führungsgremien wie die Industriellen Carl Bosch, Gustav Krupp, Carl Friedrich v. Siemens oder Albert Vögler den zentralen Netzwerken angehörten, in denen die maßgeblichen Mitglieder der alten und neuen Eliten die Grundlinien der Wissenschaftspolitik formulierten und (informell) auch über die Ressourcenvergabe entschieden.21 Ende 1939 wurden die meisten KWI zu »kriegswichtigen Betrieben« erklärt und das wissenschaftliche Personal »unabkömmlich« gestellt. Die Gesamtzahl der Mitarbeiter der KWG und ihrer Institute stieg (reichsweit) von weniger als 600 Beschäftigten im Jahr 1923 und knapp 1000 Ende der 1920er Jahre auf fast 2000 in den Jahren 1943/44.




Deutsche Forschungsgemeinschaft und Reichsforschungsrat

Wesentlich geprägt wurde der Wissenschaftsstandort Berlin bis weit in den Krieg hinein durch die »Notgemeinschaft deutscher Wissenschaften«, später Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG). Die überwiegend aus staatlichen Mitteln finanzierte Notgemeinschaft beziehungsweise DFG wurde zu einem zentralen Instrument der Lenkung der Forschung. Dass die DFG in der Reichshauptstadt ihren Sitz hatte – im Stadtschloss, in unmittelbarer Nachbarschaft zur Generalverwaltung der KWG –, war ein weiterer Standortvorteil der in Berlin ansässigen Forschungseinrichtungen.

Wie bei der KWG hatte auch bei der DFG bereits seit den 1920er Jahren ein Schwerpunkt bei der Rüstungsforschung gelegen. Im Frühjahr 1937 wurde die DFG in den Reichsforschungsrat als dessen »Kassen- und Verwaltungsabteilung« eingegliedert. Zum Geschäftsführer des RFR avancierte der 1936 zum DFG-Präsidenten ernannte Mentzel. Präsident des RFR wurde General Karl Becker, Chef des Heereswaffenamtes und Dekan der Wehrtechnischen Fakultät (WTF) der THCh. Wie zuvor schon die DFG hatte auch der RFR die abgestimmte Förderung relevanter Projekte vor allem natur- und technikwissenschaftlicher Couleur und ihre Bündelung zu Schwerpunkten und »Gemeinschaftsarbeiten« über sogenannte Fachsparten so zu garantieren, dass der Primat der Kriegsrelevanz auch tatsächlich gewahrt wurde.22

Vor dem Hintergrund der Kriegslage wurde der RFR Mitte 1942 reorganisiert. Dem »Zweiten Reichsforschungsrat« war es wesentlich zuzuschreiben, dass die kriegsrelevante Forschung bis weit in das Jahr 1944 koordiniert blieb und die Ressourcen für die Wissenschaftsförderung massiv erhöht wurden: von 4,8 Millionen RM (1935) auf schließlich 14,1 Millionen RM im Jahr 1943 (ohne den »Sonderfonds des Reichsmarschalls« Göring in Höhe von 50 Millionen RM).23



Die Friedrich-Wilhelms-Universität

Bereits mit der Gründung der KWG war die Forschungslandschaft (nicht nur) in Berlin »radikal umgewichtet« worden; ihr Aufbau ging »zu Lasten der Forschungskompetenz der Universität«.24 Tatsächlich wurde die Errichtung der KWG vor allem damit begründet, dass die Hochschulen vollauf damit beschäftigt seien, den Studentenansturm zu bewältigen, und die Hochschullehrer
immer weniger in der Lage seien, sich noch der Forschung zu widmen. Um international an der Spitze zu bleiben, seien deshalb vor allem die Natur- und Technikwissenschaften in außeruniversitäre Einrichtungen »auszulagern«.

Dieses Argumentationsmuster musste die FWU in ihrem Kern treffen. Seine Plausibilität war jedoch – blickt man auf die Statistiken – nicht von der Hand zu weisen. 1860 zählte die Universität Unter den Linden gerade einmal 1623 Studenten, 1918 waren knapp 11 000 eingeschrieben, doch die Zahl der Hochschullehrer hatte sich nicht ansatzweise im selben Verhältnis erhöht. Im Semester 1930/31 gab es schließlich fast 15 000 Studierende. Zahllosen jungen Leuten aus bürgerlichem oder kleinbürgerlichem Hause drohte damals die Erwerbslosigkeit, zumindest waren die Aussichten auf eine standesadäquate Anstellung schlecht. So schrieben sie sich an der Universität ein und hofften auf die Beseitigung der »November-Republik« und für sich selbst auf eine steile berufliche, vielleicht auch politische Karriere. Wie sich an dem hohen Stimmenanteil von 65,4 Prozent (1932) für den Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund (NSDStB) ablesen lässt, war dies keine Minderheit der FWU-Studierenden. 25 Bereits in den ersten Jahren der Diktatur gingen die Studentenzahlen dann deutlich zurück. Ein gewichtiger Faktor dafür war die Vertreibung der jüdischen Studenten. Daneben gewann seit 1935 die Offizierslaufbahn an Attraktivität, und viele Abiturienten gingen, angelockt durch hohe Effektivverdienste, gleich in die Verwaltung und in die Industrie. Bis 1943 sank die Zahl der Studenten schließlich auf 8200.26 Bemerkenswert ist, dass sich zwischen den Fakultäten die Gewichte deutlich verschoben. Gewinner waren Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie. In diesen Fächern verdoppelte sich (relativ) die Zahl der Studierenden fast. Angesichts des Berufsverbots für jüdische und linke Mediziner sowie des gleichzeitigen Ausbaus eines nach rassistischen Kriterien selektierenden, den »Volkskörper aufartenden« NS-»Gesundheitssystems« waren die Karriereaussichten für nichtjüdische, systemkonforme Studenten hier besonders groß.

Auch die »Ethnologie« an der FWU profitierte von der Nähe zum Nationalsozialismus. Die »rassebiologische Ausrichtung« dieses Fachs war bereits vor dem Ersten Weltkrieg an der Berliner Universität »institutionell verankert«. Die Konjunktur, die eine rassistisch ausgerichtete Ethnologie seit der »Machtergreifung« erfuhr, ließ das Fach institutionell kräftig expandieren: So entstanden unter anderem ein »Institut für Rassenkunde, Völkerbiologie und ländliche Soziologie« (1935–1939), ein »Institut für Heimatforschung« (1937–1942) und das Volkskundliche Seminar (1936). Sie trieben das gesamte Fach weiter auf den »unrühmlichen Weg« hin zu »einem Amalgam nationalsozialistischer Ideologie«.
27 Nicht zuletzt auf dem sozialrassistischen Feld kam es zu einer engen Kooperation mit dem einschlägigen KWI.28 Seit Mitte der 1920er Jahre hatte Eugen Fischer den Lehrstuhl für Anthropologie an der FWU inne. Max Lenz folgte ihm als Ordinarius im November 1933, nachdem die FWU Otmar Freiherr v. Verschuer vergeblich als Fischer-Nachfolger zu gewinnen versucht hatte. Alle drei international hoch angesehenen Anthropologen waren als Direktoren (Fischer 1927–1942, Verschuer 1942–1945) beziehungsweise als Abteilungsleiter (Lenz) des KWI für Anthropologie, menschliche Erblehre und Eugenik mit der KWG verbandelt. Alle drei hatten bereits in den 1920er Jahren der »Rassenhygiene« in Deutschland den Weg gebahnt und sich für eine gesetzlich verankerte Zwangssterilisierung eingesetzt.29

Ein anderes prominentes Beispiel dafür, dass fachliche Meriten und politisch-ideologische Zuarbeit sich nicht ausschließen mussten, ist Konrad Meyer, seit Herbst 1934 Ordinarius für Ackerbau und Landbaupolitik sowie Direktor des Instituts für Agrarwesen und Agrarpolitik. Meyer kam – wie auch andere Mitarbeiter am »Generalplan Ost« – »nicht vom politisch radikalisierten Rand der Disziplinen«, sondern aus der Mitte der Forschung, wie Isabel Heinemann konstatiert hat. Er steht zudem für vielfältige personelle Kontinuitäten. Nach 1945 deklarierte Meyer seine Raumordnungsentwürfe »als Grundlagenforschung« und konnte – seit 1956 etabliert als Ordinarius für Raumordnung und Landesplanung an der TU Hannover – in der Tradition des »Generalplans Ost« Expertisen für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft verfassen, die er 1959 »als Verwirklichung der ›neuen Ordnung‹ Europas« deklarierte und mit konkreten Vorschlägen zur Verbesserung der »Welternährungsbilanz« sowie zu »planmäßigen ›Absiedlungs- und Peuplierungsmaßnahmen‹« garnierte.30 Meyer steht zudem exemplarisch dafür, dass die eingangs formulierte These von der Verschiebung der Ressourcen weg von den Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften hin zu den Natur- und Technikwissenschaften nur einen Trend darstellte. Sofern sich Fachdisziplinen und Hochschullehrer systemadäquat verhielten, sich unter das bellizistische und rassistische Primat stellten und funktional zeigten, konnten auch die erstgenannten Wissenschaftsrichtungen profitieren.

Auch die Auslandswissenschaftliche Fakultät gehörte zu den Gewinnern. Sie entstand 1940 aus der Integration der (Deutschen) Hochschule für Politik in die FWU31 und wurde bei dieser Gelegenheit zugleich mit einschlägigen Bereichen der bestehenden FWU-Soziologie verschmolzen. Zum Dekan der neuen Fakultät wurde der SS- und SD-Intellektuelle Franz Alfred Six berufen.
32 Wie bruchlos die personellen Kontinuitäten selbst in dieser Fakultät sein konnten, davon zeugt der Name Egmont Zechlin. Zechlin erhielt dort 1940 die Professur für Übersee- und Kolonialgeschichte. Er sollte, 1947 nach Hamburg berufen, in den 1960er Jahren zum wichtigsten Kontrahenten Fritz Fischers in der Kontroverse über die Ursachen für den Ausbruch des Ersten Weltkrieges werden. Dass mit dem konservativen Zechlin ein FWU-Historiker starke Affinitäten zum Nationalsozialismus entwickelte, war alles andere als ein Zufall. Auch sonst zeigten sich an der Berliner Universität »deutliche Überlappungen der etablierten, nationalkonservativ geprägten Historiker mit den Zielsetzungen und Leitideen einer explizit politisierten völkisch-radikalnationalistischen Geschichtswissenschaft«.33



Die Technische Hochschule Charlottenburg

Was für die FWU festgestellt wurde, gilt grundsätzlich auch für die Technische Hochschule Charlottenburg (THCh): »Nicht-arische« Hochschullehrer wurden umgehend entlassen. Noch früher als die FWU wurde die THCh außerdem zu einer Hochburg des NSDStB; bereits 1930 erreichten hier die NS-Studenten bei den ASTA-Wahlen mit 70 Prozent der Stimmen eine gute Zwei-Drittel-Mehrheit. 34 Auch die Charlottenburger Hochschule war während der Weltwirtschaftskrise mit dem Phänomen der durch Immatrikulation verdeckten Erwerbslosigkeit konfrontiert: Von 3600 Studenten zum Zeitpunkt der Revolution 1918/19 stieg die Zahl der Eingeschriebenen auf 5900 im Semester 1930/31. Danach wurde der »Studentenstau« weit schneller abgebaut, als den nationalsozialistischen Machthabern lieb sein konnte. Bis 1936/37 hatte sich die Zahl der Studierenden mehr als halbiert – zum Leidwesen der wissenschaftspolitischen Entscheidungsträger des Regimes. Seit 1937 suchte man die Ausbildung insbesondere von Ingenieuren durch die Einführung von »Zwischensemestern« und später Trimestern zu beschleunigen; bereits seit April 1936 konnte man auch ohne reguläres Abitur mit einem Versetzungszeugnis nach der Oberprima und dem erfolgreichen Abschluss von Sonderprüfungen an Technischen Hochschulen studieren.35 Dennoch sanken die Studentenzahlen der THCh weiter auf schließlich gut 2000 im ersten Teilsemester 1941.

Wie die FWU gewann auch die THCh eine Reihe von Ordinariaten hinzu,36 und die Nähe zu maßgeblichen staatlichen Institutionen zahlte sich hier ebenfalls aus. Drei Ordinarien der THCh gehörten zu den höchst einflussreichen
Fachspartenleitern des RFR, nämlich Rudolf Beyschlag (Berg- und Hüttenwesen), Adolf Fry (Eisen und Stahl) sowie der erwähnte PTR-Präsident Abraham Esau (Physik und Maschinenbau), der seit 1938 an der WTF einen Lehrstuhl für militärische Telekommunikationstechnik innehatte. Karl Becker stand, als er Anfang 1937 zum Präsidenten des RFR ernannt wurde, bereits seit 1934 der Wehrtechnischen Fakultät (WTF) als Dekan vor. Er war seit Mitte der 1920er Jahre Abteilungsleiter und schließlich, seit März 1938, Chef des Heereswaffenamtes. Becker verkörperte in besonderem Maße die enge Beziehung dieser Fakultät zum Militär. Daneben war die WTF über Heinrich Hunke, den wirtschaftspolitischen Beauftragten der NSDAP-Reichsleitung für Groß-Berlin, mit dem NSDAP-Gau Groß-Berlin personell vernetzt. Hunke, der noch mit weiteren wichtigen regionalen Parteifunktionen ausgestattet war, wurde Anfang 1935 an dieser Fakultät zum Honorarprofessor für Volkswirtschaft ernannt. Auch zur SS und zum SD unterhielt die THCh über herausragende Repräsentanten der Hochschule gute Beziehungen.37

Am Beispiel der Wehrtechnischen Fakultät lässt sich die Nähe der TH zu den Herrschaftsträgern des NS-Regimes besonders eindrücklich demonstrieren. Sie entstand aus Anfang der 1920er Jahre entwickelten Plänen, die 1903 gegründete und 1914 geschlossene Militärtechnische Akademie (MTA) wieder zu eröffnen und dabei in die THCh zu integrieren. Diese Absicht musste zwar aufgeschoben werden, aber immerhin wurde ein Institut für Technische Physik aufgebaut, dem der ehemalige Leiter der MTA und führende Mitarbeiter der Artillerieprüfungskommission Carl Cranz vorstand. Dieses Institut wurde zum Nukleus der WTF, die am 14. Oktober 1933 aufgrund außenpolitischer Rücksichtnahmen unter der Bezeichnung »Fakultät für allgemeine Technologie« mit Becker – einem frühen Doktoranden und Assistenten von Cranz – an der Spitze förmlich gegründet wurde; ihren Namen Wehrtechnische Fakultät erhielt sie erst knapp zwei Jahre später. Im März 1937 begann man mit der Errichtung von Neubauten für die bis dahin bestehenden acht Institute und Forschungsschwerpunkte der WTF in der Franklinstraße.

Das Gelände in TH-Nähe reichte für die WTF freilich schon bald nicht mehr. Im Juli 1937 wurden die Arbeiten an allen Gebäuden in Charlottenburg eingestellt. Auf Hitlers persönliche Initiative begannen die Planungen für eine »Hochschulstadt Berlin« im Rahmen der von Speer verantworteten »Neugestaltung der Reichshauptstadt«. Sie lehnten sich möglicherweise an ältere, in die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg zurückreichende Pläne an.38 FWU, THCh, aber auch andere Einrichtungen wie das Patentamt sollten auf einem riesigen Areal
zu beiden Seiten der Heerstraße neu errichtet werden – mit einem monumentalen Gebäudekomplex für die WTF im Zentrum. Am 27. November 1937 legte Hitler den Grundstein für die WTF als den ersten Bauabschnitt der geplanten Hochschulstadt, die später den Namen »Reichsuniversität Adolf Hitler« erhalten sollte.39 Die veranschlagten Kosten für den Riesenkomplex erhöhten sich binnen drei Jahren von 37 Millionen auf 81 Millionen RM. Bereits 1939 beliefen sich die langfristigen Planungen für die WTF auf insgesamt 900 Planstellen für nun mindestens neun Institute. 1943/44 wurden die bereits errichteten umfangreichen Rohbauten durch Bombenangriffe zerstört und die Reste nach 1945 im Trümmerschutt des Teufelsberges »beerdigt«.40
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Modell der Wehrtechnischen Fakultät der Technischen Hochschule Berlin, Architekt Hans Malwitz, Preußische Hochbauverwaltung.



Ein anderes Beispiel dafür, wie stark die THCh mit dem militärisch-industriellen Komplex verzahnt war, ist das »Lehrzentrum für Luftfahrt«, das das Göring-Ministerium im Rahmen der THCh plante. Noch größeren Einfluss als Hermann Göring in seiner Rolle als Reichsluftfahrtminister nahm Albert Speer in seiner Funktion als Generalbauinspektor. Speer setzte einen massiven personellen Ausbau der Architekturfakultät durch und bestimmte die Neuberufungen in einem Maße, dass »die Fakultät auf dem Weg [war], zu einer Abteilung des Baubüros Speer zu werden«.41


Eine Skizze der Geschichte der THCh darf schließlich die Institution der Vierjahresplan-Institute nicht unerwähnt lassen. Diese Institute wurden von 1938 an durch das (auch) wissenschaftspolitisch eminent wichtige Reichsamt für Wirtschaftsausbau (RWA) mit der entsprechenden Bezeichnung »geadelt« und (teil-)finanziert; de facto handelte es sich bei diesen stark anwendungsorientierten Forschungseinrichtungen um An-Institute vor allem der Technischen Hochschulen.42 Von den insgesamt 42 VJP-Instituten waren sechs in Berlin ansässig.43


Die Industrieforschung

Eine große (und oft übersehene) Bedeutung entwickelte schließlich die Industrieforschung. Die Zahl der Mitarbeiter der jeweiligen Forschungsabteilungen sowie die für die Industrieforschung getätigten Ausgaben nicht zuletzt der in Berlin ansässigen elektrotechnischen Großkonzerne Siemens und AEG vervielfachten sich zwischen Ende der 1920er und Anfang der 1940er Jahre. So brachen die finanziellen Aufwendungen für die Forschung bei den Siemens-Schuckert-Werken (SSW) angesichts der Weltwirtschaftskrise von 6,2 Millionen RM 1929/30 auf 1,4 Millionen RM 1932/33 und 1,6 Millionen RM 1933/34 ein. Wie sehr die seit Herbst 1936 mit dem sogenannten Vierjahresplan forcierte Aufrüstung auch die Industrieforschung befeuerte, zeigt der rasante Anstieg der Zahlen auf 5,4 Millionen RM bereits in den Vorkriegsjahren 1938/39. Bis 1942/43 stiegen sie schließlich auf 13,0 Millionen RM (1943/44: 8,5 Millionen RM). Bei der Siemens & Halske AG (S&H), die so renommierte Wissenschaftler wie den Physik-Nobelpreisträger Gustav Hertz für eine ihrer Forschungsabteilungen gewinnen konnte, nahmen die »Forschungskosten« einen ganz ähnlichen Verlauf. Hier stiegen die Aufwendungen für die Forschung zwischen 1928/29 und 1942/43 sogar um 258 Prozent.44

Siemens war kein Einzelfall. Die Forschung der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft (AEG) wurde während des »Dritten Reiches« in mindestens ebensolchen Dimensionen ausgebaut. Dies lässt sich den Angaben zur Zahl der Mitarbeiter des 1928 gegründeten Forschungsinstituts der AEG entnehmen (einschließlich »Technisch-physikalische Werkstätten« und der Abteilung »Chemie«). Sie erhöhte sich von 140 (1929) über 314 (1936) und mehr als 600 (1938) auf schließlich 863 im Jahr 1944.45 AEG und Siemens lagen damit im Trend.46 Das Personal für ihre Forschungseinrichtungen rekrutierten die beiden
großen elektrotechnischen Konzerne, aber auch andere namhafte Unternehmen wie etwa die Berliner Schering AG aus dem Reservoir an Experten, das die Wissenschaftsmetropole Berlin in weit höherem Maße als andere Städte bereithielt. Selbst KWG-Institute mit ihrem hohen Renommee konnten mit den Einkommen, die die Industrie bot, oft nicht mithalten.47





Resümee

Die enorme Fluktuation zwischen Hochschulen, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und der Industrieforschung spiegelt ein allgemeineres Phänomen wider: die starke Verdichtung intra- wie interdisziplinärer wissenschaftlicher Kommunikation. Der einzelne Wissenschaftler wie die Institution, der er angehörte, »profitierten« in starkem Maße »von ihrer Einbettung in [die] reichhaltige Wissenschaftslandschaft« Berlins.48 Die hohe Verdichtung wissenschaftlicher Kommunikation suchte im deutschen Raum und wohl auch international ihresgleichen. Sie war ein maßgeblicher Grund, warum Berlin für Wissenschaftler aus aller Herren Länder auch nach der NS-Machtergreifung (bis Ende 1938) äußerst attraktiv blieb.

Die Reichshauptstadt bot zahllose Kommunikationsforen, in denen man zielgerichtet fachsimpeln oder auch zwanglos Kontakte knüpfen konnte. Das begann mit den vielen Ausschüssen, Arbeitsgemeinschaften und (sonstigen) Querverbünden, die dem fachwissenschaftlichen Austausch sowie der Forschungskoordination dienten. Ihre Zahl vermehrte sich auffällig seit 1937 vor dem Hintergrund der Aufrüstung sowie der Gründung des Reichsforschungsrates und noch einmal im Zuge von dessen Reorganisation 1941/42. Verstärkt wurde dieser Trend dadurch, dass die meisten Fachzeitschriften ihren Redaktionssitz in Berlin hatten und die Reichshauptstadt überdies ein bevorzugter Konferenzort war. Aufgrund dieser Rahmenbedingungen konnte sich in Berlin die für wissenschaftliche Innovativität konstitutive Interdisziplinarität weit leichter entfalten als anderswo.

Einen zumindest für Wissenschaftsmanager sowie die Repräsentanten der verschiedenen Forschungseinrichtungen sehr hohen Stellenwert besaßen darüber hinaus die geselligen Vereinigungen, nicht zuletzt Honoratiorenklubs mit oft weit ins 19. Jahrhundert zurückreichender Tradition. Wegen des Ausschlusses ihrer jüdischen Mitglieder gerieten diese 1933/34 zwar kurzzeitig in die Krise, aber danach wuchs die Bedeutung etwa des 1864 gegründeten Clubs von Berlin,
des ehemals »kaiserlichen« Aero-Klubs von Deutschland und anderer Honoratiorengesellschaften wieder.49 Wichtig waren diese Honoratiorenvereine, in denen sich neben Bankiers und Industriellen (die das Gros der Mitglieder stellten) sowie Wissenschaftlern auch hochkarätige Politiker, Ministerialbeamte und Offiziere trafen, für die Ressourcenmobilisierung der Forschungseinrichtungen schon vor 1933 gewesen. Danach nahm ihre Bedeutung noch zu, weil während der Zeit der Diktatur Herrschaftsbeziehungen und politische Koordinationen viel stärker als in Demokratien auf personellen Beziehungen basierten. Gute und enge Beziehungen in das verzweigte und in ständiger Wandlung begriffene NS-Regime hinein wurden ebenfalls immer wichtiger, weil von 1933 an zu den traditionell für die Finanzierung zuständigen staatlichen Institutionen wie Reichsinnenministerium, Preußisches Kultusministerium und Kommunen weitere Geldgeber wie das Reichsernährungs-, das Reichsluftfahrtministerium oder die verschiedenen Wehrmachtsteile hinzutraten. Ihnen versuchten die Repräsentanten der einzelnen Forschungseinrichtungen oder auch der Hochschulen in den unterschiedlichsten Netzwerken Zusagen für möglichst umfängliche Zuwendungen zu entlocken.

Die rasch wachsende Zahl an neuen Herrschaftsträgern und ihren Behörden oder »Stäben«,50 aber auch an wissenschaftsfördernden Institutionen erschwerte die Ressourcenmobilisierung, weil gute Kontakte zu einer oder wenigen Stellen allein nun nicht mehr ausreichten. Gleichzeitig erleichterte die Vielzahl an Herrschaftsträgern die Geldbeschaffung aber auch, da allen maßgeblichen NS-Institutionen die hohe Bedeutung moderner Wissenschaften für moderne Kriege bewusst war und die Forschungseinrichtungen die Rivalitäten zwischen den NS-Herrschaftsträgern zum eigenen Vorteil nutzen konnten. Die durch stetig neue Sonderkommissare51 vermehrte Anzahl nicht selten rivalisierender Herrschaftsträger hatte überdies Anteil daran, dass allein aus topographischen Gründen die Berliner Wissenschaftseinrichtungen immer mehr privilegiert wurden. Es entstand eine Art Zentralisierungssog, der die Forschungsstandorte in den Provinzen oder anderen Reichsländern ins Hintertreffen geraten ließ. Die räumliche Nähe zur Macht verstärkte allerdings auch die Gelüste mancher Herrschaftsträger, sich Berliner Wissenschaftseinrichtungen direkt zu unterwerfen. Ein Beispiel ist das Architektur- und Bauimperium Speer, das sich die entsprechenden THCh-Lehrstühle als Dependancen angliedern wollte. Im Regelfall blieben derartige Ambitionen freilich vergeblich, da konkurrierende Herrschaftsträger intervenierten, um Rivalen nicht übermächtig werden zu lassen.


Generelle Trends im Wissenschaftsbereich waren in der Metropole Berlin markanter ausgeprägt als anderswo. So zeigt bereits ein kurzer Blick auf die Entwicklung der Etats und Mitarbeiterzahlen der außeruniversitären industrieeigenen wie industriefernen Forschungseinrichtungen, dass von einer Wissenschaftsfeindlichkeit des Nationalsozialismus nicht gesprochen werden kann. Ebenso wenig wurden Wissenschaftler dysfunktional für den Fronteinsatz mobilisiert, ganz im Gegenteil: Die KWG etwa schloss bereits Anfang März 1942 aufgrund bester Beziehungen zur Wehrmachtsspitze mit dem Chef der Heeresrüstung Friedrich Fromm ein Abkommen, das nicht allein die UK-Stellung ausgewiesener wissenschaftlicher Experten, sondern darüber hinaus die Rückberufung benötigter Forscher von der Front auch gegen deren Willen vorsah, nachdem sich diese in einem überbordenden nationalistischen Enthusiasmus und in großer Zahl zwischen September 1939 und Spätsommer 1941 freiwillig für den Kriegsdienst gemeldet hatten.52 In Berlin zeigte sich außerdem der generelle Trend der doppelten Ressourcenverschiebung hin zu den natur-, agrar-und technikwissenschaftlichen Disziplinen sowie zu den außeruniversitären Forschungseinrichtungen besonders deutlich. Stärker noch als im gesamten Reich wurden hier Wissenschaft und Forschung zum Bestandteil eines ineinander verschmolzenen militärisch-industriell-wissenschaftlich-politischen Komplexes, der sich analytisch immer schwerer in »Teilsysteme« zergliedern ließ (von den empirischen Konstellationen ganz zu schweigen). Vor allem aber wurde die Stellung Berlins als unbestrittenes wissenschaftliches Zentrum Deutschlands nach 1933 weiter ausgebaut. Bis zur Auslagerung wichtiger Forschungseinrichtungen von 1942/43 an überragte die Reichshauptstadt als Wissenschaftsmetropole alle anderen Zentren der deutschen Forschungslandschaft. Erst die Bombardierungen und später der Kalte Krieg beförderten den Föderalismus der bundesdeutschen Wissenschaften.
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GELENKTE BILDER

Propagandistische Sichtweisen und fotografische Inszenierungen der Reichshauptstadt

Berlin als administratives und politisches Zentrum des NS-Regimes war die prominenteste und »produktivste« Bühne der öffentlichen Inszenierung nationalsozialistischer Machtentfaltung. Das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda (RMVP) war die wichtigste Schaltzentrale der NS-Propaganda. Über die »Gruppe Lichtbild« beziehungsweise das »Hauptreferat Bildpresse« in der Abteilung IV a (Inlandspresse) im RMVP wurden »die illustrierte Presse, die Bildagenturen und die Pressefotografen«1 sowie deren Bildprogramme maßgeblich gelenkt. Berlin war zudem Presse- und Medienzentrum des »Dritten Reiches«. Lange vor der NS-Machtübernahme hatten sich hier die wichtigsten Verlags- und Zeitungshäuser und die Auslandspresse etabliert. Deutsche und internationale Pressebilderdienste und Bildagenturen, gewerbliche und Pressefotografen waren hier besonders zahlreich vertreten.2

In der »Reichshauptstadt« wurde täglich bei zahlreichen für Fotografen und ihre Auftraggeber oder Abnehmer bildwürdigen Anlässen eine enorme Zahl von Pressebildern generiert. Der permanente Visualisierungsbedarf der NS-Macht konnte sich der professionellen Infrastruktur von Bildbeschaffung und Distribution der seit Ende 1933 endgültig »gleichgeschalteten« Berliner (Bild-)Presse bedienen. Neben großen und kleineren deutschen Fotoagenturen wie etwa Scherl-Bilderdienst, Atlantic Pressebilderdienst,3 »A-B-C-Aktuelle-Bilder-Centrale, Georg Pahl« und »Presseillustrationen Heinrich Hoffmann«4 waren auch ausländische Bildagenturen in diesem System der Bildverwertung vertreten, das sich mit Beginn der deutschen Besatzungsherrschaft in Europa in die von der Wehrmacht besetzten Länder verzweigte. Teile der pressefotografischen Überlieferung liegen heute verstreut in deutschen Archiven und Bildagenturen, in geringerem Umfang in anderen europäischen Ländern und in den USA. Zentrale Bestände etwa des Scherl-Bilderdienstes finden sich an mehreren Standorten.5 Berliner Anbieter einschlägigen Bildmaterials sind vor allem Ullsteinbild, BPK/Bildagentur für Kunst, Kultur und Geschichte, AKG-Images, das Landesarchiv Berlin, das Bundesarchiv, das Deutsche Historische
Museum, private Sammlungen,6 die Berliner Regionalmuseen und die Berliner Geschichtswerkstatt.7 Größere Anbieter außerhalb Berlins sind SZ-Photo in München, das Bildarchiv des Bundesarchivs in Koblenz und die Bayerische Staatsbibliothek, München. Hinzu kommen zahlreiche Agenturen und Archive des Auslands.




»Schöne« Bilder der Reichshauptstadt

Rudolf Herz hat in seiner Arbeit über Hitlers persönlichen Fotografen Heinrich Hoffmann auf die affirmative Wirkung der offiziellen NS-Fotografie in der Rezeption der NS-Geschichte nach 1945 verwiesen, deren Material in Print- und Bildmedien in der Regel quellenunkritisch verwendet wird und »die historischgesellschaftliche Wirklichkeit des Dritten Reichs auf einen stereotypen Kanon von Themen und Bildtypen reduziert, der nicht ohne Einfluß auf landläufige Meinungsklischees über das Dritte Reich bleibt und das kollektive Bildgedächtnis prägt«.8 Gerhard Paul hat diesen Effekt als »späte(n) Triumph des Joseph Goebbels« beklagt.9 So lässt sich auch die mediale Rezeption der fotografischen Überlieferung Berlins in der NS-Zeit charakterisieren. Diese spiegelt aus offizieller, staatspropagandistischer Sicht die übergeordnete, »große« Geschichte Berlins als Machtzentrum des NS-Staates, ihre zentralen Schauplätze, Akteure und Ereignisse. Aber auch die von der NSDAP und ihren Gliederungen bestimmte »kleine«, lokalpolitische Geschichte und die Alltagsgeschichte Berlins werden vielfältig sichtbar. »Was eine Zeit für abbildungswürdig hielt, kann uns Aufschlüsse über ihr Selbstverständnis geben. […] Das Bild […] ist Zeugnis eines Selbstbildes oder erwünschten Fremdbildes.«10 Fotografien speichern direkt und indirekt historische Informationen über Abbildungskonventionen, Bildverbote und fotografisch-politische Intentionen ihrer Urheber und Auftraggeber.

Welchen Quellenwert haben die offiziellen (Presse-)Bilder des nationalsozialistischen Berlin vor diesem Hintergrund? Als zeitgeschichtliche Quellen zeigen sie unter anderem, welche fotografischen Sichtweisen und Perspektiven der Stadt die NS-Propaganda anstrebte, welche Bedeutung lokalen Faktoren dabei zukam, welches »Bildprogramm« in welchen »stabilen Motivkategorien« und »bildsprachlichen Formeln«11 sie vorgab oder zuließ und welche Mobilisierungs- und Bildkampagnen mit Berlin als Schauplatz realisiert wurden. In der Ambivalenz von »Alles Wahrheit! Alles Lüge!«12 bilden sie ein visuelles
Ereigniskalendarium der NS-Jahre, das grundlegende fotografische Muster der Selbstwahrnehmung und Außendarstellung des Regimes in Berlin veranschaulicht.
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Abb. 1 Passanten vor dem Bildaushang des Scherl-Hauses im Berliner Zeitungsviertel, während des »Anschlusses« Österreichs, 14. März 1938. Fotograf (Kürzel): »Ste.«, H 3259 (Foto: SZ Photo, München).



Plastisch wird dies zum Beispiel anhand der unzähligen fotografischen Dokumentationen von den permanent öffentlich praktizierten, inkludierenden Vergemeinschaftungsritualen der »Volksgemeinschaft«, wie sie unter dem Leitspruch des Winterhilfswerks 1938/39 »80 Millionen eint das Eintopfessen« prototypisch zum Ausdruck kamen.

Alle typischen NS-Veranstaltungsvarianten finden sich im Bildprogramm wieder. In relativ uniformen fotografischen Narrativen spiegeln sich in großer Zahl verschiedenste weitere Formen der Berliner NS-Machtdemonstrationen. Zehntausende Fotos belegen die Intensität, mit der die NSDAP, ihre Gliederungen und parteinahen Organisationen den öffentlichen Raum und Teile des Alltags zu okkupieren suchten. Sie zeigen Veranstaltungsformen und -zyklen,
Techniken ihrer Propagierung, Inszenierung und Organisation, die dabei publizistisch verwendeten Bild-Text-Narrative, die politischen Ritual- und Symbolbestände der NS-Bewegung und die häufige Instrumentalisierung bestimmter Teile des öffentlichen Stadtraums als »Festplätze«. Sie geben Auskunft über den mit Propaganda- und Mobilisierungskampagnen verbundenen Anteil einzelner NSDAP-Stellen. Nicht zuletzt erlauben die Fotos in gelenkten Ausschnitten den Blick in die Gesichter der Beteiligten während verschiedenster Handlungskonstellationen. In unterschiedlicher Evidenz lassen sie Rückschlüsse auf das situative Verhalten der an den Inszenierungen partizipierenden »Volksgenossen« zu. So können selbst in dem von professionellen NS-Fotografen komponierten, propagandistisch standardisierten Bildmaterial seit Kriegsbeginn Veränderungen in Mimik und Körpersprache der an Massenveranstaltungen teilnehmenden »Jubelberliner« abgelesen werden.

Die zunächst opulente, ungebrochene fotografische Stilisierung der Masseninszenierungen, bei denen die Menge dem Führer und seinem Regime zujubelt, löste sich zusehends auf. Was sich bis 1940 noch an Straßenszenen jauchzender und massenhafter Begeisterung fotografieren ließ, war 1942 kaum noch vorhanden. Vielmehr herrschte nun bildlich immer schwerer verschleierbare Tristesse vor. Selbst bei nachhaltig kontrollierten, fotografisch hermetisch komponierten zentralen Propagandaveranstaltungen wie Goebbels’ Sportpalastrede zum »totalen Krieg« im Februar 1943 kann man dies sehen. Die Spaliere an den Straßenrändern wurden dünn, das Publikum verhärmter und älter, frenetische Begeisterung nur als aufgeputschter Fanatismus punktuell und rudimentär noch sichtbar. Die propagandistische Bedeutung der Bildtexte für die Bildaussage der Fotos wuchs und entfernte sich gleichzeitig immer weiter von der Kriegsrealität. In diesen Texten mussten nun die pessimistischen Mienen der »Volksgenossen« zu preußischem Ernst umgedeutet werden.

Charakteristische Sujets in der fotografischen Überlieferung der »permanente (n) Selbstdarstellung«13 der Nationalsozialisten und ihres in Berlin entfalteten »NS-Staatsdesigns«14 sind Zentralereignisse wie etwa die Inszenierungen von Führerkult und Massenkonsens durch Akklamationsrituale auf dem Wilhelmplatz, kulminierend in den Massenszenen anlässlich von Hitlers Rückkunft in Berlin am 6. Juli 1940 nach dem »Blitzkrieg im Westen«. Von 1942 an »versiegte« die Bildproduktion auf dem Wilhelmplatz allmählich infolge der sich verschlechternden Kriegslage. Große Veranstaltungen im Freien gab es kriegsbedingt immer seltener. Die Inszenierung verlagerte sich in den
Sportpalast und in die Deutschlandhalle, bildwürdige »Events« schwanden stetig, die meisten Fotografen waren in »Propaganda-Kompanien (PK)« der Wehrmacht eingesetzt. Die selteneren Möglichkeiten des Regimes zur Außendarstellung und Selbstinszenierung lassen sich in den Veränderungen der Bildproduktion nachvollziehen. Final tauchte der Wilhelmplatz als zentraler Inszenierungsort noch einmal auf, im November 1944 bei der propagandistischen Farce der Vereidigung der Berliner »Volkssturm«-Einheiten durch Joseph Goebbels.

Auch nach dem »Anschluss« Österreichs, der Münchner Konferenz und bei Dutzenden weiteren Anlässen, vor allem Staatsbesuchen und Staatsakten, lieferten Fahrten des »Führers« durch das Massenspalier der Zuschauer an der Wilhelmstraße den Fokus der Jubel-»Settings« für die »Bildberichterstatter«. Paradigmatisch auch die Auftritte Hitlers am »Heldengedenktag« vor der Neuen Wache Unter den Linden und die von ihm abgenommenen Aufmärsche in der Wilhelmstraße etwa am Jahrestag der NS-»Machtergreifung«. Das gilt bis Kriegsbeginn auch für die Zentralveranstaltungen zum »Tag der nationalen Arbeit« am 1. Mai auf dem Tempelhofer Feld und im Lustgarten sowie die alljährlichen Feiern des »Führergeburtstages« am 20. April.

Zur Veranschaulichung der Sujetvielfalt der bildlichen Überlieferung seien hier einige weitere Anlässe genannt: die Jahrestagungen des Amtes »Schönheit der Arbeit« der DAF; die Eröffnungen des »Reichsberufswettkampfes« und die »Reichsappelle« unter anderem des Jugendamtes der DAF in (Rüstungs-)Betrieben; die Kundgebungen zum »Erntedankfest«; die zahllosen Verleihungen von Auszeichnungen; die Aufmärsche und Fahnenappelle von SA, SS, NSKK, HJ, BDM, DAF, NSBO, Polizei, Technischer Nothilfe und Wehrmacht zu verschiedensten Anlässen; »Wahlreden«, Wahllokalszenen, »Wahlteilnahmen« von »Wählern« und Stimmabgaben von NS-Prominenz bei den NS-»Volksabstimmungen«; die verschiedensten politischen Ausstellungen sowie Fach- und Kunstausstellungen; glamouröse Filmuraufführungen vor NS-Prominenz und andere NS-»Society«-Anlässe; Parteiveranstaltungen unterschiedlichster Art, beispielsweise Sportfeste und Veranstaltungen des NS-»Blutzeugen«-Kultes sowie verschiedenste weitere innen- und außenpolitische Ereignisse. Dazu die besonderen Veranstaltungs- und Mobilisierungsformen, die spezifische Variationen des modifizierten Bildprogramms der Kriegsjahre lieferten. Diese reichten von den Spinnstoff- und Schuhsammlungen über die »Kinderlandverschickung« und »Europa siegt«-Veranstaltungen bis zu »positiven« fotografischen Interpretationen und Stilisierungen der Kriegsnöte, etwa schöngefärbten Fotos
der Schadensbewältigung und Notversorgung durch die NSV nach Luftangriffen. Als übergreifendes Gestaltungselement der fotografischen Darstellung diente durchgängig die Personalisierung der NS-Politik bis 1943 vor allem in der Fokussierung auf Hitler, aber auch durch die komplementäre, bildliche Popularisierung der NS-Nomenklatura, die auch prominente lokale NS-Funktionäre einbezog.
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Abb. 2 Inszenierung von Massenkonsens und Führerkult: enthusiasmierte Menschenmenge auf dem Wilhelmplatz vor der Reichskanzlei bei der Ankunft der Wagenkolonne Hitlers, 6. Juli 1940. Originalbildtext, Deutsche Allgemeine Zeitung, 7. Juli 1940: »Mit stürmischer Begeisterung empfängt die Menge den siegreichen Feldherrn.« Fotograf: o.A. (Foto: ullstein bild, Berlin).
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Abb. 3 Zurückhaltende fotografische Dokumentation einer Szene während des ersten »Tag(es) der nationalen Arbeit«: Menschenmenge auf dem Tempelhofer Feld, 1. Mai 1933. Im Vordergrund unter anderen Standarten- und Fahnenträger der SA. Fotograf: Max Ehlert15 (Foto: ullstein bild, Berlin).



Offizielle Pressebilder Berlins in der NS-Zeit zeichneten, zugespitzt über die Bildtexte, in unterschiedlichsten Facetten ein Bild der »geschönten Wirklichkeit«, 16 in dem sich die nationalsozialistische Vorstellung der sozial homogenen, harmonischen »Volksgemeinschaft« in festen bildsprachlichen Formeln und Sujetmustern artikulierte. Die NS-Propaganda rekurrierte dabei auf das von ihr vor der Machtübernahme demagogisch gezeichnete Zerrbild des krisenhaft-dekadenten »jüdischen«, sozial zerrissenen »roten« Berlin der »Systemzeit«. In »positiven« fotografischen Erzählmustern17 vermittelte sie Gegenbilder einer festgefügten »Volksgemeinschaft« in einem nationalsozialistisch »geordneten«, weltstädtischen »Bilderbuchberlin«.18

Die »Bildberichterstatter« lieferten dazu sowohl heroisch-martialische als auch zurückhaltend-sachliche und nicht zuletzt ästhetisierende, idyllisierende Bilder der Stadtlandschaft, wie sie auch für die romantisierende Inszenierung von »deutscher Landschaft«, »deutschem Brauchtum« und »deutschem Volksantlitz« durch die NS-Fotografie typisch waren. »Schöne Bilder aus schöner Zeit sollten von einem guten Leben im NS-Staat künden.«20
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Abb. 4 Weltstädtisch inszeniertes »Bilderbuchberlin« am Wochenende vor der Eröffnung der Olympischen Spiele, (wohl) 26. Juli 1936. Die als »Via Triumphalis« ausgestaltete Straße Unter den Linden, Blickrichtung Stadtschloss und Lustgarten, »im Festschmuck«. Fotograf: Heinz Fremke19 (Foto: ullstein bild, Berlin).




Auch in den Kriegsjahren blieb dieser Duktus der fotografischen Inszenierung in modifizierter Form erhalten. Berlin wurde zunächst als vom Krieg nicht direkt betroffen und angeblich unerreichbar für die Bomber der Alliierten gezeigt, später dann als ziviles Opfer alliierten »Luftterrors«, seine Bewohner als »kämpfende Volksgemeinschaft«. Verharmlosend arrangierte Bildsequenzen von »Luftschutzkellergemeinschaften«, Bildserien, die eine ausreichende Versorgung der Zivilbevölkerung mit Schutzräumen suggerierten, sowie Bildsequenzen über neue Großbunker, urlaubsfahrtähnliche »Kinderlandverschickungen« – diese die Notlagen, Krisen und Katastrophen des Krieges ausblendende oder zur wirksamen Krisenbewältigung durch Staat und Partei umdeutende fotografische Fiktion der vorbildhaften »Reichshauptstadt« versuchte man in nur noch mit äußerster Mühe zu arrangierenden Bildern bis in die letzten Kriegsmonate aufrechtzuerhalten. Noch die zu den Nachkriegsikonen gehörenden Aufnahmen, die Adolf Hitler bei der Auszeichnung von Hitlerjungen im Garten der Neuen Reichskanzlei am 20. März 1945 zeigen, versuchten ein die Realität konterkarierendes Bild »äußerer Normalität«21 der NS-Herrschaft herzustellen.22 Allein der evidente Rückgang der Bildproduktion seit 1943 und teils unübersehbare Abweichungen von der jahrelang eingeübten, offiziellen fotografischen Erzähllinie, wie sie sich in einzelnen Fotografennachlässen abzeichnen,23 machen die Agonie des NS-Regimes ablesbar.




Ausgrenzung und Verfolgung in der fotografischen Überlieferung

Die Massenveranstaltungen waren das eine, die fotografische Überlieferung dokumentiert aber auch, dass der NS-Staat »ebenso sehr auf der Entfesselung von Gewalt wie auf imponierender Inszenierung seiner Macht«24 gegründet war. Die Instrumentalisierung der Fotografie für die propagandistische Visualisierung der NS-Herrschaft erfolgte ebenso durch die weitgehende Tabuisierung fotografischer Dokumentationen der offen terroristischen Züge des NS-Regimes. Abbildungen zu manifester Gewalt des Regimes unterlagen restriktiven Konventionen, an die sich die offiziell tätigen »Bildberichterstatter« zu halten hatten. Zur »Gleichschaltung« und Nazifizierung der Berufsfotografen und ihrer alltäglichen Dressur im Instanzengeflecht der NS-Pressebildzensur traten zudem die Bildverwendungsverbote des Propagandaministeriums. 26 Daher sind in der offiziellen fotografischen Überlieferung die Ausgrenzung und Verfolgung von »Staats- und Volksfeinden« in Berlin äußerst lückenhaft abgebildet, vielmehr ist sie gekennzeichnet durch weitgehende »Abwesenheit des offensichtlichen Schreckens« (Heinrich Wefing). Die Ausblendung solcher Sujets durch die Fotografen reichte dabei in Berlin noch weiter, als in der Überlieferung für das übrige Reichsgebiet zu erkennen ist.27 Es findet sich auch kaum aussagefähiges Bildmaterial privater Provenienz.28
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Abb. 5 Zwischen fotografischer Suggestion äußerer »Normalität« und sachlicher Ausschnittsdokumentation: Schutzsuchende verlassen den »Großen Zoobunker« im Tiergarten nach einem Luftangriff, undatiert (Februar/März 1945). Links neben dem Eingang zu erkennen ein modellhaft ausgeführtes Teilstück der für die Zeit nach dem »Endsieg« geplanten, pseudoklassizistischen Bunkerfassade. Auf dem Bunkerdach betonierte Stände schwerer Luftabwehrgeschütze. Fotograf: Artur Grimm25 (Foto: BPK, Berlin).




Dass wir in der bildlichen Überlieferung Berlins in der NS-Zeit Parallelwelten von »Terror und Normalität« (Heinrich Wefing) begegnen, verweist auf den ausschnitthaften Charakter fotografischer Dokumentation wie auf die Bedeutung professioneller und politischer Dispositionen der Fotografen. Es sagt etwas aus über deren »Erziehung zum Wegsehen« (Rolf Sachsse) oder zur fotografischen Komposition des Gesehenen nach vorgegebenen Abbildungsintentionen. Über die propagandistischen Entstehungs- und Verwendungskontexte hinaus ist in der Berliner Bildüberlieferung des NS-Ausgrenzungsterrors29 nur ausnahmsweise der ostentative, aktionistische Gebrauch der Kamera »als Waffe« zu belegen, beispielsweise bei den während des antijüdischen Aprilboykotts 1933 entstandenen Fotografien von Boykottbrecherinnen.

Welche Ereignis- und Bildsujetkomplexe zeichnen sich in der Überlieferung ab? Zunächst zahlreiche Fotografien, die die gegen politische Gegner gerichteten Terrormaßnahmen nach dem Reichstagsbrand 1933 belegen. Vorwiegend sind Aktionen der Berliner Polizei sowie der NS-Hilfspolizei von SA und SS fotografiert worden, unter anderem Razzien wie die Durchsuchung des Karl-Liebknecht-Hauses der KPD am Bülowplatz,30 der »Künstlerkolonie« in Wilmersdorf 31 und in Arbeiterwohnvierteln,32 aber auch die erste fotografisch kommunizierte antijüdische Polizeirazzia im »Scheunenviertel« im April 1933.33

Hinzu kommen Fotos der Vorführung prominenter Verhafteter wie Carl von Ossietzky, Ernst Torgler und Ludwig Renn im Berliner Polizeipräsidium durch Rudolf Diels, den späteren Leiter des Preußischen Geheimen Staatspolizeiamtes und damaligen Chef der politischen Polizei im Preußischen Ministerium des Innern und im Polizeipräsidium Berlin. Auf sehr wenigen Fotos sind Spuren von Misshandlung bei den Häftlingen zu erkennen, was später infolge der wirksamen Bildzensur so gut wie ausgeschlossen ist.34 Fast gar keine Fotos liegen vor zur Besetzung von Gewerkschaftsgebäuden am 2. Mai 1933. Relativ wenige, heute umso mehr ikonisierte Aufnahmen gibt es von der Bücherverbrennung auf dem Opernplatz am 10. Mai 1933 und ihr vorausgegangenen Durchsuchungs- und Buchsammelaktionen35 des Nationalsozialistischen
Deutschen Studentenbundes (NSDStB). Zur Verhaftungs- und Mordwelle im Zuge des 30. Juni 1934 sind ebenfalls nur wenige Fotos vorhanden, die Polizei und SS beim Objektschutz strategisch wichtiger Gebäude zeigen.

Zum antijüdischen Boykott am 1. April 1933 existiert eine relativ umfangreiche Bildüberlieferung. Sie zeigt Details wie die Beteiligung der Nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation (NSBO), einzelner Berliner NS-Protagonisten wie Joseph Goebbels und typische Aktionsformen, ebenso zentrale Schauplätze36 und Reaktionen von Passanten und Zuschauern.37 Gleiches gilt für die weniger zahlreich überlieferten Fotos vom Novemberpogrom 1938. Bezüglich der Publikumsreaktionen, der öffentlichen Wahrnehmbarkeit des Pogroms und der Aktivitäten von SA, SS und Polizei zeigt die Berliner Überlieferung viel weniger als die in anderen Regionen.38 Fotos, die die Verhaftung von Juden zeigen, liegen nicht vor,39 vermutlich eine Folge der in Berlin rascher und wirksamer greifenden Bildzensur, die verhinderte, dass in größerem Umfang Pressefotos gemacht wurden. Die Bildagenturen erwarteten offenbar, dass keine Freigabe solcher Bilder erfolgen würde, und sparten sich den teuren, aber sinnlosen Einsatz von Fotografen.40

Auch die als grausame Spektakel in provinziellen Kleinstädten und Landgemeinden praktizierten öffentlichen Inszenierungen von »Prangermärschen«, beispielsweise die öffentliche Anprangerung wegen »Rassenschande« und öffentliche Haarschuren von Frauen als Zeichen des »Ausschlusses aus der Volksgemeinschaft« wegen intimer Verhältnisse mit Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern,41 gehören zu den weißen Flecken in der Berliner Überlieferung.

Zur Verfolgung der Juden in Berlin finden sich Fotografien ihrer Alltagsdiskriminierung im öffentlichen Stadtraum. Zu den Deportationen seit Oktober 1941 sind dagegen bisher keinerlei Fotos bekannt, während hierzu aus anderen deutschen Deportationsorten inzwischen vergleichsweise viele Bilddokumente überliefert sind.

Zur Verfolgung der Sinti und Roma sind in der relativ umfangreichen Überlieferung des Bundesarchivs in Koblenz lediglich wenige Aufnahmen aus dem »Zigeunerlager« Marzahn erhalten sowie eine kurze, Berlin zugeschriebene Sequenz, die möglicherweise die Ankunft eines »Zigeunerschubs von der Westgrenze« im Sommer 1938 zeigt.42

Zum Einsatz von Zwangsarbeitern und Arbeitskräften aus den verbündeten und besetzten europäischen Ländern findet sich mit geschätzt mehreren Hundert Fotos eine relativ dichte Quellenlage. Sie repräsentiert dominant die
von der NS-Propaganda verordneten Bild-Text-Narrative. Mit der Kriegswende 1942/43 standen sie im Zeichen der Beschwörung der Überlebensinteressen des »abendländischen« Europa und des »Dritten Reiches« angesichts des drohenden »Sieges des Bolschewismus« unter den Losungen »Europa kämpft« und »Europa siegt«. Es dominieren schönfärberische Bildserien zur Arbeits-, Unterbringungs- und Freizeitsituation »fremdvölkischer« Arbeitskräfte.43 In der bildlichen Darstellung privilegiert werden Arbeitskräfte aus »germanischen« Ländern und europäischen »Kulturnationen«.
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Abb. 6 Polizeirazzia im »Scheunenviertel«, undatiert (April 1933). Als Originalbildlegende wird angegeben: »Große Razzia der Polizeiabteilung z.b.V. im Berliner Scheunenviertel am Alexanderplatz, in der Grenadier- und Dragonerstraße, das vorzugsweise von Juden bewohnt wird. UBz.: in einem Hof zusammengetriebene Juden, die visitiert werden sollen und bei denen eine Ausweiskontrolle durchgeführt wird.« Fotograf: o. A. (Foto: Bundesarchiv, Koblenz).



Vereinzelt liegen aus Berlin wie auch aus anderen deutschen Städten Fotos zum Einsatz von Konzentrationslagerhäftlingen bei der Räumung von Bombenblindgängern vor.

Dass Berlin trotz der »breite(n) Zustimmung der Berliner Bevölkerung«44 zu Hitler und seinem Regime »Zentrum des Widerstands« und »Bühne seiner Vernichtung«45 wurde, vertrug sich nicht mit der offiziellen NS-Bildnarration, doch sie konnte die Vorgänge nach dem 20. Juli 1944 nicht völlig ignorieren. Der
in Berlin angesiedelte Widerstand gegen die NS-Diktatur ist in fotografischen Quellen jedoch nur äußerst fragmentarisch abgebildet und fast ausschließlich durch Fotografen und Kameraleute auf Täterseite in deren Bildproduktion für Polizei- und Justizbehörden. Exemplarisch für diesen Bildtopos stehen Ikonen wie die von Heinrich Hoffmann oder einem seiner Berliner Fotografen zwischen dem 19. und 23. November 1939 im Geheimen Staatspolizeiamt in der Prinz-Albrecht-Straße 8 arrangierten Fotos von Georg Elser im Verhör, das durch Arthur Nebe erfolgte, Leiter des Amtes V des Reichssicherheitshauptamtes (RSHA), und dessen späteren Nachfolger Friedrich Panzinger sowie durch die vom RSHA eingesetzte »Sonderkommission« zum Attentat auf Hitler im Münchener Bürgerbräukeller.46

Besonderer Stellenwert kommt auch den mit versteckter Kamera aufgenommenen, heute teils ikonisierten Standaufnahmen beziehungsweise Film»Stills«, aber auch den Fotografien der Angeklagten und anderer Szenen der Verhandlungen gegen die Verschwörer des 20. Juli vor dem »Volksgerichtshof« zu,47 ferner den noch erhaltenen Fotografien von den entwürdigenden Prozeduren der erkennungsdienstlichen Fotografie der Gestapo im Geheimen Staatspolizeiamt, wo die Opfer bereits bei der Einlieferung beherrschend vereinnahmt wurden, indem man sie mit einem »ED«-Polizeifoto kriminalisierte.48

Nicht zuletzt bleiben die Fotos der Berliner Orte der Täter. Das Regierungsviertel um die Wilhelmstraße beherbergte die Zentralen von Sicherheitspolizei, SS und SD. Berlin war auch das »Zentrum des SS-Staates«.49 Im Gegensatz zur breiten offiziellen fotografischen Dokumentation der NS-Geltungsarchitektur in Berlin sind Innen- und Außenaufnahmen zentraler und anderer Dienstgebäude von SS und Polizei von der offiziellen Pressefotografie offenbar nur bedingt für bildwürdig erachtet worden. Insgesamt finden sich wenige Dutzend Fotos, die sie sachlich-neutral als »normale« Verwaltungsgebäude zeigen. Die Existenz der Gestapo wurde ähnlich wie die der Konzentrationslager im Reichsgebiet keinesfalls verschwiegen, aber solche Objekte waren nicht von besonderem fotografischen Interesse.



Resümee

»Jede Fotografie hält nur Aspekte der Realität fest. Sie ist Ergebnis einer willkürlichen Wahlentscheidung und Bearbeitung«50 und wird entscheidend geprägt von den Abbildungsintentionen ihrer Urheber und Auftraggeber. Sofern
es sich nicht um direkte bildtechnische Fälschungen und Manipulationen handelte, bildete die offizielle NS-(Presse-)Bildproduktion in gelenkten, inszenierten und arrangierten Bildern für die NS-Propaganda »Elemente einer bestimmten historischen Wirklichkeit ab« und kann als »bildhafte Aussage über eine bestimmte Wahrnehmung von Wirklichkeit«51 gesehen werden. Trotz aller begründeten quellenkritischen Skepsis handelt es sich bei der offiziellen nationalsozialistischen Bildüberlieferung dennoch um einen für die Erforschung der NS-Geschichte Berlins äußerst wertvollen Bildquellenbestand. Jede Beschäftigung mit den Aufnahmen erfordert jedoch die Berücksichtigung des Kontextes ihrer Entstehung, das heißt die Recherche zu Entstehungs- und Produktionsbedingungen, zur Verwendungs- und Rezeptionsgeschichte und der den Motiven zugrunde liegenden zeitgeschichtlichen Hintergründe.
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TERROR UND VERFOLGUNG
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Am 5. April 1933 wurde in dem Viertel östlich des Alexanderplatzes, in dem viele Juden aus Osteuropa wohnten, eine Razzia durchgeführt, die als Medienereignis geplant war. Auf dem Foto ist zu sehen, dass ein Kriminalpolizist, der von Schutzpolizei und SS (am rechten Bildrand) unterstützt wird, einen Mann vor einem Mikrophon verhört. Das Verhör wurde aufgenommen und noch am selben Tag im Radio gesendet. Vier Tage nach dem »Boykott« jüdischer Geschäfte sollte diese Aktion den propagandistischen Beweis erbringen, dass Juden tatsächlich keine Deutschen seien. Deshalb wurden nur Verhöre mit Personen aufgezeichnet, die radebrechten, weil Deutsch nicht ihre Muttersprache war. Diese Aktion zeigt, dass die Verfolgung von Juden, sogenannten Asozialen sowie Sinti und Roma häufig in aller Öffentlichkeit stattfand, dass sich die Täter sogar an die Öffentlichkeit als Publikum und potentiellen Komplizen wandten.









ENTGRENZUNG UND EINGRENZUNG DER GEWALT

Berliner SA, SS und Polizei (1933–1939)

Obgleich zur Geschichte von SA und SS, Gestapo, Kriminalpolizei, SD und Ordnungspolizei eine fast unüberschaubare Publikationsfülle vorliegt, wurden die Berliner Polizei und SS zwischen 1933 und 1939/45 von der NS-Forschung kaum beachtet und vorrangig unter dem Blickwinkel der reichsweiten Judenverfolgung untersucht. Vor allem im überregionalen Vergleich wird aber sichtbar, dass die verschiedenen Instanzen auf Reichs-, Landes- und Stadtebene in Berlin kulminierten und zu strukturellen und personellen Spezifika in der Reichshauptstadt führten. Eines davon ist die Institution des Berliner Polizeipräsidenten, die sowohl Bereiche der Sicherheitspolizei mit der politischen Polizei und der Kriminalpolizei vereinte als auch Bereiche der Ordnungspolizei mit denen von Schutz- und Verwaltungspolizei. Von 1936 an lagen die Kompetenzen von Gestapo und Kripo bei den nach und nach installierten Inspekteuren der Sicherheitspolizei (IdS), die der Schutzpolizei und Gendarmerie dagegen beim Pendant der Ordnungspolizei (IdO).1 Hier stehen die Interdependenzen der staatlichen Exekutive mit SA und SS auch mit Bezug auf das KZ-System im Mittelpunkt des Beitrages. Ziel ist es, die Spezifika der zentralen und regionalen Ordnungen für Berlin herauszuarbeiten.




Im Gewaltrausch: Terror von SA und SS 1933

Am 22. Februar 1933 wurde die preußische Hilfspolizei gegründet, die sich – wie die Hilfspolizei in Bayern, Sachsen und anderen Ländern – überwiegend aus den Reihen der SA rekrutierte.2 Mindestens 1500 bis 2000 SA-Männer taten allein in Berlin als Hilfspolizisten Dienst. Bis zum August 1933 zählte die SA in Berlin-Brandenburg etwa 80 000 Mitglieder, die direkt dem Führer der SA-Gruppe Berlin-Brandenburg und späteren Berliner Polizeipräsidenten, Wolf-Heinrich Graf von Helldorf, unterstanden.3 Damit gab es in der deutschen Hauptstadt mehr SA-Männer als Polizisten. Die Einbindung der SA in
die staatliche Exekutive, wodurch die nationalsozialistische Herrschaft gesichert und zugleich die von den SA-Trupps ausgehende Gewalt kanalisiert werden sollte, war begleitet von einer Welle des Terrors. Eigenmächtig oder im staatlichen Auftrag richtete die SA-Hilfspolizei Folterstätten und Konzentrationslager ein, es kam zu wilden Verhaftungsaktionen, Verschleppungen, Misshandlungen und Totschlag. Das Konzentrationslager in der Schöneberger General-PapeStraße war nur eine von mindestens 170 Haftstätten, in denen vornehmlich die SA-Feldpolizei 1933 etwa 2000 Menschen quälte und mindestens 20 ermordete.4

Der Terror hatte einen enormen Ansehensverlust der SA zur Folge. Das sowie das ständige Kompetenzgerangel mit der Polizei veranlasste den Leiter des Geheimen Staatspolizeiamtes in Preußen, Rudolf Diels, gegen die illegalen Folterkeller und die Misshandlungen, die in den staatlichen KZ unter SA-Bewachung an Gefangenen verübt wurden, vorzugehen. Er stieß dabei, wie er es in seinen apologetischen Nachkriegserinnerungen formulierte, auf »Gestalten wie aus einem Spuk oder aus einem dämonischen Traum«.5

Bereits im März 1933 mussten Diels und Kurt Daluege, damals Kommissar z.b.V.im Preußischen Ministerium des Innern, auf die SA-Gruppe Berlin-Brandenburg einwirken, nachdem außenpolitische Verwicklungen mit der Sowjetunion das Auswärtige Amt auf den Plan gerufen hatten. Ein weiteres Einschreiten gegen die »Sowjetschule in Tempelhof«, die Handelsvertretung sowie »die Russenpensionate« hielt Daluege für »inopportun«.6 Einen Höhepunkt des SA-Terrors stellte die »Köpenicker Blutwoche« vom 21. bis 26. Juni 1933 dar. Nach bisherigem Forschungsstand verschleppten und folterten damals mehrere Hundert Mann des selbstständigen SA-Sturmbanns 15 bis zu 500 Menschen, von denen mindestens 23 starben.7 Die Auflösung der nicht kasernierten Hilfspolizei in Preußen im August 1933 sowie der fast vollständige Austausch von SA- gegen kasernierte SS-Wachmannschaften in den staatlichen Schutzhaftlagern bis Ende August 1933 sind nicht zuletzt auf diese Ausschreitungen zurückzuführen.8

Eine zentrale Rolle beim Aufbau der Parteigliederungen in Berlin spielte Kurt Daluege. Nach seinem Wechsel von der SA zur SS stieg er zum Führer der SS-Gruppe Ost (seit 1933 SS-Oberabschnitt Ost und seit 1939 SS-Oberabschnitt Spree mit Sitz in Berlin) auf, wurde im Mai 1933 Leiter der Polizeiabteilung im preußischen Innenministerium und im September General der preußischen Landespolizei, ferner 1934 SS-Obergruppenführer und Stellvertreter Heinrich Himmlers, 1936 Chef der Ordnungspolizei und zusätzlich Stellvertreter Himmlers als Chef der Deutschen Polizei. Daluege befehligte damit die gesamte uniformierte Polizei und Feuerwehr. In seiner Schlüsselstellung
zwischen SA, SS und Polizei trieb er die Nazifizierung und Militarisierung der Berliner, der preußischen und letztlich der Reichspolizei maßgeblich voran. Er trug wesentlich zur Machtsicherung der NSDAP und Adolf Hitlers in Berlin vor und nach 1933 bei, was ihm zeitlebens die Gunst Hitlers einbrachte.9 Daluege baute die Berliner SA und SS zu einem einflussreichen Machtfaktor auf. Aus den Reihen dieser beiden Parteigliederungen in Berlin und den preußischen Provinzen nahm er Ende 1934 etwa 10 000 Mann in die preußische Polizei auf. Diese Verschmelzung von Reich und Region kam auch in der engen, aber keineswegs konfliktfreien Zusammenarbeit mit dem Berliner Polizeipräsidenten Graf von Helldorf zum Tragen, den Daluege – wie auch der Chef der Reichskanzlei Martin Bormann, der Berliner SA-Führer Karl Ernst und der stellvertretende SA-Chef Edmund Heines – schon aus der gemeinsamen »Kampfzeit« im Freikorps Roßbach beziehungsweise der »Arbeitsgemeinschaft Roßbach« kannte.10

Ernst und Graf von Helldorf, die bis 1934 die höchsten SA-Ämter in Berlin und Brandenburg bekleideten, hatten gemeinsam die antijüdischen Kurfürstendamm-Krawalle vom 12. September 1931 initiiert und waren damals von den NS-Juristen Hans Frank und Roland Freisler verteidigt worden. Auch die Berliner SS-Führung unter Daluege war bereits vor 1933 an antisemitischen Übergriffen beteiligt. Ihre Hauptaufgabe war allerdings die Werbung für die NSDAP und Hitler bei den Reichstagswahlen 1932. Überdies hatte sie darauf zu achten, dass die Machtbalance zwischen SS und SA in der Reichshauptstadt erhalten blieb. Im Zuge des »Röhm-Putsches« übernahmen die Berliner SS-Einheiten dann unter Federführung der Leibstandarte SS »Adolf Hitler« »Sicherungsaufgaben«. Bei dieser Gelegenheit misshandelten SS-Männer im Columbia-Haus fast 240 Gefangene des 30. Juni 1934. Das führte zwei Tage später zur Ablösung der Berliner SS-Standarte 42 durch Wachmannschaften der Leibstandarte: »Die Verhältnisse besserten sich erst, als am Montagabend [2. Juli 1934] SS-Männer von der Leibstandarte Adolf Hitler zur Bewachung eingeteilt wurden. Durch die SS-Männer der Leibstandarte erfuhren wir, was unterdes passiert war, erfuhren von dem Aufruf des Führers, dem Aufruf des Stabschef Lutze und den Erschießungen.« Etwa 60 Gefangene wurden daraufhin am 4. Juli in das KZ Lichtenburg überführt und von Theodor Eicke, dem neuen Lagerkommandanten Bernhard Schmidt und dem Führer der SS-Wachtruppe Edgar Entsberger »in vollkommen zusammenhanglosen Sätzen derartig an[gebrüllt], dass jeder von uns überzeugt war, sein letztes Stündlein hätte geschlagen«.11


Unterstützung erhielten die SS-Einheiten während des »Röhm-Putsches« vom SD. Willy Falkenberg, der Führer des SD-Abschnitts Berlin, der bereits an den Morden der »Köpenicker Blutwoche« im Juni 1933 beteiligt gewesen war, wurde am 4. Juli 1934 zum SS-Hauptsturmführer befördert.12 Walter Potzelt, der während der Säuberungsaktion als Adjutant von Reinhard Heydrich die Erschießungen organisiert hatte, übernahm im April 1939 die Führung der 6. SS-Standarte in Berlin.13 Bereits im April 1933 hatte ein Kommando dieser Standarte die Redaktion der verbotenen Zeitschrift Gegner in der Schellingstraße 1 überfallen und den Herausgeber Harro Schulze-Boysen in einen Folterkeller verschleppt. 1938 war es erneut diese Einheit, die durch massive Ausschreitungen während des November-Pogroms auffiel.



Kanalisierung der Gewalt 1934

Die Voraussetzung für eine einheitliche, zentrale Organisation der Politischen Polizei und der Konzentrationslager war mit der Ernennung Heinrich Himmlers zum Inspekteur der Geheimen Staatspolizei in Preußen am 20. April 1934 geschaffen worden. Himmler hatte bereits sukzessive die Politischen Polizeien der Länder übernommen. Mit dem neu eingerichteten Zentralbüro des Politischen Polizeikommandeurs der Länder verschmolz er nun vom Geheimen Staatspolizeiamt (Gestapa) aus die Befugnisse der Länder mit denen des Reiches. Die institutionelle Instanz für ein einheitliches und reichsweit geregeltes KZ-System wurde mit der Dienststelle »Inspekteur der Konzentrationslager« (IKL) geschaffen. Damit einher ging die Ernennung des Dachauer Lagerkommandanten Theodor Eicke zum »Inspekteur der Konzentrationslager und Führer der SS-Wachverbände« (IKL/FWV). Faktisch trat Eicke bereits im Mai 1934 als IKL auf,14 offiziell wurde diese eigene Dienststelle im Gestapa aber erst mit Wirkung zum 10. Dezember 1934 errichtet.15

Das erste Konzentrationslager, das Eicke reorganisierte, war das zentrale preußische KZ Lichtenburg. Am 28./29. Mai 1934 ließ er den dortigen Lagerdirektor Hans Faust unter dem Vorwand der Korruption und Untreue verhaften und übernahm selbst die kommissarische Leitung des Lagers. Neben einer Lagerordnung führte Theodor Eicke am 1. Juni 1934 die »Disziplinar- und Strafordnung für das Gefangenenlager« sowie die Dachauer »Dienstvorschriften für die Begleitposten und Gefangenenbewachung« ein.16 Nach der Reorganisation des KZ-Systems 1934/35 kontrollierte die IKL bis zur Einrichtung
»moderner« Barackenlager 1936/37 fünf Konzentrationslager: Dachau in Bayern, Sachsenburg in Sachsen, Lichtenburg in der preußischen Provinz Sachsen, Esterwegen in der preußischen Provinz Hannover und Columbia in Berlin.17

Im Gefüge der Konzentrationslager waren das Berliner Columbia-Haus von 1933 bis 1936 und das Brandenburgische KZ Sonnenburg 1933/34 von eher untergeordneter Bedeutung. Eine Besonderheit stellte allerdings die organisatorische Verankerung dar. Da die Berliner Gefängnisse nach Erlass der »Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat« vom 28. Februar 1933 bald überlastet waren, wurde die 1931 geschlossene Preußische Strafanstalt Sonnenburg bei Küstrin neu belegt und temporär der Aufsicht des Polizeipräsidenten von Berlin unterstellt. Die ersten 200 Gefangenen aus dem Gefängnis Berlin-Plötzensee kamen dort am 3. April 1933 an, am 6. April folgten weitere, meist prominente Häftlinge wie der jüdisch-kommunistische Anwalt Hans Litten, der jüdische Anarchist Erich Mühsam und der pazifistische Journalist Carl von Ossietzky aus dem Zuchthaus Berlin-Spandau: »Abtransport über Schlesischen Bahnhof nach Sonnenburg. […] 8. April: Umzug in Einzelhaft (Keller).«18 Litten hatte Adolf Hitler am 8. Mai 1931 im sogenannten Edelpalastprozess gegen Mitglieder des Berliner SA-Sturmes 3319 vorgeladen, um den demokratischen Anstrich der NSDAP und ihrer Führung öffentlich zu demaskieren. Die Vernehmung endete mit einer Blamage des Parteivorsitzenden Hitler.

Die Wachtruppe in Sonnenburg stellten 60 bis 70 SA-Hilfspolizisten der berüchtigten Berliner SA-Stürme 1/4 »Werner Wessel« (Bruder von Horst Wessel) und 33/1 (Hans Maikowski) sowie der »Polizeibereitschaft z.b.V.« Wecke.20 Ende April 1933 wurden sie durch SA-Männer aus Frankfurt/Oder abgelöst, und von Anfang Juni bis Ende August übernahmen dann 150 Männer der SS-Standarte 27 (Frankfurt/Oder) die Bewachung.21 Damit ging das KZ Sonnenburg vollständig in die Verwaltung des Regierungspräsidiums Frankfurt /Oder (Preußische Provinz Brandenburg) über; eine zentrale Mittlerfunktion nahm nun die dortige Staatspolizeistelle ein.

Das KZ Columbia unterstand direkt dem Gestapa und sollte zunächst das überfüllte Hausgefängnis in der Prinz-Albrecht-Straße 8 und das Zuchthaus in Spandau entlasten.22 Im Gegensatz zu Sonnenburg, Brandenburg, Lichtenburg und Papenburg gehörte das Columbia-Haus bis 1934 nicht zur Gruppe der staatlichen Konzentrationslager in Preußen.23 Die Bewachung oblag der Berliner SS unter dem Kommando des Führers des SS-Abschnitts III (Berlin), SS-Brigadeführer Max Henze.24 Als Nachfolger von Kurt Daluege, der von 1931/32 an Führer des SS-Abschnitts III gewesen war, hatte Henze bis 1934 die
Führung der Berliner SS inne. Henze, seit 1927 SS-Mitglied, hatte unter Himmler und Daluege die Berliner SS mit dem Sturm 6 aufgebaut und 1931 die Führung der 6. SS-Standarte übernommen. Diese umfasste zunächst ganz Berlin. Im Juli 1932 wurde sie im Kreuzberger »Yorckschlösschen« in die SS-Standarten 6 und 42 geteilt und Henze zum Führer des übergeordneten SS-Abschnitts III ernannt.25

Zu Henzes Einheitsführern gehörten Otto Reich und Günther Tamaschke, die von 1935 bis 1939 Führungspositionen im KZ-System einnahmen. Reich (SS-Nr. 9.948), der seit 17. März 1933 unter Josef »Sepp« Dietrich die SS-Stabswache Berlin beziehungsweise Leibstandarte SS »Adolf Hitler« in Berlin-Lichterfelde und Jüterbog aufgestellt hatte und sich als Himmlers »ältester und erster aktiver Kommandeur der Waffen-SS überhaupt«26 bezeichnete, war als stellvertretender Kommandeur der Leibstandarte maßgeblich an den Röhm-Morden beteiligt und wurde für seinen Einsatz am 1. Juli 1934 mit der Beförderung zum SS-Standartenführer belohnt. Zu seinen Rekruten gehörten unter anderen Paul-Werner Hoppe aus Rummelsburg und Richard Schulze aus Spandau, die 1933/34 in die 6. SS-Standarte Berlin eingetreten waren. Diese beiden wurden im September 1936 als Zugführer des II. SS-Totenkopfsturmbanns »Elbe« (KZ Lichtenburg) in Nürnberg Adolf Hitler vorgestellt und machten rasch Karriere. Hoppe, Schwiegersohn des Lichtenburger und Sachsenhausener Lagerkommandanten Hermann Baranowski, avancierte 1938 zum Adjutanten von Theodor Eicke und 1942 zum Kommandanten des KZ Stutthof.27 Schulze war 1939/40 Adjutant des Chefs des SS-Hauptamtes und Inspekteurs der NPEA August Heißmeyer28 sowie des Außenministers Joachim von Ribbentrop und 1941 bis 1944 Ordonnanzoffizier und persönlicher Adjutant Hitlers.29 Ihr ehemaliger Chef Reich wurde nach Konflikten mit Dietrich im Februar 1935 an Eicke vermittelt. Von 1935 bis 1938 bestellte man ihn im jährlichen Rhythmus zum Kommandanten des KZ Lichtenburg und Führer der SS-Wachtruppen in den KZ Esterwegen, Sachsenhausen und Mauthausen. 1939 baute er aus Teilen der 4. SS-Totenkopfstandarte »Ostmark« in Berlin-Adlershof die »SS-Heimwehr Danzig« auf. Tamaschke, seit 1926 Mitglied der NSDAP und SS (SS-Nr. 851), agierte bis 1932 als SS-Führer in der SS-Standarte 6 und übernahm nach deren Teilung den Adjutantenposten in der neuen SS-Standarte 42. 1934/35 Schutzhaftlagerführer im KZ Dachau, folgte er Eicke nach Berlin und führte bis 1937 die Politische Hauptabteilung in der IKL. Von 1937 bis 1939 war er Lagerdirektor des Frauen-KZ Lichtenburg.30


Zum Netzwerk der Berliner SS gehörte auch die erste Wachmannschaft des Columbia-Hauses. Das »Kommandohaus« in der Columbiastraße 1/3 unterstand direkt dem Leiter des Gestapa Rudolf Diels, der Himmler versprochen hatte, die Grundsätze der SS beim Aufbau der Politischen Polizei in Preußen durchzusetzen.31 Die SS-Wachmannschaften rekrutierten sich bis Juli 1934 aus Hilfspolizisten der 42. SS-Standarte und danach aus der Leibstandarte SS »Adolf Hitler«.



Machtkonsolidierung und Eingrenzung der Gewalt 1934 bis 1936

Ausdruck der Machtkonsolidierung und -kumulation in Berlin waren nicht nur die beiden Weihnachtsamnestien für politische Gefangene 1933 und 1934. Allein 1933 wurden 500 Häftlinge der von Hermann Göring propagierten 5000 Gefangenen in Preußen aus dem KZ Lichtenburg entlassen.32 Darüber hinaus wurden 1934 die KZ Brandenburg, Sonnenburg und Oranienburg aufgelöst, das Columbia-Haus und die KZ Lichtenburg und Esterwegen reorganisiert und unter dem Dach der IKL zusammengefasst. Nach dem »Röhm-Putsch«, bei dem auch der Leiter des Columbia-Hauses und Protegé Kurt Dalueges, SS-Truppführer Othmar Toifl, erschossen wurde, übernahm die Leibstandarte im Juli 1934 das Kommando über das Gestapogefängnis.33 Einen Monat später wurde die Wachmannschaft abgelöst und nicht wie bisher durch Berliner SS-Einheiten, sondern durch die 27. SS-Standarte mit Sitz in Frankfurt/Oder, die schon das KZ Sonnenburg bewacht hatte, ersetzt. Im Zuge dieser Maßnahme traten im August 1934 der neue Kommandant Walter Gerlach und sein Adjutant Arthur Liebehenschel ihren Dienst im Columbia-Haus an.34 Im Dezember 1934 übernahm Gerlach die Leitung des KZ Sachsenburg und 1935/36 die Stabsführung im KZ Dachau, kehrte dann in die Allgemeine SS zurück und leitete den SS-Abschnitt VII in Königsberg. Von 1942 an war er beim RKF und seit 1944 als Büroleiter beim Höheren SS- und Polizeiführer (HSSPF) in Dänemark eingesetzt. Auch Liebehenschel trat im Dezember 1934 eine neue Stellung an. Er ging als Adjutant in das KZ Lichtenburg. Mit Auflösung des Männerlagers Lichtenburg im Sommer 1937 wurde er als Nachfolger Tamaschkes zum Leiter der Politischen Abteilung in der IKL befördert. Im Mai 1940 wurde er Stabsführer des neuen IKL Richard Glücks, im März 1943 Chef des Zentralamtes (D I) in der Amtsgruppe D und Stellvertreter von Glücks. Wegen eines Verhältnisses mit Glücks’ Sekretärin wurde er strafversetzt. Von November
1943 bis Mai 1944 war er Kommandant von Auschwitz (I), von Mai bis August 1944 Kommandant von Lublin. Anschließend diente Liebehenschel beim HSSPF »Adriatisches Küstenland« in Norditalien.

Schon als Kommandant im Columbia-Haus besetzte Gerlach Schlüsselpositionen mit SS-Männern seiner früheren Standarte. Dazu gehörten Paul Baehr, der als Gefangenenkompanieführer im KZ Sonnenburg eingesetzt war und in Columbia als Unterkunftsverwalter und Werkstättenleiter Dienst tat, sowie Rudolf Kinne, zuvor Adjutant des I. Sturmbanns der 27. SS-Standarte und nun Truppführer in der SS-Wachtruppe, die bis Anfang 1935 etwa 60 Mann umfasste. Neben dem Stamm der 27. SS-Standarte versetzten Himmler und Eicke schon seit August 1934 – und damit deutlich vor der offiziellen Übernahme des Columbia-Hauses als Konzentrationslager – Personal aus der 1. SS-Standarte der Politischen Bereitschaften in Bayern beziehungsweise dem KZ Dachau zum Columbia-Haus.35

Im August und September 1934 änderten sich im Rahmen einer Deeskalationsstrategie des Gestapa die Richtlinien für die Behandlung von Schutzhäftlingen, eine Maßnahme, mit der man vor allem die Berliner Bevölkerung zu beruhigen suchte. Zum einen sank die Gefangenenzahl, zum anderen verbot das Gestapa die Folter ausdrücklich.36 Durch diesen Paradigmenwechsel ließ sich zumindest bis Kriegsbeginn die Gewalt eingrenzen. Die willkürlichen Misshandlungen und Tötungen gingen deutlich zurück,37 was aber nicht bedeutete, dass Gewalt und Terror nun als illegitime Mittel betrachtet wurden und allmählich ganz unterblieben, im Gegenteil: Durch die Einführung einer Lagerordnung im Verbund mit einer drakonischen Disziplinar- und Strafordnung erhielt der Terror einen legalisierten Anstrich und führte zu einer forcierten Kanonisierung und Systematisierung der Gewalt.38

Im Dezember 1934 unterstellte Himmler das Columbia-Haus Eicke; Ende des Monats tauchte der Begriff Konzentrationslager Columbia informell und Anfang Januar 1935 offiziell im amtlichen Sprachgebrauch auf.39 Auf den Kommandeur Gerlach folgte als neuer Lagerkommandant der Zahnarzt Alexander Reiner, auf den Adjutanten Liebehenschel der Bankkaufmann Wilhelm Seydel. Weder Reiner noch Seydel verfügten über Kenntnisse im Gefangenenwesen. Beide setzten ihre Karriere im KZ-System nicht fort. Reiner, der als Kommandant für die KZ Dachau und Sachsenburg vorgesehen war, trat diese Positionen nie an, sondern schied bereits im April als Kommandant und im Juni 1935 vollständig aus der SS aus. Seydel verließ das KZ Columbia im April 1935 und wechselte zum Stab der 6. SS-Standarte in Berlin. Auch der neue
Führer der SS-Wachmannschaften Hans Schmid blieb nicht lange auf diesem Posten.40
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Bild 21

Der Stab des KZ Columbia. Das Foto wurde anlässlich der Übergabe des Adjutantenpostens am 1. November 1935 aufgenommen. In der ersten Reihe posieren (v.l.n.r.) der Verwaltungsführer Christian Mohr, sein Mitarbeiter Georg Wolf, der neue Adjutant Hans Zeysing, Kommandant Karl Otto Koch, der alte Adjutant Hans Mickeleit, Schutzhaftlagerführer Anton Waldmann und Lagerarzt Edwin Jung. Links hinter Waldmann steht der spätere Kommandant der KZ Gusen und Herzogenbusch Karl Chmielewski, oben links der Unterkunftsverwalter und Werkstättenleiter Paul Baehr. Foto eines unbekannten Fotografen vom 1. November 1935, Dienstalbum von Karl Otto Koch, das 64 Aufnahmen zum KZ Columbia enthält.



Hintergrund dieser kurzfristigen Entlassung der gesamten Lagerführung waren die brutale Hinrichtung von zwei Häftlingen41 und eine spektakuläre Flucht. Der SS-Sturmmann Hans Bächle, der im August 1934 unter Gerlach seinen Dienst angetreten hatte, floh mit zwei inhaftierten Mitarbeitern des 1934 geschassten und ebenfalls im KZ Columbia inhaftierten schlesischen Gauleiters und Oberpräsidenten Helmuth Brückner über Prag und die Schweiz nach Luxemburg. In Prag gab er der Arbeiter-Illustrierten Zeitung ein Interview und stellte dafür dienstliche wie private Dokumente und Fotos zur Verfügung. Die
Veröffentlichung im Mai 1935 sorgte für Aufregung im In- und Ausland. Bächle erzählte bei dieser Gelegenheit auch von der Ermordung der beiden Häftlinge, prominenten Gefangenen des 30. Juni 1934 und dem jüdischen Pazifisten Berthold Jacob, den Gestapo-Agenten im März 1935 aus der Schweiz entführt hatten. Ferner enthüllte er die wahren Hintergründe des »Röhm-Putsches«, beschimpfte Himmler als Hund und Goebbels als Schreier, der bisweilen selbst an Verhören teilgenommen habe.42

Mit Bächles Flucht war die Pannenserie im Columbia-Haus jedoch noch nicht beendet. Im Mai 1935 betrank sich der erst wenige Wochen zuvor eingewechselte Hundertschaftsführer und spätere Kommandant des KZ Flossenbürg Jacob Weiseborn während seines Wachdienstes, und sein ersatzgestellter SS-Unterscharführer, der spätere Vertraute Adolf Eichmanns und Deportationsspezialist Theodor Dannecker, fälschte derweilen das Wachbuch.43 Das KZ in der Reichshauptstadt war damit zum größten Problemfall von Eickes junger Dienststelle geworden und fügte auch dem Ansehen von Himmlers SS schweren Schaden zu.

Eicke wechselte daraufhin die Mannschaft im Columbia-Haus aus und besetzte alle Schlüsselpositionen mit ihm bekannten Gefolgsleuten. Kommandant wurde Karl Otto Koch, Adjutant Hans Mickeleit, Schutzhaftlagerführer Anton Waldmann und Führer der SS-Wachtruppe Michael Lippert. Lippert hatte sich mit Eicke bei der Erschießung Röhms hervorgetan, Koch war ein aufstrebender und gut vernetzter SS-Führer, der 1933 das SS-Sonderkommando »Sachsen« aufgebaut und damit einen wichtigen Grundstein für die SS-Wachtruppen in den KZ Sachsenburg und Lichtenburg gelegt hatte. Waldmann hatte zuvor in der SS-Wachtruppe Dachau gedient, Mickeleit wurde bereits im November 1935 von Eicke als Personalreferent in die Inspektion der Konzentrationslager übernommen.

Ein Jahr später befand sich das KZ Columbia dann in Auflösung. Am 5. November wurde es offiziell geschlossen und das Gelände für den Ausbau des Flughafens Tempelhof an das Reichsluftfahrtministerium übergeben.44 Die Häftlinge wurden zusammen mit den Insassen des aufgelösten KZ Esterwegen in das neu errichtete KZ Sachsenhausen bei Oranienburg überführt, das bereits nach einem spezifischen architektonischen Konzept aufgebaut wurde. Nach den Worten Himmlers symbolisierte es das »vollkommen neue, jederzeit erweiterungsfähige, moderne und neuzeitliche Konzentrationslager«.45 An diesem Vorbild sollten sich alle weiteren Planungen im KZ-Wesen orientieren. Neben Esterwegen und Columbia überstellte Mitte Oktober 1936 auch das KZ Lichtenburg
300 Häftlinge nach Sachsenhausen.46 Lichtenburg, das bis dahin zahlreiche Häftlinge aus Columbia aufgenommen hatte (darunter auch ehemalige SS-Männer),47 war aufgrund steigender Häftlingszahlen inzwischen an seine Kapazitätsgrenzen gelangt und gab nun seinerseits Häftlinge an das Berliner Nachfolgelager ab. Ende November 1936 waren etwa 1600 Männer in Sachsenhausen inhaftiert.

Bereits im April 1936 waren die SS-Totenkopfverbände in den Reichshaushalt übernommen worden. Nur wenige Monate später, im Juni 1936, erfolgte Himmlers Ernennung zum Chef der Deutschen Polizei. Ferner wurden Kriminalpolizei und Politische Polizei zur Sicherheitspolizei unter Leitung von Reinhard Heydrich vereinigt und Kurt Daluege zum Chef der Ordnungspolizei gemacht. Damit war eine wesentliche Phase der Machtkumulation abgeschlossen und der Weg hin zur forcierten weltanschaulichen Verschmelzung von Sicherheitspolizei und SD zum Staatsschutzkorps unter dem Dach des 1939 gegründeten Reichssicherheitshauptamtes geebnet. Das Jahr 1936 markierte den endgültigen Übergang von einer regional zu einer zentral gesteuerten Exekutive. So gab das Polizeipräsidium in Berlin von 1936 an seine sicherheitspolizeilichen Kompetenzen weitgehend an die neu etablierten Inspekteure der Sicherheitspolizei mit ihren nachgeordneten Stapo- und Kripoleitstellen ab, die wiederum direkt Heydrich unterstanden. Bei der Kriminalpolizei zog sich das doppelte Unterstellungsverhältnis unter örtlicher Polizeiverwaltung und IdS noch bis 1943 hin,48 änderte aber nichts am sukzessiven Machtverfall des Polizeipräsidenten Graf von Helldorf. Dieser nahm 1938 über den 1937 zum Berliner Polizeivizepräsidenten bestellten Fritz-Dietlof Graf von der Schulenburg Kontakt zu oppositionellen Militärs auf.49


Systematisierung des Verfolgungsapparates 1936 bis 1939

Zum ersten mit weitreichenden Kompetenzen ausgestatteten IdS im Wehrkreis III (Berlin) wurde im Oktober 1936 Walter Opländer bestellt. Opländer, 1944/45 SS-Brigade- und Stabsführer von Karl Hermann Frank im SS-OA Böhmen und Mähren, amtierte bis Oktober 1937 in Personalunion auch als Führer des SD-OA Ost in Berlin.50 Weitere IdS waren bis 1945 Erich Naumann (1939–1943), Humbert Achamer-Pifrader (1943/44) und Hans Fischer (1944/45). Fast alle IdS und Stapoleiter in Berlin waren beteiligt am Massenmord in den besetzten Gebieten.51 Naumann, der in Personalunion ebenfalls
den SD-OA beziehungsweise von September 1939 an den SD-Leitabschnitt Ost leitete, kommandierte von November 1941 bis März 1943 als Nachfolger des Kripochefs Arthur Nebe die Einsatzgruppe B in den besetzten Gebieten der Sowjetunion (Weißrussland). In dieser Funktion meldete er im Dezember 1942 stolz die Ermordung von 134 298 Menschen.52 Während seiner Abwesenheit vertrat ihn Otto Bovensiepen, dem zugleich von März 1941 bis April 1943 die Staatspolizeileitstelle Berlin unterstand und der erhebliche Verantwortung für die Deportationen der Berliner Juden trug.

Die Todestransporte wurden mit einer derartigen Brutalität durchgeführt, dass sich sogar aus den Reihen der SS Kritik regte. So beschwerte sich der stellvertretende Hauptschriftleiter der SS-Kampfschrift Das Schwarze Korps und SS-Hauptsturmführer Rudolf aus den Ruthen über das brutale öffentliche Vorgehen von Gestapo und SS bei einer »Evakuierungsaktion« im Sammellager IV, das sich im Konzerthaus Clou (Zimmerstraße 90–91) direkt vis-à-vis der Redaktion befand: »Während die Heranbringung durch Lastwagen ordnungsgemäß vor sich ging, wurden die Juden ohne ersichtlichen Grund von einem Mann mit Hundepeitsche verprügelt. Ein Mann der Waffen-SS hatte anscheinend einem Juden einen dicken Handstock weggenommen und schlug nun seinerseits genau so blödsinnig auf Juden ein. Wenn ich Ihnen diesen Vorgang schildere, so deshalb, weil ich glaube, daß es vielleicht einmal gut wäre, intern alle zuständigen Stellen darauf aufmerksam zu machen, daß das mit Humanität oder Gefühlsduselei aber auch nicht das Geringste zu tun hat, wenn verlangt wird, daß jede Amtshandlung, ganz gleich, was geschieht, unter strengster Wahrung der Form zu geschehen hat, gerade in solchen Fällen.«53

Eine Ausnahme unter den SS-Männern stellte der Berliner Gestapochef Paul Kanstein (1937–1939) dar. Gemeinsam mit Graf von der Schulenburg war er 1937 aus Königsberg nach Berlin gekommen und gehörte wie dieser seit 1938 zum oppositionellen Umfeld um Franz Halder. 1939 schied er aus dem Gestapo-Dienst aus.54 Dieser Werdegang darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass Kanstein die großen Verhaftungswellen 1938 in Berlin mit zu verantworten hatte. Im Rahmen der Aktion »Arbeitsscheu Reich« gegen sogenannte Asoziale und der damit verbundenen »Juni-Aktion« gegen vorbestrafte Juden wurden reichsweit über 9000 »Asoziale« und etwa 2500 Juden verhaftet und zumeist in die KZ Buchenwald und Sachsenhausen verschleppt.55

In Berlin heizte vor allem Goebbels die Stimmung an. Am 10. Juni 1938 forderte er vor 300 Polizeioffizieren ein judenfreies Berlin. Zwischen dem 13. und 18. Juni erreichten die antisemitischen Übergriffe in Berlin mit Boykottaufrufen,
dem Beschmieren jüdischer Geschäfte und wilden Massenverhaftungen ihren Höhepunkt.56 Über 1000 Juden wurden in »polizeiliche Vorbeugungshaft« genommen; rund 800 kamen nach Sachsenhausen, mehrere Hundert nach Buchenwald. Darüber hinaus lieferte die Sicherheitspolizei etwa 6000 »Asoziale«, darunter zahlreiche »Zigeuner«, in Sachsenhausen ein. Die Belegung in Sachsenhausen stieg 1938 innerhalb weniger Monate von 2500 auf über 9200 Gefangene an. Die Staatspolizeileitstelle Berlin übernahm bei den Verhaftungen im April 1938 die Federführung, die Kriminalpolizeileitstelle Berlin bei der wesentlich größeren »Juni-Aktion«.57

Zum letzten Großeinsatz von SA, SS und Polizei in der Vorkriegszeit kam es im November 1938. Die antijüdischen Ausschreitungen in der Pogromnacht vom 9. auf den 10. November führten gerade in Berlin, wo Goebbels die Aktionen verfolgte, zu einer ungeheuren Welle der Zerstörung und Gewalt. Sie übertrafen bei weitem das Ausmaß der »Juni-Aktion«, nach der Goebbels den Berliner Polizeipräsidenten Graf von Helldorf beauftragt hatte, wegen der Grausamkeiten in den Konzentrationslagern »das Schicksal der Juden im K.Z. einmal zu überprüfen«.58 Über 6000 Juden, davon etwa die Hälfte aus Berlin, wurden im November 1938 nach Sachsenhausen verschleppt, teilweise schwer misshandelt und ermordet.59 »Nach wenigen Wochen und Monaten war der größte Teil der nach dem Pogrom im November 1938 Inhaftierten wieder entlassen. Aus eleganten, wohlgenährten Persönlichkeiten waren verängstigte Elendsgestalten geworden […]. Der Berliner Bevölkerung wurde an einigen tausend entlassenen Juden demonstriert, was ein faschistisches Konzentrationslager in kurzer Zeit aus Menschen machen konnte.«60

Das Pogrom war die letzte große öffentliche Gewaltaktion von SA, SS und SD. Vor allem Einheiten der Allgemeinen SS beteiligten sich an den brutalen Verhaftungsaktionen. Himmler hatte in der Nacht zum 10. November den Befehl an die Berliner SS-Standarten ausgegeben, alle Synagogen niederzubrennen. 61 Heydrich hatte dafür eine deutliche Zurückhaltung seiner Dienststellen und Zusammenarbeit mit der Schutzpolizei gefordert. »In der Durchführung der angeordneten Maßnahmen ist engstes Einvernehmen zwischen der Sicherheitspolizei und der Ordnungspolizei zu wahren.«62 Der Verhinderungsstrategie kamen jedoch nicht alle Polizeibeamten nach. Der Berliner Polizeioberleutnant Wilhelm Krützfeld, der 1938 das Polizeirevier 16 am Hackeschen Markt im Bezirk Mitte leitete, bewahrte durch entschiedenes Einschreiten gegen den Mob und die SA die Neue Synagoge in der Oranienburger Straße vor der Zerstörung. 63





Resümee

Trotz Analogien zwischen der Früh- und der Endphase nationalsozialistischer Herrschaft in Berlin war das Machtgefüge spätestens seit 1939 durch einen zentralen Anweisungsapparat geprägt, in dem die Regionalinstanzen von SA, SS und Polizei als verlängerter Arm der Reichsbehörden agierten. Dies schließt zwar Handlungsfreiräume in den einzelnen Ressorts nicht aus, ist aber kaum mit der Phase der Machtsicherung und des Aushandelns zwischen 1933 und 1936 vergleichbar. Die strukturelle Transformation war bis 1939 weitgehend abgeschlossen. Obwohl dies kein Alleinstellungsmerkmal Berlins darstellte, war doch die dreifache Überlagerung von Stadt-, Landes- und Reichsinstanzen singulär.

Der NS-Terror in Berlin fand in mehreren Wellen statt und lässt sich übergreifend in fünf Phasen einteilen: 1933/34 überzogen vor allem Gliederungen der SA und SS, aber auch der Polizei Berlin mit Willkür und Mordexzessen wie der »Köpenicker Blutwoche« im Juni 1933. Die Kanalisierung der Gewalt seit Sommer 1934, die auch im Kontext der Röhm-Morde zu sehen ist, lässt sich symptomatisch an den Veränderungen im Gestapo-Gefängnis und KZ Columbia ablesen. Mittels einer gezielten Deeskalationsstrategie versuchten Partei und Staat Gewaltskandale zu vermeiden und den Terror von der Straße in geschlossene Räume zu transferieren. Die dritte Phase ist von einer Machtkonsolidierung und -kumulation und einer Verreichlichung von SS und Polizei geprägt. Am Ende stand die Fusion von Politischer Polizei und Kriminalpolizei zur Sicherheitspolizei in Abgrenzung zur Ordnungspolizei, was mit einem Machtverlust des Berliner Polizeipräsidenten Graf von Helldorf einherging. In Phase vier schloss sich mit dem Ausbau der Staats- und Kriminalpolizeileitstellen in Berlin eine Systematisierung und gesellschaftsbiologische Ausweitung der Verfolgung an, der viele Tausend Berliner »Asoziale«, »Zigeuner« und Juden zum Opfer fielen. Die letzte Phase von 1939 bis 1945 brachte kaum noch strukturelle und personelle Veränderungen, sondern verstärkte den Bedeutungsverlust der regionalen SA, SS und Polizei. Personell wie strukturell erwies sich die Reichshauptstadt von 1933 bis 1939 als das wichtigste Experimentierfeld nationalsozialistischer Machtsicherung auf zentraler und regionaler Ebene.
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DIE VERFOLGUNG DER JUDEN UND DIE REAKTIONEN DER BERLINER

In Berlin wohnte 1933 ein Drittel aller deutschen Juden. Von den 4,2 Millionen Einwohnern bekannten sich etwa 160 000 (3,8 Prozent) zum jüdischen Glauben. Sie verteilten sich sehr unterschiedlich auf die Stadtbezirke, von 13,5 Prozent in Wilmersdorf bis 0,49 Prozent in Spandau. In Berlin lebten die Juden im Zentrum der Macht und waren unmittelbarer als anderswo mehreren Verfolgungsprozessen ausgesetzt: der Politik der Reichsregierung, den Maßnahmen der Stadtverwaltung sowie den periodischen Gewaltexzessen der NS-Organisationen. 1




1933 bis 1934

Nachdem Hitler Ende Januar 1933 von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt worden war, verzeichnete die Hauptstadt einen Anstieg der antisemitischen Propaganda und Gewalt. In den ersten Wochen attackierte die SA jüdische Organisationen und Juden in öffentlichen Einrichtungen wie der Universität und der Börse.2 Doch nicht nur die Gewaltaktionen der SA, auch die Maßnahmen der Berliner Stadtverwaltung veränderten das Leben der jüdischen Berliner in den nächsten Monaten grundlegend. Der neu ernannte Staatskommissar für Berlin, Dr. Julius Lippert, und die Stadtverwaltung ordneten beispielsweise umgehend an, dass jüdische Anwälte und Ärzte nicht mehr für die Stadt tätig sein dürften, ebenso jüdische Firmen.3

Die Gewalt und erste Ausgrenzungsmaßnahmen stießen im Ausland auf heftige Kritik. Gegen diese angebliche Gräuelpropaganda rief die NSDAP-Führung zu einem Boykott »jüdischer« Geschäfte, Warenhäuser, Kanzleien und Arztpraxen auf.4 Obwohl am 1. April 1933 manche Berliner die SA- und SS-Posten ignorierten, schlossen die meisten Unternehmen bis mittags. Die Berliner hätten sich, so die Londoner Times, zu dem Boykott meist passiv verhalten.5 In der Folgezeit nutzten die Städte den Spielraum, den die antijüdischen Regierungsvorgaben eröffneten, weiter aus. Die Berliner Stadtverwaltung entzog in
den nächsten Monaten jüdischen Kinder- und Wohlfahrtseinrichtungen Subventionen, vermietete keine Räume mehr an jüdische Organisationen und schloss jüdische Händler vom Verkauf auf einigen städtischen Märkten aus. Lehrer, Ärzte, Juristen und Professoren wurden aus öffentlichen Einrichtungen weit radikaler vertrieben, als es die ersten im Frühjahr erlassenen antijüdischen Gesetze vorschrieben.6

Bis Ende 1934 erließ die Stadtverwaltung 55 antijüdische Verfügungen, von denen keine durch NS-Gesetze legitimiert war. Rückendeckung bot ihr dabei der im Mai 1933 durch die Gleichschaltung der kommunalen Spitzenverbände entstandene Deutsche Gemeindetag, dessen Berliner Zentrale in der städtischen »Judenpolitik« eine koordinierende Rolle spielte.7 Im Resultat verstärkte sich die Trennung der jüdischen von der nichtjüdischen Bevölkerung: Die Zahl jüdischer Kinder an öffentlichen Schulen sank bis Ende 1934 von 12 746 auf 8000, hingegen verdoppelte sie sich an jüdischen Schulen auf 4000, obwohl inzwischen über 22000 jüdische Berliner emigriert waren, darunter viele Kinder.8

Die Betroffenen nahmen das alles durchaus nicht unwidersprochen hin, sondern protestierten bei der Stadt und den zuständigen Ministerien. Auch Repräsentanten jüdischer Organisationen sahen dieser Entwicklung nicht passiv zu. Ihre Funktionäre richteten Dutzende Protestbriefe an Hitler, Ministerien und den Berliner Magistrat.9 Die im September 1933 gegründete Reichsvertretung der deutschen Juden10 mit Sitz in Berlin unterstützte jüdische Organisationen, und die Berliner Gemeinde stellte Geld für Verfolgte bereit und organisierte Ausbildungs- und Umschulungskurse, um den Bedrängten entweder die Emigration oder ein Auskommen im Reich zu ermöglichen. Gleichzeitig bauten sie das vorhandene Netz an Schulen, Wohlfahrtsstellen und Altenheimen aus und schufen neue Einrichtungen wie den Jüdischen Kulturbund.11



Frühjahr und Sommer 1935

Die »Rückgliederung« des Saargebietes Anfang 1935 führte zu neuen organisierten Aktionen in mehreren Regionen Deutschlands und in der Reichshauptstadt. Anfang Juni demonstrierten in den Bezirken Spandau und Pankow SA und HJ vor jüdischen Geschäften, wogegen die Polizei zunächst einschritt. In der zweiten Monatshälfte nahm die Zahl der Boykottaktionen stark zu. Obwohl die Berliner SA und die HJ am 25. Juni ihren Mitgliedern eine Teilnahme bei Strafe verboten, erfassten Erstere bald die ganze Stadt. Hunderte Aktionisten,
auch Menschen, die nicht der NSDAP angehörten, beschmierten oder zerstörten Schaufenster beziehungsweise attackierten Juden und Ausländer. Mitte Juli 1935 kam es zu pogromartigen Angriffen auf dem Kurfürstendamm. Der neu eingesetzte Polizeipräsident Wolf Graf von Helldorf, der Goebbels nahestand und für die antijüdischen Kurfürstendammkrawalle von 1931 mit verantwortlich war, stoppte die Attacken zunächst nicht. Erst acht Tage nach der Amtsübernahme ordnete Helldorf am 27. Juli ein hartes Eingreifen gegen die »Einzelaktionen« an.12

In Reaktion auf die wochenlangen Attacken nahmen sich einige Verfolgte das Leben, andere verfassten Flugblätter oder riefen Berliner zum Boykott der NSDAP-Maßnahmen auf. Allein im Juli 1935 verhaftete die Polizei über 100 Juden, die meisten für Angriffe auf Staat oder Partei.13 Während anderswo im Reich Ausschreitungen gegen Juden noch bis zu Hitlers Machtwort am 20. August toleriert wurden,14 verabredete der Berliner Oberbürgermeister mit Vertretern der SA, der Gestapo, der Gauleitung und des Polizeipräsidiums, künftig die »Bekämpfung der Juden in Berlin ohne öffentliche Demonstrationen und Einzelaktionen wirksam durchzuführen«.15 Im Schatten der Ausschreitungen startete die Stadt Restriktionen im Wohlfahrtswesen gegen zuziehende Juden und unternahm mit der Stadt Königsberg einen Vorstoß beim Deutschen Gemeindetag, um die städtischen Ausgaben für jüdische Arme generell zu senken.16



Herbst 1935 bis Ende 1937

Nach Erlass der »Nürnberger Gesetze« kündigte die Berliner Tiefbauverwaltung Ende September 1935 an, alle nach Juden benannten Straßen umzubenennen, und städtische Wohnungsbaugesellschaften begannen damit, Mietverträge wegen »Nichtariertums« aufzulösen.17 In den folgenden zwei Jahren forcierte die Stadt die Separierung von Juden in städtischen Einrichtungen wie zum Beispiel in Krankenhäusern und Schwimmbädern. Als der Bezirk Prenzlauer Berg 1937 die Mehrheit seiner Parkbänke mit »Für Juden verboten« beschriften ließ, schritt die Stadtverwaltung nicht etwa ein, sondern erkundigte sich beim Deutschen Gemeindetag nach einer stadtweiten Regelung. In den Jahren 1936 und 1937 erließen Stadt und Bezirke insgesamt 20 neue Separierungsmaßnahmen. Ende 1937 besuchten gerade noch 2000 jüdische Kinder öffentliche Schulen, während sich ihre Zahl an jüdischen Schulen gegenüber 1933 mehr als vervierfacht hatte.18




Frühjahr und Sommer 1938

Anfang 1938 markierte die Stadt die Unterlagen jüdischer Wohlfahrtsempfänger und Kranker und ließ diese nur noch von einer kleinen Zahl jüdischer Ärzte versorgen. Im Frühjahr mischte sich Goebbels stärker in die lokale Verfolgungsplanung ein und beauftragte die Gestapo, eine auf die vielen städtischen Vorschläge zurückgreifende Denkschrift auszuarbeiten, wie die Juden noch stärker zu separieren seien.19

In den ersten Maitagen startete die NSDAP-Ortsgruppe »Alsen« eine »Aktion gegen die Juden«, bei der wiederum jüdische Geschäfte und eine Synagoge beschmiert wurden. Mitte Mai versahen SA und HJ zunächst in Schöneberg und dann auch in anderen Stadtteilen Schaufenster mit der Aufschrift »Jude«. Ende Mai wurden in Tegel und Lichtenberg sogar einige Schaufensterscheiben zerschlagen. Menschenaufläufe von bis zu 1000 Personen bildeten sich, die Polizei nahm die Geschäftsinhaber in »Schutzhaft«.20

Am 31. Mai veranstaltete die Gestapo eine »Groß-Aktion« am Kurfürstendamm. In den Cafés Reimann und Dobrin wurden unter Mithilfe der Kriminalpolizei, des Devisenfahndungsamtes und des Sicherheitsdienstes der SS alle Anwesenden, darunter etwa 300 jüdische Gäste, überprüft, aber lediglich sechs Personen in Haft genommen. In einem »Schulungsvortrag« forderte Goebbels am 10. Juni von allen Revierleitern ein scharfes Vorgehen gegen Juden selbst bei kleinsten Verfehlungen. Bei einer Razzia auf dem Kurfürstendamm nahmen daraufhin Ordnungs- und Kriminalpolizei 35 Menschen wegen Verkehrsübertretungen, »Rassenschande«-Verdacht oder unklarer Vermögensverhältnisse fest. Bis zum 21. Juni wurden insgesamt 2000 Juden verhaftet, davon fast die Hälfte bei einer »Asozialenaktion«,21 denn Hitler hatte befohlen, »asoziale und kriminelle Juden« festzunehmen und bei Erdarbeiten einzusetzen.22

Die Ausschreitungen in Berlin erreichten ihren Höhepunkt Mitte Juni 1938. Menschen versammelten sich in der Frankfurter Allee und um den Alexanderplatz, wo sie jetzt sogar am helllichten Tag Schaufenster beschmierten, da NSDAP-Ortsgruppen »eine einheitliche Kennzeichnung jüdischer Geschäfte« gefordert hatten. Die Polizei patroullierte verstärkt, doch sie griff nicht ein. Als am 17. Juni erneut Schaufenster und Auslagen zerstört und geplündert wurden, ordnete die Polizei die Schließung jüdischer Geschäfte an, um neue Kundgebungen und wilde Aktionen zu verhindern.23 Am 21. Juni wiesen Polizeipräsident Helldorf, der Stellvertretende Gauleiter Staatsrat Görlitzer sowie SA-Obergruppenführer von Jagow auf einer Sitzung alle Kreisleiter an, das
Beschmieren von Läden zu verbieten. Hitler habe dies persönlich gefordert, Minister Funk habe über Göring ebenfalls bei Goebbels interveniert.24

Partei, Staat und SD erkannten offensichtlich, dass die Gewaltaktionen die Emigrationspolitik behinderten. Im Geheimen Staatspolizeiamt berieten sich die Beamten nach einem Angriff auf die Umschichtungsstelle der Reichsvertretung der Juden in Niederschönhausen. Am 21. Juni hatten etwa 200 Personen das Gelände, wo sich Juden auf ihre Emigration vorbereiteten, besetzt und in Speise- und Schlafsälen randaliert. Man beschloss, die Taktik zu ändern: Parteiaktionen seien künftig in Absprache mit der Polizei zu organisieren, Plünderung und Gewalt dürften keine Nichtjuden treffen.25

Viele Berliner fanden sich immer häufiger vor den beschädigten Fassaden ein, wo sie zum Teil in großen Gruppen offen über die Gewaltaktionen diskutierten. Abends setzten sich die kritischen Debatten in den Kneipen fort. So erklärte etwa in Kreuzberg der parteilose Walter Apelt: »Narrenhände beschmieren Tisch und Wände. Gestern erst habe ich in der Frankfurter Allee einem Hitlerjungen, der mit dem Beschmieren von jüdischen Geschäften beschäftigt war, in die Schnauze geschlagen.«26 Die ständige Gewalt und die Massenverhaftungen beschäftigten auch die Opfer. Immer mehr erwogen die Emigration, andere kritisierten die Ausschreitungen, einige planten offenbar sogar Attentate.27

Einen Monat nach dem Ende der Ausschreitungen ordnete Helldorf an, die Berliner Polizei solle, um den Druck zu erhöhen, künftig alle existierenden Bestimmungen gegen Juden exzessiv auslegen, etwa fünfmal höhere Strafgelder verhängen oder häufiger Vorladungen anordnen.28 Die Stadt beschriftete in Bezirken mit einer hohen Konzentration jüdischer Bewohner die ersten Bänke mit »Nur für Juden«. Lokale Maßnahmen dieser Art beeinflussten zunehmend die zentrale Politik. Das Reichsinnenministerium verabschiedete im Sommer 1938 mehrere Erlasse, die städtische Vorbilder wie die Separierung jüdischer Kranker aufgriffen.29



Herbst 1938 bis Sommer 1939

Während des Pogroms vom 9. auf den 10. November starben in der Hauptstadt mindestens sieben Menschen, SA, SS und HJ zerstörten ein Dutzend Synagogen, vermutlich Hunderte Geschäfte jüdischer Einrichtungen sowie unzählige Privatwohnungen.30 Männer wie Heinz Goldstandt, Alfred Petersdorff und
Herbert Fuchs, die versuchten, den Terror zu dokumentieren, wurden wegen staatsfeindlicher Handlungen verhaftet.31 Die Gewalt und die vielen Verhaftungen trieben so manchen in den Suizid. Die 76-jährige Hedwig Jastrow beklagte in ihrem Abschiedbrief den Raub ihres Vaterlandes.32

Historiker haben lange entweder die Zustimmung der nichtjüdischen Bevölkerung zu dem Pogrom oder ihre Ablehnung wegen der massiven Zerstörung von Sachwerten unterstrichen.33 Neue Quellen belegen indes auf der einen Seite eine massive Beteiligung der Berliner an Gewalt und Plünderungen. Nicht wenige bereicherten sich an den auf die Straße geworfenen Waren. Vor dem Geschäft Kurt Levy in der Frankfurter Allee suchten am Morgen nach den Anschlägen über hundert Berliner nach passenden Schuhen. Schüler brachten Beute »von der Judenaktion« zum Unterricht mit. Die Berliner Polizei musste in den folgenden Nächten zusätzliche Streifen »zur Verhinderung der Plünderung jüdischer Geschäfte« einsetzen. Auf der anderen Seite gab es aber auch massive Kritik, Proteste und sogar vereinzelten Widerstand. Vielerorts kam es zu hitzigen Diskussionen unter den Passanten. Die furchtbaren Ereignisse beschäftigten die Berliner nicht nur wegen der noch lange sichtbaren Zerstörungen wochenlang.34 Den Magistrat bedrängten Hunderte Interessenten, die hofften, »jüdische Geschäfte« billig kaufen zu können. In sechs Wochen erwarben »arische Berliner« 535 Einzelhandelsunternehmen, 2570 weitere wurden aufgelöst.35

Eine nach dem Novemberpogrom erlassene Verordnung zur »Entjudung der Wirtschaft«36 war Bestandteil einer neuen Verfolgungsstrategie, die einerseits die Vertreibung, andererseits die Separierung der Zurückbleibenden in allen Lebensbereichen forcieren sollte. Obwohl die städtischen Regelungen verstärkt der zentralen Politik untergeordnet wurden, blieb auf lokaler Ebene Spielraum für Initiativen.37 So mussten jüdische Kinder nach dem Pogrom die Berliner öffentlichen Schulen verlassen, noch bevor das zuständige Reichsministerium dies angeordnet hatte. Neben dem Verbot, Kultur- und Sportstätten zu besuchen, kündigte der Polizeipräsident an, bald das Regierungsviertel für Juden zu sperren; von Juli 1939 an gelte dort ein Wohnverbot. Weil in Berlin inzwischen zu viele Juden auf Wohlfahrt angewiesen waren, verzichtete die Stadtverwaltung auf die per Verordnung geforderte Übertragung der Fürsorge auf die örtliche Jüdische Gemeinde, bürdete ihr im Mai 1939 allerdings einen Teil der Lasten auf und reduzierte die Leistungen. Zudem beschäftigte die Stadt im Rahmen des seit Ende 1938 von der Arbeitsverwaltung organisierten Zwangseinsatzes Hunderte Juden bei Müllabfuhr und Stadtreinigung.38 Nicht
wenige Berliner Juden widersetzten sich den neuen Bestimmungen, etwa der Anordnung, speziell markierte Kennkarten mit sich zu führen oder die »jüdischen« Vornamen Israel und Sara anzunehmen.39

In den Behörden und Firmen beteiligten sich viele aktiv an der Verfolgung, aber nach sechs Jahren Diktatur gab es immer noch einige, die sich weder an die geschriebenen noch an die ungeschriebenen Gesetze hielten. Der Kreuzberger Erich Majewski etwa kündigte selbst nach dem Gesetz vom April 1939, das den Mieterschutz für Juden bei »arischen« Vermietern aufhob,40 seiner langjährigen Untermieterin Edit Britz nicht. Obwohl jemand ihn bereits denunziert hatte, in seiner Stube zu politisieren und Juden zu verteidigen, stand er ihr bei der Polizei gegen »Rassenschande«-Anschuldigungen bei.41



Herbst 1939 bis Sommer 1941

Bis zum Überfall Deutschlands auf Polen im September 1939 konnten ungefähr 80 000 Berliner Juden flüchten. Die Zurückgebliebenen durften nun nach 20 Uhr ihre Häuser nicht mehr verlassen. Ihre soziale Lage verschlechterte sich rapide. Sogar während des Krieges prägten lokale Behörden weiterhin die Konturen der Verfolgung. So half die Stadt bei der vom Generalbauinspektor Speer forcierten Wegnahme der von jüdischen Mietern genutzen Wohnungen in bestimmten Vierteln.42 Nach einer stufenweisen Entrechtung verpflichtete das Hauptwohlfahrtsamt Ende 1940 die Jüdische Gemeinde, sämtliche Kosten für verarmte Juden zu übernehmen.43 Der Bezirksbürgermeister von Charlottenburg unterbreitete im Mai 1940 den Vorschlag, für Juden die Einkaufszeit zu beschränken, wie das schon in Wien und anderen Großstädten praktiziert wurde. Goebbels griff die Idee auf und ließ den Polizeipräsidenten im Juli die Einkaufszeit auf 16 bis 17 Uhr festlegen.44 Ohne Erfolg versuchte die Jüdische Gemeinde bei der Gestapo die Aufhebung der Bestimmung zu erreichen, da diese Einschränkung es den meisten jüdischen Berlinern wegen ihres langen Zwangsarbeitstages unmöglich machte, das Lebensnotwenige einzukaufen.45 Einige Juden ignorierten die Einkaufsverbote einfach. Als eine Charlottenburger Verkäuferin die über 60-jährige Hedwig Hornung auf die Vorschriften hinwies, beschwerte sich die Witwe laut und ärgerlich, wofür das Berliner Sondergericht sie nach dem Heimtückegesetz anklagte.46

Im Krieg widersetzten sich Juden auf verschiedene Weise. 1941 schufteten 20 000 bis 30 000 von ihnen für über 230 private und öffentliche Firmen in
Berlin. Nicht wenige sabotierten Zwangsarbeitsauflagen, einige sogar wiederholt, wofür sie entweder vom Gericht zu Gefängnisstrafen verurteilt wurden oder ohne Verfahren von der Gestapo in ein sogenanntes Arbeitserziehungslager gesteckt wurden.47 Eine Gruppe Berliner Zwangsarbeiter, die 1940 gegen ihre geringe Entlohnung protestiert hatte, verbrachte Monate im Lager Berlin-Wuhlheide. 48

Obgleich sich Opposition mittlerweile vorwiegend in der Verweigerung antijüdischer Maßnahmen äußerte, kam es immer wieder auch zu öffentlicher Kritik.49 Und es gab persönliche Verbindungen, die trotz Verfolgung und Isolation hielten. Da im Gegensatz zu anderen Städten in Berlin die Separierung Zehntausender Menschen in »Judenhäusern« nie vollständig gelang, traf dies gerade auf nachbarschaftliche Beziehungen zu. Wer solche Kontakte pflegte, stand aber in Gefahr, angezeigt zu werden.50



Herbst 1941 bis Sommer 1943

Seit dem 24. Oktober 1941 drohte das Reichssicherheitshauptamt (RSHA) jedem drei Monate KZ-Haft an, der »freundschaftliche Beziehungen zu Juden« erkennen ließ.51 Das öffnete Denunziationen Tür und Tor. Anzeigen wurden noch dadurch erleichtert, dass Juden seit September den »gelben Stern« tragen mussten, nachdem Hitler im Sommer ihre Deportation aus Berlin und anderen Städten angeordnet hatte. Der erste Transport verließ die Hauptstadt am 18. Oktober, bis November verschleppte die Gestapo 4200 jüdische Berliner nach Litzmannstadt (Łódż).52 Inzwischen dominierte das Reichssicherheitshauptamt die Verfolgungspolitik, weshalb die Stadt bei ihren diesbezüglichen Initiativen nun mit der Gestapo in Konflikt geriet. Trotzdem konnte sie sich mit Entscheidungen bisweilen immer noch durchsetzen.

Am 20. Januar 1942, als in Berlin die Wannsee-Konferenz zur Organisation der Vernichtung der europäischen Juden stattfand, lebten hier nach weiteren Transporten in Richtung Riga und Kowno nur noch etwa 58 000 Juden. In dieser Zeit ließ Ludwig Steeg, seit der Ablösung Lipperts im Jahr 1940 kommissarischer Oberbürgermeister, auf Anregung von Parteistellen die Versorgungsbezüge für Juden sperren. Der Intervention des Reichsinnenministeriums begegnete er am 23. März 1942 erfolgreich mit dem Hinweis, dass er zum Winterende mit deren »Verlegung« in die Ostgebiete rechne. Das Berliner Haupternährungsamt ordnete jetzt an, nichtrationierte Lebensmittel an Juden
nur zu verkaufen, wenn die Bedürfnisse »der deutschen Verbraucher« gestillt seien.53

Ende März nahm die Gestapo die im Januar unterbrochenen Deportationen wieder auf. Der öffentliche Abtransport Zehntausender Berliner blieb weder unbemerkt noch unkommentiert.54 Aus »Furcht vor Evakuierung« nahmen sich allein 1942 bis zu 1000 der bedrängten Menschen das Leben.55 Doch es gab andere, die sich zur Wehr setzten. Die Mitglieder der Herbert-Baum-Gruppe, meist jüdische Zwangsarbeiter, attackierten sogar mit einem Brandanschlag die Propagandaausstellung »Das Sowjet-Paradies«. Die Gestapo verhaftete daraufhin Ende Mai 500 Juden, 250 wurden gleich erschossen, die anderen kamen ins KZ Sachsenhausen. Obwohl führende Mitglieder später gefangen genommen und hingerichtet wurden, funktionierte die Baum-Gruppe noch bis 1943.56

Neben den Transporten nach Osten deportierte die Gestapo seit dem Sommer die über 65-Jährigen nach Theresienstadt. Im Oktober erhielten schließlich auch viele Angestellte der Jüdischen Gemeinde den Transportbefehl. Als 20 dieser Betroffenen flüchteten, ließ die Gestapo einige Funktionäre der Reichsvereinigung verhaften und später erschießen. Tausende Juden waren mittlerweile in der Großstadt untergetaucht, meist mit Hilfe mutiger Nichtjuden. Ende November 1942 lebten offiziell nur noch 35 246 Juden in Berlin.57

Die Mietwohnungen der Deportierten standen inzwischen zu Tausenden leer, manche monatelang. Das städtische Hauptplanungsamt wies diese Wohnungen Offizieren und Ministerialbeamten zu, und die Bezirksämter nutzten sie zur Unterbringung von sogenannten Bombengeschädigten. Den zurückgelassenen Besitz enteignete der NS-Staat und verkaufte ihn mit Hilfe der Stadt und privater Händler.58

Eine später als »Fabrikaktion« bezeichnete Großrazzia sollte die Deportationen aus dem Reich Ende Februar 1943 abschließen, vor allem aus der Hauptstadt, wo noch über 11 000 jüdische Zwangsarbeiter mit ihren Angehörigen lebten. Nach Warnungen von Fabrikmeistern, Nachbarn und sogar Polizisten entkamen in Berlin ungefähr 4000 Menschen der Razzia. Obwohl nicht organisiert, stellte dies die größte jüdische Widerstandsaktion im »Dritten Reich« dar.59 Polizei und von der Gestapo gezwungene Juden, »Greifer« genannt, fingen einen Teil der Entkommenen in den nächsten Wochen allerdings wieder ein.60

Dass viele Berliner Anteil am Schicksal der Verfolgten nahmen, zeigte nicht nur die massenhafte Hilfe beim Untertauchen, sondern auch die Verbreitung von Verfolgungswissen. Eine Frau erzählte einem Friseur in Lehnin bei Berlin: »Bei dem großen Luftangriff auf Berlin habe man die Juden aus ihren Wohnungen
geholt, sie in die brennenden Häuser getrieben und dort umkommen lassen; außerdem habe man welche in Häuser getrieben und dann die Gashähne geöffnet; nach einer gewissen Zeit habe man dann einen neuen Schub Juden hineingetrieben.«61 Diese Erzählung, die Details eines massiven alliierten Bombardements am 1. März, der Großrazzia und der Massenvernichtung im Osten vermischt, demonstriert die traumatisierende Wirkung der Verfolgung bei manchen Berlinern.

Nach einer letzten Transportwelle im März lebten in Berlin offiziell noch 18 515 Juden. Bald deportierte die Gestapo die letzten »volljüdischen« Mitarbeiter der Jüdischen Gemeinde, meist nach Theresienstadt. Am 10. Juni 1943 löste sie die inzwischen in die Reichsvereinigung eingegliederte »Jüdische Kultusvereinigung zu Berlin« auf und beschlagnahmte deren Vermögen. Berlin erwarb  – wie andere Kommunen – in großem Umfang Eigentum der Gemeinde, unter anderem mehr als 20 Immobilien.62




1943 bis 1945

Offiziell gab es in der Reichshauptstadt jetzt fast nur noch Juden in »Mischehen« und sogenannte Mischlinge. Während der »Fabrikaktion« 1943 hatte die Gestapo zwar viele Juden aus »Mischehen« und sogenannte Geltungsjuden verhaftet, doch viele von ihnen kamen nach Überprüfung ihrer Papiere sofort wieder frei. Etwa 2000 internierte die Gestapo in einem gesonderten Gebäude. Hier wurden zunächst die Personalien der Gefangenen überprüft und dann unter ihnen Ersatzpersonal für die zur Deportation vorgesehenen »volljüdischen« Mitarbeiter der Jüdischen Gemeinde und der Reichsvereinigung ausgesucht. 225 mussten schließlich den Dienst in den jüdischen Organisationen antreten, die Restlichen sich zur Zwangsarbeit beim »Arbeitsamt für Juden« zurückmelden, das sie nun nur noch bei manuellen Tätigkeiten wie Bahn- und Abrissarbeiten einsetzte. Die NS-Führung diskutierte derweil – wie schon 1942  – ohne Ergebnis über eine Zwangsscheidung von »Mischehen«.63

Das Jüdische Krankenhaus diente von nun an als Sitz der für die verbleibenden Juden zuständigen Rest-Reichsvereinigung. Am 10. Januar 1944 wurden  – einem generellen Befehl von Gestapochef Heinrich Müller folgend – 350 Juden, deren »Mischehen« nach Scheidung oder Tod des Partners nicht mehr bestanden, von Berlin nach Theresienstadt deportiert. In den Folgemonaten verschleppte die Gestapo immer wieder Dutzende Menschen nach Auschwitz
oder Theresienstadt, meist Untergetauchte, die nach ihrer Entdeckung zunächst ebenso wie die für das RSHA zwangsarbeitenden Juden im Krankenhaus interniert wurden.64

Von den 10 000 bis 12 000 im Reich untergetauchten Juden versteckten sich in der Hauptstadt etwa 5000 bis 7000.65 Sie benötigten Unterschlupf, Lebensmittel und falsche Papiere. Um einen einzigen Menschen zu retten, mussten viele helfen. Die Berliner taten das aus sehr unterschiedlichen Motiven.66 Neben humanitären Erwägungen gab es Fälle wie den von Kurt Jacobson (geb. 1890). Dessen kaufmännische Kenntnisse wollte sein Zwangsarbeitschef nutzen und ließ ihn unter falschem Namen die Firma führen. Jacobson flog auf, als die Gestapo bei einer zufälligen Razzia in der für ihn eingerichteten getarnten Wohnung mehrere Pistolen und Munition sowie Koffer und Kennkarten anderer Juden entdeckte. Den geflüchteten Jacobson erschoss eine Polizeistreife am 30. August 1943 auf offener Straße.67

Neben dem bei Jacobson entdeckten informellen Netzwerk zur Selbsthilfe Geflüchteter existierten weitere wie die bekannte Gruppe Chug Chaluzi.68 Es halfen aber auch viele Einzelne wie Otto Weidt in seiner Blindenwerkstatt oder auch nichtjüdische organisierte Gruppen wie das illegale Hilfswerk der Bekennenden Kirche.69

Am 1. Juli 1944 lebten in Berlin offiziell noch 5978 Juden.70 Zwangsarbeit und Isolierung prägten nun auch den Alltag der jüdischen »Mischlinge«. Seit Sommer 1943 verschickte das Arbeitsamt viele Männer zunächst zum Einsatz nach Frankreich, dann innerhalb Deutschlands. Bei einer zweiten »Fabrikaktion« verloren im Herbst 1944 die nichtjüdischen »Mischehe«-Partner als »jüdisch Versippte« sowie die restlichen »jüdischen Mischlinge« ihre Arbeitsstellen. Sie mussten fortan unter sehr unterschiedlichen Bedingungen in über das Reich verstreuten Arbeitslagern Schwerstarbeit leisten.71 Mitte Januar 1945 befahl das RSHA schließlich die Deportation aller in »Mischehen« lebenden Juden sowie »Geltungsjuden« nach Theresienstadt. Durch Aufforderungen der Reichsvereinigung gewarnt, entzogen sich viele dem Abtransport.72

Nach der Befreiung fanden sich in der zerstörten Reichshauptstadt noch 4700 jüdische »Mischehe«-Partner, 1900 Überlebende aus Lagern und Ghettos (besonders aus Theresienstadt) und 1400 Menschen, die versteckt Verfolgung und Krieg überlebt hatten.73




Resümee

Seit 1933 waren die anfänglich rund 160 000 jüdischen Berliner der Verfolgungspolitik der NS-Regierung, den sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Diskriminierungen durch die Stadt sowie den Attacken der Parteiformationen ausgesetzt.

Für die städtische Politik, die im »Dritten Reich« die »Judenpolitik« vor Ort oft nachhaltiger radikalisierte als Straßengewalt oder nationale Gesetze, zeichneten in Berlin die deutschnationalen Oberbürgermeister Heinrich Sahm und Oskar Maretzky sowie die Nationalsozialisten Julius Lippert und Ludwig Steeg verantwortlich. Doch nicht nur sie, sondern auch Beamte fast aller städtischen Ämter trugen mit Initiativen zur Diskriminierung der jüdischen Bevölkerung sowie zur Umsetzung von Reichsmaßnahmen bei. Bezirksbürgermeister entwarfen Maßnahmen, die als Muster für Gesamt-Berlin dienten, wie die Markierung von Parkbänken 1938 oder die Limitierung der Einkaufszeiten im Krieg. Lokale Ideen griffen Regierung und Ministerien wiederum für Politik und Gesetzgebung auf. Die Aktivitäten des Magistrats verstärkten zudem für viele Berliner den Anschein, dass jede Judenverfolgung legal sei. Die Maßnahmen des Magistrats und die wochenlangen organisierten Kollektivausschreitungen in den Sommern 1935 und 1938 dienten als Vorwand für individuelle Bereicherung und Gewalt, ob als Sachbeschädigung oder Angriff auf Personen.

Während Unzählige in der Stadtverwaltung und anderen lokalen Behörden, bei der Polizei und in den Parteiformationen direkt an der Verfolgung beteiligt waren, mussten sich auch alle anderen Berliner seit 1933 im Alltag ständig mit den Forderungen beziehungsweise den Folgen der Judenpolitik auseinandersetzen und dazu verhalten, sei es zu den bald überall aufgestellten Verbotsschildern, sei es wenn Kollegen ihre Arbeit verloren oder Bekannte Opfer von Diskriminierung und Gewalt wurden. In vielen, oft hitzigen Diskussionen über Verfolgungsnachrichten oder eigene Beobachtungen, ob privat oder in der Öffentlichkeit, wandten sich Berliner ungeachtet des Risikos, als Staatsfeind drakonisch bestraft zu werden, gegen diese Politik. Dass solche Kritik nicht 1933 oder 1935, sondern 1938 ihren Höhepunkt erreichte, widerspricht der bisherigen Annahme einer wachsenden Gleichschaltung der Öffentlichkeit im NS-Staat, ebenso dass manche Berliner trotz Tabuisierung weiter mit Juden verkehrten. Eine totale Segregation bestand nicht einmal im Krieg. Die Deportationen seit Herbst 1941 erwiesen sich als Lackmustest: Viele profitierten oder denunzierten, andere kritisierten die Transporte oder halfen Juden bei der Flucht. Das
Beispiel Berlin demonstriert somit plastisch Möglichkeiten und Grenzen des Regimes zur Kontrolle und Mobilisierung der Bevölkerung.

Während die Juden als Gemeinschaft lange brauchten, um zu verstehen, dass das NS-Regime kaum mit traditionellen Mitteln zu bekämpfen war, entwickelte jeder Einzelne vor dem Hintergrund der persönlichen sozialen Verhältnisse, der Beziehungen zu anderen Berlinern sowie der individuellen Verfolgungserfahrungen rasch eigene Reaktionen auf die teilweise dissonante Politik. Während sich Zehntausende Berliner zur Emigration entschlossen, andere auf Änderung hofften, widersetzten sich nicht wenige den Diskriminierungsmaßnahmen, manche protestierten noch im Krieg gegen die Verfolgung, viele flüchteten vor den Deportationen.

Die Untersuchung der Verhältnisse in der Hauptstadt des NS-Staates stellt somit sicher geglaubte Erkenntnisse in mehrerer Hinsicht infrage. Weder dominierten Indifferenz und Gleichschaltung das Verhalten bei den nichtjüdischen Berlinern, noch herrschte Passivität bei den jüdischen Berlinern. Die Berliner treten auf diese Weise als historische Akteure in Erscheinung, die Diskriminierung und Verfolgung auf vielfache Weise mitgestalteten oder sich gegen diese auflehnten.
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»BERLIN, DIE STADT OHNE BETTLER«

Die Verfolgung »Asozialer«

Die Verfolgung sozial abweichenden Verhaltens, für das sich in der NS-Zeit der Sammelbegriff »asozial« etablierte, war weder Ergebnis eines geschlossenen Konzeptes noch zentral koordiniert. Bis 1945 gab es kein reichsweites Gesetz, das die Verfolgung »Asozialer« geregelt hätte, und trotz vielfältiger Versuche auch keine einheitliche Definition des Begriffs. Doch vor dem Hintergrund von Massenarbeitslosigkeit und leeren Landeskassen begannen insbesondere die Großstädte auch ohne Definition und klare rechtliche Grundlage mit der Erfassung und Ausgrenzung sogenannter Asozialer. Während die Polizei nach 1933 reichsweit verstärkt gegen Prostituierte, Bettler und Landstreicher vorging, waren es auf kommunaler Ebene hauptsächlich die Wohlfahrtsämter, die sich der Bekämpfung »asozialen« Verhaltens verschrieben. Der Terminus »asozial«, der von der Fürsorge als Kampfbegriff gegen all diejenigen ins Feld geführt wurde, die sich der »zuchtvolle[n] Einordnung […] in die Volksgemeinschaft«1 verweigerten, wurde bald zu einem zentralen Instrument sozialer Disziplinierung und Ausgrenzung.2

Auch in Berlin kam dem Landeswohlfahrts- und Jugendamt große Bedeutung bei der Verfolgung »Asozialer« zu. War es diesem zunächst noch um die Förderung der Arbeitsbeschaffung durch eine systematische Erfassung der »Arbeitsscheuen« gegangen, so postulierte es bald die planmäßige »Aussonderung der Asozialen« als »vordringliche Aufgabe nationalsozialistischer Wohlfahrtspflege«. 3 Zentrales Repressionsinstrument wurde dabei das 1879 erbaute Arbeitshaus Rummelsburg, das im Juli 1934 dem Wohlfahrtsamt unterstellt und zu einem Städtischen Arbeits- und Bewahrungshaus umgewandelt worden war. Die neue Abteilung »Bewahrungshaus« ermöglichte dem Wohlfahrtsamt nun de facto die zwangsweise Unterbringung »asoziale[r] arbeitsfähige[r] und arbeitsunfähige [r] (arbeitsvermittlungsunfähige[r]) Männer und Frauen«,4 auch wenn diese weder entmündigt noch straffällig geworden waren.





Grundlagen und Vorbilder

Bei der Verfolgung und Bewahrung »Asozialer« griff man auf Gesetze und Terminologien zurück, die aus der Kaiserzeit beziehungsweise der Weimarer Republik stammten. Bereits das Reichsstrafgesetzbuch von 1871 sanktionierte Armutserscheinungen wie Landstreicherei, Bettelei, Prostitution, »Arbeitsscheu« und Obdachlosigkeit mit Haft beziehungsweise korrektioneller Nachhaft im Arbeitshaus. Auch das Fürsorgerecht enthielt seit 1924 Bestimmungen, die der Disziplinierung unangepasster Fürsorgeempfänger dienten: Nach Paragraph 20 der »Reichsverordnung über die Fürsorgepflicht« konnte jeder arbeitsfähige Fürsorgeempfänger, der »Arbeit beharrlich ablehnt oder sich der Unterhaltspflicht beharrlich entzieht«, zwangsweise in einer Einrichtung des Landes zur Arbeit untergebracht werden.5 Die »Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge« vom Dezember 1924, die die Wohlfahrtspraxis regelten, bestimmten zudem, dass bei »Arbeitsscheu oder offenbar unwirtschaftlichem Verhalten« die Hilfsbedürftigkeit strengstens zu prüfen und der Unterstützungssatz auf »das zur Fristung des Lebens Unerläßliche zu beschränken« sei, im Wiederholungsfalle sogar »die Hilfe auf Anstaltspflege beschränkt« werden könne.6 In einer Anstalt dürfe untergebracht werden, wessen »körperlicher, geistiger oder sittlicher Zustand besondere Maßnahmen zur Heilung, Pflege oder Bewahrung erfordert. Zwangsweise darf dies nur geschehen, wenn ein Gesetz es gestattet.«7 Gemeint war damit das »Bewahrungsgesetz«, das, obwohl seit Ende des Ersten Weltkriegs intensiv diskutiert, nie erlassen wurde.8 Mit der Intensivierung der Debatte um ein solches Gesetz während der Weimarer Republik weitete sich auch der in Betracht kommende Personenkreis erheblich aus und ging schließlich durch die Einbeziehung »Geisteskranker«, »Geistesschwacher« und »unerziehbarer« Fürsorgezöglinge über sozial delinquentes Verhalten hinaus. Um diesen heterogenen Personenkreis auch jenseits strafrechtlicher Bestimmungen begrifflich zu fassen, wurde wiederholt der Begriff »asozial« bemüht. So wurden seit Beginn der 1920er Jahre durch Fürsorgeexperten »Lebensläufe Asozialer«9 erforscht, von Psychiatern »Asoziale« kategorisiert und definiert10 sowie soziale Unterschiede zunehmend biologisiert. Wiewohl das »Bewahrungsgesetz« letztlich scheiterte, wurde die Bewahrung sowohl in Sachsen als auch in Hamburg bereits vor 1933 praktiziert. Insbesondere der Leiter der Hamburger Wohlfahrtsanstalten, Georg Steigertahl, gab bereits 1927 unumwunden zu, dass zur Lösung des »Asozialenproblems« in Hamburg »bestehenden Gesetzen ein neuer Sinn gegeben«11 wurde.


Trotz aller Kontinuitäten änderte sich der Umgang mit sozialen Randgruppen von 1933 an grundlegend. Das »Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über Maßregeln der Sicherung und Besserung« vom November 1933 ermöglichte auch bei Übertretungsdelikten eine lebenslange Arbeitshausunterbringung, das »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« vom Juli 1933 erlaubte die Zwangssterilisierung sogenannter Erbkranker. Auch die Wohlfahrtsämter sahen eine Vielzahl neuer Gestaltungsmöglichkeiten. So führte man in Berlin unter expliziter Bezugnahme auf das Hamburger Modell auch ohne »Bewahrungsgesetz« 1934 die »Bewahrung Asozialer« ein.12

Die Berliner Wohlfahrtspflege wurde jedoch nicht nur ideologisch, sondern auch personell neu aufgestellt: Im September 1934 übernahm Eduard Karl Spiewok die Leitung des Landeswohlfahrts- und Jugendamtes der Reichshauptstadt. Spiewok, Jahrgang 1892, seit 1930 Mitglied der NSDAP und der SS sowie seit 1933 Berliner Gauamtsleiter der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV), wollte der Wohlfahrtspolitik der Reichshauptstadt ganz eigene Impulse geben.13 Über die Stadtgrenzen hinaus versuchte er sich 1936 mit einem Entwurf zum »Bewahrungsgesetz« zu profilieren. Als er 1938 bei Oberbürgermeister und Gauleitung in Ungnade fiel, wechselte Spiewok ins Stadtwirtschaftsamt. Für die Wohlfahrt wurde nun Fritz Behaghel verantwortlich, der sein Amt nicht minder ehrgeizig ausfüllte. Behaghel, Jahrgang 1891, gehörte seit 1924 der NSDAP an. 1933 war er zunächst Bezirksstadtrat in Neukölln, 1935 dann Bezirksbürgermeister des Verwaltungsbezirks Lichtenberg, bevor er im Mai 1938 die Leitung des Hauptwohlfahrtsamtes übernahm. 14 Darüber hinaus fand ein Personalaustausch aufgrund des »Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« sowohl im Rummelsburger Arbeitshaus statt, wo 1933 ein neuer Leiter eingesetzt wurde, als auch in den Bezirken, wo Spiewok alle entscheidenden Stellen mit »alten Kämpfern« besetzen ließ.15



Die Verbannung sichtbarer Armut durch die Polizei

Im Oktober 1934 berichtete die Deutsche Allgemeine Zeitung über den Besuch des Berliner Gauleiters Joseph Goebbels im Berliner Obdach in der Fröbelstraße. Der Artikel diente sowohl der Inszenierung Goebbels’ als auch des »nationalsozialistischen Reformwerks«, dessen Erfolg eindeutig daran abzulesen sei, so die Zeitung, »dass die Belegschaft dieses Asyls von einem Höchststand
von 5000 Köpfen vor der Machtergreifung auf einen heutigen Durchschnitt von 250 gesunken« sei.16 Solche publikumswirksam inszenierten Erfolgsgeschichten konnten jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass das Problem der Armut nicht gelöst, sondern vielmehr durch polizeiliche Gewalt aus dem Straßenbild verbannt worden war.

Bereits am 23. Februar 1933 hatte der neu ernannte Berliner Polizeipräsident Magnus von Levetzow eine Razzia in der Wärmehalle in der Ackerstraße angeordnet, bei der mehrere Hundert Obdachlose unter dem Verdacht kommunistischer Betätigung festgenommen worden waren.17 Zeitgleich hatte das Innenministerium die Polizeibehörden reichsweit angewiesen, »zwecks Reinhaltung des Straßenbildes« verstärkt gegen Straßenprostitution vorzugehen,18 woraufhin die Berliner Polizei diverse »Pensionate« und »Massagesalons« schließen ließ, in denen Prostitution vermutet wurde. Den Erfolg dieser Maßnahmen belege, so ein zeitgenössischer Zeitungsbericht, das »im Vergleich zu früher bereits wohltuend veränderte Straßenbild in den Brennpunkten der Stadt«.19

Teil dieser »Säuberungsaktionen« war die im Laufe des Septembers 1933 reichsweit durchgeführte Razzia gegen Bettler. Bereits im Juni 1933 hatte das preußische Innenministerium einen Erlass zur »Bekämpfung des öffentlichen Bettelns« an die Polizeibehörden herausgegeben und diese angehalten, der »Bekämpfung des Bettelunwesens« erhöhte Bedeutung beizumessen.20 Dieser Forderung schloss sich auch das Propagandaministerium an, das die »Bekämpfung des Bettelunwesens« für die offiziell geplante Winterhilfe auszuwerten gedachte.21 Die im September 1933 durchgeführte Großrazzia, die von einer breiten Propagandakampagne begleitet wurde, dürfte in ihrem Ausmaß – reichsweit wurden mehrere Zehntausend Bettler festgenommen – einmalig gewesen sein.22

Über den Verlauf der Aktionen in Berlin ist wenig bekannt. Schenkt man den Presseberichten Glauben, so wurden die Razzien insbesondere auf den belebten Straßen und Plätzen von uniformierter Polizei und Kriminalpolizei durchgeführt. Alle Aufgegriffenen wurden zunächst ins Polizeipräsidium gebracht, wo ihre Personalien festgestellt und sie nach einer Verwarnung wieder freigelassen wurden. Wie die Vossische Zeitung zu berichten wusste, »folgten dann Kontrollmaßnahmen der einzelnen Polizeireviere, die Tag und Nacht je zwei Polizeibeamte durch die ›gefährdeten Gebiete‹ schickten«. Die Bettler wurden dabei nicht nur polizeilich erfasst, sondern es wurden auch ihre häuslichen Verhältnisse untersucht. Konnte dabei »ein wirklicher Notstand« festgestellt
werden, »erfolgte automatisch eine Benachrichtigung der verschiedenen Wohlfahrtsstellen und der privaten Sozialeinrichtungen, denen die Bettler zur Betreuung überwiesen wurden«. Durch diese Maßnahmen, so die Vossische Zeitung weiter, sei die Zahl der Bettler deutlich zurückgegangen. Die Reichshauptstadt sei »innerhalb weniger Monate von einem Übel befreit worden, dessen Ausbreitung eine unerträgliche Belästigung der Berliner und der Besucher ihrer Stadt gebracht hat«.23 Die Deutsche Zeitung ließ sich angesichts dieser Erfolge gar zu der Schlagzeile »Berlin, die Stadt ohne Bettler« hinreißen.24



Im Vorfeld der Olympischen Spiele 1936

Das Problem der Bettler wurde aus Sicht der Stadtverwaltung im Vorfeld der Olympischen Spiele 1936 erneut akut.25 Auf Initiative des Wohlfahrtsamtes und unter Beteiligung der Polizei ergriff man daher im Februar 1936 erneut Maßnahmen zur »Bekämpfung des Bettlerunwesens«. Zu diesem Zweck ließ die dem Wohlfahrtsamt unterstellte Abteilung zur Bekämpfung der Schwarzarbeit an drei aufeinanderfolgenden Tagen gezielt die Hauptverkehrsstraßen und Orte beobachten, »an denen der Hauptverkehr von Ausländern während der Olympiade erwartet werden muss«. Dabei wurden insgesamt 54 Bettler festgestellt. Der Bericht vom 24. Februar 1936 rechnete jedoch mit einem Anstieg der Zahlen während der Olympischen Spiele, da auch die »Kreise, die heute der Bettelei fernstehen, sich der guten Verdienstmöglichkeit wegen, in großem Umfang bettlerisch betätigen werden. […] Es ist anzunehmen, dass außer Taschendieben und Prostituierten auch Bettler von außerhalb zureisen werden.«26

Aufgrund dieser Einschätzungen wurde wenige Tage später die »Verschärfung der Bettlerbekämpfung« durch »planmäßige Zusammenarbeit der Wohlfahrtsämter mit den Polizei- und Justizbehörden« beschlossen.27 Die Initiative zu einer engeren Zusammenarbeit ging vom Landeswohlfahrtsamt aus, das sie bereits in der zweiten Jahreshälfte 1935 angeregt28 und mit Hilfe einer Arbeitsgemeinschaft von Richtern, Staatsanwälten und Vertretern der Polizei vorbereitet hatte. Die erste Besprechung dieser Art fand im Februar 1936 im Arbeits- und Bewahrungshaus Rummelsburg statt und wurde auf Initiative des Wohlfahrtsamtes durch jährlich organisierte Treffen verstetigt. Die »planmäßige Zusammenarbeit« sah einen verbesserten Informationsaustausch zwischen den beteiligten Stellen vor, um in möglichst vielen Fällen die Unterbringung
im Arbeits- und Bewahrungshaus betreiben zu können.29 Um den Zuzug neuer Bettler nach Berlin zu verhindern, wurde eine verschärfte Kontrolle des städtischen Obdachs sowie privater Herbergen durch die Polizei vorgeschlagen. 30 Als Durchgangsstation für Wanderer und Obdachlose hatte das Städtische Obdach bereits seit 1933 seine Aufgabe darin gesehen, durch polizeiliche und fürsorgerische Kontrollen die »Sozialen« von den »Asozialen« zu trennen und Letztere ins Arbeits- und Bewahrungshaus zu überstellen. So machten bereits Anfang des Jahres 1935 die aus dem Obdach ins Bewahrungshaus eingewiesenen 31 Männer und zehn Frauen rund ein Drittel aller Neuzugänge aus.31 Ein Jahr später, im Januar 1936, hatte die Zahl der aus dem Obdach eingewiesenen Männer sich bereits verdreifacht.32

Ein gemeinsames Vorgehen wurde auch bei der Bekämpfung der Prostitution vereinbart. So wies Spiewok im Juli 1933 alle Dienststellen an, »der Entwicklung des häufig wechselnden Geschlechtsverkehrs während der Olympiade größte Aufmerksamkeit zu widmen«.33

Das Interesse des Wohlfahrtsamtes an der Bettler- und Prostitutionsbekämpfung  – eigentlich Aufgabe von Polizei und Justiz – kam nicht von ungefähr. Man hoffte dadurch unliebsame Unterstützungsempfänger aus der Statistik tilgen und Leistungen einsparen zu können. Seit 1934 war das Wohlfahrtsamt überdies darum bemüht, die Erfassung und Bewahrung »Asozialer« unter seinem Dach zu zentralisieren und zu seinem genuinen Aufgabenbereich zu erklären. In Ermangelung eines »Bewahrungsgesetzes«, das auch formal die Zwangsbewahrung aller als »asozial« Stigmatisierten erlaubt hätte, war es jedoch auf eine gute Zusammenarbeit mit Justiz- und Polizeibehörden angewiesen.



Die Verfolgung »Asozialer« durch die Wohlfahrtsämter

Mit der Verfolgung der »Asozialen« mochte man in Berlin – ähnlich wie in anderen Städten des Reiches34 – nicht bis zum Erlass eines »Bewahrungsgesetzes« warten. »Es muss unser Ziel sein, die Menschen auszusieben, die in der Volksgemeinschaft keinen Platz haben, die stets unzufrieden sind und die nicht arbeiten und sich nicht einordnen wollen. […] Wenn wir in absehbarer Zeit das Bewahrungsgesetz bekommen, müssen die Siebungsarbeiten soweit gediehen sein, dass wir diese Menschen kennen. Die arbeitsfähigen Volksgenossen sind aus der letzten Million von Arbeitslosen auszusondern und in den normalen Arbeitsprozess einzugliedern«,35 so Spiewok auf der Konferenz der Bezirkswohlfahrtsdezernenten
im Oktober 1936. Ein probates Mittel, um »die guten arbeitswilligen und arbeitsfähigen Volksgenossen« von den »arbeitsunwilligen und asozialen Elementen«36 zu unterscheiden, war die Zuweisung von Arbeit. In einem Rundschreiben vom Juni 1934 informierte der Oberbürgermeister Sahm die Bezirksämter, dass diejenigen »Wohlfahrtserwerbslosen, die die Vermittlung in Notstandsarbeiten ohne triftigen Grund ablehnen, als Asoziale anzusprechen« seien, ihr Unterstützungssatz um 30 Prozent zu kürzen und sie zu Pflichtarbeit heranzuziehen seien.37 Daraufhin begannen die Bezirke mit der systematischen Erfassung der »Asozialen« ihres Verwaltungsgebietes. Da die Ausgestaltung des Begriffes »asozial« den zuständigen Sachbearbeitern oblag, fiel der Kreis der als »asozial« Stigmatisierten dementsprechend heterogen aus, wie eine Aufstellung des Bezirksamtes Neukölln vom Dezember 1934 belegt. Als Gründe für »Asozialität« galten ihm: »Versetzt alles sofort, um es zu vertrinken«, »Betreibt gewerbsmäßig Unzucht«, »Unklare Verhältnisse (Querulantin)« , »Zuhälter«, »Trinker«, »Entlassen aus A[rbeits]fü[rsorge]-Arbeit wegen Nichterwiderung des deutschen Grußes«, »Arbeit im Göring-Plan abgelehnt (K. ist geschieden und lebt allein in seiner Laube)«, »Keine Pflichtarbeit«, »Zigeuner«, »Vermögen verschwiegen«, »wegen Diebstahls entlassen«, »arbeitsscheu«.38

Als »asozial« klassifizierten Unterstützungsempfängern drohte die Streichung aller sozialen Leistungen sowie Unterbringung im Arbeits- und Bewahrungshaus.



Das Arbeits- und Bewahrungshaus Rummelsburg

Die administrative Grundlage für die Einweisung ins Bewahrungshaus bildete die »Verfügung über Unterbringung Asozialer im städtischen Arbeits- und Bewahrungshaus« vom Juli 1934, die von der Fachpresse »geradezu als ein örtliches Bewahrungsgesetz« gefeiert wurde. Sie schuf die Möglichkeit, auch solche Personen zu »bewahren«, die weder straffällig geworden waren noch als Minderjährige oder Entmündigte durch ihre gesetzlichen Vormünder zwangseingewiesen werden konnten. Die Verfügung hielt alle Dienststellen dazu an, in »allen Fällen asozialen Verhaltens Hilfsbedürftiger […] die Unterbringung im Arbeitshaus oder Bewahrungshaus nachdrücklich zu betreiben. Insbesondere sind bis zum bevorstehenden Erlass eines Bewahrungsgesetzes die Handhaben, die schon jetzt geltende Gesetze bei Anwendung im Sinne nationalsozialistischer
Rechtsauffassung bieten, rechtsschöpferisch voll auszunutzen.«39 In Ermangelung einer Definition für »asoziales Verhalten« lag es im Ermessen des jeweiligen Sachbearbeiters, ob er eine Unterbringung im Bewahrungshaus anordnete oder nicht.40

[image: e9783641089030_i0028.jpg]

Bild 22

 



Abb. 1 Blick in den Speisesaal des Arbeits- und Bewahrungshauses Rummelsburg, Aufnahme Juni 1935.



Da ohne Bewahrungsgesetz keine zwangsweise Anstaltsunterbringung möglich war, konnte die Einweisung formal nur »freiwillig« oder eben bei Entmündigung durch den gesetzlichen Vormund erfolgen. Deswegen zielte die »rechtsschöpferische« Auslegung der Gesetze auf die Ausweitung der Entmündigungsmöglichkeiten beziehungsweise die Förderung »freiwilliger« Bewahrung. Um eine großzügigere Auslegung des Entmündigungsparagraphen zu erwirken, nutzte das Wohlfahrtsamt das erste Arbeitstreffen mit Polizei und Justiz im Arbeitshaus auch dazu, die Praxis der Vormundschaftsgerichte dahingehend zu beeinflussen, »in Erweiterung des Begriffes der Geistesschwäche haltlose asoziale Psychopathen zu entmündigen, auch wenn ihre Geistesschwäche nicht auf intellektuellem Gebiete liegt«.41 Diese Bemühungen zeigten Wirkung: Waren im April 1935 insgesamt 29 Insassen des Bewahrungshauses entmündigt, davon 11 Frauen,42 so waren es 1937 bereits 342 Personen, insgesamt 236 Männer und 106 Frauen.43
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Abb. 2 Männliche Insassen verrichten unter Aufsicht Zwangsarbeit auf dem Holzplatz der Anstalt Rummelsburg, Aufnahme wahrscheinlich 1935.



Um wiederum den »freiwilligen« Eintritt ins Bewahrungshaus zu befördern, führte die Stadt 1934 ein »umfassendes Warnungswesen« ein. Wurden einem Unterstützungsempfänger unter dem Rubrum »Arbeitsscheu« die Leistungen gestrichen, erhielten alle öffentlichen und freien Wohlfahrtsstellen durch die sogenannte Warnungskartei Nachricht und waren angehalten, keinerlei Unterstützung auszuzahlen.44 Ließ sich der Unterstützungsempfänger auch so nicht zum »freiwilligen« Eintritt ins Bewahrungshaus bewegen, konnten Arbeits- und Wohlfahrtsamt alternativ Strafanzeige stellen und damit die Arbeitshausunterbringung auf strafrechtlicher Grundlage erwirken. Seit 1937 war geplant, die Warnungskartei als Repressionsinstrument auszubauen und zu einer »umfassenden Asozialen-Kartei« zu erweitern, in der Informationen über »Asoziale« und »asoziale Familien« gesammelt und zentralisiert werden sollten. 45 Mit der Umsetzung wurde im März 1938 begonnen, spätestens seit Ende 1940 ist die Existenz einer solchen »Asozialen-Kartei« für Berlin belegt.46

Diese »rechtsschöpferischen« Maßnahmen, die weit über die bestehende Gesetzeslage hinausgingen, führten dazu, dass die Zahl der in Rummelsburg internierten Männer und Frauen sprunghaft anstieg. 1934 lag die Belegungszahl bei 984 Insassen, 1936 war bereits die Belegungshöchstgrenze von 1315 Insassen
erreicht, sodass 1937 über neue Standorte nachgedacht wurde.47 Den größten Anteil stellten Frauen und Männer ab 60 Jahren, die wegen »Verwahrlosung« statt im Altersheim »freiwillig« in Rummelsburg untergebracht worden waren, sowie Jugendliche unter 21, die »mangels Erfolgsaussicht« der Fürsorgeerziehung durch ihren gesetzlichen Vormund eingewiesen worden waren. Durch die großzügige Interpretation des Begriffes »asozial« – seit 1935 gehörten auch »asoziale« Geschlechts- und Tbc-Kranke zum Kreis der Bewahrten48 – stieg die Zahl der fürsorge- und gesundheitsrechtlich Bewahrten schon 1935 auf das Doppelte der in der Abteilung »Arbeitshaus« strafrechtlich Untergebrachten,49 und mit ihr erhöhte sich der Anteil der im Arbeits- und Bewahrungshaus untergebrachten Männer und Frauen zwischen 22 und 60 Jahren.50 Männer wurden in der Regel wegen vermeintlichen Verstoßes gegen die Arbeitsmoral, Frauen wegen vermeintlichen Fehlverhaltens im Sexual- und Familienleben eingewiesen. 51

Angesichts der steigenden Belegungszahl wurden 1935 erste Überlegungen angestellt, den Bewahrungsvollzug durch eine neue Hausordnung zu vereinheitlichen und auch auf die sogenannten Bewahrungsfälle auszuweiten. Dabei sollte »kein besonderer Unterschied« zwischen Bewahrung und Arbeitshausunterbringung gemacht werden. Da es sich bei beiden Unterbringungsarten um »weithin denselben Personenkreis« handele, seien auch dieselben Behandlungsmethoden notwendig.52 Deswegen sei nicht mehr nach Einweisungsgründen zu unterscheiden, vielmehr sollten die Insassen nach Arbeitsfähigkeit, Geschlecht, Alter und »besonderen Eigenarten« wie »Erregbarkeit« und »homosexuelle Veranlagung« eingeteilt werden.53 Über den Alltag der »Bewahrten« gibt ein von Spiewok verfasster Bericht zur »Bewahrungsfürsorge Berlins im April 1935« Auskunft: Die arbeitsfähigen Männer würden hauptsächlich »in den Anstaltsbetrieben (Holzplatz, Schuhmacherei, Tischlerei, Schlosserei, Schneiderei, Bäckerei, u.a.) beschäftigt. Ein Kommando von 60–70 Mann arbeitet in städtischen Forsten. Die Frauen, die von den Männern streng getrennt untergebracht sind, arbeiten in der Wäscherei, Näherei und Strickerei. […] Die Häuslinge sind in der Mehrzahl in großen Gemeinschaftssälen untergebracht und arbeiten auch in Gemeinschaftsgruppen. Für besonders schwierige Fälle und auch zur vorübergehenden Absonderung sind im Arresthaus eine Reihe von Einzelräumen hergerichtet worden, die sich sehr gut bewährt haben.«54

Die 1937 erlassene Hausordnung unterwarf alle Insassen denselben verschärften Bedingungen. Während aber für die strafrechtlich Eingewiesenen die Ordnung automatisch griff, mussten die »freiwillig« Untergebrachten sich
durch eine schriftliche Erklärung dazu bereit erklären. Die in Berlin erlassene Hausordnung galt dem Reichsinnenministerium als mustergültig, weswegen man sich vorbehielt, im Falle ihrer Bewährung »für sämtliche Arbeitsanstalten eine Musterhausordnung aufzustellen«.55

Für die Insassen bedeutete die neue Ordnung nicht nur einen streng geregelten Tagesablauf, sondern auch eine Beschränkung der Besuchserlaubnis auf 15 Besuche durch nahe Familienangehörige pro Jahr, die Zensur des Briefverkehrs sowie Zwangsarbeit und drastische Disziplinarstrafen wie Essensentzug bis zu einer Woche oder Arrest bis zu vier Wochen. Mit der Einhaltung der Hausordnung waren – dem Grundsatz »möglichster Billigkeit«56 entsprechend  – meist »Aufseher ohne besondere Vorbildung«57 betraut.

Die Insassen waren jedoch nicht nur der Willkür ihrer Aufseher oder der Vormundschaftsgerichte ausgesetzt, sondern liefen auch Gefahr, zwangssterilisiert zu werden. Nach dem »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« waren im März 1935 »bereits von den Insassen des Bewahrungshauses unfruchtbar gemacht 9 Männer und 4 Frauen, und zwar sämtlich wegen angeborenen Schwachsinns. Anträge auf Unfruchtbarmachung schwebten für 23 Männer (davon 2 wegen schwerer Trunksucht und 1 wegen erblicher Lues) und 17 Frauen (davon 1 wegen schwerer körperlicher Missbildung, alle anderen wegen angeborenen Schwachsinns).«58 Im September 1936 meldete das Wohlfahrtsamt bereits die Zwangssterilisation von 96 Männern und 69 Frauen.59



Vorsorge statt Fürsorge – die Erweiterung des Berliner Maßnahmenkatalogs

Obwohl die Zahl der bewahrten »Asozialen« kontinuierlich stieg, meinte das Wohlfahrtsamt seit November 1936 einen gewissen Stillstand konstatieren zu können, weswegen im April 1937 bereits über die »Schlussauskämmung der Asozialen« nachgedacht wurde.60 Um den Zugriff auf die verbliebenen Wohlfahrtserwerbslosen zu verbessern, wurden gesonderte Abfertigungsstellen mit besonderen Sprechtagen für »Asoziale« eingeführt.61 Auch wenn die entsprechende Dienstanweisung erst im März 1938 erlassen wurde, meldeten bereits Ende 1937 mehrere Innenbezirke gute Erfahrungen mit der Sonderbetreuung.62

Wenige Tage später wurde unter Aufhebung der »Verfügung über die Unterbringung Asozialer im städtischen Arbeits- und Bewahrungshaus« von 1934 die Verfügung über die »Behandlung Asozialer« erlassen, die die Maßnahmen
der Berliner Stadtverwaltung gegen »Asoziale« systematisierte, ausdehnte und den in Betracht kommenden Personenkreis neuerlich erweiterte. Erstmals wurde auch eine »aus der Praxis« gewonnene Definition des Begriffes »asozial« gegeben: »Asozial im Sinne dieser Verfügung ist, wer sich wegen eines nicht nur vorübergehenden Zustandes körperlicher, geistiger oder sittlicher Unzulänglichkeit nicht in das freie Gemeinschaftsleben einordnen kann oder will und dadurch das Volk, seine Familie oder sich selbst erheblich schädigt oder gefährdet, insbesondere wer verwahrlost ist oder zu verwahrlosen droht. Eine Familie ist asozial, wenn diese Voraussetzungen bei allen Angehörigen erfüllt sind, die zusammen wohnen.«63 Die entscheidende Neuerung der Verfügung war, dass nun auch Personen, die von keinerlei Unterstützungsleistungen des Wohlfahrtsamtes abhängig waren, erfasst und bewahrt werden konnten, »um dem Eintritt von Hilfsbedürftigkeit nach Möglichkeit vorzubeugen«.64 Ergänzt wurden diese präventiven Maßnahmen durch eine gemeinschaftlich mit Polizei- und Parteiorganisationen durchzuführende »vorbeugende Überwachung« der vermeintlich »Asozialen«. Die Daten der Erfassten sollten in einer beim Landeswohlfahrts-und Jugendamt angesiedelten Kartei, der späteren »Asozialen-Kartei«, zentralisiert und verwaltet werden. Im Zuge dieser Maßnahmen rückten auch Familien und Minderjährige ins Blickfeld der Wohlfahrt. Perspektivisch war offenbar die Zusammenfassung »asozialer« Familien nach dem Vorbild der bremischen Wohnfürsorgeanstalt Hashude geplant.65

Auch bei der strafrechtlichen Bewahrung wurde der Personenkreis erweitert. Spiewok hatte bereits in seinem im November 1936 aus der Berliner Praxis heraus erarbeiteten Vorschlag zu einem Bewahrungsgesetz beklagt, dass die geltende Rechtsnorm die Gruppe der »Arbeitsscheuen« nicht wirksam genug erfasse, »weil die Arbeitshausunterbringung auf diesem Wege nur Arbeitsfähige« 66 erfasse. Zwar wurde das Bewahrungsgesetz nie erlassen, doch sein Vorschlag diesbezüglich zumindest in Berlin umgesetzt. In der neuen Verfügung hieß es dazu: »Arbeitsfähigkeit […] liegt auch dann vor, wenn sie sich auf die Fähigkeit zur Leistung leichter, im Arbeitshausvollzug vorkommender Arbeiten beschränkt.«

Die Neufassung der Bestimmungen untermauerte den Anspruch des Wohlfahrtsamtes, die Verfolgung der »Asozialen« auch jenseits fürsorgerechtlicher Hilfsbedürftigkeit als eigenes Aufgabengebiet zu behaupten. Die Verfügung stand zudem im Kontext einer sich seit Ende des Jahres 1937 zunehmend radikalisierenden Politik, die nicht zuletzt durch die Konkurrenz mit der Polizei befeuert wurde.



Radikalisierung der Verfolgung – Vorbeugungshaft gegen »Asoziale«

Ende 1938 erschien in mehreren Zeitungen ein mehrspaltiger, ähnlich lautender Pressetext, der das Publikum offenbar auf weitergehende Maßnahmen gegen »Asoziale« vorbereiten sollte. Unter der Schlagzeile »Wer asozial ist, muss ausgeschaltet werden« forderte der Angriff zur »tatkräftigen Mithilfe« bei der »Auffindung und Bestrafung sich verborgen bewegender asozialer Individuen« auf, denn dies sei »heute nicht mehr nur polizeiliche, sondern wesentlich eine gemeinschaftspolitische Aufgabe geworden«. Insbesondere sei die »Asozialenfrage« erst gelöst, »wenn die zur Bewahrung Asozialer aufgewandten Mittel so gering sind, dass sie nicht mehr ins Gewicht fallen«.67 Womöglich sollte der Artikel die Leserschaft auf den Grunderlass vom 14. Dezember 1937 zur »Vorbeugenden Verbrechensbekämpfung durch die Polizei« einstimmen. Nach diesem Grunderlass konnte in ein KZ eingewiesen werden, »wer ohne Berufs- oder Gewohnheitsverbrecher zu sein, durch sein asoziales Verhalten die Allgemeinheit gefährdet«.68 Genannt wurden explizit »Bettler, Landstreicher (Zigeuner), Dirnen, Trunksüchtige, mit ansteckenden Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten behaftete Personen« sowie »Arbeitsscheue« und »Arbeitsverweigerer«. 69

Hatte die Verfolgung »Asozialer« bis zu diesem Zeitpunkt in kommunaler Hand gelegen, so schaltete sich nach den Bettlerrazzien des Jahres 1937 erstmals wieder eine zentrale Machtinstanz in den Kampf gegen »Asoziale« ein und veränderte diesen nachhaltig. Ablesen lässt sich dies unter anderem auch daran, dass der Begriff »asozial« – wiewohl in der kommunalen Behördensprache weit verbreitet – hier erstmals in einen reichsweiten Erlass Eingang fand.70 Den qualitativen Sprung, den der Grunderlass für die Verfolgung »Asozialer« bedeutete, verdeutlichen die Massenverhaftungen im Rahmen der Aktion »Arbeitsscheu Reich«. Im Zuge dieser Maßnahme wurden im Frühjahr und Sommer binnen wenigen Wochen rund 10 000 Menschen verhaftet und ins KZ verschleppt. Die Konkurrenz zwischen kommunalem Wohlfahrtsamt und der auf Reichsebene agierenden Polizei schloss in der Praxis jedoch Kooperation keineswegs aus. Da die Gestapo über keine eigenen Unterlagen zu »Asozialen« verfügte, war sie auf die Hilfe der örtlichen Arbeits- und Wohlfahrtsämter angewiesen, weswegen sie diese anwies, »die ihnen bekannten Arbeitsscheuen in der Zeit vom 18. 2. bis 4. 3. 1938 zu ermitteln und den Staatspolizei(leit)stellen mitzuteilen«.71 Dieser Aufforderung kam das Berliner Wohlfahrtsamt ohne Umschweife nach.72 Im Februar 1938 nämlich wies Spiewok in einem als »geheim« gekennzeichneten
Rundschreiben alle Bezirksbürgermeister an, ihm bis zum 5. März eine Aufstellung aller arbeitsfähigen, aber »arbeitsscheuen« Männer vorzulegen.73

Die Hilfe war jedoch nicht einseitig, denn auch das Wohlfahrtsamt profitierte von den neuen Möglichkeiten der Vorbeugungshaft bei der Verfolgung »Asozialer«. Da »Asozialen«, denen jede offene oder geschlossene Fürsorge gesperrt worden war, »eine erhöhte Gefahr des Straffälligwerdens« unterstellt wurde, wies Spiewoks Nachfolger Behaghel die Bezirksbürgermeister an, in derartigen Fällen sofort bei der Kriminalpolizeileitstelle Berlin die polizeiliche Vorbeugungshaft zu beantragen und gegebenenfalls nach diesen »Asozialen« fahnden zu lassen.74

Das Wohlfahrtsamt trug den neuen Verhältnissen Rechnung und berief im April 1939 eine Sitzung ein, auf der die Aufgabenverteilung bei der »Asozialenbekämpfung« zwischen NSV, städtischer Wohlfahrt, Arbeitsamt und Polizei festgelegt und ein Informationsaustausch betreffs der gegen »Asoziale« ergriffenen Maßnahmen vereinbart wurden.75 Ferner erließ es im Januar 1941 eine neue Verfügung zur »Bewahrung«, die unter Berücksichtigung der neuen Situation die polizeiliche Vorbeugungshaft in den Maßnahmenkatalog gegen »Bewahrungsbedürftige«  – wie es nun in Abgrenzung zu den von der Polizei verfolgten »Asozialen« hieß – aufnahm: In Fällen, in denen sich »Bewahrungsbedürftige« weigerten, »freiwillig« in die Anstalt aufgenommen zu werden, oder nicht bis zur Genehmigung ihres Entlassungsantrages in der Anstalt verbleiben wollten, sei jegliche Fürsorge zu sperren und bei der Kriminalpolizei die Einleitung von Vorbeugungsmaßnahmen zu beantragen.76 Da die polizeilichen Vorbeugungsmaßnahmen der Bewahrung vorgingen, das heißt das KZ Vorrang vor dem Bewahrungshaus hatte, sollte die Vorbeugungshaft durch die Wohlfahrtsämter nur beantragt werden, wenn alle anderen Möglichkeiten zur Erfassung der Arbeitskraft, also Arbeitsvermittlung, Dienstverpflichtung oder Unterbringung im Arbeits- und Bewahrungshaus, erschöpft seien.77 So ist es wohl zu erklären, dass das Arbeits- und Bewahrungshaus Rummelsburg nach 1938 nicht in die Bedeutungslosigkeit stürzte, sondern auch 1941 noch mit 1879 Insassen belegt war.78 Zur Kriegszeit wurden diese in »volkswirtschaftlich produktiver Weise« in kriegswichtigen Betrieben eingesetzt.79

Die kriegsunwichtigen Insassen gerieten Anfang Januar 1942 ins Visier von »Euthanasie«-Gutachtern der als Arbeitsgemeinschaft Heil- und Pflegeanstalten organisierten Aktion »T4«. Am 12. Januar 1942 führten diese im Arbeits-und Bewahrungshaus Rummelsburg eine »Musterbegutachtung« der Insassen durch. Bei 314 Insassen sprach sich die Kommission einstimmig für eine Tötung
aus, bei 765 Bewahrten optierte mindestens einer der Gutachter für Tötung. Zu einer Ausführung der Pläne scheint es jedoch nicht mehr gekommen zu sein, da der Kommission im Frühsommer 1942 die Zuständigkeit für die Arbeitshäuser entzogen wurde.80



Resümee

Die Vorstellung, soziale Randgruppen zu ihrem eigenen Schutz sowie dem der Gemeinschaft bewahren zu müssen, war bereits vor 1933 gesellschaftlich akzeptiert. Dennoch markierte der Nationalsozialismus einen Bruch in der Verfolgung von sozial deviantem Verhalten. Durch die Aushebelung der Persönlichkeitsrechte erreichte die Verfolgung »Asozialer« eine neue Qualität und Radikalität. Der autoritäre »Führerstaat« erlaubte eine neue Machbarkeitspolitik, die die Verantwortlichen in den kommunalen Wohlfahrtsämtern in Allmachtsphantasien schwelgen ließ. In Berlin ging die Verfolgung der »Asozialen« bis 1938 so gut wie ausschließlich auf die Initiative der städtischen Verwaltung – und hier insbesondere des Wohlfahrtsamtes – zurück. Ohne »Bewahrungsgesetz« war man allerdings auf eine enge Zusammenarbeit mit Justiz- und Polizeibehörden angewiesen. Hier war das Vorbild Hamburg, wo eine Bewahrung unter »rechtsschöpferischer« Auslegung der Gesetze schon vor 1933 praktiziert wurde. Die in Berlin ergriffenen Maßnahmen folgten zudem reichsweit zu beobachtenden Tendenzen: Pflichtarbeit, Bewahrung, Zwangssterilisation und die zunehmende Ausweitung des stigmatisierten Personenkreises gehörten hier wie in anderen Städten zum Standardrepertoire der »Asozialenbekämpfung«. Dennoch scheint man sich in Berlin als eine Art Laboratorium verstanden zu haben, in dem die Möglichkeiten des zu erlassenden Bewahrungsgesetzes ausgelotet und mustergültig umgesetzt wurden. Dafür spricht, dass sich Berlin mit seiner Verfügung zur »Unterbringung Asozialer im städtischen Arbeits- und Bewahrungshaus« von 1934 an die in der Vergangenheit geführten Debatten um das Bewahrungsgesetz anlehnte und zudem Spiewok seinen Entwurf zu einem »Bewahrungsgesetz« aus seiner Praxis heraus formulierte. Indem man Tatsachen schuf, hoffte man, in naher Zukunft den Berliner Maßnahmenkatalog auch auf den Rest des Reiches übertragen zu können. Mit dem zentralen Eingreifen der Polizei 1938, die daraufhin die Ausarbeitung eines »Gemeinschaftsfremdengesetzes«81 von den Wohlfahrtsverbänden übernahm, verlor das »Modell Berlin« an Boden. Die hohen Belegungszahlen des Arbeits- und Bewahrungshauses 1941 zeigen jedoch,
dass die kommunalen Maßnahmen gegen »Asoziale« ihre Bedeutung als Mittel sozialrassistischer Disziplinierung keineswegs verloren.

Belegung und Bedeutung des Arbeits- und Bewahrungshauses während der Kriegszeit sowie insbesondere auch die Sterilisationspraxis der Berliner Anstalt sind bislang noch Forschungsdesiderate.
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Unter Aufsicht eines Luftwaffenoffiziers müssen zwei KZ-Insassen in der typischen Sträflingskleidung nach einem Luftangriff eine Bombe ausgraben, die noch nicht explodiert ist. Da viele Bomben komplizierte Zeitzünder hatten, war dies eine äußerst gefährliche, oft todbringende Arbeit. Inmitten all der Zerstötung wirbt das an der Straßenbahn angebrachte Plakat der NSDAP für ein »Volksopfer«. Mit dieser Aktion sollten im Januar 1945 Ausrüstungsgegenstände für den sogenannten Volkssturm gesammelt werden. Die Bergung von Munition und Bomben aus dem Zweiten Weltkrieg ist bis heute nicht abgeschlossen. Foto Gunnar Kosnick, 1945.









DIE MOBILISIERUNG DER BERLINER BEVÖLKERUNG IM KRIEG

Als Mobilisierungsdiktatur war das NS-Regime darauf angelegt, die gesellschaftliche Dynamik zur Verwirklichung seiner eigenen politischen Ziele zu nutzen.1 Das galt erst recht nach Kriegsausbruch, als »Mobilisierung« zum Schlüsselbegriff einer Propaganda wurde, die die »Volksgenossen« zu immer höheren Leistungen für die Kriegführung anspornen sollte. In der Kriegspropaganda konkretisierte sich die »Volksgemeinschaft« als Schicksals-, Kampf- und Leistungsgemeinschaft. Hinter diesem Bestreben stand das Trauma der Novemberrevolution. 2 Einen »Dolchstoß« der Heimat in den Rücken der Front, wie er angeblich 1918 stattgefunden hatte, glaubten die Propagandisten verhindern zu können, indem sie Volk und Führung einen einheitlichen Willen zum Krieg zuschrieben.

Wenn die NS-Propaganda von »Mobilisierung« sprach, sagt das noch nichts über die Wirkung aus.3 Mobilisierungskampagnen zielten grundsätzlich darauf ab, gesellschaftliche Handlungsbereitschaft zu wecken oder bereits vorhandenes Engagement für die Kriegführung nutzbar zu machen. Wenn in der Endphase des Krieges auch letztlich jedes Mittel recht war, um die »Volksgenossen« zum »Durchhalten« zu bewegen, setzte erfolgreiche Mobilisierung doch lange Zeit voraus, dass die Adressaten mit den Instrumenten nationalsozialistischer »Menschenführung« überzeugt werden sollten.4 Mobilisierung war keine Einbahnstraße, sondern funktionierte als asymmetrische Interaktion politischer und gesellschaftlicher Akteure. Insofern war gerade das letzte Kriegsjahr eher untypisch.

Die Mobilisierung der Zivilbevölkerung begann unmittelbar nach Kriegsausbruch und vollzog sich in mehreren Schüben, die den verschiedenen Phasen des Kriegsverlaufs folgten. Einen ersten Einschnitt bildeten der Überfall auf die Sowjetunion und die Winterkrise 1941/42. Schon in dieser Phase wurde die gesellschaftliche Mobilisierung mit der Ausweitung des Krieges zum »totalen Krieg« begründet. Anfang 1943 verwendete der Reichspropagandaminister das Schlagwort von der »Totalisierung des Krieges«, um die Niederlage von Stalingrad für eine umfassende Mobilisierung der »Heimatfront« zu nutzen. Nachdem
in den folgenden Monaten die Auswirkungen der alliierten Flächenbombardements in der Luftschlacht um Berlin hatten bewältigt werden müssen, setzte mit Goebbels’ Ernennung zum Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz eine dritte Mobilisierungswelle ein, die bis in die letzten Kriegswochen andauerte. Inwiefern diese verschiedenen Wellen bei der Berliner Großstadtbevölkerung tatsächlich Erfolg hatten, lässt sich oft nur ansatzweise beschreiben.




Die erste Kriegsphase 1939 bis 1941

Bereits in den ersten beiden Kriegsjahren propagierte die Berliner Gauparteiorganisation eine umfassende gesellschaftliche Mobilisierung. Ganz bewusst wurden dabei Parallelen zwischen der militärischen Mobilmachung und der Mobilisierung der Heimatfront gezogen. So wie der Soldat auf dem Exerzierplatz gelernt habe, was im Ernstfall zu tun sei, wüssten die Deutschen nach sechs Jahren Erziehung zur nationalsozialistischen Volksgemeinschaft, was jetzt von ihnen erwartet werde, hieß es in einem Artikel des Berliner Gaupresseamtsleiters vom November 1939.5 Nach dem Sieg der Wehrmacht über Polen müsse »auch in der Heimat eine stets einsatzbereite unüberwindliche Front errichtet werden«, verkündete die Propaganda. »So wie im Kampfe um die Macht« setze sich die NSDAP wieder an die Spitze und übernehme »die Führung des deutschen Freiheitskampfes an der Heimatfront«, damit »das Millionenheer der Heimat, jederzeit das Ziel und den Weg klar erkennend, genauso bedingungslos dem Führer folgt wie die kämpfende Truppe«.6 Das Streben nach Inklusion in einen hermetischen Block hinter dem Führer ging mit einer unmissverständlichen Drohung der Exklusion einher. Wer sich der Arbeit der Partei in den Weg stelle, so der damalige Gauorganisationsleiter Gerhard Schach im November 1939, werde »unbarmherzig ausgemerzt […], ganz gleich, wer es auch sei«.7

Noch deutete sich allerdings erst ansatzweise an, welche Erwartungen sich mit den Mobilisierungsankündigungen verbanden. Was schon in den ersten Kriegstagen angesprochen und schließlich zu einem zentralen Thema aller Mobilisierungskampagnen werden sollte, war das Engagement von Frauen in Beruf und ehrenamtlicher Tätigkeit.8 Es ging primär darum, möglichst viele Frauen in den Produktionsprozess einzugliedern und damit die zur Wehrmacht eingezogenen Männer zu ersetzen.9 Diese Politik barg beträchtlichen sozialen Zündstoff,
da ein großer Teil der Frauen aus den Arbeiter- und unteren Mittelschichten ohnehin schon berufstätig war, um den Lebensunterhalt der Familie zu bestreiten. De facto richteten sich die Kampagnen daher an die Frauen aus den oberen Gesellschaftsschichten.10

Nachdem schon die forcierte Aufrüstung eine Kehrtwende der NS-Führung in der Bewertung der Frauenarbeit zur Folge gehabt hatte, wurde bei Kriegsbeginn der relativ hohe Anteil von berufstätigen Frauen in Berlin zum Vorbild genommen11 und die Mobilisierung der »Kräfte der Frau« zum großen »Arbeits-und Aufgabenfeld« im nationalsozialistischen Aufbauwerk erklärt.12 Davon aber, dass schon im April 1940 »im großen Maße die deutschen Frauen in den Betrieben und Fabriken für die Herstellung kriegs- und lebenswichtiger Güter« sorgten, wie die Reichsfrauenführerin Gertrud Scholtz-Klink auf einer Tagung der NS-Frauenschaft im Berliner Rathaus behauptete, konnte keine Rede sein.13 Einmal abgesehen davon, dass sich viele Frauen den Appellen der Partei versagten, 14 scheiterte ihr umfassender Arbeitseinsatz schon daran, dass es in Berlin zu wenige Kindertagesstätten gab.15

Neben den Frauen stand die Jugend im Mittelpunkt der nationalsozialistischen Mobilisierungsbemühungen. Ihre Militarisierung gehörte schon vor 1939 zu den Kernaufgaben der Hitlerjugend (HJ). Nach Kriegsausbruch wurden die Mitglieder der Jugendorganisation zu verschiedenen Hilfsdiensten, beispielsweise als Melder im Luftschutz oder als Kuriere bei Behörden, Partei und Polizei herangezogen. Gleichzeitig wurden die Luftschutzausbildung und die Wehrertüchtigung stark ausgebaut. Darüber hinaus sollten Vorträge von fronterfahrenen Soldaten die Jugendlichen für den Krieg begeistern.16

Mit zahlreichen Sammelaktionen wurde die »Volksgemeinschaft« aufgefordert, ihr Engagement für den Krieg und ihre Verbundenheit mit der kämpfenden Truppe durch Spenden zu demonstrieren. Indem die Sammlungen für das Kriegswinterhilfswerk als »Schlacht der deutschen Volksgemeinschaft gegen den jüdischen Kapitalismus« inszeniert wurden,17 stand jeder Einzelne unter dem Druck, sich mit seiner Spende zur nationalsozialistischen Kriegspolitik zu bekennen.

Obwohl sich der Krieg schon in seiner ersten Phase durch Einberufungen, Verdunklung, vereinzelte Luftangriffe und Versorgungsengpässe im Alltag bemerkbar machte, hielten sich die konkreten Versuche der Partei, die Gesellschaft zu mobilisieren, noch in Grenzen. In der großen Kampagne »Mit unseren Fahnen ist der Sieg!«, die die Gauparteiorganisation Ende 1940 durchführte, wurde der Bevölkerung zwar das Bekenntnis, »mit den ruhmreichen
deutschen Truppen als eine unzerstörbare Willens- und Schicksalsgemeinschaft dem gerechten Sieg entgegenzumarschieren«, abverlangt,18 was das aber praktisch bedeutete, solange die Wehrmacht von Sieg zu Sieg eilte, wurde nicht erklärt.



Nach dem Überfall auf die Sowjetunion

Mit dem Überfall auf die Sowjetunion änderte sich die Lage bald grundsätzlich. In einer Analyse des Propagandaministeriums für den Kriegswinter 1941/42, die sich besonders auf den Gau Berlin bezog,19 wurde festgestellt, dass nicht die Arbeiter, sondern Intellektuelle, Konfessionelle und Besitzbürger sich »am anfälligsten gegen alle Zersetzungsbakterien« zeigten. Grundsätzlich sei das deutsche Volk aber zu Opfern bereit, wenn man ihm sage, wofür diese gefordert würden.20 Entsprechend betonte die Propaganda, dass nun ein »totaler Krieg« ausgetragen werde, in dem »auch die Heimat alle verfügbaren Kräfte für den Endsieg« mobilisieren müsse.21

Um der Bevölkerung den Zusammenhang zwischen Opfer und Endsieg einzuhämmern, wurde im Oktober 1941 im Gau die Kampagne »Deutschlands Sieg – Brot und Freiheit für unser Volk und Europa« durchgeführt.22 Den 15. Jahrestag seiner Amtszeit als Gauleiter nutzte Goebbels, um gerade die Hauptstadtbevölkerung stärker in die Pflicht zu nehmen.23 Indem er den »Stadtstolz und Stadtehrgeiz« der Berliner ansprach, appellierte er an ihre nationale Verantwortung als Bewohner der »Hauptstadt des Reiches«.24 Subtil wies er auf das schlechte Image als Stadt der »Novemberverbrecher« und als die nach Moskau »röteste Stadt der Welt«25 hin, um die Berliner im Gegenzug zu verpflichten, den Ruf ihrer Stadt durch »gute Moral und Haltung« wiederherzustellen.26

Als das OKW Mitte Dezember 1941 eine Wintersachensammlung für die schlecht ausgerüsteten Soldaten im russischen Feldzug anregte, sah Goebbels die Gelegenheit gekommen, eine Kampagne durchzuführen, die neben der praktischen auch eine politische Dimension haben sollte. Indem die Sammlung »mit einem Führeraufruf verbunden« und »in ganz großem Stil durchgeführt« wurde, sollte sie »eine Welle von Positivismus [!] auslösen«, das Volk packen, wachrütteln und »wieder mit kämpferischem Geiste« erfüllen.27 Die überwältigende Resonanz, die selbst die Organisatoren überraschte, spricht dafür, dass Mobilisierungsappelle dann Wirkung zeigten, wenn es um tatkräftige Hilfe
ging und von der Öffentlichkeit nachvollzogen werden konnte, wem die Aktion zugute kam. Besonders begeistert zeigte sich Goebbels darüber, dass die Ergebnisse in Berlin weit über dem Reichsdurchschnitt lagen.28 Sein Stellvertreter Artur Görlitzer erklärte, die Heimat habe mit der Wintersachensammlung »bewiesen, dass sie zu jedem Opfer bereit ist, wenn die Front sie ruft«.29

Vorerst wurde die Mobilisierung aber alles andere als konsequent betrieben. Ein Paradebeispiel dafür ist der Erlass zum erweiterten Fraueneinsatz von 1941. Um Engpässe in der Kriegswirtschaft abzumildern, hatte Göring bereits zwei Tage vor dem Überfall auf die Sowjetunion die Wiedereingliederung derjenigen Frauen ins Berufsleben angeordnet, die nach Kriegsbeginn als Soldatenfrauen ihre Arbeit aufgegeben hatten, weil ihnen der staatliche Familienunterhalt ein ausreichendes Einkommen sicherte.30 Der Erlass war allerdings mit so vielen Einschränkungen versehen, dass er weit hinter der allgemeinen Frauenarbeitsdienstpflicht zurückblieb, die Goebbels favorisierte.31 Daher hatte die Partei auch 1941/42 weiterhin nur die Möglichkeit, mit den Mitteln der Propaganda unter den Berliner Hausfrauen für eine Arbeitsaufnahme in den Rüstungsbetrieben der Stadt oder zumindest für ein ehrenamtliches Engagement in der NS-Frauenschaft und in der NSV zu werben.32

Ähnlich halbherzig wurden Pläne für einen »Feldzug zur Leistungssteigerung« in den Rüstungsbetrieben verfolgt.33 Nachdem die Reichspropagandaleitung noch am 3. Februar 1942 ein umfassendes Maßnahmenpaket zur Mobilisierung der Bevölkerung vorgestellt hatte,34 fiel die ganze Aktion kurz darauf völlig in sich zusammen. Selbst Goebbels verschanzte sich nunmehr hinter der Behauptung, dass »eigentlich nur Parteigenosse Speer«, der nach Todts Flugzeugabsturz am 8. Februar 1942 das Rüstungsministerium übernommen hatte, für »die Steigerung der Leistung in den Rüstungs- und Munitionsfabriken« zuständig sei.35 Der letzte Rest, der vom »Feldzug zur Leistungssteigerung« übrigblieb, war die eigenartige Aktion »Mehr Höflichkeit«, die von Goebbels in Berlin als »Höflichkeitswettbewerb« propagiert wurde.36



»Wollt ihr den totalen Krieg?«

Ende 1942 hatten die Verluste der Wehrmacht solche Ausmaße angenommen, dass die zaghaften Mobilisierungsmaßnahmen der ersten Kriegsjahre keine Abhilfe mehr versprachen. Immer drängender wurde die Notwendigkeit einer umfassenden personellen Ausdünnung in Behörden und nichtkriegswichtigen
Betrieben, sofern sie nicht schon stillgelegt waren, und des verstärkten Einsatzes von Zwangsarbeitern und Frauen in Rüstungsbetrieben.

Schon im Dezember 1942 hatte Goebbels einen Vorstoß unternommen, um sein Ziel, eine allgemeine Frauenarbeitsdienstpflicht, durchzusetzen, indem er versuchte, diese an die Einberufung von Luftwaffenhelfern zu koppeln.37 Obwohl der Führererlass »über den umfassenden Einsatz von Männern und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung« hinter seinen Erwartungen zurückblieb, 38 sahen die Rahmenbedingungen für eine umfassende Mobilisierung im Zeichen des »totalen Krieges« zu Beginn des Jahres 1943 günstiger aus als im Jahr zuvor. Entscheidend war dafür die drohende Niederlage der 6. Armee in Stalingrad. Mitte Januar 1943 setzten zudem wieder Luftangriffe auf die Reichshauptstadt ein, die die Propaganda sofort nutzte, um die Kampfentschlossenheit der deutschen Zivilbevölkerung und die enge Verbundenheit von Front und Heimatfront herauszustreichen.39

Einerseits gingen Goebbels die Bestimmungen des Erlasses zur Arbeitsdienstpflicht nicht weit genug, andererseits zeigte er sich aber durchaus auch besorgt, dass die unverblümte Ankündigung der neuen Verpflichtungen »das Volk zurückstoßen« könnte. Er ordnete daher eine Kampagne der Partei an, die »an das Pflichtgefühl jedes Volksgenossen« appellierte und die Kriegsdienstpflicht als notwendige Maßnahme im Rahmen des »totalen Krieges« erklärte. Bisher habe man in der Heimat noch in mancher Beziehung ein Leben geführt, das keineswegs den Eindruck macht, »dass wir seit 3 ½ Jahren erbittert Krieg führen«.40 Während um das Einverständnis der Volksgenossen geworben wurde, galt deren Leistungsbereitschaft doch gleichzeitig als »nationale Selbstverständlichkeit«. Grundsätzlich wollte die politische Führung auf die Wirkung moralischen Drucks vertrauen, sollten sich »jedoch bösartige Elemente […] diesen Argumenten verschließen«, werde die Erfüllung der Leistungspflicht zu gegebener Zeit auch »mit rücksichtsloser Härte« erzwungen.41 Ganz im Sinne von Goebbels’ Anweisungen wurde die Verordnung am symbolträchtigen 30. Januar 1943 im Angriff unter der Überschrift »Mobilmachung aller arbeitsfähigen Kräfte. Aktion zur Erringung des Endsieges« veröffentlicht.42

Der »totale Krieg« stand im Mittelpunkt der Rede, die Goebbels am selben Tag im Sportpalast vor Berliner Parteianhängern hielt, um seine Vorstellungen von einer umfassenden Mobilisierung zu propagieren. Nachdem er sich in den Tagen zuvor in die Überzeugung hineingesteigert hatte, dass die »Massen des deutschen Volkes« den »totalen Krieg« wollten,43 sprach er vom »Schrei nach der totalsten Kriegsanstrengung«, der aus allen Schichten an das Ohr der Führung
dringe.44 Im »Volksaufstand der nationalen Kraftanstrengung« sei jeder gefordert, und jeder werde folgen.45

Goebbels war sich bewusst, dass die Wirkung seiner Rede, die sich vorrangig an das nationale und internationale Rundfunkpublikum richtete, in hohem Maße von den Reaktionen seines Berliner Auditoriums im Saal abhing. Umso begeisterter zeigte er sich über die enthusiastische Zustimmung. Seine Hoffnungen auf den Gau Berlin hätten »sich vollauf bestätigt«, ließ er Bormann tags darauf wissen. Mit den »Beifallssalven« an der richtigen Stelle hätten die Berliner Churchill gezeigt, »was wir für eine Stimmung haben«.46

Während Goebbels bereits die nächste Kundgebung im Sportpalast plante, um das Parteipublikum noch einmal als Resonanzboden für die Propagierung des »totalen Krieges« zu nutzen,47 hatte er drei Tage später einen Auftritt vor der Belegschaft der Berliner Alkett-Panzerwerke. Wie er in seinem Tagebuch notierte, hielt er in der Maschinenhalle »eine radikale, um nicht zu sagen demagogische Rede«, die nach Angaben des Angriffs erneut Beifallsstürme auslöste.48 Da die Zuhörerschaft diesmal anders als am 30. Januar bunt zusammengewürfelt war, schloss Goebbels, »dass hier Partei und Volk in der Stimmung völlig eins seien«.49

Für ihn war es daher nur konsequent, sich in seiner Sportpalast-Rede am 18. Februar 1943 als »Sprecher des Volkes« zu inszenieren.50 Goebbels’ Hoffnungen auf die Wirkung der Kundgebung erwiesen sich indes bald als unrealistisch. Weder war Hitler bereit, ihn mit neuen Vollmachten auszustatten, noch konnten genügend neue Truppen bereitgestellt werden, um die militärische Initiative an der Ostfront zurückzugewinnen. In Berlin konnte bis Anfang April 1943 nur die Hälfte der dienstpflichtigen Frauen dazu bewegt werden, sich zum Arbeitseinsatz zu melden,51 und die Arbeitsämter zeigten sich ohnehin überfordert, die für den Arbeitseinsatz rekrutierten Frauen in die Produktion zu vermitteln.52 Speer wiederum ließ nur geringe Bereitschaft erkennen, qualifiziertes Personal aus den Rüstungsbetrieben an die Wehrmacht abzugeben, 53 sodass der von Goebbels angestrebte »Umschichtungsprozess« zwangsläufig ins Stocken geriet.54

Bei seiner nächsten Rede im Sportpalast Anfang Juni 1943 hielt der Propagandaminister sich zwar zugute, dass er mit seiner Proklamation des »totalen Krieges« am 18. Februar einen großen Umschwung herbeigeführt habe,55 der größte Teil seiner Ansprache erschöpfte sich aber in antisemitischer Polemik und einer Beschwörung der deutschen Überlegenheit. Letztlich konnte sich auch Goebbels nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Zuhörer, die sich im
Juni hauptsächlich aus Arbeitern Berliner Rüstungsbetriebe zusammensetzten, 56 weitaus zurückhaltender auf seine Worte reagierten als das aufgeputschte Publikum am 18. Februar.57



Die Berliner »Heimatfront« im Luftkrieg 1943/44

Für die gedämpfte öffentliche Stimmung machte Goebbels »die veränderte Lage« verantwortlich, denn seit Mitte 1943 hielt der Luftkrieg auch die Reichshauptstadt wieder in Atem. Nach ersten Attacken der Royal Air Force zu Jahresbeginn erfolgte in der Nacht vom 1. auf den 2. März ein Großangriff, der in seiner zerstörerischen Wirkung alles bis dahin Dagewesene in den Schatten stellte und den Berlinern schlagartig ihre extreme Gefährdung bewusst machte.58 Was die Propaganda dagegensetzte, waren »das Gefühl des Geborgenseins in der Volksgemeinschaft«, die den Ausgebombten Trost und Hilfe versprach,59 und der Appell zur Tapferkeit, da angeblich jedes Wanken den Feinden Deutschlands in die Hände spiele. Wie der NSDAP-Gaupropagandaleiter im Mai erklärte, hatten diese es nur darauf abgesehen, mit ihren Angriffen »auf wehrlose Frauen und Kinder« wie schon im Ersten Weltkrieg »dem deutschen Soldaten die Waffen aus der Hand schlagen zu können«.60

Bereits vor dem Großangriff auf Hamburg hatten die Sorgen um die Sicherheit der Reichshauptstadt die Kampagne für den »totalen Krieg« weitgehend in den Hintergrund gedrängt. Als in den letzten Julitagen das »Unternehmen Gomorrha« die Hamburger Innenstadt in ein Flammenmeer verwandelte, zog die Gauleitung in Berlin daher umgehend Konsequenzen und evakuierte Frauen, Kinder und alte Menschen im großen Stil.61 Nach anfänglichen Schwierigkeiten gelang es innerhalb eines Monats, 850 000 Menschen zum Verlassen der Stadt zu bewegen.62 Da es aber trotz allen Drängens der Partei viele Eltern gab, die die Zustimmung zur Evakuierung ihrer Kinder verweigerten,63 lief parallel eine gesteuerte Binnenmigration aus der besonders gefährdeten Stadtmitte in die Vororte an, was berufstätigen Müttern die Möglichkeit bot, mit ihren Kindern in Berlin zu bleiben und gleichzeitig ihrer Arbeit nachzugehen.64 Die Zurückbleibenden wurden für präventive Luftschutzmaßnahmen mobilisiert. Unter großer Beteiligung der Bevölkerung wurden Anfang August Tausende von Splitterschutzgräben ausgehoben, die bei einem Bombenangriff außerhalb der Bunker und Schutzräume Deckung bieten sollten.65

In ganz besonderer Weise waren seit 1943 die Jugendlichen und die HJ-Organisation
der Reichshauptstadt gefordert. Nachdem die HJ schon in den Jahren zuvor auf ihre Aufgaben im Luftkrieg vorbereitet worden war, erfolgte nun der Einsatz der Oberschüler der Jahrgänge 1926 und 1927 als Luftwaffenhelfer. 66 In der Propaganda las sich das so, als sei diese Entscheidung nicht eine Notlösung zum Ausgleich von Personalengpässen bei der Luftwaffe, sondern als ginge es in erster Linie darum, den Schülern den brennenden Wunsch zu erfüllen, »auch ihrerseits einen Kriegseinsatz leisten zu können«. Für alle Jugendlichen, die das anders sehen mochten, wurde auf die gleichaltrige berufstätige Jugend verwiesen, die »schon seit langem in den Produktionsprozess für die Kriegsarbeit stärkstens eingeschaltet« sei.67

Während Oberschüler aus anderen Gauen nach Berlin gebracht wurden, wo sie als Flakhelfer an der Verteidigung der Reichshauptstadt mitwirken sollten, geriet auch die als leuchtendes Vorbild zitierte »schaffende Jugend« in den Großbetrieben zunehmend ins Visier der HJ-Propaganda. So fanden im März 1943 im Zuge einer gemeinsamen Kampagne mit der DAF-Gauwaltung in 70 Großunternehmen Jugendbetriebsappelle statt, bei denen die jungen Arbeiterinnen und Arbeiter zu »Disziplin und Leistung am Arbeitsplatz« ermahnt wurden.68 Diese Appelle kamen nicht von ungefähr, denn im dritten Kriegsjahr konnte die HJ-Führung nicht mehr die Augen davor verschließen, dass es gravierende Probleme bei der Erziehung, Führung und Mobilisierung der Jugend gab.69

Eine ganz neue Herausforderung für die Berliner HJ ergab sich Anfang August 1943 mit der Evakuierung der Schuljugend, die bis dahin die Basis ihrer Arbeit gebildet hatte. Erst jetzt setzten intensive Bemühungen der Berliner Gebietsführung um die Arbeiterjugend in den Rüstungsbetrieben der Stadt ein.70 Um auf diesem neuen Terrain Fuß zu fassen, wurde die HJ-Arbeit in den nächsten Monaten in enger Abstimmung mit den Betriebsjugendwaltern der DAF den Bedürfnissen der berufstätigen Jugendlichen angepasst.71 Dabei ging es primär um die Erziehung und Kontrolle der Arbeiterjugend, deren reibungsloser Arbeitseinsatz gesichert werden sollte.

Mit Beginn der »Luftschlacht um Berlin« im November wurde es zur wichtigsten Aufgabe der Gauleitung, die Funktionsfähigkeit der Stadt und die Kampfmoral ihrer Bewohner aufrechtzuerhalten. Obwohl große Teile Berlins in Trümmer sanken, war es immer wieder relativ rasch möglich, die schlimmsten Schäden an der Infrastruktur zu beseitigen und die Rüstungsproduktion in Gang zu halten.72 Dass es trotz der großflächigen Zerstörung von Wohnraum gelang, ein Umkippen der Stimmung wie 1917/18 zu verhindern, führte Goebbels
auf sein Wirken als Gauleiter zurück.73 Unter dem Eindruck der ständigen Angriffe bei Tag und Nacht mehrten sich seit Januar 1944 allerdings die Meldungen, dass viele Berliner vom Krieg »die Nase reichlich voll« hatten.74



Die Endphase des Krieges

Der letzte große Mobilisierungsschub begann mit dem Hitler-Attentat vom 20. Juli 1944 und der nachfolgenden Ernennung Goebbels’ zum Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz. Bereits bei den Kundgebungen in den ersten Tagen nach dem Attentat wurden die Arbeiter in die Pflicht genommen. »Unter dem Eindruck der glücklichen Fügung der Vorsehung, die uns den Führer bewahrte, werden wir in unserem Arbeiten und Schaffen nur umso fanatischer sein«, so Gerhard Schach, der im März das Amt des Stellvertretenden Gauleiters übernommen hatte, auf der Kundgebung eines Berliner Rüstungsbetriebs Anfang August 1944.75

Jede Zurückhaltung bei der Propagierung des »totalen Krieges« und der »Mobilisierung aller Kräfte unseres Volkes« wurde nun aufgegeben.76 Begründet wurde die massive Forderung nach unbedingtem Einsatz zum einen mit den drohenden Folgen einer Niederlage und zum anderen mit den vermeintlich besseren Kriegsaussichten Deutschlands bei einer Fortsetzung der Kämpfe bis ins kommende Jahr.77 Wenn der Berliner Generalstaatsanwalt in einem Stimmungsbericht vom Oktober 1944 schrieb, dass die Bevölkerung die Einschränkungen, die die Erklärung des »totalen Krieges« mit sich bringe, »mit Ruhe aufgenommen« habe, da sie alles tun wolle, um den Feind von den Reichsgrenzen fernzuhalten, lag er wahrscheinlich richtig. Er übernahm allerdings selbst die Perspektive der Propaganda, wenn er im zweiten Schritt behauptete, dass sich generell die Überzeugung durchgesetzt habe, es gebe nur noch die Alternative weiterzukämpfen oder die sichere Ausrottung nach einer Kapitulation.78

War es Speer bis zum Sommer 1944 gelungen, die qualifizierten Rüstungsarbeiter weitgehend vor Einberufungen in die Wehrmacht abzuschirmen,79 so setzte Goebbels mit der Propagierung des »totalen Krieges« alles daran, gerade dieses Reservoir anzuzapfen. »Nicht ›Waffen oder Soldaten‹« dürfe gefragt werden, »sondern ›Waffen und Soldaten‹« müsse gefordert werden, so ein Rundschreiben vom Oktober 1944.80 Auch die Arbeitsdienstpflicht für Frauen bis zum 50. Lebensjahr wurde konsequenter durchgesetzt. Hatten sich die Bemühungen bis Mitte des Jahres noch darauf beschränkt, die unwilligen Hausfrauen
durch »Werberinnen« der NS-Frauenschaft heimsuchen zu lassen,81 wurden die nicht berufstätigen Frauen seit August 1944 systematisch für den Arbeitseinsatz erfasst.82 Das Ergebnis fiel dennoch ernüchternd aus. In Anbetracht der militärischen Entwicklung im Westen und des sowjetischen Vormarschs auf die deutschen Reichsgrenzen wurde es für die nationalsozialistische Propaganda immer schwieriger, die Mobilisierung aller gesellschaftlichen Ressourcen mit dem Endsieg zu begründen.

Seit Januar 1945 sahen sich die Berliner mit dem zielstrebigen Vorstoß der Roten Armee konfrontiert, die wie eine Bugwelle deutsche Flüchtlingstrecks vor sich herschob. Den Berlinern einreden zu wollen, die Flüchtlinge würden nur vorübergehend evakuiert, um Manövrierraum für deutsche Gegenoperationen zu schaffen, die »zusammen mit der Kraft der ganzen Nation den bolschewistischen Ansturm« zerschlagen würden, war völlig sinnlos, nachdem der Flüchtlingsstrom die Reichshauptstadt erreicht hatte.83 Jetzt konnte die Gauleitung nur noch an die Bevölkerung appellieren, den »vor den vertierten Bolschewisten geflohenen Frauen, Kindern und Greise[n]« mit »Rat und Tat zu helfen«.84

Da Berlin in den nächsten Wochen zum Angriffsziel der sowjetischen Truppen zu werden drohte, sah sich die politische und militärische Führung der Stadt genötigt, die Bevölkerung zu mobilisieren, um die Reichshauptstadt so schnell wie möglich mit Panzersperren und Erdwerken zu befestigen.85 Dabei versuchte die Propaganda die Illusion aufrechtzuerhalten, dass Berlin eine Besetzung durch die Rote Armee nicht zu fürchten habe, sondern Teil einer »Wand zäher Verteidigung« sein werde, die »von Königsberg bis an die Grenzen der Slowakei« reiche.86 Die Gauleitung war allerdings realistisch genug, nicht auf die Wirkung solcher Endsiegphantasien87 zu vertrauen, sondern setzte darauf, die Bevölkerung in der letzten Kriegsphase mit einer Mischung aus »Menschenführung« und Terror zu mobilisieren. Zur »Menschenführung« zählte für sie zum einen die Fanatisierung des »Widerstandswillen[s] der Nation bis zum Äußersten«88 durch die Erziehung zum »glühenden Hass« gegen alle Feinde Deutschlands,89 zum anderen das Bestreben, dem Einsatz und den Opfern einen Sinn zu geben. Das konnte geschehen, indem die Partei an »die hohe Verpflichtung«, die jedem Berliner »als Bürger der Reichshauptstadt erwächst«, appellierte90 oder indem die Kriegstoten beschworen wurden, wenn zu Rache und zur Fortsetzung des Kampfes aufgerufen wurde.

Der Toten- und Gefallenenkult, der seit dem siegreichen Ausgang des Frankreichfeldzugs,91 besonders aber während der Luftangriffe zelebriert worden war, um die Bevölkerung zu mobilisieren,92 hatte 1944 bei den Feiern des
Heldengedenktags in dem Bekenntnis gegipfelt, dass das »schwere Ringen« dieses Krieges seinen Sinn verlöre, »wenn wir nicht wüssten, dass mit seinem siegreichen Ausgang das Fortbestehen des deutschen Volkes entschieden wird«.93 Ein Jahr später, als die Front an der Oder verlief, bemühten die Berliner Hoheitsträger noch dieselbe Logik, wenn sie auf den Trauerfeiern für die Luftkriegsopfer forderten, »Leid und Trauer« sollten »uns veranlassen, umso verbissener und trotziger die Härten des Krieges auf uns zu nehmen, damit am Ende dann der deutsche Sieg steht, der die einzige Voraussetzung ist, dass der Tod dieser vielen Menschen nicht umsonst gewesen ist«.94

Besonders heikel waren weitere Evakuierungsmaßnahmen. Einerseits erschienen sie in Anbetracht der exponierten Lage Berlins notwendig,95 andererseits konnten sie leicht den Eindruck erwecken, dass die Führung selbst nicht mehr an die Durchhalteparolen glaubte.96 Daher wurde die Verlagerung der Reichsbehörden, die bereits in vollem Gange war,97 vor der Öffentlichkeit abgeschirmt. 98 Gleichzeitig zeigte sich die Gauleitung entschlossen, alle Versuche von Privatleuten, die Stadt ohne Erlaubnis zu verlassen, rigoros zu unterbinden. 99 Erst Mitte März, als die Stimmung der Bevölkerung unter dem Eindruck permanenter Luftangriffe in Panik umzuschlagen drohte,100 lenkte die politische Führung ein, indem der Stellvertretende Gauleiter »alle Berliner und Berlinerinnen, die nicht in der Reichshauptstadt benötigt werden und beispielsweise nicht im Arbeitseinsatz stehen«, aufforderte, »sich den Auswirkungen des feindlichen Luftterrors […] zu entziehen und weniger luftbedrohte Gebiete und Ortschaften aufzusuchen«.101

Als die sowjetischen Truppen die Oder überschritten und sich der Stadtgrenze näherten, wurde von der Gauleitung noch immer die Fiktion aufrechterhalten, dass durch eine Mobilisierung der letzten Kraftreserven eine Wende des Krieges erzwungen werden könne. In einer der letzten Ausgaben des Angriffs hieß es unter der Parole »Verbissenes Ausharren«: »In dieser für jeden Deutschen entscheidenden Phase unseres Schicksals steht die Bevölkerung der Reichshauptstadt an vorderster Front des Einsatzes des ganzen Volkes. Jeder Mann und jede Frau in Berlin haben angesichts der außerordentlichen Gewalt dieser Entscheidungsschlacht die Pflicht, unter Aufbietung aller materiellen und seelischen Kräfte das Äußerste zu leisten, damit der Feind auf einen fanatischen Widerstand stößt.«102 Diese Propaganda erreichte ihre Adressaten aber kaum noch und hatte nichts mehr mit ihrer Lebenswirklichkeit zu tun. Die Möglichkeiten der Gauleitung, die Berliner Bevölkerung für den Krieg zu mobilisieren, waren nach einem letzten Aufbäumen restlos erschöpft.




Resümee

Einerseits wusste die NS-Führung aus den Erfahrungen des Ersten Weltkriegs, dass sie den Krieg nur gewinnen konnte, wenn sie die Zivilbevölkerung so weit wie möglich für die Kriegführung einspannte. Andererseits fehlte ihr noch bei Kriegsausbruch eine klare Strategie, wie die gesellschaftliche Mobilisierung erreicht werden sollte. Alle durchgreifenden Maßnahmen standen zudem unter dem Vorbehalt, dass eine Überforderung der Zivilbevölkerung vermieden werden sollte, um die Einheit von Führung und Volk nicht zu gefährden und die Wiederholung eines »Dolchstoß«-Szenarios wie 1918 zu vermeiden. Das erklärt die Diskrepanz zwischen den vollmundigen Mobilisierungsappellen in den ersten beiden Kriegsphasen und den tatsächlichen Initiativen. Diese beschränkten sich bis Ende 1942 auf Kundgebungen, Appelle, Sammlungen und weitgehend erfolglose administrative Maßnahmen.

Erst nach der Kapitulation in Stalingrad und der Ausweitung des alliierten Bombenkriegs wurden Mobilisierungsanstrengungen unternommen, die der Bevölkerung der Reichshauptstadt nahebrachten, was es bedeutete, in einem »totalen Krieg« »Heimatfront« zu sein. Zu den administrativen Maßnahmen der letzten beiden Kriegsjahre zählten die »Auskämmaktionen« in Behörden und Betrieben, die von Bemühungen um die Durchsetzung einer Arbeitsdienstpflicht für Frauen begleitet wurden. Der Demonstration von Einsatzbereitschaft und Geschlossenheit der kämpfenden »Volksgemeinschaft« dienten die großen Kundgebungen in der ersten Hälfte des Jahres 1943 und nach dem Hitler-Attentat am 20. Juli 1944. Auf ihnen wurde die »Heimatfront« heroisiert, um sie wie die militärische Front in die Pflicht nehmen zu können. Die Zivilisten wurden wie die Soldaten zum Hass gegen alle Feinde Deutschlands aufgestachelt und vor die Scheinalternative gestellt, für den »Endsieg« weiterzuarbeiten und zu kämpfen oder der sicheren Ausrottung entgegenzugehen. Dieselbe Funktion erfüllte der offizielle Totenkult, der die »Volksgenossen« und »Volksgenossinnen« dazu bringen sollte, den zahllosen Opfern des Krieges durch den Einsatz für den »Endsieg« einen Sinn zu geben. Auch das Versprechen der sozialen Geborgenheit in der »Volksgemeinschaft«, das die Bemühungen der HJ um die Arbeiterjugend und die intensive Betreuung der Ausgebombten einlösen sollten, zielte letztlich auf die Aufrechterhaltung der Kampfmoral und der Leistungsbereitschaft. Komplementär zur Inklusion wurde all jenen, die sich den Mobilisierungsanstrengungen verweigerten, der Ausschluss aus der »Volksgemeinschaft« und damit letztlich ihre physische Vernichtung angedroht.


Selbst wenn einige der genannten Kampagnen ins Leere liefen, spricht doch viel für eine erfolgreiche Mobilisierung der Berliner Großstadtgesellschaft, denn ihre Funktionstüchtigkeit und Leistungsfähigkeit blieben trotz der Ausweitung des Luftkriegs und der sich abzeichnenden Niederlage bis in die letzten Kriegsmonate erhalten.
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BERLIN IM BOMBENKRIEG1

Zu den Ereignissen in der Geschichte Berlins, die besonders tief in den Organismus der Stadt eingegriffen und ihr Erscheinungsbild verändert haben, gehören die Luftangriffe während des Zweiten Weltkriegs. Ihre Heftigkeit und ihre Dauer ließen die Bewohner unmittelbare Opfer der nationalsozialistischen Kriegführung werden. Gleichzeitig vertieften sie die Probleme der Stadt wie zum Beispiel die Wohnungsnot, vernichteten unzählige Arbeitsstätten, Kulturgüter von hohem Rang und ungeheure materielle Werte. Im Folgenden soll zunächst ein Überblick über den Ablauf der Angriffe gegeben, dann die Abwehr skizziert und schließlich dargestellt werden, welche Maßnahmen der passive Luftschutz dem entgegenzusetzen hatte.




Der Ablauf der Luftangriffe




Die erste Phase

Der erste Fliegeralarm erfolgte in Berlin bereits am 1. September 1939. Nachdem dann der Feldzug gegen Polen rasch seinen Abschluss gefunden hatte und Frankreich im Sommer 1940 kapitulieren musste, glaubten die Berliner aufatmen zu können. Doch am Sonntag, dem 25. August 1940, gab es ein böses Erwachen. Britische Bombenflugzeuge drangen in den Luftraum über Berlin ein und warfen über dem Norden der Stadt die ersten Bomben ab. In den nächsten Tagen folgten weitere Angriffe. Obwohl die materiellen und die Verluste an Menschenleben bei diesen Angriffen im Vergleich zu dem, was später kommen sollte, gering blieben, zeigte sich, dass die Stadt völlig unzureichend geschützt war. Viel zu spät begann man nun mit improvisierten Schutzmaßnahmen. Überdies suchte die Luftverteidigung nach neuen Möglichkeiten, die Wirkung der Angriffe abzuschwächen. Der Luftraum über Berlin wurde offiziell zum Lehr- und Versuchsplatz. Dennoch war die Bilanz am Ende des Jahres 1940 schrecklich: 222 Tote, 428 Verletzte und über 9000 Obdachlose; für mehr als 120 Stunden war Luftalarm gegeben worden.


Nachdem die Royal Airforce (RAF) seit März 1941 wiederholt Angriffe auf die Stadt geflogen hatte, wurde die Luftverteidigung Berlins am 8. August 1941 vom Anflug sowjetischer Maschinen überrascht.2 Von September an intensivierte wiederum die RAF ihre Angriffe auf Berlin. Der Angriff vom 7./8. November 1941 sollte dann für den weiteren Verlauf der Luftangriffe eine besondere Rolle spielen. Die Schäden auf dem Boden waren gering, die britischen Verluste aber hoch. Daraufhin trat eine zwölfmonatige Pause ein, die nur von kurzen Alarmen unterbrochen wurde. Die deutsche Führung zog aus der Pause allerdings falsche Schlüsse: Sie drosselte den Ausbau der Verteidigung, zumal der Krieg gegen die Sowjetunion die Ressourcen band.

In Großbritannien wurden währenddessen Pläne für einen erweiterten Luftkrieg ausgearbeitet. Mit einer »strategischen Luftkriegsoffensive« hofften die Briten den Zusammenbruch des deutschen Hinterlandes herbeiführen zu können. Am 14. Februar 1942 beschlossen sie, dass die Offensive sich gegen die »Moral der feindlichen Zivilbevölkerung, insbesondere der Arbeiter« richten sollte.3 Bei aller Kritik an dieser Art der Kriegführung darf nicht übersehen werden, dass die RAF in wachsendem Maße, besonders von 1943 an, die militärischen und wirtschaftlichen Möglichkeiten Hitler-Deutschlands auf diese Weise einschränkte.4 Aus dieser Strategie erklärt sich auch die Pause der Luftangriffe, denn die Zerstörung der Hauptstadt war als »kriegsentscheidender Höhepunkt« gedacht. Für einen weiteren Aufschub sorgte dann Anfang 1943 die »Schlacht um die Ruhr«, der Angriffe auf Wilhelmshaven, Hamburg, Bremen und Kiel, München, Leipzig, Frankfurt am Main, Chemnitz und auf andere Städte folgten. Um die Berliner zu zermürben, setzte das Bomber Command währenddessen kleine, wendige zweimotorige Maschinen vom Typ »Mosquito« über der Stadt ein. Deren Angriffe richteten nur relativ geringen Schaden an, konnten aber häufig wiederholt werden. Insgesamt flogen die »Mosquitos« 3900 Einsätze gegen Berlin, wobei sie 4400 Tonnen Bomben abwarfen.



Die Luftschlacht um Berlin

Am 3. November 1943 behauptete Luftmarschall Arthur Harris, dass 19 deutsche Großstädte völlig ausgelöscht und 19 weitere schwer angeschlagen seien. Gelänge es nun, die Hauptstadt ebenso zu verwüsten, so Harris, dann könnte der Sieg aus der Luft errungen werden. Der Luftmarschall bekam freie Hand
für die »Schlacht um Berlin«. Diese begann am Dienstag, dem 18. November 1943. Um 20.11 Uhr wurde Luftalarm gegeben. 402 schwere Bombenflugzeuge warfen 1815 Tonnen Bomben ab. Ihnen folgten in 16 Großangriffen weitere 8709 Flugzeuge bis zum März 1944, die insgesamt 29 804 Tonnen Bomben auf Berlin warfen. 9963 Menschen verloren ihr Leben, etwa ein Sechstel der Wohngebäude wurde stark beschädigt oder zerstört. Furchtbare Szenen spielten sich in den Straßen, den Kellern und Häusern ab; ganze Stadtviertel brannten nieder und wurden verwüstet. Der Asphalt kochte unter den Brandbomben, die Menschen verloren ihre ganze Habe und ihre Wohnungen.5 Am schwersten wurden die Bezirke Wedding, Mitte, Prenzlauer Berg, Schöneberg, Steglitz, Friedrichshain und Kreuzberg, vor allem aber das Zentrum zwischen Alexanderplatz und Brandenburger Tor getroffen. Die Schäden waren gewaltig, aber es gelang der RAF dennoch nicht, Berlin in ein Trümmerfeld zu verwandeln. Im März 1944 stellte das Bomber Command die Luftangriffe schließlich ein und sandte wieder »Mosquitos«.

Dass die Opfer und Verluste nicht noch höher waren, verdankte die Stadt dem Umstand, dass die größten Stadterweiterungen im 19. Jahrhundert erfolgt und die Häuser zum größten Teil aus Stein gebaut waren. Breite Straßen führten nach allen Himmelsrichtungen aus der Stadt und wirkten wie Schneisen im Feuer. Anders als in den Altstädten von Hamburg und Lübeck, später Magdeburg, Halberstadt und Potsdam erhob sich hier nicht der gefürchtete Feuersturm, der in den alten, noch mit viel Holz gebauten Häusern reichlich Nahrung fand und in den engen Gassen und Straßen aus dem Mittelalter einen Sturm entfachen konnte, der diese wie Kamine wirken ließ.

Überdies wurden in Berlin die Kraftwerke, die unter anderem die Energie für die Rüstungsproduktion bereitstellten, kaum getroffen. Zwar unternahmen die alliierten Bomber Angriffe auf das Gaswerk Danziger Straße, aber als herausragendes Ziel inmitten einer dichten Wohnbebauung wurde es nicht besonders benannt. Von den neun Kraftwerken in Berlin verzeichnete nur das Kraftwerk Schöneberg einen Totalausfall.6 Lediglich am 27./28. April 1945 fiel in Berlin für 16 Stunden die Stromversorgung komplett aus.7



Zerstörung

Zwischen März 1944 und April 1945 war Berlin immer schwereren Luftangriffen ausgesetzt. Am 4. März 1944 begann dann auch die US Airforce mit ihren Angriffen. Zuerst war es nur eine kleine Einheit von 31 Flugzeugen, aber die Amerikaner kamen am Tage, und nun wechselten sich britische Nachtangriffe mit amerikanischen Angriffen bei Tag ab. Schon die Nächte zwischen November 1943 und März 1944 waren furchtbar gewesen, aber das nun Folgende war noch weitaus schlimmer. In den ständigen Angriffen bei Tag und bei Nacht wurde die Stadt förmlich zermahlen und sank allmählich in Trümmer. Abgeworfen wurden auch »Wohnblockknacker« groß wie Litfaßsäulen. Sie drangen mit Wucht bis in die Fundamente ein und zerstörten diese, sodass vieles, was scheinbar stehen geblieben war, später nur noch abgetragen werden konnte. Luftminen, Sprengbomben und »Wohnblockknacker« rissen die Häuserwände auf und deckten die Dächer ab, zerstörten die Fundamente und brachten Wände aus dem Lot; Brandbomben, Brandflaschen sowie Phosphorbomben und -kanister entzündeten alles Brennbare.8 Die Zahl der Flugzeuge, die die Amerikaner einsetzten, wurde immer größer: 610 am 7. Mai 1944, 876 am 21. Juni 1944. 939 Flugzeuge griffen am 3. Februar 1945 an, und bei den beiden größten Angriffen waren es am 25. Februar 1112 und am 28. März 1945 1211 Maschinen.

Am stärksten blieb den Berlinern jedoch der Angriff vom 3. Februar 1945 in Erinnerung, da an diesem Tag die letzten Reste der Bebauung im Zentrum zwischen Alexanderplatz und Brandenburger Tor in Trümmer sanken. Mit mindestens 2541 Toten, 714 Vermissten, 1688 Verwundeten und 119 057 Obdachlosen war dies der schwerste Luftschlag, den Berlin über sich ergehen lassen musste. Der Schwerpunkt der Zerstörungen lag in Nord-Süd-Richtung etwa in dem Gebiet zwischen dem Halleschen Tor und der Weidendammer Brücke und in Ost-West-Richtung zwischen Strausberger Platz und Hansaviertel. Das Hallesche Tor diente den amerikanischen Piloten dabei als Orientierungspunkt, von dem aus sie ihren weiteren Kurs bestimmten. In diesem Gebiet befanden sich neben Wohngebäuden, Ministerien und Verwaltungen vor allem zahlreiche Kulturgüter und Baudenkmäler.




Die Vorbereitungen auf den Luftkrieg und die ersten Schritte nach Kriegsbeginn

Da die NS-Führung die Möglichkeiten der Gegner unterschätzte und von einem kurzen Krieg ausging, baute sie die Luftverteidigung als Objektverteidigung auf. Rund 160 schwere und 200 leichte Flakgeschütze wurden um Berlin herum konzentriert, viel zu wenig, wie sich bald zeigen sollte. Zuständig für den Luftschutz war der Berliner Polizeipräsident. Ihm oblag damit auch die Leitung des Einsatzes der Polizei, der Feuerwehr, des Sicherheits- und Hilfsdienstes (SHD) und anderer Kräfte. Mit der Ernennung des Polizeipräsidenten zum Luftschutzleiter hatte der Kommandeur der Schutzpolizei den Sicherheits-und Hilfsdienst zu führen. Der SHD – kaum ausgebildet und auch nicht immer gut ausgerüstet – sollte im gesamten Reich eine Stärke von 14 000 Mann aufweisen. Trotz der seit 1933 durchgeführten Planspiele und organisatorischen Vorbereitungen konnten zahlreiche Unzulänglichkeiten bis Kriegsbeginn nicht behoben werden.9

Der Kommandeur der Schutzpolizei richtete in der Polizeikaserne in der Karlstraße, heute Reinhardtstraße, seinen Kommandostand ein. Im Herbst 1943 erfolgte die Verlegung in den gerade fertiggestellten und noch existenten Bunker in unmittelbarer Nähe, an der Ecke Albrecht- und Reinhardtstraße. Im Zuge der Mobilisierungsmaßnahmen im sogenannten Reichsverteidigungsreferat des Stadtpräsidenten war bereits vor dem Krieg bei der Stadtverwaltung eine Hauptluftschutzstelle eingerichtet worden. Dieses 1937 gegründete Referat hatte die Aufgabe, die Verwaltung der Stadt auf den Kriegsfall einzurichten und entsprechende regionale Organisationen zu schaffen.10 Die Hauptluftschutzstelle wurde mit Änderung des Geschäftsverteilungsplanes des Stadtpräsidenten und Oberbürgermeisters vom 2. September 1939 als selbstständige Abteilung fest in der Verwaltung installiert.11 Sie untergliederte sich in regionale Luftschutzstellen bei den Bezirksbürgermeistern, hatte die Aufgabe, im Falle eines Luftangriffs die zivilen Maßnahmen der Stadtverwaltung zu organisieren, und arbeitete zu diesem Zweck eng mit den Organen der NSDAP und dem Reichsluftschutzbund (RLB) zusammen. Zu den Arbeitsgebieten der Hauptluftschutzstelle gehörten die Schadensfeststellung, die Organisierung der »Betreuung« der Bevölkerung nach Luftangriffen, die Einrichtung von Sammelunterkünften, die »Betreuung« der Opfer, die Evakuierung sowie erste Schadensbeseitigungen.



Maßnahmen des passiven Schutzes




Aktionen in der Zeit der Kriegsvorbereitungen

Bereits 1933 wurden Überlegungen angestellt, wie die deutsche Bevölkerung auf den Luftkrieg vorbereitet werden könnte. Als Erstes wurden Maßnahmen des »Selbstschutzes« eingeleitet. Zu diesem Zweck wurde am 29. April 1933 der Reichsluftschutzbund gegründet.12 Am 1. Januar 1939 waren in der Landesgruppe Berlin, die sich in 22 Ortsgruppen untergliederte, 1 052 073 Mitglieder organisiert.13 Die – nichtjüdischen – Bewohner eines Hauses oder eines Wohnblocks bildeten die Luftschutzhausgemeinschaft, in der sich nach der Vorstellung des RLB Selbstschutzkräfte entfalten sollten. In den Randbezirken, in denen vornehmlich Einfamilienhäuser standen, wurden Straßenzüge beziehungsweise Teile davon zu Luftschutzgemeinschaften zusammengeschlossen. Jeder Luftschutzgemeinschaft sollte ein Luftschutzraum zur Verfügung stehen, der von dem verantwortlichen Luftschutzwart ausgesucht wurde. Der Luftschutzwart hatte auch dessen Instandhaltung zu kontrollieren. Die Größe der Luftschutzgemeinschaften war in der Innenstadt mit ihren großen Wohnblocks von der Zahl der Mieter eines Hauses abhängig. Eindeutig festgelegt war die Untergliederung der Selbstschutzkräfte innerhalb dieser Gemeinschaft. In der Anfangszeit waren die Hausfeuerwehren trotz unzureichender Ausrüstung in der Lage, die Häuser zu sichern. Seit Spätherbst 1943 dürfte das allerdings nur noch in glücklichen Ausnahmefällen so gewesen sein.14 Laienhelferinnen sollten für den zivilen Luftschutz geschult werden, jungen Frauen wurde die Aufgabe zuteil, Erste Hilfe zu leisten. In den ersten Kriegsjahren war ihre Verantwortung verhältnismäßig gering. Ärzte waren noch in ausreichender Zahl vorhanden und Medikamente, Verbandszeug und anderes mehr verfügbar. Seit Herbst 1943 mussten die jungen Frauen aber nahezu Unmenschliches leisten. Zur Selbstschutzmannschaft gehörte auch der Melder. Er hatte die Aufgabe, so schnell wie möglich und meist noch während des Angriffs Meldung beim zuständigen Polizeirevier oder anderen Stellen zu machen. Häufig waren die Melder Hitlerjungen, die besonders leichtsinnig waren und dies nicht selten mit dem Leben bezahlten.




Der Einsatz der NSDAP

Die NSDAP sollte unterstützend bei der Betreuung der Ausgebombten mitwirken. In einem geheimen Rundschreiben der Gauleitung von 1940 wurde festgehalten: »Die Verantwortung für die Durchführung aller Sicherheits- und fürsorglichen Maßnahmen liegt demnach in den Händen der Polizei und der Stadt. Die Aufgabe der Partei und ihrer Gliederungen kann es nur sein, bei all diesen Maßnahmen helfend einzuspringen und durch ihre sofortige Anwesenheit beruhigend auf die Bevölkerung einzuwirken.«15 In dieser Struktur stand an der unteren, aber wichtigen Stelle der Luftschutzwart, in der Regel ein NSDAP-Mitglied, das schon als Block- oder Hauswart Dienst getan hatte. Sie waren besonders dazu geeignet, den Personenkreis ihrer direkten Umgebung mit dem Luftschutz vertraut zu machen und die Durchführung der Bestimmungen direkt und ohne Umwege zu kontrollierten.16

Die Betreuung der Bombengeschädigten wurde der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) übertragen. Sie hatte 1939 in Berlin 683 481 Mitglieder.17 Im September 1939 regelte die Gauleitung in zwei geheimen Anordnungen die Details ihres Einsatzes. Die Berliner Zentralküchen der NSV lieferten die Notrationen zur Versorgung der Bevölkerung. Auch die Winterhilfswerk-Großküche Hohenschönhausen und die städtischen Anstaltsküchen von Krankenhäusern und Gefängnissen kümmerten sich um die Erstverpflegung.18 Daneben sollten in jeder Notsammelstelle Vertreter der Ämter anwesend sein und die weitere Betreuung gewährleisten.19



Der passive bauliche Luftschutz

Der »Kriegsverwaltungsbericht der Stadt Berlin« vermeldet die Einrichtung von öffentlichen Luftschutzräumen als Teil des 3. Arbeitsbeschaffungsprogramms in den Jahren 1934 und 1935.20 Mit dem Luftschutzgesetz vom Juni 1935 wurde die allgemeine Luftschutzpflicht eingeführt. Durchführungsordnungen ergänzten und aktualisierten die Bestimmungen stetig. So wurde im August der Bau von Luftschutzkellern in privaten Häusern angeordnet.21 Im Sommer 1939 wurden überdies verschiedene Keller in öffentlichen Gebäuden mittels einfacher Verstärkungsbauten zu öffentlichen Luftschutzräumen hergerichtet. Bereits in den Jahren vor 1939 waren Luftschutz-Merkblätter verteilt worden, die alle diese Maßnahmen detailliert festlegten, unter anderen das Merkblatt Nr. 2
»für die Familie« und das Merkblatt Nr. 4 »für die Hausfeuerwehr«. Sie gaben Orientierung »für Luftschutz-Uebungen und den Ernstfall« und sollten »auf starke Pappe aufgeklebt und gut aufbewahrt« werden. Wichtige Papiere waren an einem bestimmten Platz aufzuheben und bei Luftalarm als »Schutzraumgepäck« mitzunehmen.22

Im September 1940 erhielt der Generalbauinspekteur Albert Speer von Hitler den Auftrag zum Ausbau des Luftschutzes. In der Folge entstanden zahlreiche Bunker an verschiedenen Standorten. Am 1. April 1941 konnten 40 000 Personen in bombensicheren und weitere 150 000 in trümmersicheren Räumen untergebracht werden. Hinzu kamen rund 25 Operationsbunker und ferner Luftschutzräume für sieben der wichtigsten Bahnhöfe.23 Am 19. Dezember 1941 meldete Speer, dass 237 Bunker mit rund 10 000 Liegestellen fertiggestellt, 53 mit 21 000 Liegeplätzen im Bau und weitere 100 Bunker mit rund 94 000 Plätzen geplant seien. Gesicherte Schutzräume konnten jedoch nur für etwa vier bis fünf Prozent der Bevölkerung geschaffen werden. Im Frühjahr 1940 begann die Aktion zur Anlage von »Mauerdurchbrüchen«: Zwischen einzelnen Häusern wurden Durchbrüche hergestellt, die es den Schutzsuchenden im Luftschutzkeller ermöglichen sollten, in den Keller des Nachbarhauses zu gelangen, wenn ihr eigenes Haus getroffen war. Diese primitive Maßnahme erwies sich als wirksam, kam jedoch nicht in allen Häusern zur Ausführung.24



Luftverteidigung

Zur Verteidigung der Reichshauptstadt wurde der Luftgau III gebildet, der dem Befehl des Generalleutnants Hubert Weise unterstand. Im November 1940 ordnete man die Luftverteidigung des Großraums Berlin dann dem Luftgau IV Dresden zu. Am 24. März 1941 erfolgte schließlich die Zusammenlegung der Luftverteidigung zum »Luftwaffenbefehlshaber Mitte« mit Sitz in Berlin. Diese Einteilung wurde bis Kriegsende beibehalten. Als die entscheidende Waffe zur Verteidigung des Luftraums über dem Reich wurde die Flak angesehen. Die Einheiten der Flakartillerie waren vornehmlich zur Objektverteidigung im Westen und Norden eingesetzt, aber sie sollten auch bei der Luftverteidigung zum Einsatz kommen.25

Bei Kriegsausbruch lag im Raum Berlin die Kampfstärke der Flak bei 60 schweren und 36 leichten Batterien.26 Der Luftangriff in der Nacht vom 25. auf
den 26. August 1940 führte im Spätsommer zu einer Verstärkung der Kräfte, denen die Verteidigung des Luftraums über Berlin oblag. Die Gesamtzahl der Flakbatterien belief sich nun auf acht Flakregimenter im Stadtgebiet sowie weitere sieben im brandenburgischen Umland. Zugleich wurden Funkmessgeräte (FuMG) zur Zielortung eingesetzt. Die Geräte, die mit Radaranlagen vergleichbar waren, übermittelten die Positionen angreifender Flugzeuge und verbesserten so die Zielpeilung der Batterien. Am 9. September 1940 verfügte Hitler darüber hinaus den Bau großer Verteidigungstürme.27

Es ist wohl davon auszugehen, dass die Pläne für derartige Anlagen längst entwickelt und in den »Schubladen« bereit lagen. In den Jahren vor 1939 wären derartige Bauwerke der Öffentlichkeit aber kaum zu vermitteln gewesen.28 Die auch heute noch gebrauchte Bezeichnung »Bunker« für diese Bauten trifft nicht den Kern. Sie waren in erster Linie Flaktürme und bestanden jeweils aus zwei Komplexen: dem Leitturm (L-Turm) und dem Gefechtsturm (G-Turm). Im Leitturm befanden sich die Kommandozentrale, die Funkmessgeräte, die Telefonzentrale und anderes mehr, während auf der Plattform des Gefechtsturms die Flakbatterien aufgebaut waren. Nur im Gefechtsturm war Platz zur sicheren Unterbringung von Zivilisten. Der Flakturm am Bahnhof Zoo bot Platz für 8000 Personen; tatsächlich wurde diese Zahl mehrfach überschritten. In den sieben Geschossen des Bunkers gab es weiterhin Räume für die Unterbringung der Soldaten, ein Lazarett mit 100 Betten, in dem acht Ärzte und 20 Schwestern tätig waren. Mit dem Bau des Flakturms am Zoo wurde bereits im Oktober 1940 begonnen. Es folgte die Fertigstellung des Flakturms im Friedrichshain. Als Letztes wurde im April 1942 die Anlage im Humboldthain fertiggestellt.29 Diese drei Verteidigungswerke waren in einem Dreieck um das administrative Zentrum der Hauptstadt angeordnet.

Die Verluste an den Fronten hatten Auswirkungen auf die Flak. Die Geschütze wurden bis 1943 durch Luftwaffensoldaten der Flakartillerie bedient, die nun in den Fronteinsatz befohlen wurden. Von Januar 1943 an kamen Luftwaffenhelfer zum Einsatz, oftmals Hitlerjungen, die kaum mehr als 15 oder 16 Jahre zählten. Auch ältere Soldaten, Flakwehrmänner (das waren im Produktionsprozess stehende Arbeitskräfte, die von Zeit zu Zeit an der Flak Dienst taten) und selbst Kriegsgefangene (ab Herbst 1942) und Frauen taten Dienst an den Geschützen. Die Flakhelfer konnten jedoch nach einer nur sechswöchigen Ausbildung die Soldaten kaum ersetzen. Gegen Ende des Krieges bildete die in Berlin stationierte Flak gleichwohl eine »willkommene Reserve« für die Lücken, die an den Fronten zu füllen waren.30


Im Jahr 1942 wurde die Reichshauptstadt durch sieben sogenannte Himmelbett-Stellungen, Scheinwerferriegel im Westen und durch Nachtjagdstaffeln, die hauptsächlich die »kombinierte Nachtjagd« flogen, geschützt.31 Da in der Folgezeit die Angriffe auf die Stadt ausblieben, wurden die Jäger schließlich abgezogen und an die Ostfront geschickt. Bestrebungen einer Umsteuerung der Luftrüstung zugunsten der Herstellung von Jagdflugzeugen, wie sie unter anderem von dem Generalluftzeugmeister Erhard Milch ausgingen, standen der Auffassung Hitlers entgegen: »Terror bricht man nur durch Terror. Man muss zu Gegenangriffen kommen, alles andere ist Quatsch!«32 Für Hitler war jede Verteidigung inakzeptables Defensivverhalten.33 Man fand schließlich einen Kompromiss: Einige Jagdgeschwader wurden von der Front zur Heimatluftverteidigung zurückbeordert. Die Zahl der in der Reichsluftverteidigung eingesetzten Kräfte stieg damit zwar, insgesamt reichten die Kräfte aber nicht aus.34



Evakuierung der Bevölkerung und die Kinderlandverschickung

Eine weitere Schutzmaßnahme war die Evakuierung der Berliner Bevölkerung. Sie erwies sich letztlich – bei allen Strapazen – oft als lebensrettend, doch die Geretteten mussten ihren Lebenskreis verlassen und konnten nach dem Krieg in vielen Fällen nicht mehr zurückkehren. Bereits am 2. Mai 1941 erließ der Reichsminister des Innern als »vorsorgliche Maßnahme« eine allgemeine Anordnung zu »Umquartierungen aus Luftschutzgründen«.35 Einerseits deutete sich damit das Eingeständnis an, dass die Zivilbevölkerung nicht nachhaltig geschützt werden konnte. Andererseits zeigte sich die enge Verknüpfung der staatlichen Stellen mit denen der NSDAP. Ein umfangreicher Maßnahmenkatalog wurde vorbereitet, dessen Realisierung für die Betroffenen mit vielen Behördengängen und Mühen verbunden war. Angestrebt wurde eine Unterbringung bei Verwandten. Die Kosten übernahm der Staat. Noch galt das Prinzip der Freiwilligkeit. Doch das änderte sich bereits mit der Weisung des Reichsinnenministers vom 19. April 1943. Nun wurde vorgeschrieben, in welche Gegenden die Umquartierten sich zu begeben hatten. Für Berlin waren das die Mark Brandenburg ohne Ost- und Westprignitz (hier sollten aus Hamburg Umquartierte untergebracht werden), der sogenannte Warthegau und Ostpreußen. Mit diesen Maßnahmen begann der organisierte Exodus der Bevölkerung. Aus den vertraulichen Zahlen über die zu versorgende Bevölkerung Berlins ergibt sich ein anschauliches Bild. So empfingen in Berlin Lebensmittelkarten:








	
	Gesamtzahl
	davon Kinder


	Juli 1943
	3 965 000
	801 727


	Oktober 1944
	2 783 800
	334 50436



Im Vergleich zur Einwohnerzahl bei der Volkszählung vom 17. Mai 1939 verringerte sich bis Oktober 1944 die Zahl der Einwohner um 1 554 956 – darunter 549 409 Kinder.37 Diese Zahlen liefern allerdings kein zutreffendes Bild, weil zum einen gerade in diesen Monaten eine nicht unerhebliche Zahl ausländischer Zwangs- und Fremdarbeiter nach Berlin verschleppt wurde.38 Ebenso groß dürfte nach Schätzungen des Statistischen Amtes die Zahl der dienstverpflichteten deutschen Nichtberliner, das heißt deutscher Zivilarbeiter, die nicht aus Berlin stammten, gewesen sein.39 Man hat also von den 2 783 800 mit Lebensmittelkarten zu versorgenden Berlinern mindestens 600 000 Personen abzuziehen, die nicht freiwillig in Berlin waren und besonderen Gesetzen und Bestimmungen unterlagen, sodass die Abwanderung der angestammten Einwohner bis Oktober 1944 auf etwa 2,1 Millionen Menschen geschätzt werden muss, was einer Völkerwanderung gleichkommt.40 Jeder, der bereit war, Berlin den Rücken zu kehren, hatte sich bei den entsprechenden Stellen seines Bezirksbürgermeisters zu melden. Dort wurde die Entbehrlichkeit für die Kriegswirtschaft überprüft. Wurde sie festgestellt, stand der Abreise nichts im Wege. Eine Abreisebescheinigung wurde ausgestellt, die zugleich die Fahrkarte für die Reichsbahn darstellte und ein wichtiges Dokument für die Behörden am Zielort war. Allerdings kehrten viele Evakuierte bald wieder zurück, da sich die Einquartierung bei Fremden oft als außerordentlich problematisch und spannungsreich erwies.41 Ende 1944 wurden dennoch bis zu 668 000 Menschen in die Provinz Brandenburg evakuiert und damit die dortige Aufnahmemöglichkeit zu 90 Prozent ausgeschöpft. 42

Eine gesonderte Evakuierungsaktion waren die »Kinderlandverschickung« und die »Erweiterte Kinderlandverschickung«. Der Auftakt dazu war ein geheimes Rundschreiben des Reichsleiters der NSDAP Martin Bormann vom 27. September 1940, nach dem Kinder aus den belasteten Städten, vornehmlich aber aus Berlin und Hamburg, in sichere Gebiete des Reiches verschickt werden sollten.43 Die Evakuierung war eine unpopuläre Maßnahme. Viele Eltern wollten ihre Kinder nicht fern von zu Hause der Obhut Fremder, das heißt der Parteibürokratie, überlassen. Zudem war das Leben in den Aufnahmelagern nationalsozialistisch organisiert und ideologisch geprägt. Skeptische Eltern vermuteten daher, dass die Kinderlandverschickung dazu dienen sollte, die Kinder
verstärkt in die Erziehungspolitik der Nationalsozialisten hineinzuziehen. Als sich aber im Frühjahr 1943 die Angriffe der RAF intensivierten und Hamburg im Sommer 1943 verwüstet wurde, veränderte sich die Haltung zur Kinderlandverschickung. Es begann die zweite Phase der Aktion, offiziell auf freiwilliger Basis, doch der Umstand, dass die Schulen schlossen, verstärkte den Druck auf die Eltern.

Anders als bei der Kinderlandverschickung wurden mit der Aktion »Mutter und Kind« Mütter und Kinder gemeinsam in angeblich sicherere ländliche Aufnahmeregionen verbracht. Wie umfangreich das Programm war, zeigen die überlieferten Werte zur Versorgungsbevölkerung. Danach waren im Juli 1943 in Berlin 350 193 Kinder bis zu sechs Jahren mit Lebensmittelkarten zu versorgen. Im Oktober 1944 waren es 128 432. Damit hatten 221 761 Kinder mit ihren Müttern die Stadt verlassen44 und Wohnraum – wenn auch in begrenztem Umfang  – frei gemacht.



Die Versorgung der Berliner Bevölkerung nach den Luftangriffen

Neben den Zerstörungen von Gebäuden, neben den vielen Toten und Verletzten ist auch die Tatsache, dass immer mehr Berliner ihre Wohnung verloren, zu den gravierenden Folgen der Luftangriffe zu zählen. Die Berichte der Hauptluftschutzstelle widmeten den »Obdachlosen« (eigentlich eine Bezeichnung aus dem 19. und beginnenden 20. Jahrhundert für Menschen, die – vor allem aus sozialen Gründen – über keine Wohnung verfügen) große Aufmerksamkeit. Gerade im Winter mussten sie schnell untergebracht und versorgt werden. In der Zeit vom 22. bis zum 24. November 1943 verloren mehr als 450 000 Menschen ihre Unterkunft. Fünf Tage später waren es noch immer 350 000, die ohne Bleibe waren.

Insgesamt muss von mehr als 1 687 811 »Obdachlosen« ausgegangen werden. Am 17. Mai 1939 waren in Berlin 4 338 756 Einwohner gemeldet, was bedeutet, dass etwa 39 Prozent der Einwohner im Verlauf des Luftkriegs ihr Zuhause verloren. Einige konnten zwar nach kleineren Reparaturen ihre Wohnungen wieder beziehen, aber die meisten verloren mit der Wohnung alles bis auf das »Schutzraumgepäck«. Es mussten Ausweichquartiere geschaffen werden, wofür sich Hotels, Pensionen, Heime und Sanatorien besonders eigneten. Da sich dies jedoch als kostenintensiv entpuppte und zudem als nicht ausreichend erwies, musste man nach anderen Lösungen suchen. Für eine kurzzeitige Unterbringung
kamen Massenquartiere in Schulen, Heimen oder auch Luftschutzbunkern in Betracht.45 Weiterhin sollten entweder durch freiwilligen Verzicht der Wohnungsbesitzer (Zweitwohnungen) oder durch Beschlagnahme Wohnraumreserven erschlossen werden. Der so festgestellte Wohnraum wurde in Listen erfasst und nach Bezirken geordnet, damit im Notfall die zu nutzenden Wohnquartiere schnell in Anspruch genommen und so die Sammelstellen geräumt werden konnten. Im August 1943, kurz vor Beginn der »Schlacht um Berlin«, waren beispielsweise für den Bezirk Tiergarten 5396 und für Steglitz sogar 11 116 Zimmer ausgewiesen. Insgesamt waren zu diesem Zeitpunkt in der Reichshauptstadt 124 586 freie, im Katastrophenfall nutzbare Ausweichunterkünfte vorhanden. 46

In einzelnen Räumen bewohnter Wohnungen kamen vornehmlich Alleinstehende oder kinderlose Paare unter, in komplett unbewohnten Quartieren wurden kinderreiche Familien untergebracht. Das konnten Wohnungen sein, die im Zuge der Umgestaltung der Reichshauptstadt abgerissen werden sollten und bereits leer standen. Es konnten aber auch beschlagnahmte Wohnungen emigrierter oder deportierter Juden samt Mobiliar sein. Bereits im Juni 1941 verfügte Berlin über 581 geräumte sogenannte Judenwohnungen, die von den Behörden beschlagnahmt worden waren.47 Durch die Einquartierungen in ehemaligen »Judenwohnungen« wurden die Opfer der Bombenangriffe – gewollt oder ungewollt – zu Mitwissern und Nutznießern.

Bereits 1942 hatte der »Reichskommissar für den sozialen Wohnungsbau«, Robert Ley, gemeinsam mit Speer ein Barackenbauprogramm als Alternative für die Unterbringung der ausgebombten Bevölkerung entwickelt. Im Mittelpunkt des Programms standen zu diesem Zeitpunkt noch der Norden und Westen des Reiches, denn hier hatten die Luftangriffe zunächst zerstörerischer gewirkt. Dies änderte sich nach der »Operation Gomorrha« auf Hamburg. Am 9. September 1943 folgte ein »Erlass des Führers über die Errichtung des Deutschen Wohnungshilfswerks« (DWH). Dieses sollte »alle Maßnahmen zur erträglichen Unterbringung der luftkriegbetroffenen Bevölkerung umfassen«. Als Ziel wurde formuliert, »Aufstellung von einfachen Behelfsheimen in Siedlungsform, die in weitestgehender Selbst- und Gemeinschaftshilfe der Bevölkerung« zu errichten seien.48

Die Behelfsheime sollten in Ermangelung traditioneller Baustoffe mit vorgefertigten Holzbauelementen und anderen lokal vorhandenen Materialien errichtet werden. Ihre Wohnfläche war mit 20 Quadratmetern festgelegt, das Grundstück sollte 200 Quadratmeter umfassen. Jeweils vier bis sechs Personen
sollten in den Einheiten untergebracht werden. Im Garten hatten die Nutzer zur Eigenversorgung Gemüse anzubauen. Es gab weder einen Wasseranschluss noch eine Heizung. Ein Anschluss an die Abwasserentsorgung war ebenfalls nicht vorgesehen. Für Berlin legte man die Zahl von 35 000 »Eigenheimen« fest. Als Baugelände kamen in erster Linie luftkriegssichere Randgebiete im »Speckgürtel« der Stadt in Frage. Besonders geeignet waren hier die Areale der bereits erschlossenen Kleingartenkolonien. Gerade der Anschluss an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs war von größter Bedeutung, denn die Menschen sollten weiterhin arbeiten.

In den letzten Kriegsmonaten wurden die Aufnahmegebiete im Osten des Reiches zu »Entsendegauen«, da deren Bewohner selbst zu Flüchtlingen vor der Roten Armee wurden. Auch die Aufnahmegebiete im Westen waren als solche nicht mehr nutzbar. Die Alliierten rückten weiter in das Reichsgebiet vor. An eine organisierte Flucht war deshalb kaum noch zu denken. Nichtsdestotrotz kam es zu einem regelrechten Massenexodus aus der Reichshauptstadt, zum einen wegen der stetigen Bedrohung aus der Luft, zum anderen aus Angst vor der Roten Armee. Im Januar 1945 war jeder sechste Evakuierte auf dem Reichsgebiet ein Berliner Zivilist. Ende Februar 1945 lösten sich die Strukturen zunehmend auf, die Behörden und die Partei verfügten kaum noch über Mittel, um die Vorgänge zu steuern. Die Wege der flüchtenden Menschen überschnitten sich mit den aus dem Osten zurückflutenden Massen und den Flüchtlingstrecks. Transportzüge konnten nicht mehr eingesetzt werden.


Resümee

Überschaut man das Geschehen des Luftkrieges vom 1. September 1939 (dem Tag des ersten Luftalarms) bis zum 21. April 1945 (dem Tag des letzten dokumentierten Alarms), so zeigt sich, dass Berlin die Stadt auf dem europäischen Kontinent war, die am häufigsten Luftalarme und Luftangriffe über sich ergehen lassen musste. Frequenz und Heftigkeit der Angriffe waren sowohl auf die bedeutende Rüstungswirtschaft in der Stadt, aber ebenso auf die Stadt als Hauptstadt und ihre symbolische Bedeutung zurückzuführen. Darüber hinaus waren es geostrategische Momente, die auf angloamerikanischer Seite in den letzten Monaten zu einer Intensivierung der Luftangriffe führten. So ist wohl John Toland zu folgen, der vorsichtig formulierte, dass Churchill Stalin zeigen wollte, »welchen Wert die strategischen Luftstreitkräfte der Alliierten im Zusammenhang
mit der russischen Offensive haben könnten. Nach der Ardennen-Schlacht musste der Westen tatsächlich auf sein militärisches Prestige bedacht sein.«49

Die Angaben in den überlieferten Dokumenten über die Zahl der Todesopfer können nicht als vollständig gelten; sie sind als Mindestwerte anzusehen. In der Literatur gibt es dazu reichlich Spekulationen. In einer Veröffentlichung wird zum Beispiel die Zahl der Opfer des Luftangriffs vom 3. Februar 1945 mit 22 000 Toten angegeben. Die Angabe von mindestens 18 000 gesicherten Toten als Ergebnis der Luftangriffe nach der Überlieferung der Hauptluftschutzstelle  – auch wenn das die Mindestzahl sein dürfte – liegt weit unter der nie belegten Zahl von 49 600 Luftkriegsopfern unter der Berliner Bevölkerung. Eugen Schnell führt dazu aus: »Insgesamt forderten diese Angriffe 49 600 Tote, das sind 1,1 Prozent der Gesamtbevölkerung Berlins. Gemessen an der Zahl der schweren Angriffe muss diese Zahl als gering bezeichnet werden. Die Alliierten hatten mit dem 15- bis 20fachen der tatsächlichen Verluste gerechnet.«50 Allerdings gibt der Autor keinen Hinweis zur Ermittlung dieses Wertes. Er muss als zu hoch angesetzt betrachtet werden.51

Auch bei den Angaben zu den materiellen Schäden ist von großen Überlieferungslücken auszugehen. Aus den lückenhaften Unterlagen des Hauptamtes für Kriegssachschäden sind verschiedene Summen bekannt geworden. Unter Berücksichtigung der angeführten Faktoren kann mit einer gewissen Berechtigung von einem Schadensumfang von mehr als 5 Milliarden RM ausgegangen werden, wahrscheinlich lag die Summe aber bei etwa 5,5 Milliarden RM. Dieser Betrag wurde in etwa für die Schadensregulierung ausgezahlt. Berücksichtigt man noch die Summen, die zwar festgestellt, aber nicht ausgezahlt wurden, die Schadensregulierungsanträge aus der Zeit nach der Befreiung sowie die Schäden am Eigentum des Reiches und des preußischen Staates, kann mit einiger Berechtigung festgestellt werden, dass die Stadt Berlin infolge des Luftkrieges Schäden in Höhe von annähernd 8 Milliarden RM zu tragen hatte. Nicht berücksichtigt sind die durch die Schlacht um Berlin im April/Mai 1945 entstandenen Verluste, die sich vermutlich in ähnlicher Höhe bewegt haben. Was in Jahrhunderten gewachsen war und was Generationen geschaffen hatten, war innerhalb weniger Jahre verloren gegangen.
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»Der Staatskommissar für Berlin und seine Bedeutung«, Mitteilungen des Bundes der oberen Verwaltungsbeamten der Stadt Berlin, 15. 6. 1933.


35
Mecking, S. 111; Matzerath, Nationalsozialismus, S. 79f.



36
Kreutzmüller/Wildt, Bürger, S. 26.


37
Hüttenberger, Gauleiter, S. 77–80. Vgl. Engeli, Kommunalpolitiker, S. 117f.


38
»Berlin wird freie Stadt«, BBC, 23. 6. 1933.


39
Vgl. »Gesetz über die Änderung der Staatsaufsicht über die Reichshauptstadt Berlin«, 15.12.1933, PGS, 1933, S. 483; »Gesetz über die Erweiterung der Aufgaben des Staatskommissars der Hauptstadt Berlin, 28.3.1934, PGS, 1934, S. 239.


40
»Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin«, PGS, 1934, S. 319.


41
»Die Verfassung der Hauptstadt Berlin«, Die Nationalsozialistische Gemeinde, 2. Jg. Heft 17, 1. 9. 1934.


42
Brief des Oberbürgermeisters an die Bezirksbürgermeister, 26.11.1934, LAB, A Rep. 01-02, 2427; Brief von Lippert an Reichsinnenminister Frick, 15. 5. 1934, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 100.


43
»Die Spitzen der Stadt«, Berliner Tageblatt, 9.9.1934. Vgl. Engeli/Ribbe, NS-Zeit, S.977.


44
Sprenger, Sahm, S. 265f. Der letzte frei gewählte Bürgermeister, Carl Friedrich Goerdeler, trat Ende 1936 in Leipzig zurück.


45
»Zum Rücktritt Dr. Sahms«, Berliner Tageblatt, 11.12.1935.


46
Rundbrief des Reichs- und Preußischen Ministers des Innern, 2.1.1936, BArch, R. 43 II, 572; Bekanntmachung von Lippert, 29. 6. 1936, Dienstblatt der Stadt Berlin, I/170.


47
Aktenvermerk von Steeg, 26. 4. 1939, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 11.


48
»Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin«, RGBl. I, 2. 12. 1936, S. 957–960, Zitat S. 957.


49
Ernennungsurkunde, 5. 1. 1937, RGVA, 720/5/5755.


50
Brief von Lippert an das Reichsinnenministerium, 20. 5. 1938, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 102; Brief Lipperts an das Reichsinnenministerium, 8.12.1936, RGVA, 720/5/9691; Personalblatt Ludwig Steeg, o. D., BArch (ehem. BDC), PK L 419.


51
Vgl. Hachtmann/Süß, Kommissare, S. 18–23.


52
»Die Stellung der Oberpräsidenten in der Reichsverwaltung«, VB, 19.11.1938. Vgl. Teppe, Oberpräsidenten, S. 228f.


53
Suthoff-Groß/Luther, Verfassung, S. 40.


54
Ebd. Vgl. Begründung zu dem Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin, o. D. (1936), RGVA, 720/5/5755.


55
Kreutzmüller/Wildt, Bürger, S. 25.


56
Longerich, Goebbels, S. 453f.


57
Vgl. den Beitrag von Armin Nolzen in diesem Band.


58
Brief von Daluege an Engel, 10.12.1936, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 10.


59
Brief von Lippert an das Reichsinnenministerium, 19. 11. 1937; Brief von Lippert an das Reichsinnenministerium, 12. 6. 1939, beide RGVA, 720/5/8524.


60
Vgl. Speer, Erinnerungen, S. 87f. Vgl. den Beitrag von Matthias Donath in diesem Band.


61
Vgl. Schrafstetter, Verfolgung, S. 437–442.


62
Brief Lippert an Chef der Reichskanzlei, 17.7.1914 [sic!, recte: 1941], BArch, R. 43 II, 476.



63
Brief des Reichsministeriums des Innern an das Wehrbezirkskommando, 13. 11. 1940; Brief von Lippert an das Reichsministerium des Innern, 8. 12. 1937, RGVA, 720/5/5755.


64
Brief von Lammers an Frick, 17.11.1940, RGVA, 720/5/5755.


65
Aktenvermerk Luther 23. 2. 1939; Aktenvermerk Steeg, o. D. (14. 8. 1940), beide LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 11.


66
Brief von Schamvogel an Himmler, 26. 5. 1944, RGVA, 720/5/8524.


67
Reichhardt, Entstehung, S. 57. Vgl. Martin, Steeg, S. 293f. Vgl. Wiemers, Personalpolitik, S. 101f.


68
»Behala-Direktoren im Polizeiverhör«, Der Angriff, 10.4.1933; »Marxistenreine städtische Gesellschaften«, Berliner Lokal-Anzeiger, 25.3.1933.


69
»Stadtparlament eröffnet«, Berliner Tageblatt, 1.4.1933; »Erste Sitzung des Berliner Stadtparlaments«, Der Angriff, 1. 4. 1933.


70
»Berliner Parlamente ausgeschaltet«, BBC, 23. 9. 1933. Vgl. Suthoff-Groß/Luther, Verfassung, S. 30.


71
Hoss, Stadtverordnetenversammlung, S. 49f.; Engeli, Kommunalpolitiker, S. 138f.


72
Faksimile eines Stenographischen Verhandlungsberichts, 3.6.1937, Sopade, Berichte, 4. Jg. (1937), S. 939f. Zitat S. 940.


73
Brief von Surén an Daluege, 18.3.1933, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 50.


74
Wiemers, Personalpolitik, S. 95f.; Engeli, Kommunalpolitiker, S. 115.


75
Gesetz über eine vorläufige Vereinfachung der Verwaltung der Hauptstadt Berlin, 22. 9. 1933, in Reichhardt, Entstehung, Dok. 4, S. 101f.


76
Wiemers, Personalpolitik, S. 44f.


77
Materna/Ribbe, Geschichte, S. 182.


78
Kurt Haase, »Das Bezirkswirtschaftsamt Berlin«, WBIHK, 33/34/1940, 24.8.1940.


79
Vgl. Begründung zu dem Gesetz über die Verfassung und die Verwaltung der Reichshauptstadt Berlin, o. D. (1936), RGVA, 720/5/5755.


80
Vgl. Wiemers, Kriegsverwaltung, S. 125f.


81
Vgl. Gruner, Judenverfolgung, S. 55–60.


82
»Fünf Wochen Berliner Kommunalpolitik«, Berliner Lokal-Anzeiger, 22.4.1933.


83
Verfügung Sahms, o. D. (März 1933), LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1882.


84
Ebd.


85
Brief von Hunke an Lippert, 15. 3. 1933, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1882.


86
Verfügung Sahms, 27. 3. 1933, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1882.


87
»Markthallendirektor amtsenthoben«, Berliner Lokal-Anzeiger, 28.3.1933.


88
Brief des Central-Vereins der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens an den Preußischen Minister für Wirtschaft und Arbeit, 19. 7. 1933, RGVA 721/2673.


89
Brief Helene Bombach an das Preußische Ministerium des Innern, 29. 6. 1933, BLHA, Rep. 1, 1754.


90
Brief des Bezirksbürgermeisters an den Oberbürgermeister, 3. 8. 1933, BLHA, Rep. 1, 1754.


91
Wiemers, Personalpolitik, S. 61.


92
Rundbrief Göring an Regierungspräsidenten, 30.5.1933, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 64.


93
»Ein Erlass Dr. Lipperts«, Berliner Tageblatt, 18. 7. 1933.



94
»Marxistenreine städtische Gesellschaften«, Berliner Lokal-Anzeiger, 25. 3. 1933. Vgl. Engeli/Ribbe, Berlin, S. 939; Wiemers, Personalpolitik, S. 61–73.


95
Pache, Verhältnisse, S. 102.


96
Mecking/Wirsching, Stadtverwaltung, S. 9f.


97
SJB, 1933, S. 315.


98
SJB, 1938, S. 254.


99
Aktenvermerk des Oberbürgermeisters, 1.7.1935, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1379.


100
Anlage zum Vorbericht über Haushaltssatzung für 1936, o. D. (März 1936), ebd.


101
Wiemers, Kriegsverwaltung, S. 125f.


102
Rundschreiben Lipperts an die Bezirksämter, 28.6.1933, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1313.


103
Brief des Bezirksamts Neukölln an den Oberbürgermeister, 25. 9. 1933, ebd.


104
Ebd.


105
Vgl. Wiemers, Personalpolitik, S. 89f. Frank Bajohr nennt eine Zahl von 10 000; ders., Parvenüs, S. 24.


106
Brief von Langner an Lippert, 26. 4. 1933, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 64.


107
Brief von Engel an Daluege, 24. 7. 1938, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 10.


108
Brief von Engel an Sahm, 19. 9. 1933, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 1313.


109
Rundverfügung Lipperts, 28.9.1933, ebd.


110
Brief von Lippert an Daluege, 2. 5. 1935, GStAPK, VI. HA, NL Daluege, 10.


111
Eintrag, 11.8.1935, Goebbels Tagebücher, Teil I, Bd. 3/I, S. 274.


112
Sopade Bericht, Februar 1936, in Sopade, Berichte, 3. Jg. (1936), S. 236.


113
Brief von Lippert an Lammers, 23. 6. 1934, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 373.


114
Lippert, Reinigung, S. 206.


115
Sprenger, Sahm, S. 251f.


116
Schoenbaum, Revolution, S. 288.


117
Geschäftsanweisung des Staatskommissars, 30. 6. 1934, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 100.


118
Rundschreiben Lipperts, 8.9.1936, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 101.


119
Rundbrief des Oberbürgermeisters, 28. 9. 1936, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 102.


120
Rundschreiben des Regierungspräsidenten, 26. 5. 1944, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 99.


121
Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 31.


122
Hachtmann, Effizienz, S. 35f.





Die NSDAP im Gau Berlin nach 1933

1
In Goebbels, Tagebücher, Bd. 2/III, S. 142, liest sich dies wie folgt: »Gestern: Gau ganz in Ordnung. Finanzen fabelhaft. Görlitzer übernimmt ihn in meiner Stellvertretung.« Zu Goebbels’ Aktivitäten im März 1933 Longerich, Goebbels, S. 215–218.


2
Grundlegend Mühlenfeld, Kommissariat, S. 72–92.


3
Zu Görlitzer siehe die Angaben bei Lilla, Statisten, S. 182 (= Nr. 313).


4
Undatierter Beurteilungsauszug durch Goebbels [ca. 4/1940]: »Ernster verantwortungsbewußter und überaus arbeitsamer Mitarbeiter. Persönliche Umgangsformen absolut gut. Sicheres Auftreten. Er verbindet persönliche Zurückhaltung mit Selbstbewußtsein in der amtlichen Repräsentation [sic!] ein alter, treuer, zuverlässiger Kämpfer des Führers.« BArch, PA Artur Görlitzer.


5
Nur im überwiegend katholischen Wahlkreis Köln-Aachen war ihr Ergebnis mit
30,1 Prozent noch schlechter ausgefallen; siehe Falter/Lindenberger/Schumann, Wahlen, S. 75 (= Tabelle 1.5.2.9). Allgemein Falter, Wähler.


6
Reichardt, Kampfbünde, S. 165–182.


7
Dazu die verstreuten Bemerkungen bei Kratzenberg, Arbeiter, S. 80–89, 99–111 u. 204–224. Vgl. auch den Beitrag von Rüdiger Hachtmann und Christoph Kreutzmüller in diesem Band.


8
Grundlegend Paul, Aufstand.


9
Dazu die Gesamtdarstellungen von Orlow, History, sowie von Pätzold/Weißbecker, Geschichte. Den neuesten Forschungsstand repräsentieren die Beiträge in Benz, Parteigenosse.


10
Dazu ausführlich Nolzen, Krieg, S. 99–193.


11
Zum Folgenden die Angaben bei Fischer, Entwicklung, S. 182f. »Stützpunkte« hießen bis 1936 Ortsgruppen, die weniger als 14 Mitglieder hatten.


12
Dazu allgemein Kater, Party, S. 72–116, sowie Kupfer, Generation, S. 111–134.


13
Engeli/Ribbe, Zeit, Bd. 2, S. 927–947. Eine ausführliche Darstellung dieser Thematik ist ein Forschungsdesiderat.


14
ROL, Parteistatistik, Bd. I, S. 26, sowie ebd., Bd. III, S. 56–61, 77, 89, 97 u. 110. Eine ähnliche Übersicht findet sich bei Fischer, Entwicklung, S. 189.


15
ROL, Parteistatistik, Bd. I, S. 28ff. Zu den Frauen in der Berliner NSDAP siehe Falter, Erhebung, S. 188f.


16
ROL, Parteistatistik, Bd. I, S. 90, sowie Fischer, Entwicklung, S. 187. Zur Problematik der Berufsklassenzuordnung Madden/Mühlberger, Party, S. 53–77.


17
ROL, Parteistatistik, Bd. I, S. 304.


18
Das Folgende nach Falter, Erhebung, S. 189–192.


19
Zu diesem Begriff siehe Nolzen, Reichsorganisationsleitung, S. 133f.


20
Dazu die Übersichten in ROL, Parteistatistik, Bd. III, S. 84f., 92f., 100f. u. 114f.


21
Lükemann, Reichsschatzmeister, S. 95–141.


22
Haidn/Fischer, Recht, S. 73–100.


23
Fernsprechbuch 1936, S. 811–816.


24
Kramer, Volksgenossinnen, S. 31–102.


25
Buddrus, Erziehung, S. 1080.


26
Die Angaben nach Hauptorganisationsamt, Adressenwerk 1936.


27
Eine Lageskizze findet sich bei Friedrich, Hauptstadt, Bild Nr. 35 zwischen S. 432 u. 433. Die Dienststelle führte seit dem 1. 8. 1936 die offizielle Bezeichnung »Gau Berlin der NSDAP«; siehe Schach, »Anordnung (A) 10/36 (1.8.1936)«, in: Der Gau. Amtsblatt des Gaues Berlin der NSDAP, Folge 15 (1.8.1936), S. 252.


28
»Sprechstundenliste der Gauleitung Berlin der NSDAP«, Der Gau, Folge 85 (1.6.1939), S. 104–112. Die PL-Zahlen sind nach der Tabelle bei Nolzen, Krieg, S. 109 geschätzt.


29
Dies traf für 192 von 196 PL (97,9 Prozent) zu; siehe ROL, Parteistatistik, Bd. II, S. 82. Der Reichsdurchschnitt lag bei 86,4 Prozent. Die bislang einzige Biographie eines Berliner Gauamtsleiters ist Hensel, Stufen.


30
ROL, Parteistatistik, Bd. III, S. 200.


31
Dazu Roth, Parteikreis, S. 69–81, sowie Lehmann, Kreisleiter, S. 112–125.



32
Grundlegend Reibel, Fundament, S. 111–139.


33
Siehe etwa die Handakten des Ortsgruppenleiters Max Rosenberg (Berlin-Westend), LAB, A Rep. 244-01/497–498. Zur lückenhaften Aktenüberlieferung der Berliner NSDAP siehe die Bestandsbeschreibung von Luchterhandt, Chaos, S. 257–271.


34
Dazu die Vorgänge in LAB, A Rep. 244-01/4, 6, 31, 34 u. 871.


35
Breit nachgewiesen bei Meyer, Goldfasane, S. 86–104, sowie bei Schmiechen-Ackermann, Blockwart, S. 575–602.


36
Das Folgende nach den Angaben bei ROL, Parteistatistik, Bd. I, S. 5 u. 10, sowie Bd. II, S. 31 u. 46.


37
Dazu die Vorgänge in BArch, NS 6/355; »Schreiben des Abwehrbeauftragten der NSV im Gau Berlin (20. 9. 1938)«, IfZ, ED-10, Bl. 32–34, sowie Noack/Weißbecker, Partei, S. 67–9 0.


38
Siehe die Vorgänge in BArch, NS 6/317; »Schreiben des Mobilmachungsbeauftragten der Gauleitung Berlin (4.2.1938)«, IfZ, ED-10, Bl. 27–31, sowie Kroener, Ressourcen, Bd. 5/1, S. 759–762.


39
Dazu die Vorgänge in BArch, NS 6/357.


40
Dies ergibt sich aus der Korrespondenz mit der Abteilung M der Dienststelle des Stellvertreters des Führers, BArch, NS 6/108–109, sowie aus einer internen Aufstellung, LAB, A Rep. 244-01/928.


41
Dazu die Tabellen bei Nolzen, Krieg, S. 114 u. 117.


42
Schach, »A 6/41« [undatiert], Der Gau, Folge 5 (15.9.1941), S. 72, sowie Eintrag 1.9.1941, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 1, S. 463.


43
Nach den Aufstellungen in BArch, NS 6/316, Bl. 24 u. 32. Der Großteil der Uk-Gestellten gehörte den Jahrgängen 1900 bis 1909 an, die seit dem Frühjahr und Sommer 1940 verstärkt zum Wehrdienst einberufen worden waren; siehe Kroener, Ressourcen, S. 871–894.


44
Diese und die folgende Angabe nach den beiden Aufstellungen in BArch, NS 6/317, Bl. 24 u. 140–142.


45
Sie findet sich als Umdruck unter BArch, NS 1/664. Zum Hauptorganisationsamt der NSDAP generell Reibel, Parteizentrale, S. 103–106.


46
Die Verluste unter den Berliner Gliederungsangehörigen, die in der obigen Aufstellung nicht erfasst wurden, lagen jedoch weit darüber; siehe Eintrag 14.7.1943, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 9, S. 99.


47
Beispielsweise die Vorgänge in IfZ, ED-89, sowie LAB, A Rep. 244-01/599.


48
Dazu ausführlich Nolzen, Krieg, S.160–187.


49
Eintrag, 15.8.1943, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 9, S. 292f. Zu Schach Lilla, Statisten, S. 541 (= Nr. 927); zum Anfang 1942 in der NSDAP eingerichteten Gaustabsamt die Vorgänge in LAB, A Rep. 244-01/701, sowie Orlow, History, Bd. II, S. 361f. u. 437f.


50
Eintrag 24. 11. 1943, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 10, S. 348. Generell Blank, Kriegsalltag, S. 373–376.


51
Dazu die Vorgänge in BArch, NS 6/294 u. 318; Eintrag 5. 9. 1943, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 9, S. 427; Eintrag 26.11.1943, ebd., Bd. 10, S. 363, sowie Eintrag 28. 11. 1943, ebd., S. 375.



52
SD: »Bericht an die Parteikanzlei vom 25. Februar 1944«, in: Boberach, Meldungen, S. 6377.


53
Dazu die Vorgänge in BArch, NS 6/166, Bl. 40, sowie Eintrag 18. 12. 1943, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 10, S. 427.


54
Spoerer, NS-Zwangsarbeiter, S. 674.


55
Siehe die Vorgänge in LAB, A Rep. 244-01/90.


56
Bundesministerium, Dokumente, Bd. II/2, S. 302–309. Vgl. den Beitrag von Laurenz Demps in diesem Band.


57
Fernschreiben Kochs an Bormann, 21. 7. 1944, BArch, NS 6/780, Bl. 3–5. Generell Meindl, Gauleiter, S. 423f.


58
Eintrag 8. 9. 1944, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 13, S. 438. Zum Folgenden ist grundlegend Seidler, Volkssturm, S. 35–50.


59
Die Zitate nach RGBl I (1944), S. 253f.


60
Eintrag 21. 9. 1944, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 13, S. 534f. Eine Liste dieser sogenannten Gaustabsführer bei Seidler, Volkssturm, S. 386ff.


61
Eintrag 24. 10. 1944, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 14, S. 96f., sowie Eintrag 9. 11. 1944, ebd., S. 184. Diese Zahlen existierten jedoch nur auf dem Papier, denn oftmals fanden »Volksgenossen« Mittel und Wege, sich dem verpflichtenden Dienst im »Volkssturm« mit dem Hinweis auf andere kriegsnotwendige Einsätze zu entziehen; siehe den 16. Bericht des Wehrmacht-Propaganda-Offiziers des Wehrkreiskommandos III, Berlin (1. 2. 1945), Wette/Bremer/Vogel, Jahr, S. 233.


62
Zum Folgenden ist grundlegend Yelton, Volkssturm, S. 125ff. u. 184 (= Table 27).


63
Dazu die Vorgänge in LAB, A Rep. 244-01/585. Goebbels schickte noch einen PL nach Königsberg, um die ostpreußischen Verteidigungsanlagen inspizieren zu lassen; siehe Eintrag 25. 3. 1945, Tagebücher Goebbels, Teil II, Bd. 15, S. 592.


64
19. Bericht des Wehrmacht-Propaganda-Offiziers des Wehrkreiskommandos III, Berlin (23. 2. 1945), Wette/Bremer/Vogel, Jahr, S. 258f.


65
Zum Folgenden die Vorgänge in LAB, A Rep. 244-01/593.


66
Auszug aus dem Bericht über den »Sondereinsatz Berlin« für die Zeit vom 30.3. — 7.4.1945 (10.4.1945), Schäfer, Berlin, S. 307.


67
Darunter verstehe ich mit Luhmann, Gesellschaft, S. 595–608, die Entstehung neuer Subsysteme innerhalb eines bestehenden sozialen Systems. Eine Anwendung dieses Konzepts bei Nolzen, Art, S. 23–44.


68
Zum Faktor »Raum« die Beiträge in John/Möller/Schaarschmidt, NS-Gaue, sowie die wichtige Monographie von Steber, Gewissheiten, S. 321–482.





Die Wirtschaft Berlins

1
Bericht der Industrie- und Handelskammer Berlin, 15. 12. 1940, Bulletin des Arbeitskreises 2. Weltkrieg 1987, S. 91–102, hier S. 94. Die Statistik berücksichtigte nur den Ort, an dem die Firmen angemeldet waren, und nicht, wo die Betriebe produzierten.


2
Ausschuss, Wirtschaftsleben, S. 151f. Vgl. Fiedler, Unternehmen, S. 32–66.


3
Vgl. Feldenkirchen, Siemens, S. 132f.


4
»Berlins wirtschaftliche Verflechtung«, Mitteilungen des Statistischen Amts der Stadt Berlin 1928, S. 48f.



5
Ebd., S. 157f.


6
Ausschuss, Wirtschaftsleben, S. 99–101. Vgl. Gundermann/Wulff, Sarotti-Mohr; Borkenhagen, Schultheiss.


7
Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 97–119.


8
Bähr, Industrie, S. 27.


9
Vgl. zu Borsig Pierson, Borsig; zur Darmstädter und Nationalbank Ziegler, Ordnungsrahmen, S. 52–61.


10
Medert, Verdrängung, S. 126–130.


11
Eigene Erhebungen auf der Grundlage einer Gesamtauswertung der Einträge der Zentralhandelsregisterbeilage des Reichs- und Preußischen Staatsanzeigers (ZHRB). Vgl. »Die gewerbliche Wirtschaft nach der Zählung von 1933«, WBIHK, 25. 8. 1934. Vgl. den Beitrag von Bjoern Weigel in diesem Band.


12
Statistisches Amt der Stadt Berlin (Hg.), Kleines Berlin-Taschenbuch. Berlin in Zahlen, Berlin 1935, S. 83.


13
Ribbe/Materna, Geschichte, S. 169.


14
Ebd., S. 174.


15
Tooze, Ökonomie, S. 68.


16
»Stadt Berlin beschafft Arbeit«, BBCourier, 13. 5. 1933; 115. Geschäftsbericht der Sparkasse der Stadt Berlin für das Jahr 1933, Berlin 1934, S. 8.


17
Sopade, Berichte, 1. Jg. (1934), S. 218.


18
Hachtmann, Wirtschaftsimperium.


19
Vgl. Kreutzmüller/Loose, Bank der Deutschen Arbeit, S. 3–7. Zum Volkswagenwerk ZHRB, 9. 6. 1937, S. 1.


20
ZHRB, 30.6.1934, S. 1. Die GmbH wurde wenig später aus dem Handelsregister gelöscht. Vgl. ZHRB, 16.2.1935, S.1.


21
ZHRB, 5.5.1936, S.1; ZHRB, 5.9.1938, S.1; ZHRB, 18.6.1938, S. 2. Vgl. Kaienburg, Militär- und Wirtschaftskomplex, S. 97–99.


22
Herbst, Deutschland, S. 168.


23
117. Geschäftsbericht der Sparkasse der Stadt Berlin für das Jahr 1935, Berlin 1936, S. 5.


24
Schieder, Staat, S. 198.


25
SJB, 1933, S. 18; BiZ (1947), S. 155.


26
ZHRB, 23. 8. 1933, S. 1.


27
Vgl. Tooze, Ökonomie, S. 79f.; Feldenkirchen, Siemens, S. 497f. (FN 166).


28
ZHRB, 28.4.1934, S. 1; ZHRB, 30.4.1935, S.1.


29
BiZ, 1947, S. 176. Vgl. James, Verbandspolitik.


30
ZHRB, 20.1.1934, S. 2. Vgl. Weigel, Märzgefallene, S. 101f.


31
ZHRB, 20.12.1935, S.1. Das Unternehmen wurde 1940 aus dem Handelsregister gelöscht. Vgl. ZHRB, 30.4.1940, S.1.


32
Tooze, Ökonomie, S.87f.


33
Brief von Fuchs an Daluege, 21.12.1933, GPStAPK, VI. HA, NL Daluege, 58.


34
Scholtyseck, Aufstieg, S.366f.


35
ZHRB, 14.7.1936, S.1.


36
»Berlin-Karlsruher Industrie-Werke«, Der deutsche Volkswirt, 11.10.1935. Zu Heinrich Hunke vgl. auch Wiesen, Marketplace, S. 32f.



37
ZHRB, 15.4.1933, S. 2. Vgl. Budraß, Flugzeugindustrie, S. 94.


38
Eigene Erhebungen auf der Grundlage der ZHRB.


39
Heisig, Weser Flugzeugbau, S. 44f.


40
Budraß, Flugzeugindustrie, S. 350f., 451.


41
Vgl. ZHRB, 19.7.1935, S. 1 (Luftfahrt-Kontor GmbH); ZHRB, 29. 5. 1936. S. 1 (Luftfahrt-Erprobungsstelle GmbH). Vgl. Bähr, Dresdner Bank, S. 396f.


42
Meyer, Holding, S. 91–99.


43
35. Geschäftsbericht der Siemens-Schuckert-Werke AG, 1937, S. 41. Vgl. Feldenkirchen, Siemens, S. 146.


44
»Berlins Aufstieg zur Wirtschafts- und Industrie-Metropole des Reichs«, WBIHK, 14.8.1937. Vgl. Die Wirtschaftslage im Juni 1937, WBIHK, 17.7.1937. Vgl. Tooze, Ökonomie, S. 307.


45
Bähr, Industrie, S. 40.


46
Vgl. den Beitrag von Matthias Donath in diesem Band.


47
»Berlins Aufstieg zur Wirtschafts- und Industrie-Metropole des Reichs«, WBIHK, 14.8.1937. Vgl. Bähr, Industrie, S. 23f.; Herbst, Deutschland, S. 236f.; Schieder, Staat, S. 205.


48
»Die Wirtschaftslage im Juni 1938«, WBIHK, 17.6.1938.


49
»Die Wirtschaftslage im September 1938«, WBIHK, 27.10.1938.


50
»Die Wirtschaftslage im Bezirk der Industrie- und Handelskammer zu Berlin Ende Juli 1939«, WBIHK, 26.8.1939.


51
Vgl. den Beitrag von Marc Buggeln und Cord Pagenstecher in diesem Band.


52
Hahn, Standort, S. 17f.; Bähr, Industrie, S. 41.


53
»Einzelhandelsumsätze 1934«, WBIHK, 7.3.1935; »Einzelhandelsumsätze im Januar 1937«, WBIHK, 7.4.1937; »Einzelhandelsumsätze im November 1938«, WBIHK, 27. 1. 1939; Sopade, Berichte, 2. Jg. (1935), S. 1251–1257. Vgl. Wildt, Traum, S. 12–15.


54
Sopade, Berichte, 6. Jg. (1939), S. 636.


55
Schultze, Repräsentation, S. 119f.


56
Medert, Verdrängung, S. 164–188.


57
Vierteljahreshefte für Konjunkturforschung, 8. Jg. Heft 1, (1933), S. 19f. Vgl. Herbst, Krieg, S. 135f.


58
»Die Wirtschaftslage im März 1934«, WBIHK, 10. 4. 1934. Vgl. »Die Wirtschaftslage im September 1934«, WBIHK, 5. 10. 1934; »Die Wirtschaftslage im April 1935«, WBIHK, 7.5.1935; »Die Wirtschaftslage im August 1935«, WBIHK, 7.9.1935.


59
Tooze, Ökonomie, S. 276f.; Kreutzmüller, Händler, S. 60.


60
Vgl. »Bericht über die Prüfung von Martin Baum«, 22.12.1938, BLHA, Rep. 36 A, 2256.


61
»Der Verlauf des Wirtschaftsjahres 1938 im Bezirk der Industrie- und Handelskammer zu Berlin«, WBIHK, 17. 3. 1939.


62
»Die Wirtschaftslage Ende März 1939«, WBIHK, 29.4.1939.


63
Statistisches Amt, Berlin, S. 184.


64
»Statistik über die handelsgerichtlich eingetragenen Firmen im Bezirk der Industrie-und Handelskammer zu Berlin«, WBIHK, 27. 5. 1938.


65
SJB, 1933, S. 82; BIZ, 1947, S. 176.



66
Kabinettsvorlage des Reichsfinanzministeriums für das Gesetz zur Umwandlung von Kapitalgesellschaften, 22.6.1934, BArch, R 43 II, 370. Laut einem Aktenvermerk wurde das Gesetz auf der Kabinettssitzung vom 3. 7. 1934 »erledigt«. Ebd.


67
»Das Gesetz über die Umwandlung von Kapitalgesellschaften«, WBIHK, 15. 11. 1934.


68
Zahlen nach SJB, 1933, S. 82; SJB, 1935, S. 230; SJB, 1937, S. 195; SJB, 1939, S. 214.


69
Vgl. Ahlheim, Deutsche; Kreutzmüller, Ausverkauf.


70
Kreutzmüller/Wildt, Lippert, S. 33–35; Gruner, Judenverfolgung, S. 56–60.


71
Münzel, Verdrängung, S. 98f.


72
Kreutzmüller, Ausverkauf.


73
Bericht der Industrie- und Handelskammer Berlin, 15.12.1940, Bulletin des Arbeitskreises 2. Weltkrieg 1987, S. 94. Vgl. Steiner, Ortsempfänger, S. 249f.


74
Vgl. den Beitrag von Marc Buggeln und Cord Pagenstecher in diesem Band.


75
Aussage Karl Maria Hettlage, o. D. (1946), IfZ, ZS 920-1; Loose, Kredite, S. 102f.; Wolf, Ideologie.


76
Vgl. beispielsweise Ahrens, Krieg; Priemel, Flick; Wixforth, Expansion; Kreutzmüller, Händler, S. 120–134; Strunk, AEG, S. 56f.; James, Deutsche Bank; Feldenkirchen, Siemens.


77
Klein, Ghettoverwaltung, S. 273.


78
Vgl. Schulte, Zwangsarbeit; Kaienburg, Militärkomplex, S. 100–104.


79
Kreutzmüller, Händler, S. 108–112; Herbst, Krieg, S. 143.


80
Vgl. Feldenkirchen, Siemens, S. 135.


81
Statistisches Amt, Berlin, S. 187.


82
Bähr, Dresdner Bank, S. 169–198.


83
»Neue Aufgabenstellung für den Handel«, WBIHK, 31. 1. 1942; »Betriebsstilllegung im Handel«, WBIHK, 20.2.1943; »Mittelstand lebenswichtig«, Der Angriff, 31. 3. 1943. Vgl. den Beitrag von Bjoern Weigel in diesem Band.


84
»Bars und Nachtlokale geschlossen«, Der Angriff, 9. 2. 1943.


85
Zierenberg, Stadt, S. 85–162.


86
Wildt, Traum, S. 17–20.


87
BiZ, 1947, S. 201.


88
Feldenkirchen, Siemens, S. 154–156; Schieder, Staat, S. 218.


89
Vgl. den Beitrag von Christian Dirks und Bjoern Weigel in diesem Band.


90
Herbst, Deutschland, S. 413; Eichholtz, Geschichte, Bd. II.1, S. 226–232.


91
Brief des Generalstaatsanwalts an den Staatsanwalt beim Landgericht, 27. 2. 1943, LAB, A Rep. 358, 2943.


92
Bähr, Industrie, S. 44 und 71f.; Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 248f.


93
Deutsches Handelsadressbuch, Reichsadressbuch für Wirtschaft und Verkehr, Berlin 1949, S. III.





Transport und öffentlicher Verkehr

1
Für Hinweise und Recherchen zu diesem Beitrag danken wir Jörg Pache herzlich.


2
Vgl. Abschrift Aktennotiz über den Besuch des Führers bei der BFG, 29. 10. 1943, abgedr. bei Schäche, Architektur, S. 549.


3
Koenigs, Sozialismus, S. 165–174.



4
Grundlegend Kopper, Modernität, S. 399–413; ders., Handel.


5
Strupp, Nahverkehr, S. 83.


6
Vgl. Dirks/Simon, Dienstweg.


7
Vgl. Schäche, Architektur, S. 96; Schneider, Nahverkehr, Bd. 8, S. 213.


8
Schäche, Architektur, S. 133.


9
Ludwig, Korruption, S. 90ff.


10
Köhler, Republik, S. 859f.


11
Schreck, Führer, S. 18.


12
Zum Werbewert des Baus der Reichsautobahnen Schütz/Gruber, Mythos.


13
Ausnahmen: Strupp, Nahverkehr; Grandke, Verkehrspolitik.


14
Köhler, Republik, S. 859.


15
Ebd., S. 860.


16
BiZ, 1947, S. 216.


17
Der Schenker-Konzern (Schenker & Co. AG, Schenker & Co. OHG) und die Carl J. Busch & Co. mbH, zwei der größten deutschen Speditionsfirmen, hielten 50 beziehungsweise 25 Prozent. Vgl. Berlin-Handbuch, S. 102f.


18
Ludwig, Korruption, S. 81.


19
Leyden, Groß-Berlin, S. 160–163.


20
Die Strecke ist als gleislose Fläche zwischen den Bahnhöfen Alexanderplatz und Hackescher Markt erhalten.


21
»Neue Großmarkthalle in Berlin«, BBC, 28. 9. 1933.


22
Berlin-Handbuch, S. 100, 382f.; Schmitz, Hauptgebäude, S. 98.


23
Berlin-Handbuch, S. 383.


24
Schmitz, Hauptgebäude, S. 102f. Den Lesesaal der Staatsbibliothek nutzten im selben Jahr 505 493 Besucher. Vgl. BiZ, 1947, S. 308.


25
Röhl, Nähe; Winkler, Katastrophe, S. 765ff.; Longerich, Goebbels, S. 198f.


26
Anordnung von Sahm, 23. 3. 1933, LAB, A Rep. 014, 221. Engel war seit 1929 im Aufsichtsrat der BVG, außerdem dort NSBO-Gauleiter. Vgl. den Beitrag von Rüdiger Hachtmann und Christoph Kreutzmüller in diesem Band.


27
Protokoll Aufsichtsratssitzung, 6. 7. 1933, LAB, A Rep. 014, 4; SJB, 1934, S. 133.


28
Vgl. 4 Jahre nationalsozialistischer Aufbau bei der BVG, Berlin o. J. (1937) und Die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) und ihre Einrichtungen, Berlin 1938, sowie zahlreiche Artikel in der Mitarbeiterzeitschrift Die Fahrt; Reif, BVG, S. 5.


29
Ludwig, Korruption, S. 90f.


30
Ende November 1931 wurde Schüning die Annahme von 10 000 RM Bestechungsgeld der Sklareks nachgewiesen, woraufhin er Selbstmord beging. Vgl. Ludwig, Korruption, S. 82. Angeklagt war auch BVG-Direktor Fritz Brolat. Vgl. Weigel, Sklarek-Skandal, S. 381–384.


31
Aus NS-Sicht bei Berndt, Vierjahresplan, S. 73–77.


32
»Ein Schenkerjude verhaftet«, Der Stürmer, 17. 4. 1933.


33
Der Angriff, 28. 11. 1931. NS-Zeitungen skandalisierten immer wieder die Vorgänge in der BEHALA, so z. B. der Völkische Beobachter am 19. 10. 1929 (»Aus dem sozialdemokratischen Saustall wird gemeldet […], daß von der marxistischen Stadtverwaltung ein Riesenobjekt […] verschoben wurde. Der verantwortliche sozialdemokratische
Stadtrat erhielt Generaldirektorenposten.«) oder am 15. 11. (»Die größte aller Korruptionsschiebungen der SPD. […] Das rote Berlin hat diese Hafenanlage […] an die jüdische Firma Schenker & Co (Behala) verpachtet.«), Der Angriff am 19. 2. 1931 (»Die Reichsbahn vernichtet den Mittelstand«, die Häfen seien »für ein Butterbrot« verscherbelt worden), am 28. 11. 1931 (»Wo sitzt der Sozialdemokrat Schüning? Moabit wartet doch […] schon förmlich auf ihn.«) oder am 10. 4. 1933 (»›Behala‹-Direktoren im Polizeiverhör«).


34
Aussage der Verteidigung der Deutschen Reichsbahn, Fall »Holzer v Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft«, New York Court of Appeals, Urteil vom 12. 4. 1938, 272 NY 474, URL http://www.courts.state.ny.us/reporter/archives/holzer_deutsche.htm, 4. 9. 2012.


35
Hintergrund war das »Gesetz über Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien«, 30. 1. 1937, RGBl. I 1937, S. 107. Vgl. Schipporeit, BVG, S. 33–35.


36
NGBK, S-Bahn, S. 131–134; S-Bahn-Museum, Nord-Süd-Bahn, S. 38f.; Landesbildstelle, Verkehr, Bd. 1, S. 85.


37
Braun, Nordsüd-S-Bahn, S. 165.


38
Die Einzelheiten zur Sprengung des Tunnels sowie zum Tag, an dem die Sprengung erfolgte, sind bis heute nicht geklärt. Vgl. Meyer, Flutung.


39
BVG, 50 Jahre, S. 26.


40
Ebd.


41
Begrüßungsrede des Ministers auf der Tagung des Reichsverbands der AutomobilIndustrie in Berlin.


42
Im Jahr 1925 waren es 11 063 Unfälle mit 143 Toten, 1935 bereits 28 679 Unfälle mit 358 Toten. Vgl. BiZ, 1947, S. 241.


43
Ebd.


44
Ebd., S. 33; vgl. Verkehrstechnik 19 (1938), S. 324.


45
BiZ, 1947, S. 237.


46
Zit. n. Lubrich, Reisen, S. 206f.


47
Waldemar Wenzel, »Berlin. Luftkreuz Europas«, Berliner kommunale Mitteilungen 7 (1936), S. 205f.


48
BiZ, 1947, S. 223.


49
Vermerk, 13. 3. 1936, BArch R 43 II, 1181; vgl. Schäche, Tempelhof, S. 153.


50
Schäche, Tempelhof, S. 153; Schmitz, Hauptgebäude, S. 108.


51
Schäche, Tempelhof, S. 159.


52
Berlin-Handbuch, S. 383.


53
Ebd.


54
»Städteumbau, eine nationale und internationale Aufgabe. Denkschrift des deutschen Archivs für Städtebau, Siedlungs- und Wohnungswesen zur Führerrede 30. Januar 1937«, zit. n. Schäche, Architektur, S. 572.


55
Speer, Erinnerungen, S. 328.


56
Niederschrift über die Besprechung im Reichsverkehrsministerium, 1. 2. 1938, LAB, A Rep. 014, 92.


57
Protokoll der Beiratssitzung der BVG, 18. 9. 1940, LAB, A Rep. 014, 223.


58
Da die Reparationsverhandlungen noch liefen, stand eine deutliche Erhöhung der zu
zahlenden Leistungen der Reichsbahn zu befürchten, wenn der Kauf bekannt würde. Vgl. Ludwig, Korruption, S. 86ff.


59
Berlin-Handbuch, S. 102. Die AG wurde am 31.12.1936 aus dem Handelsregister gelöscht. Vgl ZHRB, 9.1.1937, S. 2.


60
Notiz von Philipp Kozower, 31. 5. 1942, zit. nach Jah, Sammellager, S. 183.


61
Vgl. Gottwaldt, Dorpmüller.


62
Vgl. ders./Schulle, Judendeportationen.


63
Müller-Mark, Kraftomnibus, S. 356.


64
Ebd., S. 160.


65
BVG, 50 Jahre, S. 28.


66
Personalrückgang Ende 1940: 13 Prozent durch Einberufungen und Dienstverpflichtungen; Beiratssitzung, 21. 2. 1941, LAB, A Rep. 014, 223. Anfang 1943 waren ca. 16 Prozent der männlichen Bediensteten einberufen, vgl. LAB, A Rep. 260, 200. Die Einberufung weiterer 950 Schaffner war abzusehen, vgl. Schreiben BVG an Arbeitsamt, 22. 2. 1943, ebd.


67
Material hierzu in LAB, Rep. 260, 169, 177.


68
Schreiben, Beschäftigung von Frauen als Fahrerinnen, 10. 3. 1943, LAB, A Rep. 260, 200.


69
Aktennotiz, 21. 1. 1940; Brief BVG an Reichsverkehrsministerium, 14. 2. 1940, LAB, A Rep. 260, 192.


70
Aktennotiz, 21. 1. 1940, LAB, A Rep. 260, 192.


71
Die im Jahr zuvor zugeteilten Ausländer seien der BVG »zum Teil für einen anderweitigen Arbeitseinsatz wieder genommen worden«. Siehe Beiratssitzung, 21. 2. 1941, LAB, A Rep. 014, 223.


72
In ungenannter Zahl; Beiratssitzung, 11. 10. 1941, LAB, A Rep. 014, 226.


73
»Zurzeit (sic!) werden 138 Dänen, 59 Belgier, 11 Franzosen und 13 Italiener als ausländische Zivilarbeiter beschäftigt und ferner 23 französische Kriegsgefangene.« Siehe Beiratssitzung, 26. 3. 1942, LAB, A Rep. 014, 226. Vgl. den Beitrag von Cord Pagenstecher und Marc Buggeln in diesem Band.


74
Beiratssitzung, 18. 7. 1941, LAB, A Rep. 014, 226.


75
LAB, A Rep. 014, 222; LAB, A Rep. 260, 33; vgl. auch Dirks/Simon, Dienstweg, S. 59–65; Schipporeit, BVG, S. 29.


76
Aushang, Beförderung von Juden auf den Verkehrsmitteln der BVG, 1. 10. 1941, LAB, A Rep. 260, 35; Gottwaldt/Schulle, Antijüdische Politik, S. 77–79; Gruner, Judenverfolgung, S. 146.


77
Schipporeit, BVG, S. 32.


78
Zentralblatt der Bauverwaltung, 33 (1913), S. 265.


79
Bley, Friedhofsbahn, S. 86ff.


80
Ebd., S. 135–137.


81
Ebd.; vgl. Landesbildstelle, Verkehr, Bd. 1, S. 13.


82
BVG, 50 Jahre, S. 28.


83
Ebd.


84
Sprengstoffanschlag auf den S-Bahnhof Friedrichstraße Berlin, 13. 2. 1943, BArch R 58, 755.



85
Vietig, Ort der Verfolgung, S. 338.


86
Ebd.


87
Schreiben an das Polizeirevier, 28. 1. 1941, LAB, A Pr. Br. Rep. 030-03, 1515.


88
Telegramme der Polizei zwischen 17. 3. und 28. 7. 1941, LAB, A Pr. Br. Rep. 030-03, 1515; Ermittlungsbericht der Kriminalpolizei Spandau, 16. 8. 1941, ebd.


89
Vgl. Kopper, Modernität; Makropoulos, Konstruktion; Kühne, Massenmotorisierung; Wolf, Berlin.





Arbeiter und Arbeiterorganisationen in Berlin

1
Vgl. den Beitrag von Christoph Kreutzmüller über Wirtschaft in diesem Band.


2
Eintrag 25. 7. 1943, Tagebücher Goebbels, Bd. 8, S. 538–540.


3
Zitate: Jahresbericht der Gewerbeaufsichtsbeamten 1931/32, S. 34, 38f.


4
Vgl. ebd., S. 87f.


5
Schumacher, Angst, S. 192.


6
Fromm, Arbeiter, S. 10 und 250.


7
Personalnotiz, o. D., BArch, PK C71, Johannes Engel; vgl. Kratzenberg, Arbeiter, S. 81f.


8
Broszat, Anfänge, S. 87; Kratzenberg, Arbeiter, S. 78f.; Schumann, Gewerkschaftsbewegung, S. 35ff.


9
Vgl. ROL, Parteistatistik, Bd. 4, S. 68.


10
Vgl. Winkler, Weg, S. 596ff.


11
Ebd., S. 219ff.


12
Ebd., S. 203–227.


13
ROL, Parteistatistik, Bd. 4, S. 68.


14
Vgl. Röhl, Nähe; Weber, Sozialpartnerschaft, S. 967–971; Kratzenberg, Arbeiter, S. 107f.


15
Vgl. Sandvoß, Neukölln, S. 143.


16
Vgl. ders., Reichshauptstadt, S. 57f.


17
Weihe, Personalpolitik, S. 62.


18
»Aufmarsch der Berliner Arbeiter«, Der Angriff, 27. 2. 1933.


19
Nach Gewerkschafts-Zeitung, 4. 3. 1933.


20
Angaben nach Morsch, Straße, S. 84f.


21
Kratzenberg, Arbeiter, S. 117 und 218.


22
Aufruf des ADGB vom 15. 4. 1933, Gewerkschafts-Zeitung, 22. 4. 1933. Vgl. auch Winkler, Weg, S. 921f.


23
»Feiertag der Arbeit«, Gewerkschafts-Zeitung, 29. 4. 1933; zur NS-Karriere Pahls-Linne, Gewerkschafter-Karriere.


24
Ausführlich Heuel, Stand, S. 61–187.


25
Vgl. z. B. Depesche des dänischen Gesandten, 2. 5. 1933, Bajohr/Strupp, Blicke, S. 371.


26
Ebd.


27
Vgl. Schumann, Nationalsozialismus, S. 70.


28
Heuel, Stand, S. 42.


29
Vgl. Sandvoß, Wedding, S. 32; ders., Reichshauptstadt, S. 61.


30
Vgl. Schumann, Nationalsozialismus, S. 67, 168f., 172f.



31
Nach DAZ, 7. 5. 1933.


32
Vgl. VB, 8. 5. 1933.


33
Starcke, NSBO, S. 44–50, Zitate S. 46, 50.


34
Nach Müller, Leben, S. 67. Zu Selbstverständnis, Aufgaben, Tätigkeitsfeldern und Organisationsstruktur der DAF vgl. Hachtmann, Gutachten; ders., Wirtschaftsimperium.


35
Neumann, Behemoth, S. 480. Ähnlich bereits Sopade, Berichte, 1. Jg. (1934), S. 120.


36
Vgl. Smelser, Mann, S. 191–203, 209–215; Siegel, Rationalisierung; Frese, Betriebspolitik, S. 251–433; Hachtmann, Wirtschaftsimperium.


37
Rundschreiben des CV, o. D. (16. 5. 1933), CAHJP, HM 2/8693 (RGVA 721,18).


38
Aufruf Hitlers an die NSDAP, 10. 3. 1933, in Hofer (Hg.), Nationalsozialismus, S. 55.


39
Vgl. Kratzenberg, Arbeiter, S. 137–141.


40
Rede Leys, 20. 11. 1933, BArch, NS 5 I, 256.


41
Brief von Daluege an Goebbels, Hess und Streicher, 30. 3. 1933, BArch, PK C 71.


42
»Gehaltsvorauszahlungen und Entlassungen«, DAZ, 31. 3. 1933; vgl. Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 125f.


43
»Heute Boykott dann Pause bis Mittwoch«, Berliner Lokal-Anzeiger, 1. 4. 1933.


44
»NSBO marschiert auf«; »Das deutsche Berlin zeigt seine Kraft«, beide Der Angriff, 1. 4. 1933.


45
Sopade, Berichte, 1. Jg. (1934), S. 20; vgl. Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 142–145.


46
Aktennotiz des CV, 26. 11. 1934; Abschrift eines Boykottaufrufs, o. D. (1935), beide in RGVA, 721/3161.


47
Kreutzmüller/Weber, Allianzen, S. 91–98; vgl. Sopade, Berichte, 3 Jg. (1936), S. 1193.


48
Vgl. Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 145–177; Gruner, Judenverfolgung, S. 97, 108.


49
Neu Beginnen, Bericht 8 (Juni/Juli 1934), S. 189.


50
Sopade, Berichte, 2. Jg. (1935), S. 577.


51
Vgl. Hachtmann, Koloss, S. 352.


52
Vgl. ebd., S. 200. Zur DAF-Gauwaltung Groß-Berlin vgl. ausführlicher das Organisationsgutachten des Unternehmensberaters und Wirtschaftsprüfers Karl Eicke vom 31. 7. 1936, ebd., S. 197–210; Klagen über hohe »Bonzengehälter« in der Berliner DAF wurden schon frühzeitig laut. Vgl. Brief der Gestapo an den Reichsfinanzminister, 31. 10. 1933, BArch, R 43 II, 531. Zum Verwaltungsgebäude vgl. den Beitrag von Matthias Donath in diesem Band.


53
Exemplarisch für Siemens Homburg, Rationalisierung, S. 491f., 507–520; Hachtmann, Industriearbeit, S. 75f.


54
Sopade, Berichte, 4. Jg. (1937), S. 351.


55
Peukert, Volksgenossen, S. 136.


56
Vgl. Kershaw, Volksgemeinschaft, S. 5–15; Brechtken, Geschichte, S. 241ff.; Fritzsche, World.


57
Vgl. die Listen und Kurzberichte in Neu Beginnen, Bericht 7 (Mai 1934), S. 123–127; ferner z. B. Sopade, Berichte, 2. Jg. (1935), S. 437f., 452f.


58
Nach Morsch, Straße, S. 360f.


59
Zitate in Neu Beginnen, Bericht 7 (Mai 1934), S. 120–123.


60
Vgl. Morsch, Straße, S. 438.



61
Zitate in Gestapo-Berichte vom 24. 7., 23. 9., 25. 9. und 22. 10.; V-Mann-Bericht, 31. 7. 1936, nach Morsch, Straße, S. 442ff., beziehungsweise Siegel, Rationalisierung, S. 172f. Vgl. auch Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 563; Roth, Facetten, S. 159f. (Dok. 12).


62
Sopade, Berichte, 2. Jg. (1935), S. 1057.


63
Sopade, Berichte, 3. Jg. (1936), S. 712.


64
Vgl. Roth, Facetten.


65
Morsch, Straße, S. 86.


66
Neu Beginnen, Bericht 12 (Febr./März 1935), S. 396.


67
Neu Beginnen, Bericht 8 (Juli 1934), S. 192; Bericht 10 (Okt./Nov. 1934), S. 308.


68
Vgl. Hachtmann, Industriearbeit, S. 207–223; Siegel, Leistung, S. 143–209; Recker, Sozialpolitik, S. 223–249.


69
Hachtmann, Industriearbeit, S. 144, 148.


70
Seit Mai 1934 machte die Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung und Arbeitsvermittlung von ihrem Recht Gebrauch, den Zuzug von Arbeitskräften nach Berlin einzuschränken. Vgl. ebd., S. 43.


71
Peukert, Volksgenossen, S. 140. Das folgende Zitat ebd., S. 43. Vgl. auch Sopade, Berichte, 3. Jg. (1936), S. 1191f. (exemplarisch für Siemens Berlin).


72
Zugleich war unter Jungarbeitern und anderen Jugendlichen ein massenhaft nonkonformes Verhalten gerade in Berlin stark ausgeprägt. Vgl. Morsch, Straße, S. 255.


73
Hauser, Sommer, S. 206.


74
Vgl. BiZ, 1939, S. 110; Mason, Arbeiterklasse, S. 878–906.


75
Feldenkirchen, Siemens, S. 163. Vgl. den Beitrag von Wolf Gruner in diesem Band.


76
Vgl. Sopade, Berichte, 6. Jg. (1939), S. 32, sowie allgemein Hachtmann, Arbeitsmarkt, S. 208–218.


77
Vgl. Bähr, Industrie, S. 41; Hahn, Standort, S. 17f.


78
Vgl. Sopade, Berichte, 7. Jg. (1940), S. 126f.


79
Vgl. den Beitrag von Marc Buggeln und Cord Pagenstecher in diesem Band.


80
Ausführlich Hachtmann, Industriearbeiterinnen, S. 341–348.


81
Weihe, Personalpolitik, S. 87–98. Zur DAF-eigenen Bank der Deutschen Arbeit vgl. Hachtmann, Wirtschaftsimperium, S. 535f.; Kreutzmüller/Loose, Bank.


82
Vgl. Aufstellung des Reichsverbandes der Betriebskrankenkassen, 24. 11. 1944, BArch, R 12 I, 336. Zum Hintergrund vgl. vor allem Süß, Volkskörper, S. 56–72, 254–268.


83
Vgl. Hachtmann, Koloss, S. 349.





Zwangsarbeit

1
Cavanna, Lied.


2
Demps, Zwangsarbeiterlager; Bräutigam, Fremdarbeiter; Kubatzki, Kriegsgefangenenlager. Die Lager-Datenbank der Koordinierungsstelle zur Zwangsarbeiter-Entschädigung (2001–2007) ist im Dokumentationszentrum NS-Zwangsarbeit Berlin-Schöneweide verfügbar. Vgl. Webseite »Zwangsarbeit in Friedrichshain und Kreuzberg 1938–1945«, www.kreuzbergmuseum.de/zwangsarbeit (4. 9. 2012), Webseite »Lagerstandorte« von Bernhard Bremberger, www.zwangsarbeit-forschung.de (4. 9. 2012) und die Smartphone-App zu Orten der Zwangsarbeit unter www.berlinergeschichtswerkstatt.de (4. 9. 2012).



3
Bräutigam, Zwangsarbeit, S. 30; BiZ, 1947, S. 90.


4
Scholze-Irrlitz/Noack, Arbeit; Berliner Geschichtswerkstatt e.V., Totaleinsatz; Berliner Geschichtswerkstatt e.V., Zwangsarbeit; Meyer/Neitmann, Zwangsarbeit; Arbeitskreis Berliner Regionalmuseen, Zwangsarbeit; Schrage, Zwangsarbeit; Pagenstecher /Bremberger/Wenzel, Zwangsarbeit; Schmidt, Zwangsarbeit; LAB, Spezialinventar. Die Sammlungen der Berliner Geschichtswerkstatt und der Koordinierungsstelle zur Nachweissuche sind im Dokumentationszentrum Schöneweide verfügbar.


5
Siehe den Beitrag von Wolf Gruner in diesem Band.


6
Siemens Zentral-Werksverwaltung, Vorträge der ZW-Tagung, 7. und 8. 12. 1942, o. D. (1942), LAB, Bibl. 05,0258, S. 34; vgl. Siegel, Rationalisierung, S. 12–24; Schmolling, Zwangsarbeit, S. 63–81.


7
Ebd., S. 57; vgl. Irmer, Sklavenhandel, S. 159.


8
Bräutigam, Arbeitseinsatz, S. 105–127; ders., Arbeiterstadt, S. 111–126.


9
Ders., Zwangsarbeit, S. 32f.; siehe auch die Übersichtsgrafiken, ebd., S. 30f.


10
Keller, Kriegsgefangenenwesen, S. 31. Die Liste eines italienischen Kaplans listet 120 Arbeitskommandos auf: Monsignore Luigi Fraccari, AKDOS. STAMMLG. III.D., 1944, Kopie im Archiv Berliner Geschichtswerkstatt.


11
Einen Eindruck vom Leben eines französischen Kriegsgefangenen in Berlin gibt Perret, Caporal.


12
Stärkemeldungen der Stalags 1942–1944, BArch MA, RW 6/v, 276, v. 450, v. 451 und v. 452.


13
Vgl. die Kurztexte zu den Berliner Außenlagern, Benz/Distel, Ort, Bd. 3, S. 80–132; Megargee, Encyclopedia, S. 1268–1292.


14
Vgl. Spoerer, Zwangsarbeit, S. 10ff.; vgl. die Definitionen in Martin/Pagenstecher, Zwangsarbeit, S. 10.


15
Stapoleitstelle Berlin, Ergänzungen zu Ostarbeitererlassen, 8. 8. 1942, LAB, A Rep. 242, 75. Rechnung der Berliner Fahnenfabrik Geitel & Co., o. D. (1944), Hessisches Staatsarchiv Darmstadt, G 15 Friedberg, Q 989.


16
Schilde, Sozialausgleichsabgabe, S. 63–73.


17
Pagenstecher, Knipsen, S. 51–60.


18
Vgl. Ménage, Schicksale, S. 140–151.


19
Zur Debatte um die Profite durch Zwangsarbeit vgl. Spoerer, Zwangsarbeit, S. 183f.


20
Le Vrang, »Praxis bei der Anwerbung im Ausland«, Siemens Zentral-Werksverwaltung, S. 2, 13; vgl. Bericht über die Tagung der Kreiswaltung Nauen der DAF, o. D. (April 1942), BLHA, Pr. Br. Rep. 75 Bastfaser GmbH Fehrbellin 209; Memorandum der Weser Flugzeugbau Gesellschaft Bremen, 28. 4. 1942, LAB, A Rep. 242, 89.


21
Obering. Mohr, »Werkstatteinsatz«, Siemens Zentral-Werksverwaltung, S. 30–44, 32, 42.


22
Siemens Zentral-Werksverwaltung, S. 101.


23
Berliner Verkehrsbetriebe, Todesfallmeldungen beim Arbeitsamt Mitte, 22. 11. 1944, LAB, A Rep. 242, 92.


24
Bremberger/Frewer, Zwangsarbeitereinsatz, S. 175–220.


25
Pagenstecher/Bremberger/Wenzel, Zwangsarbeit, S. 188.



26
Nachweisanfrage, 2000, LAB, Korrespondenz, Ordner 7431 Zwangsarbeiter F-G, 2000–2004.


27
Vgl. Erlass von Himmler, 10. 9. 1942, BArch, R 58, 1030.


28
Interview mit Sinaida B., Archiv »Zwangsarbeit 1939–1945«, za465.


29
Sprink, System, S. 74–82; mehrere Beiträge in Scholze-Irrlitz/Noack.


30
Pagenstecher, Slaves, S. 275–291.


31
Lagerlisten der Gesundheitsämter, BArch DH, ZA I 7818, A. 6; vgl. Pagenstecher, Lagerlisten, S. 91–107.


32
Bremberger, Sauberkeit, S. 109–119.


33
Memorandum der Weser Flugzeugbau Gesellschaft Bremen, 28. 4. 1942, LAB, A Rep. 242, 89.


34
Keim, »Lagerplanung«, Siemens Zentral-Werksverwaltung, S. 70–88, 87.


35
Lagerlisten der Gesundheitsämter, BArch DH, ZA I 7818, A. 6: Köpenick, 23.


36
Förster/Guse, Alter.


37
Bremberger, Sauberkeit, S. 115f.


38
Vgl. die Beiträge von Głogiewicz und Helas/Müller, Arbeitskreis, sowie Rudorff/ Huhn, Heide.


39
Liste der Stapoleitstelle, August 1943, LAB, A Rep. 257, 42.


40
Keim, »Lagerplanung«, Siemens Zentral-Werksverwaltung, S. 77f.


41
Vgl. Bräutigam, Arbeitseinsatz, S. 120f.; Kubatzki, Kriegsgefangenenlager, S. 14–22.


42
Pagenstecher, GBI-Lager, S. 11–18.


43
Schnellbrief der Reichsbahndirektion Berlin, 3. 7. 1944, Archiv der Deutschen Reichsbahn (Ost), MEP 5813 (Kopie Archiv BGW, zwa.akte 874).


44
Von Kardorff, Aufzeichnungen, S. 264.


45
Ebd., S. 265.


46
Pagenstecher, Widerstand, S. 229–247.


47
Herbert, Apartheid, S. 239–241, S. 262.


48
Drobisch, Werkschutz, S. 229ff.


49
Noack, Alltag, S. 53–64.


50
Oehm, Effizienz, S. 118ff.


51
Bericht Galina Wertaschonok, 28. 8. 1997, Archiv BGW, zwa.br.ost 330, teilabgedruckt in Berliner Geschichtswerkstatt, Zwangsarbeit, S. 117.


52
Bericht Raissa Stepiko, o. D., Archiv BGW, zwa.br.ost 375/383.


53
Bericht der Kriminalpolizei-Leitstelle Berlin, 21. 8. 1943, S. 9, BArch DH, ZB 6249.


54
Pagenstecher, Knipsen; ders., Erfassung, S. 254–266.


55
Cavanna, Lied.


56
Stapoleitstelle Berlin, Ergänzungen zu Ostarbeitererlassen, 8. 8. 1942, LAB, A Rep. 242, 75.


57
Bericht der Kriminalpolizei-Leitstelle Berlin, 19. 7. 1943, BArch DH, ZB 6249.


58
Pagenstecher/Bremberger/Wenzel, Zwangsarbeit, S. 179.


59
Bremberger, Todesursache, S. 189–198.


60
Bericht der Kriminalpolizei-Leitstelle Berlin, 21. 8. 1943, BArch DH, ZB 6249. Vgl. Pagenstecher/Bremberger/Wenzel, Zwangsarbeit, S. 175.



61
Stapoleitstelle Berlin, Ergänzungen zu Ostarbeitererlassen, 8. 8. 1942, LAB, A Rep. 242, 75.


62
Bericht über Tagung bei der Kreiswaltung Nauen der DAF, o. D. (ca. April 1942) BLHA, Pr. Br. Rep. 75 Bastfaser GmbH Fehrbellin, 209.


63
Bericht Nadeshda Koroljowa, 8. 8. 1997, Archiv BGW, zwa.br.ost 304.


64
Vgl. LAB, B Rep. 062, 25, 89—127. LAB, B Rep. 069, 151. In den staatsanwaltlichen Ermittlungsakten bei Landgericht, Amtsgericht und Sondergericht sind rund 15 000 Ausländerfälle überliefert, die noch einer historischen Auswertung harren.


65
Schnitter, Zeit, S. 133.


66
Berichte der Kriminalpolizei-Leitstelle Berlin, 19. 7. 1943; 21. 8. 1943, BArch DH, ZB 6249.


67
Vgl. Lotfi, KZ; Tech, Arbeitserziehungslager; Pagenstecher, Arbeitserziehungslager, S. 75–99.


68
Mietvereinbarung, 15. 4. 1940, LAB, Rep. SU 18666. Vgl. Roßberg/Krautter/Prengel, Forschungsbericht; Steer, Arbeitserziehungslager, S. 12–58.


69
Kaienburg, Zwangsarbeit, S. 12–41.


70
Aktennotiz des technischen Sekretariats der Phrix AG, 19. 7. 1941, BLHA, Pr. Br. Rep. 75, 61, 51.


71
Runderlass von Heydrich, 14. 6. 1940, abgedruckt in Roßberg/Krautter/Prengel, Forschungsbericht, Dokumentenanhang, o. S.


72
Roßberg/Krautter/Prengel, Forschungsbericht, S. 21; Steer, Arbeitserziehungslager, S. 26.


73
Vgl. Berichte zu Wuhlheide und Großbeeren, Spanjer/Oudesluijs/Meijer, Arbeit, S. 57–75.


74
Berliner Geschichtswerkstatt, Arbeitserziehungslager. Erste Erwähnung des AEL Rhinow in Gestapo Potsdam an Landräte und Oberbürgermeister des Regierungsbezirks Potsdam 23. 2. 1942, BLHA, Pr. Br. Rep. 41 Amtsbezirk Bötzow, 152. Der Stapostelle Frankfurt/Oder unterstanden die AEL Brätz und Schwetig.


75
Mitteilung, 13. 5. 1944, LAB, A Rep. 227-05, AEG 191/2.


76
Vgl. Bremberger/Pagenstecher, Überwachung, S. 185.


77
Stürzbecher, Krankengeschichten, S. 96–103.


78
Vgl. die bei Pagenstecher, Lagerlisten, zitierten Erinnerungsberichte.


79
Bremberger, Sterbelager.


80
Bremberger/Hummeltenberg/Stürzbecher, Ausländerkrankenhaus, S. 221–272.


81
Vgl. Todesfallmeldungen beim Arbeitsamt Mitte 1943–1944, LAB, A Rep. 242, 92; vgl. Beddies, Pflegeanstalt, S. 231–258.


82
Gotthold Starke, Aufzeichnungen über die Lage der Ostarbeiter in Deutschland, abgedruckt in Pagenstecher/Bremberger/Wenzel, Zwangsarbeit, S. 225. Die Erschossenen wurden im November 1942 auf dem Parkfriedhof Marzahn begraben. Vgl. Gräberdatenbank des Senats der Stadt Berlin (teils mit leicht abweichenden Namen).


83
Ceccanei, Deportierte.


84
Vgl. den Beitrag von Laurenz Demps in diesem Band. Reichsweit gab es wohl 380 000 bis 465 000 Bombentote, davon mindestens 32 000 Ausländer. Vgl. Süß, Tod, S. 14f.



85
Nach den offenbar unvollständigen Meldungen der städtischen Friedhöfe z. B. in Wilmersdorf 495 Deutsche und 122 Ausländer bis März 1944, Nachweisung der durch Feindeinwirkung getöteten Zivilpersonen, 1. 4. 1944 und 1. 10. 1944, LAB, A Rep. 009, 31452.


86
Berliner Straße 53, heute Otto-Suhr-Allee 50–54. Nach KST-Datenbank und Gräberdatenbank des Senats.


87
Vgl. Süß, Tod, S. 329–331.


88
Erinnerungsbericht Kazimiera Kosonowska, 4. 11. 1997, Archiv BGW, zwa.br.pol 415.


89
Vgl. die Berichte tschechischer Zwangsarbeiter, Berliner Geschichtswerkstatt, Totaleinsatz.


90
Interview mit dem bei BMW eingesetzten Aart Markus, 1995, Archiv BGW, zwa.int 33.


91
Black, Death, S. 121f.


92
Vermögensverzeichnisse der Ostarbeiter, 14. 12. 1944, BLHA, Pr. Br. Rep. 36 A, 29020.


93
Reichsbahndirektion Berlin, Nachforschung über Ausländer, BArch DH, ZO 21, ZO 13, A. 1.


94
Für das gesamte Reichsgebiet schätzt Spoerer die Sterberate der Westeuropäer auf zwei Prozent, die der polnischen und sowjetischen Zivilarbeiter auf elf Prozent, Spoerer/Fleischhacker, Laborers, S. 196.





Erfahrungshorizonte Berliner Jugendlicher im Nationalsozialismus

1
Kerr, Kaninchen, S. 8ff.


2
Schnurre, Gelernt, S. 70ff.


3
Koehn, Mischling, S. 11.


4
Deutschkron, Stern, S. 7ff.


5
Giesecke, Pädagogen, S. 19.


6
Vgl. Buddrus, Erziehung, S. 17.


7
Ebd., S. 852f.


8
Zur HJ Kater, Youth; Pine, Family; Rempel, Children; zum BDM Miller-Kipp, Führer.


9
Vgl. Kater, Youth, S. 26; Mouton, Nation, S. 23.


10
Pine, Family, S. 47–88.


11
Namen aus Polizeiakten und aus Akten der Jugend- und Fürsorgeämter wurden aus Datenschutzgründen geändert.


12
Moritz Föllmer hat bereits für die Weimarer Zeit darauf hingewiesen, dass »die weltanschaulich aufgeladene Gruppendynamik unter Gymnasiasten […] Außenseiter und Führerfiguren« produzieren konnte, »deren Persönlichkeitsstil ihre bürgerlichen Lehrer überforderte«, eine Dynamik, die teilweise in Selbstmorden unter Jugendlichen kulminierte. Föllmer, Leben, S. 122.


13
Bericht des 157. Polizei-Reviers, 27. 3. 1935, Kopie in der pädagogischen Sammlung der Gedenk- und Bildungsstätte Haus der Wannsee-Konferenz.


14
Abschrift des Abschiedsbriefes, 23. 3. 1935, ebd.



15
Koehn, Mischling, S. 37f.


16
Der Begriff der »kognitiven Dissonanz« wird im Sinne Leon Festingers gebraucht, vgl. Festinger, Theory.


17
Siehe zu unterschiedlichen Erfahrungen mit Veränderungen in Berliner Schulen auch das Kapitel »Zeitzeugen berichten über den Umbau der Berliner Volksschule« in Arbeitsgruppe, Lehrer, S. 76ff.


18
Kunert, Tortur, S. 221.


19
Fest, Jahre, S. 195.


20
Keim, Erziehung, S. 91.


21
Rundschreiben des Stadtpräsidenten, 14. 2. 1938, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 2128.


22
Zur Geschichte der Berliner Verwaltung und der Stellung des Staatskommissars beziehungsweise Stadtpräsidenten vgl. den Beitrag von Christoph Kreutzmüller in diesem Band; auch Aufsatz Kreutzmüller/Wildt, Lippert.


23
Rundschreiben des Stadtpräsidenten der Reichshauptstadt Berlin an die Leiter der höheren Lehranstalten in Berlin, den Oberbürgermeister, die Bezirksbürgermeister und die Oberpräsidenten der Abteilung für höheres Schulwesen, 11. 1. 1937, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 2127.


24
Rundschreiben des Stadtpräsidenten an die Leiter der höheren Lehranstalten in Berlin, den Oberbürgermeister und die Bezirksbürgermeister, 9. 2. 1937, ebd.


25
Rundschreiben des Stadtpräsidenten, 29. 10. 1937, ebd.


26
Rundschreiben des Stadtpräsidenten, 27. 8. 1937, ebd.


27
»Erlass des Reichministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung«, Rundbrief des Stadtpräsidenten, 30. 10. 1938, S. 3, LAB, A Pr. Br. Rep. 057, 2128.


28
Keim, Erziehung, S. 122.


29
Vgl. den Beitrag von Laurenz Demps in diesem Band.


30
Vgl. Haubfleisch, Reformpädagogik, S. 117–132.


31
Fest, Jahre, S. 195.


32
Reich-Ranicki, Jahre, S. 52.


33
»Jahr 5 Unter Adolf Hitler«, Heim- und Fahrtenbuch der Kameradschaft SIG, o. D., LAB, A Rep. 244-02, 6.


34
Bannbefehl NSDAP, Hitler-Jugend Bann 6 (Wedding-Reinickendorf), 25. 1. 1938, S. 5. LAB, A Rep. 244-0, 1.


35
Gärtner, Freizeiträume, S. 15–20; vgl. Kater, Youth. S. 22.


36
Vgl. Sopade, Berichte, 5. Jg. (1938), S. 759.


37
Arbeitsgruppe, Lehrer, S. 90.


38
»Unser Sportfest … und was die Presse dazu sagte«, Heim- und Fahrtenbuch der Kameradschaft SIG, o. D., LAB, A Rep. 244-02, 6.


39
Arbeitsgruppe, Lehrer, S. 90.


40
Reese, Vergesellschaftung, S. 199f.


41
Bannbefehl Hitler-Jugend Bann 6 (Wedding-Reinickendorf), 9. 1. 1937, S. 2. LAB, A Rep. 244-0, 1.


42
Vgl. den Beitrag von Rüdiger Hachtmann und Christoph Kreutzmüller in diesem Band.


43
Daniel Siemens weist in seinem Beitrag in diesem Band daraufhin, dass auch die SA
»Züge einer gewaltbereiten Jugendkultur« trug. Vgl. Beitrag von Daniel Siemens in diesem Band.


44
Campbell Bartoletti, Jugend, S. 26.


45
Vgl. ebd., S. 19f.


46
Reich-Ranicki, Jahre, S. 63.


47
Kreutzmüller, Ausverkauf, S. 163–165.


48
Brief von Max Loewy an den Polizeipräsidenten von Berlin, 29. 7. 1935, zit. n. ebd., S. 133.


49
Kenkmann, Jugend, S. 234.


50
Koehn, Mischling, S. 208.


51
Kunert, Tortur, S. 226.


52
Arbeitsgruppe, Lehrer, S. 179f.


53
Koehn, Mischling, S. 188f.


54
Überblick über die Neuerungen auf dem Gebiet des Jugendstrafrechtes, 2. 4. 1941, LAB A Rep. 003-02 29/01.


55
Niederschrift über die Arbeitsbesprechung mit den Leitenden Fürsorgern, 2. 4. 1941, ebd., S. 29.


56
Ebd.


57
Kenkmann, Jugend, S. 151.


58
Eigene Erhebungen auf der Grundlage von LAB, A Rep. 03-02.


59
Niederschrift über die Arbeitsbesprechung mit den Leitenden Fürsorgern, 2. 4. 1941, LAB, A Rep. 003-02, 29/01.


60
Abschrift des Berichtes des Wohlfahrts- und Jugendamtes Tiergarten, 19. 7. 1943, LAB, A Rep. 003-01, 4/3.


61
Anklageschrift des Landgerichts Berlin, 8. 11. 1944, LAB, A Rep. 003-01, 4/2.


62
Abschrift des Berichtes des Wohlfahrts- und Jugendamtes Neukölln, 12. 1. 1945, LAB, A Rep. 003-01, 4/3.


63
Vgl. Bericht des Bezirksamts Kreuzberg, Abteilung für Sozialwesen/Jugendsamt, 9. 2. 1945, LAB, A Rep. 003-01, 4/2; Bericht des Wohlfahrts- und Jugendamtes Neukölln, 17. 1. 1945, LAB, A Rep. 003-01, 4/3.


64
Vgl. Beschluss des Wohlfahrts- und Jugendamtes Tiergarten, 3. 3. 1941, LAB, A Rep. 003-01, 4/2, S. 260.


65
Vgl. die Vorgänge zu Einzelpersonen in LAB, A Rep. 03-02, 3/1; 3/2; 4/1; 4/2; 4/3. 120 von 174 Fällen = 69 Prozent.


66
Vgl. ebd., 31 von 120 Fällen = 25,83 Prozent.


67
Beschluss des Wohlfahrts- und Jugendamtes Tiergarten, 3. 3. 1941, LAB, A Rep. 003-01, 4/2.


68
Abschrift des Berichtes der Familienfürsorge Neukölln, 12. 11. 1942, LAB, A Rep. 003-01, 4/1.


69
Gesetzliche Grundlage war wahrscheinlich das »Reichsgesetz zur Bekämpfung von Geschlechtskrankheiten«, vgl. Sauerteig, Krankheit, S. 12.


70
Lindner, Cliquen, S. 453.


71
Vgl. Scholz, Jahrzehnt, S. 89.


72
Schätzungen zur Anzahl der Cliquen in Berlin in der Weimarer Zeit reichten von ca.
250 Cliquen mit insgesamt 3000 Mitgliedern bis ca. 600 Cliquen mit ca. 15 000 Mitgliedern, vgl. Lindner, Cliquen, S. 453.


73
Bericht über den Haftbesuch, 23. 6. 1944, LAB, A Rep. 003, 002.


74
Anklageschrift des Landgerichts Berlin, 26. 5. 1944, ebd.


75
Bericht über den Haftbesuch, 23. 6. 1944, ebd.


76
Anklageschrift des Landgerichts Berlin, 26. 5. 1944, ebd.


77
Bericht des Wohlfahrts- und Jugendamtes Prenzlauer Berg, 19. 6. 1944, ebd.


78
Kleindienst, Cliquen, S. 94.


79
Anklageschrift des Landgerichts Berlin, 26. 5. 1944, LAB, A Rep. 003-002.


80
Vgl. Lange, Meuten, S. 349.


81
»Unterirdische Nazijugend«, Nacht-Expreß, 13. 5. 1946. Vgl. Lippold/Hauptausschuß, Jahr, S. 34.


82
Die Versicherungsanstalt Berlin gab 1949 an, dass 22 Prozent aller Berliner Schulkinder Waisen waren, vgl. Situation der Jugend, in Senator.





Ein selbstzerstörerischer Bruderkampf

1
Zur Kirchen- und Religionsgeschichte Berlins und zur kirchlichen Klage über Verweltlichung Wirth, Beiträge; Elm/Loock, Seelsorge; McLeod, Poverty; Heinrich, Tausend Jahre Kirche; Hölscher, Geschichte, S. 330–407.


2
Repräsentativ für die protestantischen Befindlichkeiten ist das kirchliche Wochenblatt für die Reichshauptstadt: Das Evangelische Berlin (EvB), 1928–1933. Vgl. Stremmel, Modell, S. 158–170.


3
Vgl. Gailus, Protestantismus, S. 22–40, 57–88; ders., Glaube.


4
Zum Dankgottesdienst Marienkirche Albert Freitag, »Dankgottesdienst für die Berufung Adolf Hitlers ins Kanzleramt des deutschen Reiches«, Evangelium im Dritten Reich (EvDR), Nr. 7, 12. 2. 1933; dort auch Wortlaut der Predigt Hossenfelders »Predigt, abgehalten anlässlich des Dankgottesdienstes am 3. Februar 1933 in der St. Marien-Kirche zu Berlin«. Weitere Berichte Der Angriff, 3. 2. 1933, 4. 2. 1933; Berliner Lokal-Anzeiger, 6. 2. 1933.


5
Zum protestantischen Berlin im »Dritten Reich« siehe Gailus, Protestantismus; Kühl-Freudenstein, Kirchenkampf; Besier, Begeisterung.


6
Vgl. »Totenfeier im Berliner Dom«, EvDR, Nr. 7, 12. 2. 1933. Für Details zu den Beratungen zwischen DC, staatlichen Stellen und Dom siehe Protokolle des Domkirchenkollegiums, Domarchiv Berlin, 1, 3100; 3156. Einen Bericht gibt der Vorsitzende Georg Burghart, Aktennotiz betr. Trauerfeier im Dom, 5. 2. 1933, ebd.


7
Vgl. Gottesdienste 1913–1935, AKWG.


8
Scholder, Kirchen, S. 453–481.


9
Vgl. ebd., S. 470; Gailus, Protestantismus, S. 245f.


10
Gailus, Protestantismus, S. 115–122.


11
Zur »braunen Synode« siehe Scholder, Kirchen, S. 596–601.


12
Zum Pfarrernotbund siehe Niemöller, Pfarrernotbund; Scholder, Kirchen, S. 612–615. Mit Details zu den Gründungstagen um den 11. September Weschke, Tagebuchnotizen.


13
Vgl. Scholder, Kirchen, S. 702–705 (dort auch Zitat der Krause-Rede).



14
Brief von Dietrich Bonhoeffer an Martin Niemöller, 15. 12. 1933, zit. n. Bethge, Bonhoeffer, S. 392.


15
»Vorgänge in der Apostel-Paulus-Kirche in Berlin-Schöneberg«, 2. 12. 1934, EZA, Bestand 50, 44.


16
Vgl. Gailus, Protestantismus, S. 229–235.


17
Ebd., S. 122–138.


18
Zu Geist und Habitus der DC-Bewegung siehe Bergen, Twisted Cross; Heschel, Aryan Jesus; Gailus, Protestantismus; ders., Diskurse.


19
Vgl. Gailus, Denken.


20
Ausführliche Belege in Gailus, Protestantismus, S. 139–196.


21
Zum kirchlichen Südwesten siehe ebd., S. 306–371; Schäberle-Koenigs, Weg der bekennenden Gemeinde; Heymel, Niemöller.


22
Von den Berliner Pfarrern der NS-Zeit schlossen sich gut 20 Prozent der NSDAP an. Ein Prozentsatz, der auch durch andere Regionalstudien in etwa bestätigt wird. Vgl. Gailus, Protestantismus, S. 480–504.


23
Ausführliche Nachweise ebd., S. 373–636.


24
Vgl. ebd., S. 284–306. Zu den unterschätzten Genderaspekten Blaschke, Geschichtszeit.


25
Ausf. Gailus, Protestantismus, S. 415–480.


26
Ebd., S. 532–636; Noss, Albertz, S. 417–471.


27
Zum Kriegseinsatz von BK-Vikaren siehe Bauer, Predigtamt; Noss, Albertz, S. 456–471.


28
Vgl. Pöpping, Wehrmachtseelsorge. Als Alternative zu kirchlichen Erbauungsschriften kamen nun vermehrt Weltanschauungstraktate von SS-Propagandisten zum Einsatz, siehe Ziegler, Soldatenglaube; d’Alquen, Das ist der Sieg.


29
Vgl. Süß, Glaube.


30
Die 1938 eingerichtete Auswanderungshilfe des »Büro Pfarrer Grüber« für evangelische »Nichtarier« war 1940 verboten worden, vgl. Ludwig, An der Seite. Zu christlich motiviertem Widerstand in Dahlem und darüber hinaus Schäberle-Koenigs, Weg der bekennenden Gemeinde, S. 274–324; Rudolph, Hilfe; Gailus, Widerstand.





Wohnungspolitik und Bauwirtschaft in Berlin 1930–1950

1
Vgl. für die Weimarer Zeit Haspel/Jaeggi, Siedlungen; für West-Berlin Hanauske, Bauen; für Ost-Berlin Durth/Düwel/Gutschow, Ostkreuz. Ich danke Wolfgang Hofmann, Rüdiger Hachtmann und Christoph Kreutzmüller für wertvolle Anregungen, Hendrik Schulz für Unterstützung bei den Recherchen für diesen Beitrag.


2
Vgl. die Fotodokumentation bei Geist/Kürvers, Mietshaus.


3
Durth, Architekten.


4
Vgl. Krahe, Jahre.


5
Vgl. Stier/Krauß, Wurzeln; Bernhardt, Terrainhandel.


6
Vgl. stellvertretend Schäche, Jahre.


7
So für Berlin Engeli/Ribbe, Berlin; für Hamburg Führer, Meister.


8
Harlander/Fehl, Wohnungsbau; Hachtmann, Wirtschaftsimperium, insbes. Kap. 7.


9
Vgl. Duvigneau, Wohnhäuser.



10
Im Einzelnen wurden neu errichtet 1933: 7988 Wohnungen, 1934: 9109, 1935: 8081. Vgl. BiZ, 1947, S. 143.


11
Vgl. etwa auch die Schließung der Reichsforschungsanstalt für Wirtschaftlichkeit im Bau- und Wohnungswesen im Juni 1931, Fleckner, Reichsforschungsanstalt.


12
Berichte der StVV Berlin 1931, S. 878ff.


13
Vgl. Wohnungsfürsorgegesellschaft Berlin m.b.H., Geschäftsbericht […] für das Geschäftsjahr 1935 (1936), S. 13.


14
Engeli/Ribbe geben eine Zahl von 50 000 Parzellen innerhalb von Berlin an; vgl. dies., Berlin, S. 989.


15
Sachse, Nationalsozialismus, S. 159ff.


16
Martin Wagner, »Das wachsende Haus«, Deutsche Bauzeitung, 65. Jg. 1931, H. 73/74, S. 431f.; Scarpa, Rationalisierung, S. 21.


17
Fleckner, Reichsforschungsanstalt, insbes. S. 229–232.


18
Vgl. Engeli, Landesplanung.


19
Vgl. ders., Kommunalpolitiker, S. 126/127.


20
Geist/Kürvers, Mietshaus, S. 362.


21
BArch (ehem. BDC), NSDAP-Mitgliederkarteikarte, Pfeil, Adalbert.


22
Vgl. Willems, Jude, S. 358.


23
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 29.


24
Vgl. Berliner Tageblatt, 29. 6. 1933.


25
Vgl. Bernhardt, Aufstieg, S. 81.


26
Vgl. Hachtmann, Wirtschaftsimperium, S. 428ff.


27
Dies galt für eine Reihe von Sozialeinrichtungen und das wichtige genossenschaftliche Sparwesen. Vgl. beispielhaft Novy/Neumann-Cosel, Tradition, S. 86ff.


28
Vgl. Kress, Sommerfeld.


29
Bernhardt, Terrainhandel.


30
Krauß/Stier, Unternehmen, S. 204.


31
Vgl. Der Oberbürgermeister der Reichshauptstadt Berlin: Verwaltungsbericht der Haupthochbauverwaltung 1937, sowie als neuerer Überblick Schäche, Architektur.


32
Vgl. Baade, Kapital, S. 236ff.


33
Der Oberbürgermeister der Reichshauptstadt Berlin: Verwaltungsberichte 1932–1936, Baupolizei (1938), S. 7f.


34
Nach Engeli/Ribbe, Berlin, S. 959.


35
Vgl. Bernhardt, Aufstieg, S. 83.


36
Der Oberbürgermeister der Reichshauptstadt Berlin: Verwaltungsbericht der Haupthochbauverwaltung 1937, S. 10; Wohnungsbaukreditanstalt Berlin: Geschäftsbericht 1937–1941, S. 30.


37
Vgl. Führer, Mieter, S. 95ff.


38
Wohnungsbaukreditanstalt Berlin: Geschäftsbericht 1937–1941, S. 30.


39
Der Oberbürgermeister der Reichshauptstadt Berlin: Verwaltungsbericht der Haupthochbauverwaltung (1937), S. 10; Wohnungsbaukreditanstalt Berlin: Geschäftsbericht 1937–1941, S. 30.


40
Bernhardt, Aufstieg, S. 84.



41
75 Jahre GEHAG, S. 99.


42
Ebd., S. 104, 119.


43
Düwel/Gutschow, Städtebau, S. 168ff.


44
Wohnungsfürsorgegesellschaft m.b.H.: Geschäftsbericht 1935, S. 10. Zur Gestaltung des Horst-Wessel-Platzes vgl. Duvigneau, Wohnhäuser, S. 20; vgl. auch 75 Jahre GEHAG, S. 114, sowie Autzen et al., Stadterneuerung, insbes. S. 3–9.


45
Vgl. z. B. Engeli/Ribbe, Berlin, S. 969; Bothe-von Richthofen, Widerstand, S. 86; Warnecke/Hurt, Stück, Kap. 3.


46
Baade, Kapital, S. 327.


47
Der Oberbürgermeister der Reichshauptstadt Berlin: Verwaltungsberichte 1932–1936, Baupolizei (1938), S. 11.


48
Wohnungsfürsorgegesellschaft m.b.H.: Geschäftsbericht 1937–41, S. 18.


49
Bernhardt, Aufstieg, S. 84f.; Geist/Kürvers, Mietshaus, S. 64f.


50
So eine Notiz in der von der DAF herausgegebenen Zeitschrift »Bauen – Siedeln – Wohnen« 1938, zit. bei Tietenberg, Wohnsiedlung, S. 220.


51
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 23.


52
Formular »Vorbemerkung zur Abgabe von Angeboten an die Gemeinnützige Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft Berlin mbH«, o. J., LAB, A Rep. 009, Nr. 31423.


53
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 33.


54
Ebd., S. 26.


55
Tietenberg, Wohnsiedlung, S. 220.


56
Vgl. die Liste der GSW-Projekte bei Geist/Kürvers, Mietshaus, S. 66.


57
Willems, Jude, S. 30.


58
Das Vorstehende nach Tietenberg, Wohnsiedlung, S. 207–222.


59
Hier nach Preußische Landespfandbriefanstalt Berlin, Jahresbericht für 1938, S. 8.


60
75 Jahre GEHAG, S. 104.


61
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 39.


62
Ebd., S. 35.


63
Schreiben Pfeils an den Staatskommissar vom 23. 3. 1936 in: LAB, A Rep. 009, Nr. 31419.


64
Schreiben der GSW an das Stadtplanungsamt, 21. 10. 1937, ebd.


65
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 35.


66
Schreiben des Stadtplanungsamtes, 12. 11. 1938, LAB Berlin, A Rep. 009, Nr. 31419.


67
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 35.


68
Schreiben des Stadtplanungsamtes an den Präsidenten der Durchführungsstelle für die Neugestaltung der Reichshauptstadt, 18. 7. 1938, LAB Berlin, A Rep. 009, Nr. 31419.


69
Duvigneau, Wohnhäuser, S. 36ff.


70
Fleiter, Stadtverwaltung, S. 208ff.


71
Geist/Küvervs, Mietshaus, S. 67f.


72
Kähler, Neues, S. 436.


73
Wohnungsbaukreditanstalt Berlin: Geschäftsbericht 1937–1941, S. 17. Vgl. auch Brandenburgische Heimstätte: Geschäftsbericht 1938, Berlin 1939.


74
Wohnungsbaukreditanstalt Berlin: Geschäftsbericht 1937–1941, S. 30.


75
Zit. n. Willems, Jude, S. 356f.



76
Bericht der Gauleitung Berlin von Juni 1942, zit. n. Führer, Mieter (1995), S. 339.


77
Ebd., S. 340 u. 343ff.


78
Willems, Jude, S. 359.


79
Engeli/Ribbe, Berlin, S. 1012.


80
Schreiben des Stadtplanungsamtes an die GSW v. 10. 6. 1938, in: LAB, A Rep. 009, Nr. 31419.


81
Schreiben des Stadtplanungsamtes an den Präsidenten der Durchführungsstelle für die Neugestaltung der Reichshauptstadt v. 18. 7. 1938, in: ebd.


82
Ebd.


83
Führer, Mieter, S. 101.


84
Willems, Jude, S. 361.


85
Das Vorstehende nach ebd., S. 357–363.


86
Vgl. dazu allgemein Harlander/Fehl, Wohnungsbau, S. 68ff.


87
Details bei Stier, Kriegsauftrag 160, S. 32ff.


88
Das Vorstehende nach ebd., S. 33–39.


89
DasVorstehende nach Geist/Kürvers, Mietshaus, S. 362, 552.


90
Vgl. Frick, Entwicklung, S. 220.


91
Ebd., S. 221.


92
Ebd., vgl. auch Geist/Kürvers, Mietshaus, S. 368.


93
Vgl. Gagfah, Geschäftsbericht, S. 5ff.


94
Ebd.


95
75 Jahre GEHAG, S. 123.


96
Vgl. Etzemüller, Ordnung.





Widerstand gegen den Nationalsozialismus in Berlin

1
Winterhager, Berlin, S. 377ff.


2
Steinbach, Berlin, S. 234ff.


3
Kellerhoff, Exkurs, S. 171. Als Gegenposition dazu vgl. Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 27ff.


4
Vgl. Steinbach, Widerstandsdiskussionen, S. 103ff.


5
Stobbe, Berlin, S. 153ff.


6
Vgl. Bästlein/Tuchel, Gedenkstätte, S. 47ff.


7
Vgl. Tuchel, Zu Geschichte und Aufgabe, S. 559ff.


8
Gandert, Heimatchronik, S. 460ff.


9
Zur Person von Lipschitz, der in Berlin auch die Ehrungsinitiative »Unbesungene Helden« initiierte, vgl. Riffel, Helden, S. 47ff.


10
Scheffler, Judenverfolgung.


11
Reichhardt, Beitrag, S. 150ff.


12
Zipfel, Kirchenkampf.


13
Herzfeld, Einleitung, S. Vf.


14
Vgl. Pagenstecher, Widerstand, S. 229ff.


15
Vgl. Tuchel, Berlin, S. 79ff.


16
Wörmann, Widerstand, S. 305ff.


17
Sandvoß, Reichshauptstadt.



18
Fieber, Widerstand.


19
Vgl. Daten bei Büsch/Haus, Berlin, S. 323.


20
Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 42.


21
Gemeint ist mit dieser Bezeichnung die NSDAP.


22
Bericht der Staatspolizeileitstelle Berlin über die »Ereignisse im Monat Januar 1936«, BArch, R 58, 567.


23
Vgl. Winterhager, Berlin, S. 396.


24
Vgl. Rohe, Reichsbanner.


25
Vgl. ausführlich zum Widerstand von Sozialdemokraten in Berlin Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 55ff.


26
Ebd., S. 167.


27
Vgl. Tuchel, Kontakte.


28
Zum kommunistischen Widerstand vgl. Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 272ff.


29
Vgl. ebd., S. 455ff.


30
Vgl. Hochmuth, KPD.


31
Vgl. Neumann/Schindler-Saefkow, Saefkow-Jacob-Bästlein-Organisation, S. 144ff.


32
Vgl. Sandvoß, Reichshauptstadt, S. 169ff.


33
Vgl. Egginger, Stoßtrupp, S. 91ff.


34
Vgl. Scheffler, Brandanschlag, S. 91–118.


35
Kreutzer, Suche, S. 95–158.


36
Vgl. Tuchel/Terwiel/Himpel, Christen, S. 213–225.


37
Vgl. Graff, Gemeinde.


38
Vgl. Bethge, Bonhoeffer.


39
Vgl. Weißler, Weißlers.


40
Vgl. Gailus, Herz.


41
Vgl. Ludwig, An der Seite.


42
Vgl. Köhler, Gotha.


43
Vgl. Leichsenring, Kirche.


44
Vgl. Ogiermann, Atemzug.


45
Vgl. Garbe, Widerstehen, S. 148ff.


46
Vgl. Ritter, Goerdeler; Gillmann/Mommsen, Schriften.


47
Vgl. Schulz, Popitz, S. 237ff.


48
Vgl. Conze/Frei/Hayes/Zimmermann, Amt, S. 305ff.


49
Vgl. Sahm, von Scheliha.


50
Vgl. Coppi/Danyel/Tuchel, Kapelle; Nelson, Kapelle.


51
Haase, Fall, S. 160ff.


52
Vgl. van Roon, Neuordnung; Brakelmann, Kreis.


53
Vgl. Ringshausen, Widerstand, S. 431ff.


54
Vgl. Müller, Generaloberst.


55
Vgl. Thun-Hohenstein, Verschwörer.


56
Vgl. Smid/von Dohnanyi, Bonhoeffer.


57
Vgl. Blasius, Appeasement, S. 452ff.


58
Vgl. Meinl, Nationalsozialisten.


59
Scheurig, von Tresckow.



60
Vgl. Hoffmann, von Stauffenberg.


61
Vgl. Walle, Juli, S. 364ff.


62
Vgl. Tuchel, Verfahren, S. 131ff.


63
Vgl. Florath, Union, S. 114ff.


64
Vgl. Irmer, Cochon, S. 229ff.


65
Vgl. Kosmala, Ahnen, S. 135ff.


66
Vgl. Benz, Juden; Kosmala/Schoppmann, Untergrund.


67
Vgl. Meyer, Unternehmen.


68
Vgl. Schieb, Gemeinschaft, S. 97ff.


69
Vgl. Deutschkron, Blindenwerkstatt; Museum Blindenwerkstatt Otto Weidt, Katalog. Ausführliche Internetpräsentation unter http://www.museum-blindenwerkstatt.de.


70
Rudolph, Hilfe.


71
Deutschkron, Schatten.


72
Vgl. Gruner, Widerstand; Leugers, Berlin.





Berliner im Exil – eine tour d’horizon

1
Vgl. Armbrüster, Auswege, S. 241–249, sowie Armbrüster/Kohlstruck/Mühlberger, Exil.


2
Hochstadt, Geschichten, S. 106.


3
Dieser Text basiert auf Recherchen im Rahmen mehrerer Ausstellungsprojekte zum Thema Exil, die von Arbeitsgruppen des Vereins Aktives Museum Faschismus und Widerstand in Berlin zusammengetragen wurden. Es handelte sich um folgende Ausstellungen: »1945 – jetzt wohin? Exil und Rückkehr nach Berlin« (1995), »Haymatloz  – Exil in der Türkei« (2000), »Leben im Wartesaal. Exil in Shanghai 1938–1947« (1997), »Vor die Tür gesetzt. Im Nationalsozialismus verfolgte Berliner Stadtverordnete und Magistratsmitglieder 1933–1945« (2005), »Ohne zu zögern. Varian Fry: Berlin – Marseille – New York« (2008). Allen, die an diesen Projekten beteiligt waren, sei an dieser Stelle sehr herzlich gedankt.


4
So der Titel einer Publikation des Berliner Zentrums für Antisemitismusforschung, Benz, Exil.


5
Röder/Strauss, Handbuch.


6
Vgl. Fischer-Defoy, Gartentür, S. 113–132.


7
Aktives Museum, Stadtverordnete, S. 115.


8
Ebd., S. 222f.


9
Ebd., S. 115.


10
Ebd., S. 190.


11
Zur Biographie vgl. Freund, Memoiren.


12
Ebd., S. 14


13
Aktives Museum, Stadtverordnete, S. 233.


14
Ebd., S. 267.


15
Ebd., S. 340.


16
Ebd., S. 345.


17
Freund, Memoiren, S. 28f.



18
Aktives Museum, Fry.


19
Vgl. Kühnl-Sager, Gewerbeschule, S. 48–51.


20
Hofstein, Lebensgeschichte, S. 3.


21
Ebd., S. 6.


22
Aktives Museum, Exil, S. 158f.


23
Interview mit Anita Zander 1994, ebd., S. 158.


24
Ebd.


25
Schwartz, Notgemeinschaft.


26
Aktives Museum, Haymatloz, S. 60f.


27
Interview mit Carl Ebert, 22.11.1953, LAB, Rep 14, 2123.


28
Vgl. Aktives Museum, Exil, S. 169.


29
Vgl. Posener, Jahrhundert.


30
Ebd., S. 295.


31
Aktives Museum, Exil, S. 82.


32
Ebd., S. 83.


33
Davie, Refugees, S. 24.


34
Hofstein, Chronicle, S. 32.


35
Ebd., S. 14.


36
Ebd., S. 111.


37
Ebd., S. 1.


38
Täubert, Lebensweg.


39
Nationalrat, Braunbuch, S. 212.


40
Vgl. ihre Biographien in Aktives Museum, Stadtverordnete, S. 181, 193, 203, 281, 334, 364.


41
Aktives Museum, Stadtverordnete, S. 193.


42
Fischer, Freitod, S. 14.


43
Brief Heinrich Mann an Carl Rössler, Akademie der Künste, Berlin, Heinrich Mann-Archiv, Nr. 6704.


44
PHILO-Atlas, Sp. 76.





Städtebau und Architektur

1
Zur Bautätigkeit 1933 bis 1945 in Berlin vgl. Schäche, Architektur; Weihsmann, Bauen, S. 272–296; Donath, Architektur.


2
Vgl. Schäche, Architektur, S. 111.


3
Vgl. ebd., S. 96f.


4
Vgl. Frank, Architekturen, S. 10; Fehl, Moderne, S. 88f.


5
Schäche, Architektur, S. 170–173.


6
Hoffmann, Ausstellungsgelände, S. 98–114; Donath, Architektur, S. 122–124.


7
Wilderotter, Haus; Donath, Architektur, S. 61–63.


8
Schäche, Architektur, S. 218–226; Dittrich, Leben, S. 141–151; Donath, Architektur, S. 52–56.


9
Schäche, Architektur, S. 104–108.


10
Kluge, Olympiastadion; Schäche/Szymanski, Reichssportfeld; Donath, Architektur, S. 117–121.



11
Ebd.


12
Vgl. Willems, Jude.


13
Rede bei der Grundsteinlegung zum Gebäude der Wehrtechnischen Fakultät der TH Berlin, 27. 11. 1937, zit. n. Zentralblatt der Bauverwaltung 57 (1937), S. 1238.


14
Vgl. den Beitrag von Christoph Kreutzmüller über Verwaltung in diesem Band.


15
Vgl. Bodenschatz/Düwel/Gütschow/Stimmann, Berlin, Bd. 1, S. 178–191; Larsson, Neugestaltung; Helmer, Berlin; Schäche/Reichhardt, Berlin; Weihsmann, Bauen, S. 275–283; Kropp, Bedeutung.


16
Bodenschatz/Düwel/Gütschow/Stimmann, Berlin, Bd. 1, S. 186; Willems, Jude.


17
Vgl. Schönberger, Reichskanzlei.


18
Schäche, Architektur, S. 329ff.; Donath, Architektur, S. 78f.


19
Bodenschatz, Platz; Schäche, Architektur, S. 251–294; Donath, Architektur, S. 126 bis 137.


20
Schäche, Architektur, S. 238–250; Donath, Architektur, S. 169ff.


21
Schäche, Architektur, S. 363–366; Ernst, Vernichtung, S. 37–44; Donath, Architektur, S. 140f., 161f.


22
Schäche, Architektur, S. 392ff.; Donath, Architektur, S. 162ff.


23
Schäche, Architektur, S. 295ff., 376ff.; Geschichtslandschaft, U.S.-Hauptquartier, S. 298–314; Donath, Architektur, S. 135ff., 148ff.


24
Vgl. »Eine Soldatenstadt bei Berlin«, Deutsche Bauhütte 42 (1938), S. 18f.; »Eine Kaserne der Luftwaffe«, Monatshefte für Baukunst und Städtebau 25 (1941), S. 93–100.


25
Berlin, Teil III, S. 56.


26
Schmidt, Landhäuser.


27
Berlin, Teil IV, S. 178.


28
Vgl. Peltz-Dreckmann, Siedlungsbau.


29
Hartmann, Heim.


30
Vgl. Amtlicher Katalog, S. 10; Stephan, »Ausstellung«, Zentralblatt, S. 585f.; »Ausstellung«, Zentralblatt, S. 906; Dustmann, Heim, S. 808; Donath, Architektur, S. 87ff.


31
Behaghel, Jugendheime, S. 100.


32
Vgl. die Liste der Kirchenbauten in Berlin, Teil VI.


33
Prolingheuer, Bilderstürmer, S. 61ff., 138ff.; Donath, Architektur, S. 187ff.; Endlich/ Geyler-von Bernus/Rossie, Christenkreuz, S. 15–40.


34
Vgl. den Beitrag von Christian Dirks und Bjoern Weigel in diesem Band.


35
Vgl. Dost, Architekt.


36
Vgl. den Beitrag von Christoph Kreutzmüller zur Wirtschaft in diesem Band.


37
Zum Industriebau in Berlin 1933 bis 1945 liegen noch keine zusammenfassenden Studien vor. Vgl. die Untersuchungen zu Einzelbauten in Donath, Architektur, S. 83ff., 97f., 115f., 165ff., 183ff., 190f., 197, 211ff., 236f. Zu den formalen Mitteln vgl. Hartung, Monumentalität, S. 85–100.


38
Engel, Standort; Donath, Architektur, S. 211ff.


39
Schäche, Architektur, S. 437ff.; Donath, Architektur, S. 183f.


40
Vgl. den Beitrag von Laurenz Demps in diesem Band.


41
Donath, Architektur, S. 112f.



42
Schäche, Gebäude; ders., Botschaft; Fernández, Repräsentationsarchitektur; Schiera, Botschaft; Donath, Architektur, S. 99–106.


43
Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg, Schwerbelastungskörper; Donath, Architektur, S. 174ff.


44
Vortrag im Institut für Siedlungs- und Wohnungswesen der TU Berlin, Frühjahr 1939, zit. n. Bodenschatz/Düwel/Gütschow/Stimmann, Berlin, Bd. 1, S. 188.


45
Zur Diskussion um die stilistische Einordnung der Architektur 1933 bis 1945 vgl. Donath, Architektur, S. 21–29, und die dort verzeichnete Literatur.


46
Vgl. Rasp, Stadt; Bärnreuther, Revision; Nerdinger, Bauen; Donath, Architektur; Bose/Holtmann/Machule/Pahl-Weber/Schubert, Hamburg; Donath, Hamburg; Diefenbacher, Bauen; Donath, Nürnberg; ders., Dresden.





Inszenieren und zerstören

1
Zimmermann, Medien; Barbian, Literaturpolitik; Dussel, Rundfunkgeschichte; Thijs, Stadtjubiläen; Treß, Geist; Weidermann, Buch; Petropoulos, Kunstraub; Aster, Reichsorchester; Heidenreich/Neitzel, Medien; Weigel, Theater; Drewniak, Theater; Mendelssohn, Zeitungsstadt; Spiker, Film; Diller, Rundfunkpolitik; Freeden, Theater.


2
Spiker, Film, S. 59. Zur Bedeutung Berlins Laser, Filmwirtschaft, S. 95.


3
Mendelssohn, Zeitungsstadt, S. 312.


4
Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 32.


5
Ebd.


6
Sopade, Berichte, 3 Jg. (1936), S. 787, 803.


7
Vgl. Weigel, Theater, Kapitel 4.


8
Vgl. Aktives Museum, Geschäfte, S. 18.


9
Barbian, Schriftleitergesetz, S. 379.


10
Longerich, Goebbels, S. 150f.; Görtemaker, Weimar, S. 181.


11
BiZ, 1947, S. 312.


12
Dussel, Theater, S. 216f.


13
BiZ, 1947, S. 312; Weigel, Theater, Kapitel 3.2.1.


14
Zimmermann, Medien, S. 197.


15
Spiker, Film, S. 54.


16
Jason, Handbuch, S. 86.


17
Vgl. Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 74–79.


18
Die RRG mit Sitz im Haus des Rundfunks (Charlottenburg) entstand 1925 als Dachorganisation aller deutschen Rundfunkgesellschaften – faktisch eine Zwangsverstaatlichung; 51 Prozent der Anteile hielt das Postministerium. Vgl. Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 35.


19
Sarkowicz, Radio, S. 207.


20
Diller, Rundfunkpolitik, S. 132.


21
Lemmons, Goebbels; Kreutzmüller/Weigel, Angriff.


22
RGBl. I 1933, S. 713; vgl. Barbian, Literaturpolitik; ders., Schriftleitergesetz, S. 379.


23
Vgl. Treß, Geist; Haarmann, Bücherverbrennung, S. 31–50.


24
Herzer, Hirschfeld, S. 229f.



25
Weidermann, Buch, S. 16. Federführend war daneben der Leiter der Volksbücherei Spandau, Max Wieser.


26
Burkert, Machtergreifung, S. 191f. Friedrich floh 1933 und starb 1967 in Frankreich.


27
Vgl. den Beitrag von Matthias Donath in diesem Band. Ein neues Berliner Anti-Kriegsmuseum eröffnete Friedrichs Enkel Tommy Spree 1982.


28
Drewniak, Theater, S. 165.


29
Weigel, Theater, S. 22.


30
Spiker, Film, S. 94–102; Laser, Filmwirtschaft, S. 104.


31
Laser, Filmwirtschaft, S. 95.


32
Burkert, Machtergreifung, S. 188.


33
Ebd., S. 188–192.


34
Eine Auswahl in 500 Biographien bei Weniger, Bühne.


35
Zit. n. Heider, Pracht, S. 167.


36
Der deutsche Film blieb bis auf wenige Ausnahmen »bis zum Ende der nationalsozialistischen Herrschaft künstlerisch bedeutungslos«. Siehe Laser, Filmwirtschaft, S. 97.


37
BiZ, 1947, S. 312.


38
Brief des Kinobetreibers Hermann Zacher aus Baumschulenweg (Treptow) an die A.I.F. im Gesamtverband der Filmhersteller Deutschlands, Berlin, 19. 11. 1935, LAB, A Pr. Br. Rep., 250-06-06, 6.


39
Vgl. Piper, Rosenberg, S. 386–398.


40
Zitat Generalappell 1936 der NS-Kulturgemeinde, BArch, NS 15, 90; Theaterbesucher Drewniak, Theater, S. 44.


41
Vgl. Ketelsen, Nationenbildung, S. 31–33; Niven, Thing plays, S. 54–95.


42
Mitschrift, o. D., LAB, A Pr. Br. Rep. 250-06-04, 2.


43
Kreutzmüller/Weber, Allianzen, S. 81–87.


44
Zimmermann, Medien, S. 90. Die Zeitung erschien in der Berliner Dependance des Eher-Verlags.


45
Stöber, Presse, S. 277. Vgl. Combs, Voice.


46
Vgl. Longerich, Goebbels, S. 285, S. 262–276, u.v.m.


47
Theaterzettel der Berliner Künstler-Bühnen GmbH (1943), BArch R 55, 20264.


48
Laser, Filmwirtschaft, S. 112–117.


49
Spiker, Film, S. 165f.


50
Mendelssohn, Zeitungsstadt, S. 390.


51
Ebd., S. 388ff.; Klee, Kulturlexikon, S. 602f.


52
Aktives Museum, Geschäfte, S. 144.


53
Ebd., S. 141ff.


54
Vgl. auch Gries/Schmale, Propaganda.


55
Vgl. Zimmermann, Medien, S. 20.


56
Vgl. Stöber, Presse, S. 282f.


57
Theaterspielpläne waren seit 1. 1. 1934 genehmigungspflichtig. Vgl. Drewniak, Theater, S. 16, 34. Die Vorzensur von Filmen durch den »Reichsfilmdramaturgen« wurde mit dem Lichtspielgesetz vom 16. 2. 1934, RGBl. I 1934, S. 95–99, verfügt, allerdings nie konsequent umgesetzt; vgl. Zimmermann, Medien, S. 166.



58
Vgl. Schumann, Ghetto-Swinger, S. 56, 75.


59
Es soll gleichwohl nicht negiert werden, dass die transportierten Inhalte Wirkungen hatten. Vgl. Zimmermann, Medien, S. 20–29.


60
Ebd., S. 98–101; Stöber, Presse, S. 278f.


61
Zu Messeamt und Groß-Ausstellungen vgl. Schultze, Repräsentation.


62
Sarkowicz, Radio, S. 212.


63
Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 71; Sarkowicz, Radio, S. 212.


64
König, Mythen, S. 73.


65
Eigene Erhebungen für 1938 nach BiZ, 1947, S. 56, 244.


66
Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 119–129.


67
1933: 635 000, 1943: 1,338 Millionen (jeweils mit Vorortgemeinden Hoppegarten, Mühlenbeck, Eichwalde, Königs Wusterhausen und Zeuthen); BiZ, 1947, S. 244.


68
Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 72. Vgl. Führer, Massenkultur, S. 771.


69
Vgl. Gruner, Judenverfolgung, S. 118, 128.


70
Ebd., S. 124. Das Verbot ging auf den Berliner Magistrat zurück.


71
Vgl. Freeden, Theater, S. 153–164.


72
Stoop, Korrespondenten, S. 85.


73
Schreiben von Lochner an den Chefredakteur des Angriff, 1. 7. 1934, LAB Pr. Br. Rep. 250-06-04, 2.


74
Stoop, Korrespondenten, S. 91.


75
Ebd., S. 81–85, passim.


76
Lochner, Unexpected, S. 252; Stoop, Korrespondenten, S. 84.


77
Stoop, Korrespondenten, S. 91–96.


78
Ebd., S. 86, 88–91, 95f.


79
Plank, Reich, S. 309–328.


80
Vgl. Bajohr/Strupp, Blicke.


81
Longerich, Goebbels, S. 303.


82
Vgl. Zimmermann, Medien, S. 242–246.


83
Longerich, Goebbels, S. 363.


84
Thijs, Stadtjubiläen, S. 71–93.


85
Goebbels, Zeit, S. 219.


86
Brief des Angriffs an Reichshauptamtsleiter Sündermann, 11. 12. 1940, LAB, A Pr. Br. Rep. 250-06-04, 2.


87
Schließungen nahm der Stadtpräsident im Auftrag des Reichswirtschaftsministers vor, Grundlage war die Verordnung über den Warenverkehr vom 18. 8. 1939 (RGBl. I 1939, S. 1430), die im Krieg verschärft wurde. Er konnte auch Fertigungsverbote aussprechen (vgl. Schreiben Stadtpräsident an Generalstaatsanwalt beim Kammergericht, 10. 2. 1943, LAB A Rep. 358, 2943).


88
Zit. nach Weigel, Theater, S. 193.


89
Kurt Kränzlein, Chefredakteur des Angriffs, bezeichnete die Richtlinien für die Papiereinsparung schon im Juni 1939 als »sehr einschneidend«. Vgl. Schreiben an Kampmann, 16. 6. 1939, LAB, A Pr. Br. Rep. 250-06-04, 2. Spätestens 1941 reduzierte sich der Umfang der Zeitungen weiter. Vgl. Schreiben Hauptschriftleiter Hermann Fiddickow an Karl Hermann Theil, 7. 5. 1941, ebd.



90
Ein Exemplar der letzten Ausgabe findet sich im Deutschen Historischen Museum, Do 5/602. Titelseite online, URL: http://www.dhm.de/lemo/objekte/pict/d2y00503/, 4. 9. 2012.


91
Mendelssohn, Zeitungsstadt, S. 15.


92
Dussel, Rundfunkgeschichte, S. 124.


93
Berlin Handbuch, S. 650.


94
Bauernfeind, Tonspuren, S. 65f.





Berlin – die Wissenschaftsmetropole des »Dritten Reiches«

1
Zur Gründung wichtiger Laboratorien und Institute an der THCh vgl. Rürup, Universität, S. 16. Zu An-Instituten der FWU bis 1918 vgl. (exemplarisch) Anm. 20.


2
Vgl. Hoffmann/Walker, Physiker.


3
Vgl. Maier, Gemeinschaftsforschung.


4
Mehrtens, Kollaborationsverhältnisse; Ash, Ressourcen.


5
Vgl. Kater, Ahnenerbe; Jansen, Tendenzen, S. 156–159; Jagust, Money, S. 288–293; Leube, Frühgeschichte, S. 153ff.


6
Seit Januar 1933 wurden an der FWU 35 Prozent, an der THCh mindestens 25 Prozent der Hochschullehrer und aus der KWG insgesamt gut 10 Prozent der Wissenschaftler entlassen. Vgl. Kienas, Massenentlassungen, S. 387ff.; Grüttner/Kienas, Vertreibung, S. 149; Jahr, Machtübernahme, S. 309; Schottlaender, Hochschulpolitik; Kändler, Anpassung, S. 144ff.; Rürup, Schicksale, S. 92ff.; Schüring, Kinder, S. 86–134.


7
Rust, Eröffnung, S. 13.


8
Vgl. Walker, Waffenschmiede, S. 378ff.


9
Fischer/Hohlfeld/Nötzoldt, Akademie, S. 518.


10
Hoffmann, Verhältnis, S. 77.


11
Vgl. Fischer/Hohlfeld/Nötzoldt, Akademie, S. 522. Die folgenden Angaben nach ebd., S. 533.


12
Vgl. Flachowsky, Notgemeinschaft, S. 163–200.


13
Heinemann/Wagner, Wissenschaft, S. 11.


14
Zu Abteilungen und Forschungsschwerpunkten der PTR vgl. Kern, Forschung, bes. S. 223–229, 250ff.; Hoffmann, Gleichschaltung, S. 127ff.


15
Vgl. Kern, Forschung, S. 225, 251, 266.


16
Ihren Sitz hatte die CTR Unter den Eichen 87, also dort, wo heute die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung residiert. Zum Folgenden vgl. vor allem Ruske, Materialprüfung, S. 277–319.


17
Ebd., S. 307.


18
Vgl. ebd., S. 307 (Tab. 6) beziehungsweise S. 309 (Tab.7).


19
Als Überblick Ruske, Forschungsanstalten.


20
Vgl. Kockel, Ölpolitik, S. 348.


21
Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, Bd. 1, S. 146–173, Bd. 2, S. 711–724; ders., Vernetzung.


22
Vgl. Flachowsky, Notgemeinschaft, S. 251ff.


23
Vgl. ebd., S. 386ff.



24
Tenorth, Geschichte, Bd. 1, S. 9.


25
Vgl. Grüttner, Studenten, S. 496; ders., Studentenschaft, S. 220, 231f., 253, 270, 574.


26
Studentenzahl 1860–1941/42 nach ebd., S. 188f., beziehungsweise Tabellenanhang HU, Bd. 2, S. 569–572. Vgl. auch Tenorth, Geschichte, Bd. 1, S. 13f.


27
Imeri, Völkerkunde, S. 313, 317, 319.


28
Gleichzeitige Anbindung an die Universität und die KWG hatte sich schon zuvor nicht ausgeschlossen. So war das 1913 gegründete KWI für Arbeitsphysiologie anfangs faktisch ein An-Institut der FWU, hierzu Hachtmann, Kind, S. 77ff.


29
Vgl. Schleiermacher, Rassenhygiene; Baader, Sozialhygiene, S. 770–774; Schmuhl, Grenzüberschreitungen.


30
Heinemann, Homogenisierungsplanungen, S. 45, 65f., 71; vgl. Rössler/Schleiermacher, Generalplan.


31
Botsch, Wissenschaft; ders., Institut.


32
Zu Six vgl. Hachmeister, Gegnerforscher; Meyer und Six waren keine Einzelfälle. Zu einer ganzen Reihe von FWU-Wissenschaftlern, die unmittelbar in die NS-Verbrechen vor allem im Osten Europas involviert waren, vgl. Thiel, Lehrkörper, S. 525–530. Auch die (übrige) Soziologie an der FWU konnte »institutionell und personell expandieren«. Wollmann, Soziologie, S. 269; außerdem Klingemann, Soziologie, S. 30; Eckert, Sprachen, bes. S. 545f.


33
Hardtwig, Geschichtswissenschaften, S. 433.


34
Vgl. Grüttner, Studenten, S. 496.


35
Vgl. Rürup, Universität, S. 26; Schröder-Werle, Chronik, S. 21f.


36
Kändler, Anpassung, S. 149; vgl. Schröder, Lehrkörperstruktur, S. 105f.


37
Maßgeblicher Verbindungsmann war hier Willi Willing. Seit 1932 SD-Mitarbeiter und seit 1937 beamteter außerordentlicher Professor, wurde er 1940 zum Ordinarius für Elektrotechnik ernannt; von 1942 an war er Hauptabteilungsleiter im SS-WVHA.


38
1910 hatten die Städteplaner und Professoren der THCh Josef Brix und Felix Genzmer einen von zwei ersten Preisen im Wettbewerb »Groß-Berlin« gewonnen. In ihrem Entwurf schlugen sie vor, am Ende der damaligen »Kaiserallee« ein »dem Stadtzentrum gleichwertiges Kunst- und Kulturzentrum in der freien Natur gegenüber zu stellen«. Dort sollte »die Universität zum Gymnasion werden«; Brix/Genzmer, Denk, S. 34 (Dank an Christoph Bernhardt für diesen Hinweis).


39
Vgl. Domarus, Hitler-Reden, Bd. I/2, S. 764ff. Zum architekturhistorischen Stellenwert der Hochschulstadt Schäche, Architektur, S. 25ff.


40
Zur WTF vgl. Ebert/Rupieper, Wissenschaft; Rürup, Universität, S. 26f.; Kändler, Anpassung, S. 149ff.


41
Vgl. ebd., S. 154.


42
Das RWA war aus dem Amt für Roh- und Werkstoffe, der wichtigsten Abteilung innerhalb des im April 1936 gegründeten Rohstoff- und Devisenstabes, hervorgegangen. Es firmierte zunächst als Reichsstelle und wurde vom IG-Farben-Vorstand Carl Krauch geleitet.


43
Vgl. die Liste bei Maier, Forschung, Bd. 2, S. 999ff. Im Sept. 1941 firmierten 23 und Anfang 1945 dann 35 Forschungseinrichtungen als VJP-Institute.



44
Nach OMGUS, No. 137 und 144.


45
Weiss, Rüstungsforschung, S. 123.


46
Vgl. Stokes, Farbenindustrie, S. 245, 292f.; Budraß, Flugzeugindustrie, S. 531, Tab. 40; ders., Luftfahrtforschung, S. 169.


47
Vgl. Maier, Forschung, Bd. 1, S. 291–299; Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, Bd. 1, S. 214–218; ferner Gausemeier, Ordnungen, S. 201ff.


48
So (aus der Perspektive der FWU) Grüttner, Resümee, S. 542f.


49
Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, Bd. 1, S. 153ff., 167ff., 486f.; Freytag, Wirtschaftstag, S. 75f., 95, 105, 111, 288, 317.


50
Zur komplexen »Neuen Staatlichkeit« der NS-Diktatur vgl. Hachtmann, Staatlichkeit.


51
Vgl. Hachtmann/Süß, Kommissare.


52
Vgl. Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, Bd. 2, S. 1000f.





Gelenkte Bilder

1
Herz, Hoffmann, S. 79.


2
Vgl. Kerb/Uka/Walz-Richter, Gleichschaltung; vgl. Weise, Fotojournalismus; Honnef /Sachsse, Fotografie.


3
Vgl. Atlantic Pressebilderdienst und Verlagsgesellschaft m.b.H, LAB, F Rep. 290-06-01.


4
Vgl. Fotoarchiv Hoffmann, Bayerische Staatsbibliothek, www.bsb-muenchen.de/Bilder.591.0.html. Die von Hitlers »Leibfotografen« betriebene Münchener Bildagentur war seit Mitte 1932 in Berlin vertreten.


5
U. a. bei SZ-Photo, München. Im Bildarchiv des Bundesarchivs liegt der größte Teil mit ca. 1,2 Millionen Fotos. Insgesamt weisen wohl mehr als ca. 200 000 Scherl-Fotos der NS-Zeit Berlin-Bezug auf. Vgl. Rainer Hofmann, »Das Bildarchiv der früheren DDR-Nachrichtenagentur ADN«, Mitteilungen aus dem Bundesarchiv, 1/1993, S. 23–25, 1993. Ich danke Brigitte Kuhl, bis 2010 stellvertretende Referatsleiterin im Bildarchiv des Bundesarchivs, für Hinweise und Angaben. Zu Fotografien über Berlin siehe Fachgruppe, Fotografie; vgl. auch Landesarchiv, Archive, aktualisiert unter www.berliner-archive.de.


6
U.a. die Sammlung Hanns-Peter Frentz. Vgl. Hiller von Gaertringen, Auge.


7
Ullsteinbild und BPK verfügen über zahlreiche Werkbestände und Nachlässe von Berufsfotografen beziehungsweise»Bildberichterstattern«.


8
Herz, Hoffmann, S. 13.


9
Paul, Bilder, S. 268.


10
Sauer, Fotografie, S. 575.


11
Jakob/Köster, S. 7.


12
Vgl. von Dewitz/Scotti, Wahrheit; Schneider/Grebe, Wirklich.


13
Reichel, Volksgemeinschaft, S. 446.


14
Sachsse, Fotografie, S. 118–134.


15
Zu Ehlert vgl. Sachsse, Erziehung, S. 379.


16
Reichel, Volksgemeinschaft, S. 446


17
Im Nachlass des als Bildchronist des ostjüdischen Schtetl bekannten Roman Vishniac, der von 1920 bis 1939 in Berlin lebte, liegen private Fotos dieser Jahre vor. Auch
seine Berlin-Aufnahmen zeigen »in seltsam friedvollen Straßenfotos« ein idyllisches Berlin »allertiefsten Friedens« und werden zu »Ausweisen der Doppelgesichtigkeit der Diktatur«. Vor allem »überrascht […] das Fehlen eines erkennbaren Einschnitts im Jahr 1933. Das Leben der großen Stadt zeigt sich im Spiegel von Vishniacs Bildern seltsam unberührt vom politischen Umbruch. […] Allenfalls vereinzelt finden sich Zeichen, dass das Land langsam, kaum merklich ins Barbarische kippt: ein gerahmtes Hitler-Porträt im Schaufenster einer Glaserei in der Uhlandstraße 144 etwa, hier und da ein Hakenkreuz oder ein winziger Davidstern an einem Galgen, an eine Fleischerei am Kurfürstendamm geschmiert.« Vishniac versuchte wie andere jüdische Fotografen »unter wachsendem Druck […] Zivilität zu bewahren.« »Nur hin und wieder ein Hakenkreuz. Roman Vishniacs seltsam friedvolle Straßenfotos aus den dreißiger Jahren in Berlin«, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 30. 11. 2005. Vgl. auch Fraser/Vishniac-Kohn/Pomerance, Berlin.


18
Vgl. Jagersberger, Bilderbuchdeutsche, S. 153.


19
Sachsse, Fotografie, S. 125.


20
Vgl. den Beitrag von Thomas Schaarschmidt in diesem Band.


21
Vgl. den Nachlass Artur Grimm, BPK, Berlin.


22
Zu Fremke vgl. Sachsse, Erziehung, S. 382.


23
Zu Grimm vgl. ebd., S. 387.


24
Reichel, Volksgemeinschaft, S. 446.


25
Die Fotos werden dem für die Heinrich Hoffmann Presseillustrationen in den »Führerhauptquartieren« tätigen Fotografen Franz Gayk zugeschrieben. Vgl. Herz 1994, S. 327; vgl. BSB, Bild-Nr. hoff-54582, hoff-54589, hoff-54560, hoff-54580, hoff-54574, hoff 54565, hoff-54567, http://elektra.bsb-muenchen.de; vgl. auch BPK, Bild-Nr. 30008135–30008140, http://bpkgate.picturemaxx.com


26
Vgl. Hesse, Bilder, S. 136–145.


27
Dies kann Folge der Dezimierung des Bildmaterials durch Kriegseinwirkungen sein, könnte aber auch darauf hindeuten, dass drastische öffentliche Praktiken des NS-Ausgrenzungsterrors in Berlin nicht zur Anwendung kamen oder für Fotografen tabu waren. Zu Fotos öffentlicher Anprangerungen vgl. Hesse/Springer, Augen.


28
Eine wertvolle Ausnahme stellt die rudimentäre Dokumentation des »Konzentrationslagers Columbia« auf dem Gelände der ehemaligen Militärarrestanstalt am Rand des Tempelhofer Feldes im privaten Fotoalbum des Kommandanten mehrerer Konzentrationslager, Karl Otto Koch, dar. Vgl. Morsch, Sachsenburg, und den Beitrag von Stefan Hördler in diesem Band.


29
Paul, Boykott, S. 454–462.


30
Vgl. u. a. Bundesarchiv, Berlin, SAPMO-BArch, Bild Y1-802-88.


31
Vgl. exemplarisch die Bildreportage »Jetzt Schluß damit! Die Literaten der Kommune werden verhaftet«, Illustrierter Beobachter, 31. 3. 1933.


32
Zu einer Razzia am heutigen Klausenerplatz vgl. u. a. BPK, Bildnummer 30013827, bpkgate.picturemaxx.com.


33
Vgl. u. a. Razzia im Scheunenviertel, BArch, Bild 183-H 29506,H 29502,H 2676. Vgl. Hesse, PK-Fotografen.


34
Vgl. u. a. beispielsweise BPK, 50059297, 70002542, bpkgate.picturemaxx.com.



35
U. a. im von NS-Studenten am 6. 5. 1933 geplünderten und verwüsteten »Institut für Sexualwissenschaft« in Tiergarten. Vgl. die Fotos u. a. im U.S.HMM, Washington, dort z. B. Photograph#01625, ebenso in U.S. National Archives and Records Administration, bei Magnus-Hirschfeld-Gesellschaft e.V., Berlin, und im Bildarchiv des Bundesarchivs, Koblenz, bei BPK, bei Getty Images.


36
Exemplarisch Josef Donderers Fotos bei BPK, bpkgate.picturemaxx.com.


37
Für die Forschung bietet sich der Vergleich mit Fotografien des Boykotts in anderen Städten und Regionen an, ebenso der Vergleich mit Bildüberlieferungen des Novemberpogroms andernorts.


38
Vgl. die Fotos bei Hesse/Springer, Augen.


39
Ein zur Ikone gewordenes Foto der als »Prangermarsch« inszenierten Verhaftung jüdischer Männer im November 1938 wurde lange und wird manchmal immer noch als Transport aus Berlin in das Konzentrationslager Sachsenhausen ausgegeben. Das Foto wurde jedoch am 10. 11. 1938 in Baden-Baden aufgenommen und zeigt den Abtransport Verhafteter in das KZ Dachau. Vgl. Hesse/Springer, Augen, S. 113; Kreutzmüller /Werner, Fixiert, S. 16–26.


40
Vgl. hierzu Hesse, Bilder, S. 138.


41
Vgl. die Bildzeugnisse u. a. bei Hesse/Springer, Augen.


42
Insgesamt etwa 20 Fotos. Vgl. u. a. z. B. Bundesarchiv, Koblenz, Bild 146-1987-035-01, Bild 146-1987-035-25A sowie 146-1986-044-10A, 11A, 11 bis 16.


43
Vgl. exemplarisch Aufnahmen eines für den Fotografen arrangierten sonntäglichen Badeausflugs wohl weißrussischer Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter im Staatsarchiv Freiburg, https://www2.landesarchiv-bw.de, Sammlung Willy Pragher W 134.


44
Steinbach, Berlin, S. 239.


45
Ebd., S. 236.


46
Vgl. die Bildsequenz im Archiv Hoffmann der Bayerischen Staatsbibliothek, München, unter BPK, 50047871–50047879, bpkgate.picturemaxx.com. Vgl. die publizistische Verwendung eines dieser Fotos, das die Spuren der Misshandlungen Elsers zu verbergen wusste, in der Bildreportage »Ein Meisterstück der Geheimen Staatspolizei«, Illustrierter Beobachter, 30. 11. 1939.


47
Vgl. u. a. bpkgate.picturemaxx.com. Hierzu Tuchel, Volksgerichtshof, S. 648–658.


48
Sachsse, Fotografie, S. 131. Vgl. Jäger, Verfolgung, S. 199ff.; Stiftung, Hausgefängnis; Griebel/Coburger/Scheel, Erfaßt.


49
Steinbach, Berlin, S. 240.


50
Hannig, Fotografien, S. 271.


51
Ebd., S. 272.





Entgrenzung und Eingrenzung der Gewalt

1
Vgl. Wagner, Volksgemeinschaft, S. 193–213, 233–253; Wildt, Generation, S. 214–230, 251–259; Wilhelm, Polizei, S. 73–98, 167–173.


2
Von 50 000 Hilfspolizisten in Preußen waren 50 Prozent Angehörige der SA, 30 Prozent der SS und 20 Prozent des Stahlhelm, ebd.; Curilla, Ordnungspolizei, S. 51f.


3
Sie rekrutierten sich zu je 100 bis 150 Mann aus den 15 SA-Standarten und selbstständigen
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							7
							Ebd. S. 14.

						

						
							8
							Vgl. Girbig, Anflug, S. 229f.

						

						
							9
							Schnell, Aufbau, S. 100.

						

						
							10
							Vgl. dazu den »Erlaß des Stadtpräsidenten der Reichshauptstadt«, 22. Februar 1937, LAB St. Rep. 01, HV, GB Nr. 1985.

						

						
							11
							Aktennotiz, 2. 9. 1939, LAB, Rep. 208, Acc. 1651, Nr. 9285.

						

						
						
							12
							Hampe, Luftschutz, S. 46.

						

						
							13
							BiZ, 1939, S. 301.

						

						
							14
							Polizeipräsident von Berlin (Hg.), Anordnungsblatt für den Erweiterten Selbstschutz, März 1943, S. 7.

						

						
							15
							Schreiben der Gauleitung, o. D. (1940), LAB, StA Nr. 16148. Vgl. den Beitrag von Thomas Schaarschmidt in diesem Band.

						

						
							16
							Robert Ley, Die innere Front tut ihre Pflicht, in ders. (Hg.), Der Schulungsbrief, 9. Folge, September 1939, S. 330ff.

						

						
							17
							Siehe BiZ, 1939, S. 299.

						

						
							18
							Dienstblatt der Stadtverwaltung Berlin, Teil XIV, Richtlinien für die Versorgung Obdachloser nach Luftangriffen, 10. 4. 1943.

						

						
							19
							Ebd.

						

						
							20
							Kriegsverwaltungsbericht der Stadt Berlin, o. D. (1940), LAB, Rep. 21-02, Nr. 117. S. 30 des Berichts.

						

						
							21
							Friedrich, Brand, S. 375.

						

						
							22
							So das Merkblatt Nr. 4, Original im Besitz des Vf.

						

						
							23
							Schreiben Eberhard Milch an Hitler, 11. 12. 1940, BA Militärarchiv Freiburg, RL 4/340.

						

						
							24
							Bericht des GBI, o. D. (1940), LAB, Rep. 01, Nr. 16888.

						

						
							25
							Groehler, Luftherrschaft, S. 238ff.

						

						
							26
							Koch, Flak, S. 216.

						

						
							27
							Die Weisung lautete: »Ich ordne für das Gebiet der Reichshauptstadt folgendes an: 1.) Der Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt wird mit der Durchführung des Luftschutzbaues in Berlin beauftragt. Zur Durchführung dieser kriegswichtigen Aufgabe sind ihm die notwendigen Bauarbeiter, Baustoffe und die erforderlichen Transportmittel bereitzustellen. 2.) Er ist bevollmächtigt, in allen Reichsministerien und sonstigen öffentlichen und privaten Gebäuden die vorhandenen Kellerräume für die Zwecke des Luftschutzes in Anspruch zu nehmen, sofern sie für die Aufrechterhaltung des Betriebes nicht lebenswichtig sind. Die vom Generalbauinspektor hierüber getroffene Entscheidung ist endgültig. 3.) Ich beauftrage den Generalbauinspektor weiter, Luftschutzsonderbauten mit Schlafgelegenheiten für je bis zu 100 Personen in einer noch zu bestimmenden Anzahl neu zu erstellen. 4.) Die aus der Durchführung dieser Massnahmen entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Reiches.« BAF-Militärarchiv Freiburg, Rep. 4/N4. 340.

						

						
							28
							Ebd., 4/N4. 340.

						

						
							29
							AIVB, Berlin, Teil III, S. 109f.

						

						
							30
							Girbig, Anflug, S. 155.

						

						
							31
							Groehler, Luftkrieg, S. 387.

						

						
							32
							Ebd. S. 389.

						

						
							33
							Boog, Reichsluftverteidigung, S. 140.

						

						
							34
							Vgl. Groehler, Luftkrieg, S. 390.

						

						
							35
							Anordnung des Reichsinnenministers, 2. 5. 1941, BArch Berlin, R 36, 26.96.

						

						
							36
							Zusammengestellt nach den Kriegsmitteilungen des Statistischen Amtes der Reichshauptstadt Berlin, Mitteilung Nr. 8 vom 12. Dezember 1944.

						

						
						
							37
							Ebd., Heft 10/1944, S. 125ff.

						

						
							38
							Bericht des Statistischen Amts der Stadt Berlin, 29. 10. 1944, LAB, A. Rep. 01, 2977. Vgl. den Beitrag von Cord Pagenstecher und Marc Buggeln in diesem Band.

						

						
							39
							Bericht des Statistischen Amtes von August 1945 über die ortsabwesende Bevölkerung, LAB, A Rep. 010-01-01, 4.
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							41
							Groehler, Bombenkrieg 1990, S. 274.
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							47
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